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3 Einleitung 
3.1 Die Linke und die ökologische Fortschrittskritik 
„Für uns war 100 Jahre lang klar: Ohne technologisch-industrielles Wachstum ist kein sozia-
ler Fortschritt möglich. Entsprechend haben wir im Verein mit der Gewerkschaftsbewegung 
den Grundsatz ‚Wachstum um jeden Preis’ mitgefordert und mitvertreten. Heute, angesichts 
der Verwüstung unserer Umwelt, der Zerstörung der Natur und deren Folgen für unser aller 
Zusammenleben, sind wir zu neuem und differenziertem politischen Denken auch dem 
Wachstumsproblem gegenüber gezwungen.“ 
SPS (Hg.), Programmrevision: Ein Programm-Vorentwurf und Materialien für die Diskussion in der 
Sozialdemokratischen Partei der Schweiz, Bern 1981, S. 35. 
 
Im einzigartigen wirtschaftlichen Aufschwung der Nachkriegszeit glaubte die Sozialdemokra-
tische Partei der Schweiz (SPS), das historische Geschehen in naher Zukunft an sein politi-
sches Ziel führen zu können. „Unsere Gesellschaftsordnung“ – so erklärte sie in ihrem Par-
teiprogramm von 1959 – „befindet sich, geschichtlich betrachtet, im Übergang vom 
Kapitalismus zum Sozialismus.“1 Und Alt-Bundesrat Max Weber meinte zu den sozialisti-
schen Errungenschaften seiner Zeit: „Ja, wir haben es erreicht. Wir wollen die Gloriole nicht 
andern überlassen.“2 Tatsächlich: Was die SPS mit dem Sozialismus ehemals versprochen 
hatte, hat die Entfaltung von Wirtschaft und Technologie nach dem Zweiten Weltkrieg nahezu 
erfüllt. Die Produktivität nahm zu, die Löhne stiegen. Konsumgüter – Radios, Waschmaschi-
nen, Staubsauger, Telefone – wurden massenhaft produziert. So setzte jener Wohlstand ein, 
den die politische Arbeiterbewegung während Jahrzehnten angestrebt hatte. Mehr als das: 
Die Hochkonjunktur führte dabei nicht nur zu breitem materiellen Besitztum, sondern ebenso 
zu mehr Freizeit, mehr Urlaub, besseren Wohnsituationen und Bildungschancen. Auf der 
Grundlage der wirtschaftlichen Prosperität wurde die soziale Sicherheit ausgebaut. Der 
‚Lohnsklave’ von ehemals war zum geschätzten Mitarbeiter und Bürger aufgestiegen. Die 
Sozialdemokratie hatte somit gute Gründe, mit sich und den gegenwärtigen Erfolgen zufrie-
den zu sein, und die Zukunft schien weitere positive Entwicklungen bereitzuhalten. Der Aus-
bau der Nationalstrassen löste einen zusätzlichen Wachstumsschub aus. In technologischer 
Hinsicht sollte die Nutzung der Atomkraft alsbald eine weitere Epochenwende einleiten. Es 
bestand kein Zweifel daran, dass diese Dynamik den rechten Weg in die Zukunft weisen 
würde. 
                                               
 
 
1
 Programm der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz, angenommen durch den Parteitag vom 27. und 28. 
Juni 1959 in Winterthur, Zürich 1959, S. 20. 
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Ein gutes Jahrzehnt später sah die SPS erneut das Ende der Geschichte nahen – diesmal 
allerdings in einem apokalyptischen Szenario. „Es geht“ – so beschwor der Schriftsteller Max 
Frisch am Sonderparteitag 1971 – „um unser Überleben in einem veränderten Zeitalter.“3 
Günter Grass ergänzte als Gastredner, dass die Bürger demnächst an „den Absonderungen 
ihres Wohlstandes“ ersticken könnten.4 Im Manifest jenes Parteitages hielt die SPS fest: „Die 
Umweltgefahr ist kein Schlagwort, sondern bittere Wirklichkeit. Gegen sie ist jede Armee 
machtlos. Zu lange ist sie übersehen worden. Zu lange wurde Wirtschaftswachstum, wurden 
jährliche Rekordumsätze und -gewinne wie Götzen verehrt. […] Resultat: Auf der einen Seite 
die florierende Wirtschaft, auf der andern verfaulte Flüsse und Seen, verschmutzte und ver-
giftete Luft und eine bedrohliche Lärmlawine.“5 Eindringlich mahnende Worte wie diese wa-
ren Ausdruck einer Krisenstimmung, die zu Beginn der 1970er Jahre weite Teile der Gesell-
schaft erfasste. Die Wahrnehmung der natürlichen Umwelt hatte sich binnen kürzester Zeit 
grundlegend gewandelt. Begriffe wie Natur und Ökologie waren in aller Munde, unzählige 
kleinere und größere Umweltorganisationen wurden gegründet. In der ganzen Schweiz 
machten sich Menschen zu ‚Bachputzeten’, Uferreinigungen oder Entrümpelungsaktionen 
auf oder suchten in unberührten Landstrichen nach einem neuen Umgang mit der Natur. So 
entfaltete das beginnende ökologische Zeitalter eine Dramatik, die in ihrer Breite und Vielfalt 
kaum einen Bereich des gesellschaftlichen Lebens unberührt liess. 
Die ökologische Zäsur hatte den in der Hochkonjunktur quasi zur Gewissheit erstarkten 
Glauben – die Geschichte der Menschheit vollziehe sich als unaufhaltsamer Prozess zum 
Besseren – in seinen Grundfesten erschüttert. Das Fortschrittsdenken wurde mit einem Mal 
massiv in Frage gestellt, in apokalyptischen Visionen sogar in sein Gegenteil verkehrt. Was 
einst das Versprechen einer glänzenden Zukunft einzulösen schien, drohte aus der ökologi-
schen Perspektive die Belastungsgrenzen der Biosphäre zu überschreiten. So wurde die 
Haltung zu Technologie, Industrie und Wirtschaftswachstum zur Schlüsselfrage eines neuen 
Umweltdiskurses, welcher den Rahmen bisheriger Fortschrittskritik sprengte. Die Modernisie-
rung – und mit ihr die technoökonomische Rationalität – musste nun aus einem ökologischen 
Blickwinkel neu überdacht werden.  
                                               
 
 
 
2
 Max Weber, in: Protokoll über die Verhandlungen des ordentlichen Parteitages vom 27./28. Juni 1959 im Volks-
haus Winterthur, Schaffhausen 1959, S. 181-184, hier S. 183, SOZARCH Ar 1.116.16. 
3
 Max Frisch, So wie jetzt, geht es nicht (Vorwort), in: SPS (Hg.), Manifest 1971, 1971, S. 3-5, hier S. 3. 
4
 Günter Grass, in: Protokoll über die Verhandlungen des ausserordentlichen Parteitages der SP Schweiz vom 
15.5.1971 in Fribourg, S. 70-73, hier S. 73, SOZARCH Ar 1.116.17. 
5
 SPS (Hg.), Manifest 1971, 1971, S. 7-8. 
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Von der ökologischen Fortschrittskrise besonders betroffen war der Zukunftsoptimismus des 
sozialistischen linken Spektrums. Die Gruppierungen der Linken – neben der SPS auch die 
Partei der Arbeit der Schweiz (PdAS) und die Organisationen der Neuen Linken – verstan-
den sich selbst als ‚progressiv’ und glaubten, einzig über die Modernisierung die Utopie einer 
besseren Zukunft realisieren zu können. In ihrer traditionellen Ideologie war die technoöko-
nomische Entfaltung untrennbar mit dem soziopolitischen Fortschritt verknüpft. So verstan-
den die Linksparteien den Industrialisierungsprozess – und genau dieser war durch den öko-
logischen Umbruch ja in die Kritik geraten – als unverzichtbaren Motor der historischen 
Progressivität. Das ökologische Krisenbewusstsein kollidierte frontal mit dem Zukunftsmodell 
dieser klassischen Fortschrittsfraktion. Plötzlich war alles unter Verdacht geraten, was der 
Linken als Garanten des gesamtgesellschaftlichen Fortschrittsprozesses gegolten hatte. 
Wie gestalteten die untersuchten Parteien die Neubewertung der vermeintlichen Grundlage 
jeglichen sozio-ökonomischen Fortschritts – der technoindustriellen Entfaltung – angesichts 
der ökologischen Herausforderung? Gab es aus linker Sicht einen Sozialismus ohne Wachs-
tum und Technologie? Und welche Form nahm die linke Fortschrittskritik an? Antworten gibt 
es. Die politische Linke – ehemals ohne Sinn für den traditionellen Naturschutz – nahm sich 
des Umweltthemas an. Die traditionelle Linke löste sich sowohl vom ökonomisch-
utilitaristischen Naturverständnis als auch von der Atomenergie. Und die Neue Linke, die 
Progressiven Organisationen Schweiz (POCH) wie die Revolutionäre Marxistische Liga 
(RML), bewegte sich in Richtung der Grünen. 1990 jedenfalls hatten sich die hiesigen Links-
parteien von der Formel ‚Fortschritt ist industrielles Wachstum plus technologische Entfal-
tung’ längst verabschiedet. Wie im Zuge eines Lernprozesses traditionelle Denkmuster öko-
logisch aufgebrochen wurden, davon handelt diese Arbeit. 
3.2 Zentrale Begriffe und Akteure 
In diesem Unterkapitel werden zum einen zentrale Aspekte der Themen Fortschritt und Fort-
schrittskritik geklärt. Abgrenzungen und Präzisierungen sind unerlässlich, weil vieldeutige 
Begriffe wie Fortschritt, Umwelt oder Ökologie historisch unterschiedlich ausgeformt sind und 
wenig konsistent verwendet werden. Zum anderen werden mit der SPS, der PdAS, der RML 
und den POCH jene Akteure näher vorgestellt, die in der Studie den Kreis der Linken konsti-
tuieren. 
In einem allgemeinen Begriffsverständnis wird mit Fortschritt die positive Bewertung einer 
bestimmten Veränderung ausgedrückt.6 Ob im Bereich von Wirtschaft, Technologie, Politik 
                                               
 
 
6
 Zu den Arbeitsdefinitionen um den Themenkreis des Fortschritts vgl. Ruedi Brassel-Moser, Fortschritt, in: Histo-
risches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 5.8.2010, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D17451.php; 
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oder Gesellschaft: Stets wird mit dem Begriff des Fortschritts eine Entwicklung zum Besseren 
assoziiert, im Sinne von Zunahme, Weiterentwicklung, Wachstum oder Vorwärtskommen. 
Vom allgemeinen Sprachgebrauch ist der philosophisch orientierte Fortschrittsbegriff der Auf-
klärung zu unterscheiden.7 Nach geschichtsphilosophischem Verständnis beansprucht die 
Fortschrittsthese, ein Urteil über das gesamte zeitliche Geschehen zu fällen: Die Zukunft 
bietet gegenüber Vergangenheit und Gegenwart eine qualitative Steigerung. Da der Ablauf 
der Zeit stets diese qualitative Richtung einhält, kommt die Menschheit einem vollkommenen 
und glücklichen Zustand immer näher. Anfänglich hatten jedoch nicht die Entwicklung von 
Wirtschaft und Technologie, sondern humanistisch-idealistische Werte die Basis eines sol-
chen Fortschrittsglaubens gebildet. Erst unter dem Einfluss des aufsteigenden Bürgertums 
rückte im 19. Jahrhundert der industrielle Transformationsprozess ins Zentrum der Fort-
schrittsthese.8 Der technoökonomische Ausbau und die dadurch ermöglichte Naturbeherr-
schung wurden zu den wesentlichen Vervollkommnungsfaktoren und Fortschritt von einem 
Leitmotiv der Aufklärung zum Schlüsselbegriff der Industrialisierung. 
Unter Industrialisierung wird in dieser Arbeit der tiefgreifende Wandlungsprozess von ehe-
mals agrarischen hin zu technisch-maschinellen Produktionsformen verstanden. Zwar ist die 
Entwicklung der industriellen Produktionsweise eng mit der des Kapitalismus verbunden, in 
der vorliegenden Arbeit wird dieser Terminus aber nicht als Synonym für die Industriegesell-
schaft verwendet. Gemeint ist vielmehr eine Wirtschaftsform, die auf dem Privateigentum an 
Produktionsmitteln beruht und durch Marktprozesse gesteuert ist. Ist in dieser Arbeit vom 
Wirtschaftswachstum die Rede, geschieht dies stets im volkswirtschaftlichen Bedeutungszu-
sammenhang. So zielt dieser Begriff auf die Leistungsentwicklung der Gesamtwirtschaft ab, 
als der Summe der produzierten Waren und Dienstleistungen. Die Industriegesellschaft insti-
                                               
 
 
 
Béatrice Veyrassat, Industrialisierung, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 27.1.2008, URL: 
http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D13824.php; François Höpflinger, Industriegesellschaft, in: Historisches Lexi-
kon der Schweiz (HLS), Version vom 13.6.2012, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D25614.php; Jakob 
Tanner, Kapitalismus, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 1.6.2012, URL: http://www.hls-
dhs-dss.ch/textes/d/D15982.php; Philipp von Cranach, Wirtschaftswachstum, in: Historisches Lexikon der 
Schweiz (HLS), Version vom 17.2.2004, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D13821.php; Thomas Perret, 
Technischer Fortschritt, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 22.8.2012, URL: http://www.hls-
dhs-dss.ch/textes/d/D13843.php; Urs Hafner, Modernisierung, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Versi-
on vom 10.11.2009, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D15997.php. 
7
 Zur Geschichte der Fortschrittsidee vgl. Reinhart Koselleck, Fortschritt, in: Reinhart Koselleck et al. (Hgg.), Ge-
schichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Band 2, Stuttgart 
1975, S. 351-423; Joachim Ritter, Fortschritt, in: Historisches Wörterbuch der Philosophie, Band 2, Basel 1972, 
Spalte 1032-1059; Friedrich Rapp, Fortschritt. Entwicklung und Sinngehalt einer philosophischen Idee, Darmstadt 
1992; Maja Svilar (Hg.), Was ist Fortschritt?, Bern 1979; Rudolf W. Meyer (Hg.), Das Problem des Fortschrittes – 
heute, Darmstadt 1969. 
8
 Rolf Peter Sieferle, Fortschrittsfeinde? Opposition gegen Technik und Industrie von der Romantik bis zur Ge-
genwart, München 1984, S. 30-41. 
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tutionalisierte mit ihrer ökonomischen Dynamik das Akkumulationsgesetz, und das Wachs-
tumsprinzip wurde rasch zu einem zentralen Bestandteil des Fortschrittsdenkens. Parallel 
dazu begann seit dem 19. Jahrhundert die technologische Entwicklung in gesellschaftspoliti-
scher Hinsicht als Garantin einer besseren Zukunft gesehen zu werden. Aus der Perspektive 
dieser Arbeit ist mit technologischer Entwicklung eine Veränderung der Produktionsmetho-
den gemeint, die zu Produktivitätsgewinnen oder neuen Produkten und Errungenschaften 
führt. Die Technisierung zählt dabei zu den mit dem Modernisierungsbegriff bezeichneten 
Veränderungsprozessen, welche die Herausbildung und Weiterentwicklung der Industriege-
sellschaft ermöglichten. 
Auf der Grundlage des Hegel’schen, neuzeitlich-aufklärerischen Fortschrittsdenkens entwi-
ckelten Marx und Engels eine Geschichtsphilosophie, welche vom technoökonomischen Zu-
kunftsoptimismus des 19. Jahrhunderts beeinflusst war. Deren besondere Ausformung lag 
dabei in dem Gedanken, dass die gesellschaftliche Entwicklung durch den Kampf zwischen 
verschiedenen Klassen angetrieben werde.9 Angesichts des Gegensatzes von „Bourgeoisie 
und Proletariat“ sahen Marx und Engels auch ihre eigene Epoche in Unterdrücker und Un-
terdrückte gespalten.10 In einem letzten Klassenkampf – so die Hoffnung – werde die Arbei-
terschaft schließlich obsiegen. Der machtvolle Modernisierungsprozess schaffe einerseits 
nämlich Reichtum, bringe andererseits aber Armut, Krankheit und Entfremdung hervor. Weil 
sich die sozialen Widersprüche notwendigerweise verschärfen würden, müssten sich die 
Ausgebeuteten schliesslich vereinen, erheben und in einer Revolution die Macht an sich 
reissen. So hätte sich die Bourgeoisie mit der industriell-kapitalistischen Produktionsweise 
schliesslich „ihre eigenen Totengräber“ geschaffen.11 
Der Marxismus vertrat einen Begriff von Fortschritt, dessen Perspektiven im Industrialisie-
rungsprozess selbst gründeten. Dieser war nicht bloss als notwendiger Motor des Fortschritts 
akzeptiert, Technik und Industrie – so beschreibt Rolf Peter Sieferle das Marx’sche Zukunfts-
konzept – waren vielmehr selbst Medium und Garanten der „historischen Progressivität“.12 
                                               
 
 
9
 „Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von Klassenkämpfen“, stand bereits im Kom-
munistischen Manifest. Karl Marx, Friedrich Engels, Das Kommunistische Manifest (1848), MEW 4, S. 462. Zum 
marxistischen Fortschrittskonzept vgl. auch Erich Gruner, Die Arbeiter in der Schweiz im 19. Jahrhundert. Soziale 
Lage, Organisation, Verhältnis zu Arbeitgeber und Staat, Bern 1968, S. 893-896; Reinhart Koselleck, Fortschritt, 
1975, S. 417-420; Rolf Peter Sieferle, Fortschrittsfeinde?, 1984, S. 134-142 und Felix Müller, Jakob Tanner, „... im 
hoffnungsvollen Licht einer besseren Zukunft". Zur Geschichte der Fortschrittsidee in der schweizerischen Arbei-
terbewegung, in: Solidarität, Widerspruch, Bewegung, 100 Jahre SP Schweiz, Zürich 1988. 
10
 Karl Marx, Friedrich Engels, Das Kommunistische Manifest, S. 463. 
11
 Im Originallaut: „Mit der Entwicklung der grossen Industrie wird also unter den Füssen der Bourgeoisie die 
Grundlage selbst weggezogen, worauf sie produziert und die Produkte sich aneignet. Sie produziert vor allem ihre 
eigenen Totengräber. Ihr Untergang und der Sieg des Proletariats sind gleich unvermeidlich.“ Karl Marx, Friedrich 
Engels, Das Kommunistische Manifest, S. 474. 
12
 Rolf Peter Sieferle, Fortschrittsfeinde?, 1984, S. 139. 
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Technische Innovation und ökonomische Entwicklung sollten über die Entfaltung der Produk-
tivkräfte notwendigerweise in eine klassenlose Gesellschaft münden. Die technoökonomi-
sche Entwicklung wurde mit dem sozialen und politischen Fortschritt verknüpft. Würde die 
Arbeiterschaft die monarchischen oder bürgerlichen Systeme einst beseitigt haben, wäre mit 
der kommunistischen Gesellschaft das Ziel der Geschichte erreicht. In diesem Zusammen-
hang sprachen Marx und Engels von einer „Assoziation, worin die freie Entwicklung eines 
jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist“.13 Die inneren Widersprüche des Kapi-
talismus würden überwunden und der Fortschritt endgültig in den Dienst der neuen Gesell-
schaftsordnung gestellt werden. 
Der Marxismus knüpfte mit seinem Fortschrittsdenken an das Erbe der Aufklärung an. Marx 
und Engels machten sich mit der Bejahung der Industrialisierung einen Standpunkt zu eigen, 
auf dessen Boden bereits das Bürgertum stand. Trotzdem konnte die Linke mit dem marxisti-
schen Fortschrittskonzept stets in Anspruch nehmen, ‚progressiver’ als die bürgerliche Seite 
zu sein. Die marxistische Weltanschauung hatte auf die bedeutendsten Zukunftsfragen eine 
Antwort: Mit dem Klassenkampf war der Bewegungsmodus der Geschichte bekannt. Die 
klassenlose Gesellschaft gab das Ziel des historischen Geschehens vor. Revolutionäres 
Subjekt war das Proletariat, dem die historische Mission oblag, gesellschaftliche Unterdrü-
ckung durch einen revolutionären Umsturz für alle Zeiten zu beenden. Aus dem Marxismus 
schöpfte man also Gewissheit für eine erfolgreiche Gestaltung der Zukunft. Mit dem Ziel, die 
technoökonomische ebenso wie die soziopolitische Entwicklung aus den kapitalistischen 
Fesseln zu befreien, wurde die Linke im 20. Jahrhundert zu jener Bewegung, die bean-
spruchte, den Fortschritt politisch zu repräsentieren.14 
An dieser Stelle ist zu ergänzen, dass ‚Fortschritt‘ nur eingeschränkt zum Forschungsgegen-
stand gemacht werden kann.15 Als Werturteil entzieht sich die Auffassung, die Menschheits-
geschichte entwickle sich als ungebrochener Prozess zum Besseren, einer wissenschaftli-
cher Beweisführung. Wie sich indessen das Fortschrittsideal sowie die Einschätzungen von 
moderner Technologie und industriellem Wachstum verändert haben, kann einer historischen 
Untersuchung unterzogen werden. Eine solche Analyse wird hier für die politische Linke in 
der Schweiz vorgenommen. 
                                               
 
 
13
 Karl Marx, Friedrich Engels, Das Kommunistische Manifest, S. 482. 
14
 So stand etwa 1972 im Historischen Wörterbuch der Philosophie, Karl Marx und die marxistische Arbeiterbe-
wegung seien die „führende Repräsentanz von Fortschritt“. Joachim Ritter, Fortschritt, 1972, Spalte 1050. 
15 
Friedrich Rapp, Fortschritt, 1992, S. 34-39. 
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Die moderne Zivilisation und der Fortschrittscharakter der Industrialisierung sind von jeher in 
Frage gestellt wurden.16 Die Maschinenstürmer zu Beginn des 19. Jahrhunderts, die Natur-
schützer ab der Jahrhundertwende oder die vereinzelten Kritiker der Nachkriegszeit waren 
Stimmen, die am Projekt der Moderne zweifelten. Obschon die industrielle Entwicklung unab-
lässig von Kritik begleitet war, setzte zu Beginn der 1970er Jahre ein Wandel im modernen 
Fortschrittsverständnis ein, der als eigentlicher Bruch bezeichnet werden kann.17 Ökologisch 
begründet geriet der Zukunftsoptimismus der Nachkriegszeit in eine fundamentale Krise. Auf 
einer Ebene des gesellschaftlichen Bewusstseins kam es insofern zu einer Zäsur, als sich 
die Wahrnehmung der natürlichen Umwelt innerhalb kürzester Zeit fundamental veränderte. 
Nicht zu Unrecht hat Hermann Lübbe diesen Umbruch als Eintritt in eine „gänzlich neue 
mentalitäts- und bewusstseinsgeschichtliche Epoche“ interpretiert.18 Weil die umfassende 
Neudefinition der Mensch-Natur-Beziehungen in gewisser Weise als umweltgeschichtliche 
Epochenschwelle zu verstehen ist, wird in dieser Arbeit vom ökologischen Zeitalter oder von 
der ökologischen Ära die Rede sein. Das neue Umweltbewusstsein ging mit dem Wissen 
einher, dass die Biosphäre durch menschliche Eingriffe in einem globalen Ausmass beein-
trächtigt werden kann. Diese Einsicht – von Patrick Kupper als „1970er Diagnose“ bezeich-
net – sprengte den bisherigen Rahmen der Fortschrittskritik.19 Angesichts der Sorge um die 
natürlichen Lebensgrundlagen musste die technoökonomische Entwicklung erstmals aus 
einer ökologischen Perspektive gänzlich neu überdacht werden. 
Im Zuge der Popularisierung des Umweltdiskurses wurden schliesslich Begriffe und Konzep-
te, die zunächst hauptsächlich in wissenschaftlichen Fachkreisen verwendet worden waren, 
zu Schlüsselwörtern der öffentlichen Diskussion. Insbesondere der Umweltbegriff wurde ab 
Ende der 1960er Jahre in einem neuen Bedeutungszusammenhang verwendet. Der seither 
                                               
 
 
16
 So zeigte Rolf Peter Sieferle für Deutschland, dass die Kritik an der technoökonomischen Entwicklung seit den 
Anfängen der Industrialisierung eine ungebrochene Kontinuität aufwies. Rolf Peter Sieferle, Fortschrittsfeinde?, 
1984. 
17
 Zu den Arbeitsdefinitionen um den Themenkreis der ökologischen Fortschrittskritik vgl. François Walter, Um-
weltwahrnehmung, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 4.3.2013, URL: http://www.hls-dhs-
dss.ch/textes/d/D24598.php; Christian Pfister, Umweltschutz, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version 
vom 4.3.2013, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D24598.php; Ueli Haefeli-Waser, Ökologie, in: Histori-
sches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 20.8.2009, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D8428.php. 
18
 Hermann Lübbe, Der Lebenssinn in der Industriegesellschaft. Über die moralische Verfassung der wissen-
schaftlich-technischen Zivilisation, Berlin/Heidelberg 1990, S. 31. 
19
 Der Begriff der „1970er Diagnose“ steht für die Entdeckung und Interpretation jener Problematik, die in den 
Jahren nach 1970 dem Schutz der Umwelt einen bis dahin ungekannten Stellenwert zuwies. Von einem ökologi-
schen Umweltbewusstsein ausgehend galt es, die Beziehungen von Mensch und Natur grundlegend neu zu defi-
nieren. Zur „1970er Diagnose“ vgl. Patrick Kupper, Die „1970er Diagnose“. Grundsätzliche Überlegungen zu ei-
nem Wendepunkt der Umweltgeschichte, in: Archiv für Sozialgeschichte 43 (2003), S. 325-348; Patrick Kupper, 
Atomenergie und gespaltene Gesellschaft: Die Geschichte des gescheiterten Atomkraftwerks Kaiseraugst, Zürich 
2003, S. 131-137, und Patrick Kupper, Abschied vom Wachstum und Fortschritt: Die Umweltbewegung und die 
zivile Nutzung der Atomenergie in der Schweiz (1960–1975), Lizentiatsarbeit an der Universität Zürich, 1998, S. 
22-27. 
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dominierenden Bedeutung entsprechend wird unter Umwelt jener Bereich der Natur verstan-
den, auf welchen die Menschen einwirken. Umgekehrt wird mit diesem Begriff auch zum 
Ausdruck gebracht, dass die Lebensbedingungen der Menschen durch die zur Umwelt ge-
wordene Natur beeinflusst werden. Der Begriff des Umweltschutzes zählte ab 1970 zu den 
bedeutsamsten mit dem Umwelt-Terminus verbundenen Wortschöpfungen. Entsprechend 
dem allgemeinen Sprachgebrauch sind damit Massnahmen gemeint, welche auf die Erhal-
tung der natürlichen Lebensgrundlagen abzielen. In enger Verwandtschaft mit dem Begriff 
der Umwelt wurde der Ökologiebegriff insofern erweitert, als er bald für einen ganzen Kom-
plex von Werthaltungen stand, der den Bewusstseinswandel der 1970er Jahre repräsentier-
te.20 Auch in dieser Arbeit ist mit Ökologie nicht primär ein biologisches Fachgebiet gemeint. 
Fokussiert wird vielmehr auf die politische Konnotation, welche dieser Begriff in der Um-
gangssprache hat. Hier wird Ökologie synonym mit Begriffen wie Umwelt oder Umweltschutz 
verwendet. Gemeint ist ein schonender Umgang mit den Lebensgrundlagen bzw. ein acht-
samer Umgang mit der Natur, wobei das Adjektiv ökologisch gleichbedeutend mit umweltver-
träglich, rücksichtsvoll oder nachhaltig eingesetzt wird. 
Mit dem Sammelbegriff der „Linken“ werden in der vorliegenden Arbeit vier Organisationen 
erfasst, die in der Schweiz der 1970er und 1980er Jahre als politischer Flügel der Arbeiter-
bewegung auftraten. Die SPS, die PdAS, die POCH und die RML agierten allesamt als An-
hängerinnen einer Politik, die sich ideologisch aus sozialistischen Grundsätzen ableiten liess. 
Den als bürgerlich, konservativ oder reaktionär erachteten Kontrahenten wollte die Linke 
eine als fortschrittlich deklarierte Politik entgegensetzen. So verstanden sich die linken Par-
teien allesamt als ‚progressiv’ und nahmen für sich in Anspruch, Trägerinnen des Fortschritts 
zu sein.21 Der Glaube an die positive Wirkungsmacht des industriellen Transformationspro-
zesses bildete dabei eine gemeinsame Orientierung – unabhängig davon, ob die Linkspar-
teien ihre Politik als Klassenkampf oder als reformorientierte Vertretung von Arbeitnehmerin-
teressen interpretierten. 
Trotz solcher Gemeinsamkeiten bildeten die politischen Organisationen der Arbeiterbewe-
gung nie eine geschlossene Einheit, sondern waren aufgrund von Rivalität und Konkurrenz, 
gegensätzlichen Ideologien und Praktiken vielmehr durch gegenseitige Abgrenzung geprägt. 
Da die Linksparteien zudem zu historisch unterschiedlichen Zeitpunkten entstanden, kann 
                                               
 
 
20
 Ludwig Trepl, Geschichte der Ökologie. Vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart, Frankfurt am Main 1987, 
S. 12; Ursula Brechbühl, Lucienne Rey, Natur als kulturelle Leistung. Zur Entstehung des modernen Umweltdis-
kurses in der Schweiz, Zürich 1998, S. 136-142. 
21
 Deswegen werden im Historischen Lexikon der Schweiz die Linksparteien auch als die „‘Progressiven‘“ be-
zeichnet. vgl. Ruedi Brassel-Moser, Fortschritt, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 
5.8.2010, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D17451.php. 
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zwischen den Parteien der traditionellen und jenen der Neuen Linken unterschieden werden. 
Zur etablierten Linken zählen SPS und PdAS, obschon sich zwischen Sozialdemokraten und 
Kommunisten seit dem Ende des Ersten Weltkrieges ein tiefer Graben aufgetan hatte. Am 
Ende der 1960er Jahre erwies sich die SPS als gemässigte Oppositionspartei, die in den 
Bundesrat eingebunden war. Mit der „Verwirklichung des wirtschaftlichen Fortschritts“ und 
der „Erlösung der Menschen von den Geisseln der Armut“ schien die ökonomische Hochkon-
junktur die sozialdemokratischen Ziele der marxistischen Programme von 1904 und 1920 zu 
erfüllen.22 Einstige gesellschaftspolitische Utopien waren weitgehend durch das ökonomi-
sche Streben nach steigendem Lebensstandard ersetzt worden. Aus Sicht der 1944 gegrün-
deten PdAS aber hatte die SPS das klassenkämpferische Ideal einer revolutionären Partei 
verraten. Deren reformistischer Ausrichtung hielten die Kommunisten eine revolutionäre 
Fortschrittskonzeption entgegen, die den Sturz des Kapitalismus zum Ziel hatte. Mit der Ori-
entierung an der Sowjetunion zog sich die Partei im Verlauf des Kalten Krieges zunehmend 
auf eine orthodoxe Programmatik zurück.23 
Ende der 1960er Jahre wurden neue Akteure politisiert, die mit einer ouvrieristischen Per-
spektive Rückhalt in der Arbeiterklasse suchten. Aus einer Vielzahl konkurrierender ‚Aufbau-
organisationen’ konnten sich jedoch lediglich zwei Formationen überkantonal behaupten: die 
Revolutionäre Marxistische Liga (RML), die ab Ende der 1960er Jahre als PdAS-Abspaltung 
von Lausanne aus aufgebaut wurde, und die Progressiven Organisationen Schweiz (POCH), 
deren Grundstein 1971 in Basel durch die Progressiven Organisationen Basel (POB) gelegt 
worden war.24 Diese Neue Linke verpflichtete sich ebenfalls dem Ziel gesellschaftlicher 
Emanzipation, doch anders als ihre historischen Vorläufer hatte sie die nachkriegszeitliche 
Wachstumsorientierung nicht mitgestaltet. Als Teil der 68er-Bewegung hatte sie vielmehr 
gegen die herrschenden Konsum- und Leistungsnormen der Wohlstandsgesellschaft aufge-
behrt. Zudem orientierten sich die neulinken Organisationen zunächst nicht nur an der tradi-
                                               
 
 
22
 Das Programm der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz, 1904, S. 7; SPS (Hg.), Programm der Sozialde-
mokratischen Partei der Schweiz, 1920, S. 10. 
23
 Zur kommunistischen bzw. stalinistischen Ausrichtung der PdAS vgl. André Rauber, Formierter Widerstand. 
Geschichte der kommunistischen Bewegung in der Schweiz 1944–1991, Freiburg 2003, S. 151-155, S. 192-196, 
S. 251-256, S. 298-300. 
24
 Zur Entstehung der RML vgl. André Rauber, Formierter Widerstand, 2003, S. 513-514, S. 521-537; Pierre 
Jeanneret, Popistes: Histoire du Parti Ouvrier et Populaire Vaudois 1943–2001, Lausanne 2002, S. 184-198; 
Benoît Challand, La Ligue marxiste révolutionnaire en Suisse romande (1969–1980), Fribourg 2000, S. 29-58. 
Die POB waren am 15. Januar 1970 durch einen Zusammenschluss der Progressiven Studentenschaft Basel 
(PSB) mit den Progressiven Lehrlingen und Mittelschülern (PLM) gegründet worden. Vgl. dazu Georg Kreis, Die 
Universität Basel, Basel 1986, S. 174-175; Roger Blum, Wandel und Konstanten bei den Progressiven Organisa-
tionen (POCH) 1971–1986, in: Schweizerische Vereinigung für politische Wissenschaft (Hg.), Bern 1986/26, 
S. 119-150, hier S. 124-125; Georg Kreis, Basel in den Jahren 1945–1970, in: Lukas Burckhardt et al. (Hgg.), Das 
politische System Basel-Stadt, Basel 1984, S. 87-115, hier S. 114. 
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tionellen Arbeiterbewegung, sondern auch an Denkrichtungen wie der Frankfurter Schule.25 
Antiautoritäre und neomarxistische Impulse wurden jedoch zunehmend klassenkämpferi-
schen Positionen im alten Stil untergeordnet. So studierte die Neue Linke die sozialistische 
Literatur, berief sich auf die Klassiker und fügte ihre Utopien in die marxistische Fortschritts-
konzeption ein. 
Die POCH begannen den Marxismus-Leninismus aufzugreifen, nachdem sie sich im Früh-
jahr 1973 vom Selbstverständnis einer revolutionären Aufbauorganisation verabschiedet hat-
ten.26 Während die POCH die kommunistische Bewegung neu beleben wollten und ihre Affi-
nität zur Sowjetunion bekundeten, steuerte die RML seit der Abspaltung von der PdAS in 
eine trotzkistische Richtung.27 Mit der Orientierung an verschiedenen Interpretationen des 
Marxismus verpflichtete sich die neulinke Opposition also der Arbeiterbewegung, obwohl sie 
sich zunächst vor allem aus Studenten, Schülern und Lehrlingen zusammensetzte.28 Der 
institutionellen Politarbeit der traditionellen Linken setzte sie eine ausserparlamentarische 
Oppositionsstrategie entgegen.29 
Da weder die Neue noch die etablierte Linke über gemeinsame Organisationsstrukturen ver-
fügte, war die realpolitische Bedeutung der untersuchten Parteien unterschiedlich. Die PdAS 
vermochte die Vormachtstellung der Sozialdemokratie nie ernsthaft zu gefährden, sondern 
verlor nach einer anfänglichen Blütezeit rasch an Attraktivität und wurde mancherorts von der 
jungen Konkurrenzorganisation überflügelt.30 Den POCH war es ab 1971 gelungen, in ver-
                                               
 
 
25
 Ingrid Gilcher-Holtey, Kritische Theorie und Neue Linke, in: Ingrid Gilcher-Holtey (Hg.) 1968. Vom Ereignis zum 
Gegenstand der Geschichtswissenschaft, Göttingen 1998, S. 168-187. 
26
 Zur ideologisch-programmatischen Ausrichtung der POCH in den Jahren 1971–1990 vgl. Oliver Wyss, ‚Das 
schönste Rot ist grün’. Die POCH 1971–1990 und die Rolle der Umweltbewegung, Lizentiatsarbeit an der Univer-
sität Bern, 2004; Roger Blum, Wandel und Konstanten bei den Progressiven Organisationen (POCH), 1986; 
Flurin Clalüna, Von der Generallinie zum Grünen Bogen: Aufstieg, Wandel und Fall der progressiven Organisatio-
nen der Schweiz (POCH); unter besonderer Berücksichtigung der POCH Zürich, Lizentiatsarbeit an der Universi-
tät Zürich, 2000. 
27 
1970 nahm die RML bei der IV. Internationalen eine Beobachterrolle ein, bevor sie 1974 als vollwertige Sektion 
in die trotzkistische Dachorganisation aufgenommen wurde. Lucien Scherrer, Potemkinsche Dörfer und Stadtgue-
rilla: Die linksextremen Organisationen PdA, POCH und RML zwischen internationalistischer Theorie und Praxis, 
1969–1981, Lizentiatsarbeit an der Universität Bern, 2004, S. 80-82. 
Anders als die POCH brauchte die RML in der Schweiz mit keiner Partei zu konkurrenzieren, denn hierzulande 
war die trotzkistische Strömung im Verlauf der Nachkriegszeit zum Stillstand gekommen. Zur Geschichte der 
trotzkistischen Bewegung in der Schweiz vgl. David Vogelsanger, Trotzkismus in der Schweiz. Ein Beitrag zur 
Geschichte der Schweizer Arbeiterbewegung bis zum Zweiten Weltkrieg, Zürich 1986, S. 102-217. 
28
 Zur sozialen Basis der RML vgl. Benoît Challand, La Ligue marxiste révolutionnaire, 2000, S. 187-191; Pierre 
Jeanneret, Popistes, 2002, S. 239, und Simon Jäggi, Vorhut ohne Rückhalt. Integrationsprozess der RML/SAP 
(1969–1987), Lizentiatsarbeit an der Universität Fribourg, 2007, S. 51-52. 
Auch die POCH rekrutierten ihre Mitglieder vorab im radikalisierten Jugend- und Studentenmilieu. 
29
 Die POCH haben sich zwar mit Wahlbeteiligungen, Initiativen oder Referenden schon früh am demokratischen 
Prozess beteiligt, hoben aber wie die Trotzkisten die Bedeutung direkter Aktionen hervor. 
30
 1947 eroberte die PdAS 7 Nationalratssitze – der Wähleranteil von 5,1 % wurde in der Folge nie mehr erreicht. 
Zu den Wähleranteilen der PdAS zwischen 1947 und 2007 vgl. Brigitte Studer, Partei der Arbeit (PdA), in: Histori-
sches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 27.9.2010, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D17401.php. 
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schiedenen Kantonen der Deutschschweiz eigene Sektionen aufzubauen.31 Mehr als 1’000 
Mitglieder dürften sie aber nicht erreicht haben.32 Immerhin gewannen sie 1983 drei National-
ratsmandate, wobei ihr Wähleranteil 1971–1991 zwischen 0,1 und 2,2 % schwankte. Wäh-
rend die POCH ausschliesslich in der deutschsprachigen Schweiz präsent waren, bildete der 
Schwerpunkt der RML die Westschweiz.33 Durch einen enormen Kraftakt gelang es den 
Trotzkisten aber, in den drei wichtigsten Sprachräumen der Schweiz vertreten zu sein. Doch 
diese Präsenz war marginal: In die geschlossene Kaderorganisation haben nie mehr als 500 
Mitglieder Eingang gefunden.34 Von wenigen kommunalen und kantonalen Parlamentssitzen 
abgesehen, konnten die Trotzkisten auch keine Wahlerfolge erringen.35 So blieben also auch 
die Organisationen der Neuen Linken Juniorparteien, die den Status der Sozialdemokratie 
als wichtigste Linkspartei des 20. Jahrhunderts nicht bedrohen konnten.36 Diese politischen 
Kräfteverhältnisse gilt es zu bedenken, wenn in den folgenden Kapiteln die einzelnen Grup-
pen der Linken nahezu gleichrangig behandelt werden. 
Zum Schluss dieses Unterkapitals sind die untersuchten Linksparteien von den Neuen sozia-
len Bewegungen der 1970er und 1980er Jahre abzugrenzen. Im Vergleich zur klassischen 
Arbeiterbewegung zeichneten sich die Umwelt-, Anti-AKW-, Frauen-, Friedens-, Solidaritäts- 
und die Autonomenbewegung durch spezifische Unterschiede aus.37 Mit Forderungen nach 
Lebensqualität oder alternativen Lebensformen wurden ‚postmaterielle‘ Anliegen formuliert, 
                                               
 
 
31
 1975 hatten die POCH Sektionen in den Kantonen BS, SO, SG, ZH, BE, LU, SH, BL und AG. Weitere kamen 
nicht hinzu. Vgl. Flurin Clalüna, Von der Generallinie zum Grünen Bogen, 2000, S. 5. 
32
 Roger Blum, Wandel und Konstanten bei den Progressiven Organisationen (POCH), 1986, S. 134. 
33
 Ende der 1970er Jahre verfügte die RML über 23 Sektionen in 14 Kantonen: VD, NE, GE, FR, ZH, BE, BS, LU 
ZG, TI, AG, SO, JU, SH. Zum trotzkistischen Expansionsprozess vgl. Benoît Challand, La Ligue marxiste révoluti-
onnaire, 2000, S. 85-114. 
34
 Zur Entwicklung der Mitgliederzahlen vgl. Benoît Challand, La Ligue marxiste révolutionnaire, 2000, S. 183-
186. 
35
 Die Trotzkisten hatten mit ihrer Vorliebe für direkte Aktionen lange an einem ausserparlamentarischen Kurs 
festgehalten. Während die POCH durch die ersten Wahlerfolge zu Beginn der 1970er Jahre quasi von selbst zur 
Partei geworden waren, begann sich die RML erst um 1978 von einer Agitations- zu einer Parlamentspartei zu 
wandeln. 1980 machte die Umbenennung in Sozialistische Arbeiterpartei (SAP) auch Aussentehenden klar, dass 
sich die Trotzkisten auf die politischen Institutionen einzulassen gedachten. Zur Wahlstrategie der Trotzkisten vgl. 
Simon Jäggi, Vorhut ohne Rückhalt, 2007, S. 99 ff.; Benoît Challand, La Ligue marxiste révolutionnaire, 2000, S. 
199-203; Christian Moser, Neue politische Gruppierungen ziehen in die Parlamente ein, in: Paul Stadlin (Hg.), Die 
Parlamente der schweizerischen Kantone, Zug 1990, S. 175-190, hier S. 178. 
36
 1943 wurde mit Ernst Nobs erstmals ein Sozialdemokrat in den Bundesrat gewählt. Seit einem Unterbruch in 
den Jahren 1953 bis 1959 war die SPS permanent mit zwei Sitzen in der Bundesexekutive vertreten. Vgl. dazu 
Bernard Degen, Sozialdemokratie: Gegenmacht? Opposition? Bundesratspartei? Die Geschichte der Regie-
rungsbeteiligung der schweizerischen Sozialdemokraten, Zürich 1993. Für einen raschen Überblick über das 
Abschneiden der SPS bei National- und Ständeratswahlen vgl. Bernhard Degen, Sozialdemokratische Partei 
(SP), in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 2.12.2009, URL: http://www.hls-dhs-
dss.ch/textes/d/D17393.php. 
37
 Zur theoretischen Abgrenzung der Neuen sozialen Bewegungen von ‚älteren‘ Bewegungen vgl. Dieter Rucht, 
Modernisierung und neue soziale Bewegungen, Frankfurt 1994; Joachim Raschke, Soziale Bewegungen. Ein 
historisch-systematischer Grundriss, Frankfurt/Main 1985; Manuela Ziegler, Soziale Bewegungen, in: Historisches 
Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 7.11.2012, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D43688.php. 
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die sich nicht ohne Schwierigkeiten im gängigen Links-Rechts-Schema einordnen liessen.38 
Der Organisationsgrad der neuen Bewegungen war relativ gering, und politische Parteien 
stiessen mit ihren gefestigten Führungsstrukturen auf Skepsis. Dies hatte auch mit den prä-
ferierten Aktionsformen zu tun, denn unkonventionellen Aktionen massen die neuen Prota-
gonisten mehr Bedeutung zu als institutionalisierten Einflussmöglichkeiten. Da die Neuen 
sozialen Bewegungen wie die neulinken Organisationen in gewisser Weise mit der Studen-
tenbewegung verbunden waren, standen ihnen POCH und RML generell näher als die etab-
lierte Linke. 
3.3 Fragestellung und Erkenntnisinteresse 
Im Zuge der ökologischen Zäsur stellten sich den untersuchten Akteuren beunruhigende 
Fragen: Zeigten die Umweltprobleme nicht, dass man bei der Suche nach sozialistischen 
Alternativen die technoökonomische Entwicklung nicht aussparen konnte? Stimmten die 
Massstäbe noch, mit denen die Linke den Fortschritt gemeinhin zu messen versuchte? Die 
vorliegende Untersuchung geht diesen Diskussionen um die Umweltverträglichkeit des tech-
noökonomischen Ausbaus nach. Im Zentrum steht die Frage, wie die traditionelle und die 
Neue Linke die klassischen Fortschrittsfaktoren Wachstum und Technologie angesichts der 
wahrgenommenen Umweltrisiken neu beurteilten. Dabei interessiert, welche Denkmuster um 
das Verhältnis von Wachstum, Technologie und dem gesamtgesellschaftlichen Emanzipati-
onsprozess ökologisch aufgebrochen wurden. Auch gilt es zu untersuchen, mit welchen Lö-
sungsvorschlägen und Strategien die Linksparteien auf die ‚1970er Diagnose‘ zu reagieren 
versuchten. Hinsichtlich der traditionellen Linken ist zudem zu fragen, wie sich die Positionen 
der Nachkriegszeit im Zuge der ökologischen Zäsur veränderten und ob sich dabei Konflikte 
ergaben. Die Zeit zwischen 1968 und 1990 bildet den eigentlichen Schwerpunkt der Arbeit, 
während in geografischer Hinsicht die Deutschschweiz im Vordergrund steht. 
Um den grundlegenden Debatten zur technoökonomischen Rationalität nachgehen zu kön-
nen, müssen greifbare Umweltdiskurse bestimmt werden. Die schweizerische Linke hatte 
sich in den 1970er und 1980er Jahren nämlich mit einem ganzen Bündel von Risikothemen 
auseinanderzusetzen, die sich allesamt um die ökologischen Folgewirkungen der modernen 
Zivilisation drehten. Die Auseinandersetzungen um das Wirtschaftswachstum bilden das ers-
te Diskursfeld, das in der vorliegenden Untersuchung analysiert wird. Dabei ist von Interesse, 
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 Die Unterscheidung in materielle und postmaterielle Werte geht auf die These einer „Silent Revolution“ von 
Ronald Inglehart zurück. Durch den sozialen Wandel in den entwickelten Industriestaaten sollen sich demnach 
die Wertvorstellungen und Einstellungen der Menschen geändert haben. Alte materialistische Werte wie hohes 
Einkommen, Wachstum, Sicherheit und Ordnung stehen nicht mehr im Vordergrund. Mehr Gewicht wird dagegen 
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inwiefern das sozialistische Wachstumsdenken durch die ökologische Krisenwahrnehmung 
herausgefordert wurde. Weiter wird hier der Frage nachgegangen, welche Standpunkte die 
Linke zu den sich neu formierenden ökologischen Bewegungen und Strömungen einnahm. 
Wie reagierten etwa die untersuchten Parteien auf das Postulat des ‚Nullwachstums‘? Inwie-
fern verknüpfte die Linke ökologische Leitbilder mit sozialistischen Prämissen und kapitalis-
muskritischen Positionen? Wie sich die Diskussionen um die Verbindung von Ökologie und 
Ökonomie auf die politische Ausrichtung der Linksparteien auswirkte, zählt ebenso zum For-
schungsinteresse. 
Neben dem Wirtschaftswachstumsdiskurs stellen die Debatten um die Atomenergie das 
zweite untersuchte Diskursfeld dar. In der Nachkriegszeit hatte die traditionelle Linke hohe 
Zukunfts- und Fortschrittserwartungen an die Atomspaltung geknüpft. Mit dem Anbruch der 
ökologischen Ära indessen wurde diese Art der Energiegewinnung zum Konfliktfeld. Es soll 
gezeigt werden, welche Phasen den Anti-AKW-Diskurs strukturierten und welche Standpunk-
te die Linksparteien dazu jeweils einnahmen. Es werden die Motive und Interpretationsmus-
ter herausgearbeitet, mit denen die Haltungen zur Atomenergie begründet wurden. Diese 
Aufgabe dreht sich hauptsächlich um die Frage, welche Positionen den linken Anti-AKW-
Diskurs strukturierten. Insbesondere ist von Interesse, welche Meinungen die verschiedenen 
linken Parteien angesichts der diskursiven Gegensätze entwickelten, die zwischen den Fort-
schrittsversprechen der Atomenergie und den ökologischen Leibildern bestanden. 
3.4 Forschungsstand 
Diese Arbeit interessiert sich für die Denkmuster, nach welchen die Linksparteien ihre Vor-
stellungen von der Natur bzw. von den Umweltproblemen strukturierten. Dabei geht es um 
Prozesse gesellschaftlichen Lernens, wie sie sich im Sprechen über die Umwelt während der 
1970er und 1980er Jahre offenbarten. Da dieses Forschungsinteresse zwischen Gesell-
schaft, Politik und Natur liegt, ist die Arbeit im Spannungsfeld zweier historiografischer Debat-
ten anzusiedeln. Zum einen versteht sie sich als Beitrag zu jener Richtung der Umweltge-
schichte, welche auf die gesellschaftlichen Vorstellungen von der Umwelt(-gefährdung) 
fokussiert. In diesem Zusammenhang ist im Folgenden auf die wichtigsten Publikationen 
hinzuweisen, die sich mit der ökologischen Zäsur um das Jahr 1970 auseinandersetzen. 
Zum anderen ist die Studie in die Parteiengeschichte einzuordnen, wobei die Forschungser-
gebnisse zu den untersuchten Linksparteien zu präsentieren sind. Am Schluss dieses Sub-
                                               
 
 
 
auf neue postmaterielle Werte wie Selbstverwirklichung, Ökologie und Partizipation gelegt. Vgl. Ronald Inglehart, 
Kultureller Umbruch. Wertewandel in der westlichen Welt, Frankfurt a. M. 1989. 
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kapitels wird gezeigt, dass an der Schnittstelle von Umwelt- und Parteiengeschichte eine 
Forschungslücke besteht. 
Bei der Umweltgeschichte – sie entstand im Zuge der ökologischen Zäsur – handelt es sich 
um eine historische Subdisziplin, die sich mit der Geschichte der Wechselbeziehungen zwi-
schen Mensch und Natur auseinandersetzt.39 In diesem äusserst breiten Themengebiet iden-
tifizierten Christian Pfister und Anton Schuler zu Beginn der 1990er Jahre unterschiedliche 
Forschungsfelder.40 Gemäss dieser Differenzierung ist die vorliegende Arbeit dem konstrukti-
vistischen Ansatz der Umwelthistorie zuzuordnen, dessen Forschungsinteressen nicht nur 
mit der materiellen Beschaffenheit der Natur, sondern auch mit bestehenden Normen, ideo-
logischen Werten und Mythen zu tun haben. 
Einem solchen Zugang war ebenfalls das Übersichtswerk von François Walter verpflichtet, in 
welchem die schweizerische Umweltgeschichte seit 1800 dargestellt wird.41 Dieser Studie 
folgten mehrere Arbeiten, die sich ebenfalls mit dem aufkommenden Verständnis von Um-
weltschutz auseinandersetzten. Sie alle weisen darauf hin, dass der ökologische Problem-
komplex Anfang der 1970er Jahre – scheinbar aus dem Nichts – zum bedeutendsten gesell-
schaftspolitischen Thema aufstieg. Susanne Niederer-Schmidli trug dazu verschiedene 
Aspekte des öffentlichen Lebens zusammen, die allesamt als Indikatoren eines neuen Um-
weltbewusstseins betrachtet werden können.42 Eine andere Lizentiatsarbeit legte offen, dass 
die entscheidenden Impulse von der Wissenschaft ausgingen, denn dort waren im Laufe des 
20. Jahrhunderts die Grundlagen des ökologischen Problembewusstseins entwickelt wor-
den.43 Dieses eröffnete mit Begriffen wie Ökosystem, natürlicher Kreislauf oder biologisches 
Gleichgewicht eine neue Sicht auf die Welt, in welcher durch komplexe Zusammenhänge 
alles mit allem verflochten schien.44 Die Umwelt konnte nicht mehr als unerschöpfliche Res-
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 Christian Pfister, Umweltgeschichte. Interdisziplinärer Anspruch und gängige Forschungspraktiken, in: Antoniet-
ta di Giulio et al. (Hgg.), Allgemeine Ökologie. Innovationen in Wissenschaft und Gesellschaft, Bern 2007, S. 51-
63. Für umfassende Übersichtsdarstellungen zur Umweltgeschichte siehe exemplarisch Frank Uekötter, Umwelt-
geschichte im 19. und 20. Jahrhundert, München 2007; Verena Winiwarter, Martin Knoll, Umweltgeschichte. Eine 
Einführung, Köln 2007; Wolfram Siemann (Hg.), Umweltgeschichte. Themen und Perspektiven, München 2003. 
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 Christian Pfister, Anton Schuler, Historische Umweltforschung. Eine neue, fächerverbindende Aufgabe für Na-
tur- und Sozialwissenschaft, in: Allgemeine Geschichtsforschende Gesellschaft der Schweiz (Hg.), Geschichtsfor-
schung in der Schweiz; Bilanz und Perspektiven 1991, Basel 1992, S. 169-187. 
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 François Walter, Bedrohliche und bedrohte Natur, Umweltgeschichte der Schweiz seit 1800, Zürich 1996. 
42
 Susanne Niederer-Schmidli, Umweltschutz – Schlagwort der siebziger Jahre. Die Entstehung eines neuen 
Umweltbewusstseins Anfang der siebziger Jahre mit besonderer Berücksichtigung der Situation in Basel, in: Ver-
handlungen der Naturforschenden Gesellschaft Basel, 102 (1), 1992, S. 175-210. 
43
 Besonders in Teilgebieten wie der Systemtheorie, der Kybernetik oder der Ökologie waren jene Konzepte, 
Begriffe und Analyseformen entworfen worden, auf denen das ökologische Denken schliesslich aufgebaut werden 
konnte. Vgl. Jörg Wanzek, Komplexe Natur – Komplexe Welt. Zum Aufkommen des Umweltbewusstseins in der 
Schweiz in den Jahren 1968–1972, Lizentiatsarbeit an der Universität Zürich, 1996, S. 34-47 sowie S. 69-88. 
44
 Engelbert Schramm, Im Namen des Kreislaufs: Ideengeschichte der Modelle vom ökologischen Kreislauf, 
Frankfurt 1997. Zu den Charakteristika des ökologischen Denkens vgl. auch Jörg Wanzek, Komplexe Natur – 
Komplexe Welt, 1996, S. 28-32; Patrick Kupper, Die „1970er Diagnose“, 2003, S. 346; François Walter, Umwelt-
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source betrachtet werden, und der Mensch wurde als Täter und Opfer seines irrationalen 
Umgangs mit der Natur entdeckt. 
Dieses neue Problembewusstsein hätte keine weit reichende Wirkung entfaltet, hätte es den 
wissenschaftlichen Kommunikationsrahmen nicht überschritten. In diesem Zusammenhang 
zeigte Jörg Wanzek auf, wie die von der Wissenschaft erarbeiteten Theorien und Problem-
felder durch populärwissenschaftliche Publikationen, Medien oder sensibilisierende Veran-
staltungen popularisiert wurden.45 Im Jahr 2003 fasste Patrick Kupper die beschriebenen 
Forschungsergebnisse mit dem Begriff der „1970er Diagnose“ zusammen.46 Dass der nach-
kriegszeitliche Wachstumsschub – Christian Pfister bezeichnete die damit einhergehenden 
Veränderungen als „1950er-Syndrom“ – zu einer Zäsur in der Geschichte der menschlichen 
Natureinwirkungen geführt hatte, wird mit der Diagnosemetapher nicht bestritten.47 Vielmehr 
argumentierte Kupper, dass die einzelnen Symptome der Umweltverschmutzung erst 20 Jah-
re später als zusammenhängender Problemkomplex thematisiert wurden. So wies er nach, 
dass die Schattenseiten des Wirtschaftsbooms bis zu Beginn der 1970er Jahre noch nicht 
als gesellschaftliches Problem wahrgenommen wurden. 
Indikatoren für die ökologische Zäsur gibt es viele, denn die ‚1970er Diagnose‘ erwies sich 
als ausserordentlich facettenreiches Phänomen. Auf einer semantischen Ebene veranschau-
lichten Lucienne Rey und Ursula Brechbühl, dass sich die Diffusion des neuen Umweltbe-
wusstseins durch die Verbreitung eines spezifischen Wortschatzes ausdrückte.48 Ökologie 
und Umwelt entwickelten sich dabei zu jenen Leitbegriffen, unter welchen das Verhältnis von 
Mensch und Natur gesellschaftskritisch diskutiert wurde. Da sich die Möglichkeit eines öko-
logischen Kollapses nicht mehr verdrängen liess, stieg der Umweltschutz nicht nur zu einem 
medialen, sondern auch zu einem politischen Leitthema auf.49 Anhand ökologisch argumen-
tierender Teile der Überfremdungsbewegung zeigte Damir Skenderovic exemplarisch auf, 
wie das Umweltthema politisch vereinnahmt und instrumentalisiert werden konnte.50 Wie 
konsensfähig das Ziel des Umweltschutzes war, erwies sich am 6. Juni 1971: Mit einem 
überwältigenden Ja-Stimmenanteil von 92,7 % nahm damals das Schweizer Stimmvolk einen 
                                               
 
 
 
wahrnehmung, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 4.3.2013, URL: http://www.hls-dhs-
dss.ch/textes/d/D24598.php. 
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 Jörg Wanzek, Komplexe Natur – Komplexe Welt, 1996, S. 89-114. 
46
 Patrick Kupper, Die „1970er Diagnose“, 2003, S. 325-348. 
47
 Christian Pfister (Hg.), Das 1950er Syndrom: Der Weg in die Konsumgesellschaft, Bern 1995. 
48
 Ursula Brechbühl, Lucienne Rey, Natur als kulturelle Leistung, 1998. 
49
 In diesem Zusammenhang wies Johannes Zürcher nach, wie schnell die politischen Parteien Umweltschutz-
postulate aufnahmen. Johannes Max Zürcher, Umweltschutz als Politikum, Bern 1978. 
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Umweltschutzartikel in die Bundesverfassung auf.51 Doch wie die Genese der Umweltbewe-
gung sichtbar machte, konnten die traditionellen Institutionen weder dem Erwartungsdruck 
standhalten noch das politische Potenzial des Umweltdiskurses absorbieren. Dass sich die 
parlamentarische Bewegung der Grünen schliesslich dauerhaft im Parteiengefüge zu etablie-
ren vermochte, zählte François Walter zu den „grundsätzlichen Neuerungen unserer Zeit“.52 
Die Wirkung der ökologischen Krisensituation war stark genug, dass sich neben den grünen 
Parteiformationen auch zahlreiche andere Umweltorganisationen konstituieren konnten.53 
Verschiedene Lizentiatsarbeiten zeigen, dass auch die traditionellen Naturschutzorganisatio-
nen wie der Schweizerische Bund für Naturschutz (SBN) oder der WWF Schweiz ab 1969 
einen bedeutsamen Wandel erfuhren, indem sie ihre herkömmlichen Schutzmotive mit öko-
logischen Perspektiven verbanden.54 Studien dokumentieren, wie manche Aussteigergrup-
pen ihrem ursprünglichen Milieu den Rücken kehrten, um sich in entvölkerten Alpentälern 
oder Landkommunen von der Industriegesellschaft zu lösen.55 Diese Zurück-zur-Natur-
Bewegung ist ein weiteres Exempel dafür, welche tiefen Eindrücke die ökologische Fort-
schrittsernüchterung hinterliess hat. 
Den Umweltdiskurs der 1970er und 1980er Jahre haben vor allem Sozialwissenschaftler und 
Politologen zu fassen versucht.56 Anhand der Inventarisierung von öffentlichen Protesten, 
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 Die Realisierung dieses Verfassungsartikels verlief dann ungleich zäher: Erst 1983 konnte das Umweltschutz-
gesetz verabschiedet werden. Vgl. dazu Ueli Haefeli, Der lange Weg zum Umweltschutzgesetz. Die Antwort des 
politischen Systems auf das neue gesellschaftliche Leitbild „Umweltschutz“, in: Mario König et al. (Hgg.), Dynami-
sierung und Umbau. Die Schweiz in den 60er und 70er Jahren. Schweiz 1798–1998, Band 3, Zürich 1998, 
S. 241-249. 
52
 François Walter, Bedrohliche und bedrohte Natur, 1996, S. 204. 
53
 Mitte der 1970er Jahre konnten in der Schweiz über 20 Umweltorganisationen gezählt werden. Dazu gehörten 
etwa die Basler Arbeitsgemeinschaft zum Schutz von Natur und Umwelt (BASNU/1970), die Arbeitsgemeinschaft 
Umwelt (AGU/1970), die Schweizerische Gesellschaft für Umweltschutz (SGU/1971), die Aqua Viva (1971), die 
Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für Umweltforschung (SAGUF/1972) oder der Umweltclub (1972). Für eine 
Übersicht und den Versuch einer Systematisierung vgl. Andreas Giger, Umweltorganisation und Umweltpolitik, in: 
Schweizerisches Jahrbuch für politische Wissenschaft, Bd. 21, Bern 1981, S. 49-78, und Johannes Max Zürcher, 
Umweltschutz als Politikum, 1978, S. 93-109. 
54
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Beatriz Graf, Longo Mai – Revolte und Utopie nach ’68: Gesellschaftskritik und selbstverwaltetes Leben in den 
Europäischen Kooperativen, Egg 2005. 
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 Hanspeter Kriesi et al. (Hgg.), Politische Aktivierung in der Schweiz: 1945–1978, Diessenhofen 1981; Hanspe-
ter Kriesi, Bewegung in der Schweizer Politik, Frankfurt am Main 1985; Heinrich Zwicky, Umwelt als Aktivierungs-
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parlamentarischen Aktivitäten oder Medienberichten haben sie die Konjunktur des Umwelt-
themas empirisch rekonstruiert. Mit solchen Daten lässt sich die Intensität des Umweltdiskur-
ses als langgezogene Wellenbewegung darstellen, mit Beginn ab Ende der 1960er Jahre 
und dem Höhepunkt um die Mitte der 1980er Jahre. Für die Zeit ab 1987 signalisierten alle 
Indikatoren ein abnehmendes Interesse an Umweltthemen. 
Auch wenn uns heute die Zusammenhänge zwischen der Gesellschaft und der Natur selbst-
verständlich erscheinen, muss eine ökologische Sichtweise weitgehend als Neuansatz be-
griffen werden. Manche Studien heben zwar zu Recht die Kontinuität bestimmter Denk- und 
Argumentationsfiguren hervor, die zwischen dem modernen Umwelt- und dem älteren Natur-
schutzdiskurs bestanden.57 Ebenfalls ist unbestreitbar, dass gewisse Folgeprobleme des 
Wachstumsprozesses bereits vor 1970 kritisiert und bekämpft wurden. Diese historischen 
Ansatzpunkte und Gemeinsamkeiten dürfen aber nicht überschätzt werden, denn erst mit der 
ökologischen Zäsur entstand ein Krisenbewusstsein, das die Umweltfrage in neuer Qualität 
und Dringlichkeit an die Spitze der öffentlichen Diskussion brachte.
58
 
Der schweizerische Naturschutz nahm mit seinen wachstums- und technikkritischen Unter-
tönen gerade zu dem Zeitpunkt seinen Anfang, als sich die politische Arbeiterbewegung auf-
grund ihrer marxistischen Ausrichtung fest auf den Boden der Industrialisierung stellte. Ste-
fan Bachmann zeigte auf, dass sich ab dem Beginn des 20. Jahrhunderts im Naturschutz 
Menschen zu sammeln begannen, die sich gegen die Auswirkungen der Industrialisierung 
zur Wehr setzen wollten.59 So vielfältig die Arbeitsfelder im Lauf der Jahrzehnte auch wur-
den, so homogen blieben bis Ende der 1960er Jahre die wesentlichen Motive, die sich hinter 
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dem Naturschutz verbargen. Von Beginn an machten die Naturschützer die Schönheit der 
Landschaft als Motiv für den Schutz des natürlichen Lebensraumes geltend.60 Die ästheti-
sche Idealisierung der Natur ging nicht selten mit einer emotionalen Heimatverbundenheit 
einher.61 Da der schweizerische Naturraum als Teil der helvetischen Identität verstanden 
wurde, erhielt der Naturschutz einen nationalen, gesellschafts- und kulturpolitischen Stellen-
wert. 
Entscheidend ist nun, dass aus einer naturschützerischen Interessenlage heraus der Moder-
nisierungsprozess nicht grundsätzlich hinterfragt werden musste. Den Naturschutzpionieren 
ging es insgesamt nicht um die Ablehnung der Industrialisierung, sie verstanden sich viel-
mehr als Korrektiv einer Entwicklung, die ohne Rücksicht auf die schweizerischen Natur-
schönheiten voranschritt.62 Auch in der Nachkriegszeit betrieb die entsprechende Bewegung 
laut Damir Skenderovic eine Politik der Symptombekämpfung, welche Ökonomie und Tech-
nologie trotz gewisser Bedenken das Recht auf Entfaltung zugestand.63 So zielte die Rheto-
rik der Naturschützer dahin, die Industrialisierung in gewissen Schranken zu halten, ohne 
hinter den Entwicklungsprozess grundsätzliche Fragezeichen zu setzen. 
Mit der „1970er Diagnose“ aber nahm die latente Fortschrittskritik eine fundamentale Dimen-
sion an, da nun gesamtgesellschaftliche Entwicklungstendenzen hinterfragt wurden. Techno-
logie und Ökonomie gerieten dabei in den Verdacht, schädigend in die biologischen Kreisläu-
fe einzugreifen. So stellten sich mit dem Anbruch der ökologischen Epoche existentielle 
Fragen, die ungleich dringlicher waren als alle Problemstellungen, die der traditionelle Natur-
schutz je aufgeworfen hatte. Aus einer ökologischen Warte klang ‚Naturschutz’ mit seiner 
Referenz an Ästhetik und Nation als veraltet und unzureichend angesichts der Herausforde-
rungen, welche die Umweltfrage stellte.  
Mit der Hinterfragung von Wachstum und Technik wurden die traditionellen Pfeiler des Fort-
schrittsdenkens in ihren Grundfesten erschüttert. Manche Studien zeigen, dass die Euphorie 
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der Nachkriegszeit sogar in eine apokalyptische Katastrophenstimmung umschlug.64 Die 
ökologischen Zerfallstheorien wurden als allgemeiner Sinnverlust erfahren, und der 200-
jährige Fortschrittsglaube drohte sich in sein Gegenteil zu verkehren. Die Geschichte – so 
die Befürchtung – könnte nicht zum kollektiven Glück, sondern in die Apokalypse führen. 
Damit wurde die ökologische Fortschrittskritik zur dringlichsten Herausforderung der Zeit. 
Über den Forschungsstand zu den Linksparteien ist zu sagen, dass parteiengeschichtliche 
Grundsatzfragen um Entstehung, Organisationsstrukturen oder Wähleranteile relativ gut do-
kumentiert sind. Allerdings liess das Forschungsvolumen zur Sozialdemokratie für die Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg merklich nach.65 Am Umstand, dass zur SPS aktuelle Synthe-
sen weitgehend fehlen, vermochte auch ein Jubiläumsband aus dem Jahr 1988 nicht viel zu 
ändern.66 Dank zweier umfassender Übersichtsdarstellungen von André Rauber und Pierre 
Jeanneret ist die allgemeine Geschichte der PdAS besser erschlossen als jene der Sozial-
demokratie.67 Sogar Informationen über Biographien zahlreicher Aktivistinnen und Aktivisten 
liegen vor. Zur Neuen Linken existieren keine organisationsübergreifenden Gesamtdarstel-
lungen, doch die Grundzüge der beiden 68er-Parteien lassen sich aus mehreren Studien 
rekonstruieren. Die Arbeiten aus den 1970er Jahren zeigen, wie die Neue Linke an der mar-
xistischen Kapitalismuskritik anknüpfte und sozialistische Utopien zu revitalisieren versuch-
te.68 Die nachfolgenden Studien vertieften solche Fragen oder haben sich mit dem Wandel 
der Neuen Linken befasst.69 
Die Hoffnungen, welche die Linke seit dem 19. Jahrhundert an den Industrialisierungspro-
zess knüpfte, sind in einem wegweisenden Aufsatz von Jakob Tanner und Felix Müller do-
                                               
 
 
64
 Patrick Kupper, Die „1970er Diagnose“, 2003, S. 344-346, und Jörg Wanzek, Komplexe Natur – Komplexe 
Welt, 1996, S. 121. Zur kulturellen Renaissance der Apokalypse vgl. auch Hermann Lübbe, Der Lebenssinn in der 
Industriegesellschaft, 1990, S. 148-150. 
65
 Immerhin wurden einige spezifische Themen ausgeleuchtet: Jacques Hürlimann, SPS und militärische Landes-
verteidigung 1946-1966, Zürich 1985; Hansueli von Gunten, Hans Voegeli, Das Verhältnis der Sozialdemokrati-
schen Partei zu anderen Linksparteien in der Schweiz (1912-1980), Bern 1980; Bernard Degen, Sozialdemokra-
tie, 1993. 
66
 Solidarität, Widerspruch, Bewegung, 100 Jahre SP Schweiz, Zürich 1988, S. 370-397. 
Im Oktober 2013 erschien ein weiterer Jubiläumsband, der aber nicht mehr in die vorliegende Untersuchung 
miteinbezogen werden konnte. Redboox Edition (Herausgeberin im Auftrag der SP Schweiz), Einig – aber nicht 
einheitlich. 125 Jahre Sozialdemokratische Partei der Schweiz, Zürich 2013. 
67
 André Rauber, Formierter Widerstand, 2003; Pierre Jeanneret, Popistes, 2002. Jeanneret hat sich zwar primär 
mit der waadtländischen PdAS-Sektion befasst, doch seine Ausführungen streifen des Öfteren die nationale Par-
teiebene, und auch internationale bzw. internationalistische Aspekte werden miteinbezogen. 
68
 Peter Gilg, Jugendliches Drängen in der schweizerischen Politik: Struktur, Ziele und Aktionsformen von politi-
schen Gruppen der jungen Generation, Bern 1974; Hans Boller, Jugendradikalisierung und Neue Linke in der 
Schweiz, Zürich 1976; Hans Tschäni, Parteien, Programme, Parolen, Aarau 1979. 
69
 Roger Blum, Wandel und Konstanten bei den Progressiven Organisationen (POCH), 1986; Oliver Wyss, ‚Das 
schönste Rot ist grün’, 2004; Flurin Clalüna, Von der Generallinie zum Grünen Bogen, 2000; Benoît Challand, La 
Ligue marxiste révolutionnaire, 2000; Simon Jäggi, Vorhut ohne Rückhalt, 2007; Lucien Scherrer, Potemkinsche 
Dörfer und Stadtguerilla, 2004. 
Einleitung  23 
 
kumentiert.70 Darin ist herausgearbeitet, wie die schweizerische Arbeiterbewegung jene ma-
schinenstürmerische Mentalität ablegte, die 1832 im zürcherischen Uster in der Zerstörung 
der ersten mechanischen Webstühle gegipfelt hatte.71 Durch die Bejahung des Industrialisie-
rungsprozesses geriet die Arbeiterbewegung im ausgehenden 19. Jahrhundert selbst „in den 
Bann eines optimistischen Fortschrittsglaubens“.72 
Als die SPS 1888 gegründet wurde, erhoffte sie sich sozialen Fortschritt und wirtschaftliche 
Gerechtigkeit nicht über einen revolutionären Umsturz, sondern durch einen reformistischen 
Umbau.73 Wie Erich Gruner aber zeigte, wurden in einer Zeit sozialer Unrast jene Stimmen 
immer lauter, die marxistische Analysen und Zielsetzungen einforderten. Mit der Theorie, 
dass der Kapitalismus als „Hindernis jeglichen Fortschritts“ notwendigerweise zu einer revo-
lutionären Umgestaltung führen müsse, spiegelten sich im Programm von 1904 die zentralen 
Elemente der marxistischen Zukunftsperspektive wider.74 Mit dem Kapitalismus wurde aber 
keineswegs die industrielle Produktionsform, sondern lediglich deren privatwirtschaftliche 
Anwendung verworfen. „Die Rezeption des Marxismus in der Arbeiterbewegung“, schrieb 
Rolf Peter Sieferle, „war gleichbedeutend damit, dass sich die populäre Protestbewegung in 
ihrem Kern dem Fortschrittslager anschloss“.75 Bezogen auf die Schweiz meinten auch Ja-
kob Tanner und Felix Müller, dass damit „die Einbahnstrasse des industriellen Fortschritts 
von der Arbeiterbewegung akzeptiert“ worden sei, während die Natur zur „Gratisproduktiv-
kraft“ herabsank.76 Oskar Scheiben veranschaulichte, wie sich die SPS in den 1930er Jahren 
unter dem Eindruck nationalistischer Strömungen immer mehr von marxistischen Standpunk-
ten entfernte.77 Mit der ideologischen Anpassung begann die SPS einen Teil ihres alternativ-
sozialistischen Fortschrittshorizonts zu verlieren. So wurde die Sozialdemokratie ab Mitte der 
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1930er Jahre mehr und mehr von einer systemverändernden zu einer systempartizipieren-
den Kraft. 
Die grössten Veränderungen erfuhr die sozialdemokratische Fortschrittsperspektive in der 
Nachkriegszeit. Sollte die Verbesserung der materiellen Situation ursprünglich die umfas-
sende Entfaltung des Menschen ermöglichen, wurde das Wachstum nun zum Selbstzweck. 
„Fortschritt heisst jetzt Wirtschaftswachstum und technischer Wandel“, fassten Felix Müller 
und Jakob Tanner die sozialdemokratische Entwicklung der 1950er und 1960er Jahre zu-
sammen.78 Mit dieser von Bernard Degen als „Wachstumsreformismus“ bezeichneten Hal-
tung wurde die Steigerung von Produktivität, Konsum und technologischer Innovation zum 
Massstab des sozialdemokratischen Fortschritts.79 So ging die utopische Dimension des 
Fortschritts verloren, der Begriff „degenerierte zu einem Glauben an die Produktion“.80 
Die erwähnten Arbeiten von Pierre Jeanneret und André Rauber vermögen anzudeuten, 
dass auch die PdAS in der Nachkriegszeit von einem irdischen Wohlstandsparadies träumte 
– unter kommunistischen Vorzeichen allerdings. Obwohl die hiesige Wirtschaft florierte, setz-
ten die Kommunisten das kapitalistische System weiterhin mit ausnahmsloser Stagnation 
gleich. Mit dem Sozialismus hingegen versprach die PdAS, „das Zeitalter der Gerechtigkeit, 
des Überflusses und des Fortschritts“ zu schaffen.81 Diese neue Epoche sah man im ‚ersten 
sozialistischen Staat der Welt‘ bereits anbrechen. So rückständig das zaristische Russland 
ursprünglich war, als so dynamisch schilderte die PdAS die industrielle Entwicklung der 
UdSSR. Wie Pierre Jeanneret dazu skizzierte, entwickelte die PdAS im Gleichschritt mit den 
sowjetischen Fünfjahresplänen ein quantitatives Fortschrittsverständnis.82 Die technoökono-
mische Entfaltung wurde zum Synonym für Fortschritt. Die Entwicklung der Produktivkräfte 
schien an keine Grenzen zu stossen. Wachstum und Technologie versprachen den kommu-
nistischen Grundsatz „jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“ ein-
lösen zu können.  
Der deutsche Historiker Rolf Peter Sieferle gelangte zu dem Schluss, dass sich die Kritik am 
kapitalistischen Industriesystem ab dem Ende des 19. Jahrhunderts in zwei unterschiedliche 
Lager aufgeteilt hatte. Demnach entwarfen die Naturschützer eine konservative Zivilisations-
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kritik, während die Linke soziopolitische Problemkreise monopolisierte, ohne aber ein Senso-
rium für das „Zerstörungswerk der Industrialisierung“ zu entwickeln.83 Da die Linke Phäno-
mene der Naturzerstörung lange Zeit übersehen habe, sei die frühe Umweltkritik „aus-
schliesslich“ eine „Angelegenheit von Konservativen“ gewesen.84 Tatsächlich blieb der 
Naturschutz bis zur ökologischen Zäsur in der Schweiz eine konservativ-bürgerliche Bewe-
gung, deren Protagonisten sich gelegentlich auch der Abwehr des Kommunismus verschrie-
ben.85 In den 1960er Jahren erstarkten nationalistische Tendenzen insofern, als namhafte 
Naturschützer in die ideologische Nähe der Überfremdungsbewegung rückten.86 
Das Verhältnis der politischen Linken zum Naturschutzdiskurs ist kaum erforscht, doch die 
eigentliche Forschungslücke zeigt sich an einer anderen Stelle: Wer sich mit Politik- bzw. 
Parteiengeschichte befasste, liess den ökologischen Themenkomplex ausser Acht. Und wer 
sich der Umweltgeschichte widmete, bezog die Linksparteien nicht mit ein. Dieses Manko 
liegt darin begründet, dass das Umweltthema vornehmlich unter dem Aspekt der Neuen so-
zialen Bewegungen erforscht wurde, während andere gesellschaftliche Akteure klar vernach-
lässigt wurden. So gilt es in vielen soziologischen und politologischen Studien als ausge-
macht, dass die Umweltbewegung als Trägerin der ökologischen Kommunikation privilegiert 
zu betrachten sei. Dabei blieb weitgehend unberücksichtigt, dass am gesellschaftlichen 
Lernprozess auch engagierte Verbände, staatliche Institutionen oder politische Parteien be-
teiligt waren. 
Immerhin boten manche Studien fragmentarische Erkenntnisse, an welche diese Arbeit an-
knüpfen konnte. Am Ende der 1980er Jahre befasste sich eine internationale Historikergrup-
pe mit dem Verhältnis der Arbeiterbewegung zu den technoökonomischen Umweltrisiken.87 
Weil diese aber auf die Schweiz nicht einging, blieb als wesentliche Inspirationsquelle der 
bereits zitierte Aufsatz von Jakob Tanner und Felix Müller. In einem Abschnitt deuteten die 
beiden Autoren an, dass der Umweltschock eine Schlüsselerfahrung war, welche die sozial-
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demokratischen Orientierungsmuster erschütterte.88 Wie sich das Suchen nach alternativen 
Fortschrittsidealen auf die Atomenergiepolitik zweier SPS-Sektionen auswirkte, hat Leyla Gül 
in ihrer Lizentiatsarbeit untersucht.89 Mit Blick auf die PdAS zeigten Jeanneret und Rauber an 
einigen Stellen auf, dass die ökologische Zäsur auch die kommunistischen Zukunftsentwürfe 
nicht unbeeinflusst liess. Weil die Partei den neuen Fragen aber lange Zeit verständnislos 
gegenüberstand und sowohl Wählerinnen und Wähler als auch Mitglieder verlor, wurden die 
1980er Jahre zu „einem der schwierigsten Zeitabschnitte ihrer Geschichte“.
90
 Ungleich wand-
lungsfähiger erwiesen sich die POCH, wie zwei Lizentiatsarbeiten nahelegen.91 Diese Grup-
pierung entwickelte sich in den 1980er Jahren zu einer ökologisch ausgerichteten Alternativ-
partei, welche von den gängigen Fortschrittsparadigmen Abschied nahm. 1987 fokussierte 
auch die RML auf das Umweltthema, worauf in beiden Parteien ein unübersichtlicher Auflö-
sungsprozess einsetzte. Aus den Beiträgen eines von Werner Seitz und Matthias Baer her-
ausgegebenen Sammelbandes lässt sich rekonstruieren, dass die Grüne Partei der Schweiz 
(GPS) bis Mitte der 1990er Jahre fast alle links-grünen Organisationen zu absorbieren ver-
mochte, worunter sich viele Vertreter mit neulinken Ursprüngen befanden.92 Diese schrittwei-
sen Übertritte haben das Gesicht der GPS entscheidend verändert. Indem sich diese ab En-
de der 1980er Jahre links der SPS zu verorten begannen, lebte das politische Vermächtnis 
der Neuen Linken fort – paradoxerweise aber in einer Dachorganisation, die ursprünglich als 
bürgerlich wahrgenommen worden war. 
3.5 Theoretisch-methodischer Zugriff und Quellen 
Laut Damir Skenderovic sind die 1950er und 1960er Jahre als eigentliche „Wiege der Um-
weltproblematik“ zu betrachten.93 Christian Pfister gemäss wurde damals insofern eine histo-
rische Schwelle überschritten, als dass die Industriegesellschaften den „umweltverträglichen 
Entwicklungspfad“ des „‚Ancien Régime Ecologique’“ definitiv verliessen und, wie es Jakob 
Tanner formulierte, „in eine ökologisch verantwortungslose Massenkonsum-, Verschwen-
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dungs- und Wegwerfgesellschaft“ einstiegen.94 Die Natur ist gegenüber der Gesellschaft in-
dessen weder artikulations- noch interaktionsfähig.95 Der deutsche Soziologe Niklas Luh-
mann brachte es wie folgt auf den Punkt: „Es mögen Fische sterben oder Menschen, das 
Baden in Seen oder Flüssen mag Krankheiten erzeugen, es mag kein Öl mehr aus den 
Pumpen kommen und die Durchschnittstemperaturen mögen sinken oder steigen: solange 
darüber nicht kommuniziert wird, hat dies keine gesellschaftlichen Auswirkungen.“96 Und 
auch Ulrich Beck meinte: „Die Zerstörung vollzieht sich stumm. Technik demonstriert nicht, 
Nebenfolgen demonstrieren nicht. Singvögel demonstrieren nicht.“97 So gehört es zu den 
umweltgeschichtlichen Grundannahmen, dass sich die Genese des Umweltdiskurses nicht 
auf eine simple Kausalität von Reiz und Reaktion zurückführen lässt. Um die Umbrüche im 
Verhältnis von Mensch und Natur verstehen zu können, muss primär nach Ursachen im ge-
sellschaftlichen Bereich gesucht werden.98 
Nun fällt mit Blick auf die Gesellschaft Ende der 1960er Jahre auf, dass diese in vielfacher 
Hinsicht in Bewegung geraten war. Neben der Wahrnehmung der natürlichen Umwelt wurden 
auch Begriffe der sozialen Welt vom Wandel ergriffen. Davon zeugen die damaligen Debat-
ten über die Rolle der Autoritäten, die Herausbildung der Neuen Linken, die Akzentuierung 
der sogenannten Überfremdungs-Frage oder die Problematik des sich ausbreitenden Kon-
sums von Rausch- und Betäubungsmitteln, die offenbar auf eine „Krise der Gesellschaft“ 
hindeutete.99 
Aus einer historischen Perspektive stechen all diese Problematisierungen umso mehr hervor, 
als die 1950er und 1960er Jahre von einer grossen gesellschaftlichen Stabilität geprägt wa-
ren. Trotz des technoökonomischen Modernisierungsschubs hielt die Gesellschaft nämlich 
an den traditionellen Denkmustern fest.100 Deshalb war die Nachkriegszeit in ihren ersten 
beiden Jahrzehnten durch einen breiten Konsens geprägt, der sich politisch in der Konkor-
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danz, wirtschaftlich in den Prinzipien des Arbeitsfriedens äusserte. Nicht selten machte sich 
in der damaligen Gesellschaft sogar eine gewisse Erstarrung bemerkbar, wie etwa im skiz-
zierten Naturschutzdiskurs. So vermochten die Naturschützer mit ihren nostalgisch-
patriotischen Wahrnehmungs- und Denkstrukturen auf die neuen Gefahrendimensionen kei-
ne Antworten zu geben. 
Mit Hansjörg Siegenthalers Theorie des sozioökonomischen Wandels lässt sich die gesell-
schaftliche Stabilität der 1950er und 1960er Jahre als Ausdruck einer „Strukturperiode“ inter-
pretieren.101 In solchen Phasen bleibt die soziale Entwicklung insofern stabil, als die kogniti-
ven Regelsysteme – Siegenthaler bezeichnet diese als „Struktur“ der Gesellschaft – quasi 
unverändert bleiben. Die Menschen halten an Normen und Werten fest, nach denen sie aus 
der alltäglichen Informationsflut die relevanten Nachrichten herausfiltern, verarbeiten und 
interpretieren. Zwar findet mit dem ‚regelgebundenen Lernen’ auch in Strukturperioden ein 
Prozess der Wissenserweiterung statt. Weil sich dieser aber im Rahmen der „verfügbaren 
und vertrauten Regeln der Selektion und Interpretation“ vollzieht, bestehen die grundlegen-
den Konzepte, die von Welt und Wirklichkeit entworfen werden, fort.102 Regelvertrauen und 
Zukunftssicherheit hielten in den 1950er und 1960er Jahren „den volkswirtschaftlichen 
‚Wachstumsmotor’ auf Touren“.103 Die Stabilität der soziokulturellen Leitbilder kontrastierte 
deshalb mit dem technoökonomischen Wandel, welcher die dynamische Seite der nach-
kriegszeitlichen Strukturperiode bildete. 
Der Modernisierungsprozess höhlte freilich die vertrauten Lebenswelten aus. Aus einer histo-
rischen Perspektive klafften so in der Nachkriegszeit „Sein und Sollen“ immer mehr ausei-
nander.104 Ende der 1960er Jahre waren immer weniger Menschen bereit, nach hergebrach-
ten Normen und Orientierungen zu leben. Nun entluden sich abrupt jene 
Spannungspotenziale, die sich während Jahren aufgebaut hatten. In diesem Prozess ging 
das Vertrauen in das innergesellschaftliche Koordinatensystem verloren. Lebensleitende 
Selbstverständlichkeiten wurden auf einmal in Frage gestellt, der Grundkonsens der Nach-
kriegszeit geriet ins Wanken. Damit schlug die Strukturperiode in eine Phase sozialer Unrast 
um, die mit Siegenthaler als „Orientierungskrise“ verstanden werden kann. So lassen sich die 
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gesellschaftlichen Krisenerscheinungen ab Ende der 1960er Jahre als verschiedenartige 
Facetten des gleichen Grundphänomens interpretieren. Insgesamt ergeben sie das Bild ei-
ner verunsicherten Gesellschaft, die nach dem Verlust an Regelvertrauen um den Entwurf 
neuer Deutungsmuster rang. Gegenüber den regeltreuen Lernvorgängen rücken in Orientie-
rungskrisen ‚fundamentale Lernprozesse’ in den Vordergrund. In ihnen wird versucht, durch 
Modifikation des herkömmlichen Denkgefüges ein angemesseneres Bild der Wirklichkeit zu 
gewinnen. Das kognitive Regelsystem selbst wird revidiert, die Selektions- und Interpretati-
onsmuster angepasst.105 So lässt sich die ökologische Zäsur als Folge eines fundamentalen 
gesellschaftlichen Lernprozesses verstehen. Im Rahmen des Umweltdiskurses wird ver-
sucht, durch ein aktualisiertes Regelsystem ein neues Verhältnis zwischen Mensch und Na-
tur zu begründen. 
Diese theoretischen Überlegungen verlangen nach einem methodischen Zugang, der auf die 
Kommunikation der untersuchten Akteure fokussiert. „Einsames Nachdenken“ – so Siegent-
haler – führt allenfalls „zu neuen Einsichten, zu Vertrauen in solche Einsichten verhilft es 
nicht. Es scheint, als ob sich solches Vertrauen im Regelfalle erst im Rückhalt herstellt, […] 
im Gespräch mit Leuten“.106 Gesellschaftliche Denkregeln und Normen werden also in kom-
munikativen Prozessen revidiert. Die Umweltprobleme – so die entsprechende theoretische 
Prämisse – wurden im Zuge intensivierter sozialer Kommunikation entdeckt.107 
Die historische Diskursanalyse ist eine Methode, die sich zur Untersuchung kommunikativer 
Prozesse anbietet.108 Sie hat den Anspruch, historisch variable Wahrnehmungsweisen von 
Wirklichkeit und den Wandel sozialer Realitätsauffassungen zu untersuchen. Die vorliegende 
Arbeit lehnt sich an diskurstheoretische Überlegungen und an entsprechende Forschungs-
methoden an. So ist im Kontext kommunikativer Prozesse vom Umwelt-, Atomenergie- oder 
vom Wirtschaftswachstumsdiskurs die Rede. Eine wichtige Orientierungshilfe bildete eine 
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Arbeit von Achim Landwehr, der 2001 einen handhabbaren Zugang zur historischen Dis-
kursanalyse schuf.109 
Obschon die vorliegende Arbeit einen diskurstheoretischen Ansatz verfolgt, wird nicht ein 
rein diskursanalytisches Forschungsprogramm umgesetzt. Eine diskurstheoretische Per-
spektive dient vielmehr als Hilfsmittel, um die kommunikativen Prozesse der ausgewählten 
Linksparteien untersuchen zu können. Eine radikale konstruktivistische Ansicht, wonach die 
historischen Akteure der immanenten Macht der Diskurse vollständig unterzuordnen sind, 
wird in dieser Arbeit nicht geteilt. Zwar bildet ein Diskurs zu einer bestimmten Zeit den Rah-
men, der das Denken, Sprechen und Handeln der Menschen eingrenzt.110 Dennoch bilden 
diskursive Strukturen kein eisernes Gehäuse, dem die historischen Subjekte quasi als Ge-
fangene deterministisch ausgesetzt sind. Achim Landwehr schreibt dazu, dass historische 
Akteure im Rahmen vorgegebener Horizonte „Raum für Abweichungen und individuelle 
Handlungsweisen“ haben und nicht zwingend einem vorgegebenen Schema folgen müs-
sen.111 Individuen sowie soziale Gruppen – wie die in dieser Arbeit untersuchten Parteien – 
nehmen innerhalb der durch diskursive Regeln vorgegebenen Strukturen Positionen ein, die 
durch unterschiedliche Werthaltungen, Weltbilder und politische Positionen geprägt sind. Vor 
diesem Hintergrund geht es in dieser Arbeit nicht primär um die Rekonstruktion gesamtge-
sellschaftlicher Ordnungsvorstellungen oder allgemein akzeptierter Wirklichkeits- und Ratio-
nalitätsstrukturen. Nachzugehen ist vielmehr den Denkpositionen und Handlungsoptionen, 
welche sich für die Linksparteien aus der Teilhabe am Umweltdiskurs ergaben. Deshalb 
nimmt diese Arbeit jene Aussagen in den Forschungsfokus, welche die Linksparteien zur 
Umweltproblematik machten. Innerhalb des gewählten Zeitrahmens ist also zu untersuchen, 
wodurch sich die ökologisch geprägte Kommunikation der schweizerischen Linksparteien 
auszeichnete. Dabei müssen auch die Motive der historischen Akteure in den Blick genom-
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men werden, da Erwartungen oder politische Ziele das Reden, Denken und Handeln beein-
flussen können. Im Bereich der Politik zeigen sich häufig konkurrenzierende Versuche, ein 
legitimes Weltbild zu etablieren. Hinsichtlich der schweizerischen Linksparteien ist nach Cha-
rakteristika zu suchen, welche beim Problematisieren von Fortschritt, Wachstum und Techno-
logie die umweltpolitische Kommunikation der 1970er und 1980er Jahre strukturierten. Der 
ausgewählte Quellenfundus soll sowohl auf Regelmässigkeiten als auch auf Brüche unter-
sucht werden. Dabei sind die mit der Umweltkrise zusammenhängenden Wahrnehmungs-
weisen, Problemzuschreibungen oder Lösungsansätze zu eruieren und der Wandel der zent-
ralen Vorstellungsmuster der Linken zu analysieren. 
Obschon Diskurse von unpersönlichen Sprachstrukturen her zu begreifen sind, werden in 
diese Arbeit auch die politischen Praktiken der historischen Akteure miteinbezogen. Wegen 
der Fokussierung auf kommunikative Prozesse wird der Diskursanalyse häufig vorgeworfen, 
das konkrete Handeln der Menschen nicht erfassen zu können. Mit Philipp Sarasin lässt sich 
darauf antworten, dass Handlungen, Gesten oder Gegenstände zwar nicht sprachlich ver-
fasst sind, diese aber nur gesellschaftliche Relevanz erlangen können, „weil ihnen diskursiv 
eine Bedeutung zugeschrieben wurde/wird“.112 Der Prämisse entsprechend, wonach in der 
sozialen Welt auch nichtsprachliche Dinge über kommunikative Prozesse bedeutsam wer-
den, wird in dieser Studie das umweltpolitische Handeln der Linksparteien insofern erfasst, 
als Aussagen über Praktiken mitberücksichtigt werden. 
Abschliessend stellt sich hier die Frage, anhand welcher Quellen die gestellten Forschungs-
fragen untersucht werden und berücksichtigte Quellendokumente klassifiziert werden kön-
nen. Die Quellenlage stellte insofern eine Herausforderung dar, als es eine Fülle an Archiv- 
und Publikationsmaterial zu bearbeiten galt. Es lassen sich einerseits veröffentlichte Texte, 
andererseits für den internen Gebrauch bestimmte Dokumente auseinander halten.113 Beide 
Quellenkategorien zeichnen sich bei der Analyse von Diskursen durch bestimmte Vor- und 
Nachteile aus. Die internen Dokumente halten in der Regel kommunikative Prozesse fest, 
die im vertraulichen Rahmen stattfanden. Sie erlauben einen intimeren Einblick, da die betei-
ligten Personen nicht unter öffentlicher Beobachtung standen und relativ ungezwungen ar-
gumentieren konnten. Besonders aus Beschlussprotokollen aber lassen sich Motive oder 
abweichende Meinungen nicht oder nur eingeschränkt rekonstruieren. Veröffentlichte Texte 
hingegen zwingen zu ausführlicheren Darstellungen, weil über den eigenen Kreis hinaus ein 
breites Publikum angesprochen wird. Dass die externe Vermittlung eigener Standpunkte von 
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politischen Interessen geleitet wird, ist nicht nur als Problem zu erachten. Gewisse Aspekte 
werden zwar allenfalls absichtlich betont oder ausgelassen: Immerhin aber lässt sich rekon-
struieren, wie bestimmte Weltbilder argumentativ legitimiert werden sollten. 
Für die Sichtung unveröffentlichter Quellen war das Schweizerische Sozialarchiv mit seinen 
Beständen zum gesellschaftlichen Wandel, zur Arbeiter-, Studenten- und Umweltbewegung 
die wichtigste Anlaufstelle.114 Den umfangreichsten Quellenbestand gibt es zur SPS, wobei 
im Sozialarchiv unzählige Protokolle, Arbeitsunterlagen oder Korrespondenzen erschlossen 
sind. Als besonders wertvoll erwiesen sich neben programmatischen Unterlagen die Partei-
tagsprotokolle, denn darin sind zahlreiche Debatten um die ökologische Neuorientierung der 
SPS festgehalten. Die Archivbestände zur PdAS sind zersplittert und lückenhaft. Im Sozialar-
chiv sind Organisationsakten, Unterlagen zur Parteigeschichte, Drucksachen und Fotodoku-
mente zu finden. Zu den POCH finden sich im Sozialarchiv die Unterlagen der Sektionen 
Zürich und Bern. Diese beinhalten neben parteigeschichtlichen Akten auch Positionspapiere 
oder Dokumente zu Aktionen, Wahlen und Abstimmungen. Verwertbar waren insbesondere 
die Unterlagen zur Verkehrs- und Atompolitik. Um den Kampf der POCH gegen das AKW 
Kaiseraugst zu dokumentieren, wurden zudem Quellen des Staatsarchivs Basel-Stadt ge-
sichtet. Zur RML sind im Sozialarchiv insbesondere Akten der Leitungsorgane, programmati-
sche Papiere, Schulungsunterlagen und Dokumente befreundeter Organisationen einsehbar. 
Fokussiert wurde wiederum auf Unterlagen zur Wirtschafts-, Atomenergie- und Umwelt-
schutzpolitik der 1970er und 1980er Jahre. 
Mit thematischen Broschüren, Partei- und Aktionsprogrammen, publizistischen Texten oder 
Manifesten hinterliessen die untersuchten Parteien eine beträchtliche Menge an gedrucktem 
Material, das in die Untersuchung miteinbezogen werden konnte. Als besonders wertvoll er-
wiesen sich die Zeitungen und Periodika der einzelnen Organisationen. Die „Zeitung der 
POCH“ – sie wurde ab April 1974 unter den Namen „POCH-Zeitung“ herausgegeben – er-
schien zum ersten Mal im Oktober 1971. Bis zu ihrem Namenswechsel wurde sie alle zwei 
Wochen, danach wöchentlich gedruckt. Im Herbst 1987 wurde die letzte Ausgabe publiziert. 
Zudem gaben die POCH mit den „Positionen“ zwischen Dezember 1974 und Juli 1986 vier-
mal im Jahr ein politisches Magazin heraus. In der Öffentlichkeit war die RML vorab durch 
„La brèche“ präsent, die im Oktober 1969 zum ersten Mal herausgegeben wurde. Mit „Die 
Bresche“ erschien die Parteizeitung ab dem November 1971 auch auf Deutsch, zunächst im 
Monatsrhythmus, nach dem Oktober 1974 alle zwei Wochen. Beim „Vorwärts“ handelt es 
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sich um das deutschsprachige Publikationsorgan der PdAS, welches ab 1945 als Tages-, 
nach 1957 als Wochenzeitung erschien. In der Westschweiz war die PdAS mit „Voix ouvri-
ère“ präsent, welche 1986 in „VO réalités“ umbenannt wurde. Von den sozialdemokratischen 
Zeitungen wurde das „Volksrecht“ in die Untersuchung miteinbezogen, welches zwischen 
Januar 1970 und Mai 1973 unter dem Titel „Zürcher AZ“ erschien. Berücksichtigt wurden 
ebenfalls Artikel der „Berner Tagwacht“. Schließlich erschien im gewählten Untersuchungs-
zeitraum eine sozialdemokratische Zeitschrift, die mit „Rote Revue“, „Profil“ und „Profil/Rote 
Revue“ verschiedene Namen trug. 
3.6 Aufbau der Arbeit 
In der vorliegenden Arbeit umrahmen Einleitung und Schluss zwei ausdifferenzierte empiri-
sche Hauptkapitel, die jeweils einem spezifischen Umweltthema nachgehen. Kapitel 2 – die-
ses beschäftigt sich mit dem Wirtschaftswachstumsdiskurs – beginnt über ein Unterkapitel 
mit einem historischen Rückblick auf die Nachkriegszeit. Dargestellt wird, wie sich die Par-
teien der traditionellen Linken durch die Entwicklung eines materiellen Fortschrittsverständ-
nisses in einen verbreiteten Wachstumsoptimismus einfügten. Die PdAS mass den industriel-
len Wachstumsziffern einen zentralen Stellenwert bei und vertrat die Idee, dass die Natur 
vollumfänglich in den Dienst des Menschen zu stellen sei. Dann wird gezeigt, dass die SPS 
zwar keine vergleichbar weitgehenden Vorstellungen entwickelte, sie die ökonomische Pro-
duktivitätssteigerung aber nahezu uneingeschränkt als glücksbringenden Wohlstandsfaktor 
unterstützte. Obschon die Paradigmen der Wachstumsgesellschaft durch die 68er-
Bewegung erstmals kritisiert wurden, verschrieben sich die Parteien der Neuen Linken der 
Erneuerung des sozialistischen Fortschrittsdenkens. 
Das Subkapitel 2.2 befasst sich mit dem Umweltschock der frühen 1970er Jahre, in dessen 
Folge die ‚Grenzen des Wachstums‘ breit diskutiert wurden. Hinsichtlich der traditionellen 
Linken ist zu schildern, wie Zukunftsgewissheiten durch die Herausbildung eines ökologi-
schen Bewusstseins erschüttert wurden. Innerhalb der Neuen Linken äusserte sich die Angst 
vor einem Wachstumskollaps dergestalt, dass sich ein Teil ihrer Mitglieder und Anhänger der 
Zurück-zur-Natur-Bewegung anschlossen. 
In Unterkapitel 2.3 wird die Auseinandersetzung der Linksparteien in der ersten Hälfte der 
1970er Jahre mit der Idee des Nullwachstums untersucht. Obschon ein Wachstumsstopp 
verworfen wurde, haben allen voran die POCH verschiedene Auswüchse des Expansions-
prozesses bekämpft. Es wird beschrieben, wie die Wachstumsgegner im Zuge der Wirt-
schaftskrise verstummten, ohne dass die ökologischen Probleme durch die Wirtschafts-
schrumpfung entschärft worden wären. 
Das Unterkapitel 2.4 thematisiert, wie die Linksparteien in der Verbindung von Sozialismus 
und Ökologie ideologisch auf die Umweltkrise zu reagieren versuchten. Die Bestandteile der 
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ökosozialistischen Vorstellungswelt werden analysiert, und es wird gezeigt, wie diese neue 
Betrachtungsweise mit dem Marx’schen Werk belegt werden sollte. Daraufhin werden im 
Rahmen einer kritischen Würdigung die politisch-argumentativen Funktionen der ökosozialis-
tischen Prämissen betrachtet. 
Mit den politischen Strategien zur Überwindung der ökonomisch-ökologischen Gegensätze 
befasst sich das Unterkapitel 2.5. Fokussiert auf die traditionelle Linke wird geschildert, in 
welcher Weise sich SPS und PdAS vom quantitativen Wachstumsideal der Nachkriegszeit 
verabschiedeten. Die POCH wiederum verloren den Glauben an die Versöhnlichkeit von 
Ökonomie und Ökologie, weshalb sie im Verlauf der 1980er Jahre mit einer wachstumsorien-
tierten Wirtschaftspolitik grundsätzlich brachen. Die SPS durchlief im gleichen Zeitraum inso-
fern eine Kehrtwende, als sie den Schutz der Umwelt dank der Instrumente der modernen 
Umweltökonomie nicht mehr gegen, sondern mit der Marktwirtschaft durchzusetzen gedach-
te. 
Kapitel 3 ist dem Atomenergiediskurs gewidmet. Ein erstes Unterkapitel zum Atomzeitalter 
klärt wiederum die Positionen der Nachkriegszeit, um eine Kontrastfolie zu den Umbrüchen 
ab den 1970er Jahren zu legen. Zunächst wird erörtert, wie nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges der Mythos einer atomaren Ära entstand. Sodann werden die Zukunftsvorstel-
lungen betrachtet, welche PdAS und SPS unter dem Eindruck einer Zeitenwende um die 
zivile Verwertung der Nukleartechnologie entwarfen. Diese Atomeuphorie der traditionellen 
Linken wird insofern in den herrschenden Konsens eingeordnet, als das Atomzeitalter als 
gesellschaftsübergreifende Fortschrittsutopie beschrieben wird. 
Das Unterkapitel 3.2 befasst sich mit der Genese des Anti-AKW-Diskurses. Unterschieden 
werden drei aufeinanderfolgende Diskurstypen, die jeweils durch spezifische Merkmale ge-
kennzeichnet waren. Die Widerstandscharakteristika der 1950er und 1960er Jahre werden 
als kulturkritisch-reaktionär umschrieben, wobei auch die vereinzelten Kritiker aus den Rei-
hen der traditionellen Linken Erwähnung finden. Auf diese erste Phase folgte in den Jahren 
1969-1972/73 ein gemässigt-juristischer Anti-AKW-Diskurs, der auch in manchen Linkspar-
teien tiefere Spuren hinterliess. Ab 1972/73 etablierte sich im Zuge der ‚1970er Diagnose‘ ein 
politisch-weltanschauliches Protestmuster, unter dessen Eindruck die Linke in den Anti-AKW-
Diskurs einzustimmen begann. 
Das Subkapitel 3.3 fokussiert auf die Vorstellungswelten und Beweggründe, welche den lin-
ken Anti-AKW-Diskurs nach der ökologischen Zäsur strukturierten. Zunächst geht es um die 
Art und Weise, in der die Neue Linke mit einer antikapitalistischen Politisierungsstrategie 
soziopolitische Aspekte des Atomprogramms thematisierte und anschließend um die Kritik 
der untersuchten Linksparteien – angeregt durch Robert Jungk – an freiheitsfeindlichen As-
pekten des ‚Atomstaates‘. Der Prozess der Loslösung der Linksparteien von den Fort-
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schrittsversprechen der Atomenergie unter gesellschaftlichen, ökonomischen und technolo-
gischen Aspekten schliesst das Kapitel zur Nukleartechnologie ab.  
Als Schluss konzipiert ruft Kapitel 4 zunächst die modernisierungseuphorischen Positionen 
der Nachkriegszeit in Erinnerung. In diesem Kontext wird gefragt, weshalb sich aus den Rei-
hen der traditionellen Linken kaum jemand mit den Schattenseiten des technoökonomischen 
Entwicklungsprozesses beschäftigte. Auf die ‚1970er Diagnose‘ reagierte POCH und RML-
Vertreter am heftigsten, wobei sie auch die ökologischen Lernprozesse der etablierten Links-
parteien beeinflussten. Auch die traditionelle Linke vollzog im Zuge der 1970er Diagnose 
einen tiefgreifenden Wertewandel, was mit der Neubewertung der Atomenergie und der öko-
nomischen Entfaltung zu belegen ist. Wachstum und Technologie wurden aber nicht grund-
sätzlich verworfen, sondern sollten auf wünschenswerte Anwendungen hin ausgerichtet wer-
den. Schliesslich wird gezeigt, dass die ökologische Umorientierung SPS und PdAS vor eine 
schwere Zerreissprobe stellte. 
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4 Der Wirtschaftswachstumsdiskurs 
4.1 Die Wachstumseuphorie 
4.1.1 Die PdAS: Die totale Ökonomisierung der Natur 
Nach dem Zweiten Weltkrieg war die PdAS von einem erwartungsfrohen Optimismus erfüllt: 
„Der Sozialismus marschiert“, titelte der Vorwärts am 1. Mai 1946, „die Arbeiterschaft der 
ganzen Erde blickt vorwärts in die bessere Zukunft einer sozialistischen Welt“.115 In dieser 
glänzenden Zukunft sahen die Kommunisten Ausbeutung und Not verschwunden, halte doch 
der moderne Mensch „die Werkzeuge der Weltbeherrschung in seiner Hand“. Mit der Technik 
habe er „wilde Naturkräfte gezähmt und in seinen Dienst gestellt“, durch das „moderne Pro-
duktionswesen“ seien „Hungerkatastrophen zu bannen“. Doch trotz dieses fortschreitenden 
Potenzials sahen die Kommunisten die Schweiz nicht frei von Sorge und Furcht, denn hier 
glaubten sie die Wende zum Besseren durch den Kapitalismus blockiert. Gerade Wissen-
schaft und Technologie – eigentlich dazu bestimmt, den Menschen von den Tücken der Na-
tur zu befreien – sah man in den „Ketten des Profites“ gefangen.116 So brachte die PdAS 
unzählige Male zur Sprache, dass eine derartige Gesellschaft ausserstande sei, „die Weiter-
entwicklung der Menschheit zu fördern, geschweige denn zu leiten“.117 
Diese Analyse behielt ihre charakteristischen Muster auch mit Blick auf die Wirtschaft. Inner-
halb der PdAS war von Beginn an ein Denkmuster etabliert, in welchem der Kapitalismus für 
Unrecht, Rückständigkeit und Not stand. In allen erdenklichen Facetten symbolisierte dieses 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystem also Stagnation und Niedergang. Umgekehrt war der 
Sozialismus ein Synonym für Dynamik und Fortschritt, welcher in jeglicher Hinsicht ein sor-
genfreies Leben verhiess. Diese andere, bessere Ordnung versprach in wirtschaftlicher Hin-
sicht „die Schaffung einer neuen Schweiz […], in der die Ausbeutung des Menschen, die 
Unsicherheit vor dem kommenden Tag, die Arbeitslosigkeit und das Elend verbannt sein 
werden“.118 Der Sozialismus sollte das verschlossene Wirtschaftspotenzial gleichsam von 
den kapitalistischen Fesseln befreien und den Stillstand – Hunger, Not, Ausbeutung oder 
Obdachlosigkeit – auf ewig durchbrechen. Die „Herrschaft des allgemeinen Wohlstands“ war 
so die „grosse geschichtliche Mission“ aller Kommunisten.119 Das angestrebte Zeitalter wie-
derum sah „einen derartigen Aufschwung der Produktivkräfte und einen derartigen Reichtum 
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der Gesellschaft vor, dass es möglich sein wird, die ständig wachsenden Bedürfnisse der 
Gesellschaft zu befriedigen und für eine allseitige Entwicklung jedes ihrer Mitglieder zu sor-
gen“.120 Der Kommunismus erschien so als Wirtschafts- und Konsumparadies, in welchem 
die technoökonomische Entfaltung alle Wünsche zu erfüllen versprach. 
Das Bild vom bremsenden Kapitalismus hielt die PdAS selbst dann aufrecht, als die wirt-
schaftliche Hochkonjunktur einsetzte. Denn aus der Sicht der Kommunisten machten sich 
Banken, Industrie und Handel daran, einseitig vom ökonomischen Hoch zu profitieren. Die 
Arbeiterschaft hingegen blieb aus kommunistischer Perspektive auf der konjunkturellen 
Schattenseite zurück. Eine reiche Schweiz sei also nur die halbe Wahrheit, tatsächlich sah 
die PdAS darin nichts anderes als einen Mythos, „ein schönes Märchen“.121 Da im Zuge des 
materiellen Aufschwungs aber immer weniger von Armut und Not die Rede sein konnte, ver-
suchte die PdAS, ihre proletarische Verelendungsthese über die Kluft zwischen Arm und 
Reich aufrechtzuerhalten. Aufgrund des Gegensatzes zwischen der Lohn- und Produktivi-
tätsentwicklung und des Geldentwertungsprozesses sollte sich die Schere weiter öffnen.122 
Aus diesem Ungerechtigkeitsempfinden heraus leitete sie die Existenz des Klassenkampfes 
ab: Betrogene und Nutzniesser der Hochkonjunktur sah die PdAS dabei unversöhnlich ge-
genüberstehen. 
Nun hatte die PdAS mit ihren ökonomischen Analysen Recht und Unrecht zugleich. Einer-
seits waren es tatsächlich die Unternehmer, welche von der Hochkonjunktur am meisten pro-
fitierten. Dass sich nämlich der Wohlstand auf immer weitere Bevölkerungskreise ausdehnte, 
war nicht die Folge eines gerechteren Verteilungsmodus. Die Reallöhne – so beeindruckend 
die Erhöhungen auch waren – blieben zwischen 1950 und 1970 immer hinter der Produktivi-
tätsentwicklung zurück.123 Da die Gehälter nicht mit der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung 
mithielten, fand vielmehr eine volkswirtschaftliche Einkommensverteilung zuungunsten der 
Arbeitnehmer statt. So schnitten die einen ein immer grösseres Stück aus dem Wohl-
standskuchen heraus, während sich die anderen – relativ gesehen – mit einem kleineren 
Anteil begnügen mussten. Andererseits war die Hebung des allgemeinen Lebensstandards 
unbestreitbar. Auch den Arbeiterhaushalten standen immer mehr Mittel für Konsum- oder 
Luxusgüter, für Kultur-, Ferien- und Freizeitaktivitäten zur Verfügung.124 Mit solcherlei Seg-
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nungen verebbte das Gefühl der sozialen Benachteiligung.125 Statistisch aufbereitet war die 
Bevorteilung der Unternehmer zwar ersichtlich. Zur Sprache gebracht wurde das missliche 
Thema der Ungleichheitsrelationen aber immer weniger. Die Gewerkschaften etwa nahmen 
in Kauf, dass die Lohn- nicht mit der Produktivitätsentwicklung mithielt.126 Auch die SPS setz-
te mehr auf die Vergrösserung des Wachstums als auf den Umverteilungsstreit um ein paar 
Lohnprozente.127 So hat sich mit dem kollektiven Wohlstand der Nachkriegszeit die Wahr-
nehmung der sozialen Ungleichheit verändert. Gleichzeitig begann die Plausibilität sozialer 
Klassen zu schwinden. Was man einst als Arbeit und Kapital verfeindet glaubte, sah man im 
Wirtschaftswachstum der Aussöhnung nahe. 
Dieses Klima machte vor allem den Kommunisten zu schaffen, die kein Interesse an einer 
Öffnung der traditionellen Klassenschranken hatten. Im Wirtschaftsaufschwung musste die 
PdAS mitverfolgen, dass „Klassenkampf ein leeres Wort, Proletariat eine Beleidigung, Aus-
beutung ein den Grossvätern zu überlassender Begriff, Arbeiter oder Arbeiterschaft ein anrü-
chiges, an Schweiss und Not vergangener Zeiten erinnerndes Etikett, Kapitalist eine unzu-
treffende Bezeichnung für tüchtige und reiche Menschen und damit Kapitalismus ein 
undifferenziertes Schlagwort geworden“ war.128 So wurden ihre eigenen Ziele und Analysen 
durch die kapitalistische Produktivkraftentfaltung laufend diskreditiert. Dennoch hielt die Par-
tei mit ihrer traditionellen Terminologie die alten Überlieferungen aufrecht. Dass sie mit den 
entsprechenden Kategorien die Realität immer weniger zu fassen vermochten, wurde igno-
riert. So sprach die PdAS weiter von der proletarischen Verelendung, in einer Zeit, in welcher 
fast alle immer mehr hatten. Dass die technoökonomische Entwicklung der Nachkriegszeit 
keinen Zündstoff für eine Umwälzung lieferte – sondern gesellschaftliche Konflikte im Gegen-
teil entschärfte – wollten die Kommunisten keinesfalls wahrhaben. Deshalb hielt die PdAS 
am Klassencharakter der Industriegesellschaft fest und verweigerte dem Kapitalismus unge-
brochen die Aussöhnung. Die kommunistische Fortschrittsutopie durfte auf keinen Fall auf-
gegeben werden. 
Den Hebel des ökonomisch-kommunistischen Entfesselungsprojektes sah die PdAS von 
Beginn an in der Verstaatlichung.129 Über die Sozialisierung sollte das Privateigentum an 
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Produktionsmitteln zum Verschwinden gebracht werden. Die gesellschaftliche Produktion 
versprach den wirtschaftlichen Fortschritt gleich doppelt zu beschleunigen. Einerseits sollte 
die planmässige Lenkung dem „kapitalistischen Krisenbazillus“ den Garaus machen.130 Ohne 
Konkurrenzzwang und Profitdruck müsse die Planwirtschaft das materielle Lebensniveau in 
ungeahnte Höhen treiben. Andererseits sollte diese Wirtschaftsform die ‚kapitalistische 
Schmarotzerei’ ausschalten und den Ertrag der Arbeit allen zugänglich machen. Das ökono-
mische Fundament der neuen Gesellschaftsordnung sollte also durch beständiges, krisenre-
sistentes Wachstum gesichert werden. So sah die PdAS im sozialistischen Wirtschaftssys-
tem die Möglichkeit, in noch „nie dagewesenem Tempo vorwärtszuschreiten“.131 
Nun hatte die PdAS in der Schweiz keine Chance, ihr Verstaatlichungsprojekt politisch in die 
Tat umzusetzen. In der historischen Phase einer einzigartigen Wohlstandssteigerung wurde 
das kommunistische Wohlstandsversprechen zunehmend sinnlos, und die Wiederbelebung 
des Klassenkampfes blieb ein hoffnungsloses Unterfangen. Wie sich die PdAS den Aufbau 
des Kommunismus aber vorstellte, macht das Beispiel der UdSSR sichtbar. Weil man dort 
die zukunftsträchtigen Bedingungen erfüllt wähnte, sollte im sowjetischen Wirtschaftsmodell 
der sozialistische Wachstumsturbo zünden. Tatsächlich stellte in der UdSSR das Vorantrei-
ben der Industrialisierung eine der gewichtigsten ideologischen Säulen dar. Schrittmacher 
der wirtschaftlichen Entfaltung waren Fünfjahrespläne, welche seit 1928 den ehrgeizigen 
Rhythmus des Wachstums vorgaben. Mehr Eisen und Stahl, mehr Erdöl, Kohle und Erdgas, 
mehr Maschinen, mehr Verkehr, mehr Lebens- und Konsumgüter: In regelmässigen Abstän-
den sollte die industrielle Gesamtproduktion wieder und wieder gesteigert werden.132 So wa-
ren diese Pläne ganz auf Masse getrimmt. Qualitative Gesichtspunkte traten hinter quantita-
tive Aspekte zurück, und Nutzen oder Nachfrage spielten nicht selten eine untergeordnete 
Rolle. Doch mit den Wachstumsraten glaubte man den wirtschaftlichen Fortschritt fassen zu 
können, waren Produktionsziele doch in einfachen Prozentzahlen festlegbar. 
Die idyllischen Zukunftsvisionen der PdAS wurden durch die wirtschaftlichen Versprechen 
der sowjetischen Führerschaft gefestigt. 1961 etwa sagte Chruschtschow eine „aufregende 
und strahlende Zukunft des Kommunismus“ voraus, werde das Sowjetvolk doch bald im ma-
teriellen Überfluss schwelgen.133 In der UdSSR kontrastierten solche hochfliegenden Ankün-
digungen mit der ernüchternden Realität. Die PdAS indessen sah ihr Bild eines wirtschaftlich 
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entfesselten Landes bestätigt. So wirkte die UdSSR als riesige Projektionsfläche, ja man sah 
in diesem Land – mit Chruschtschows Worten – „die Leuchte des menschlichen Fort-
schritts“.134 Die wirtschaftliche Dynamik spiegelte sich für die PdAS in verschiedensten Fa-
cetten, in sinkenden Preisen, guten Löhnen, erschwinglichen Autos, Kaviar für alle.135 In der 
planwirtschaftlich organisierten Sowjetunion sah die PdAS also ihr Vorbild, machte man sich 
dort doch offenbar daran, über die maximale Produktivitätssteigerung „einen Überfluss an 
materiellen und geistigen Gütern“ zu erschaffen.136 
Nun ging es der PdAS um mehr als nur um den sowjetischen Lebensstandard. Mit der Revo-
lution im zaristischen Russland war nämlich paradoxerweise einer der industriell rückstän-
digsten Staaten Europas zum Zentrum einer Bewegung geworden, die sich selbst mit dem 
Fortschritt identifizierte. Deshalb wollte die PdAS mit der sowjetischen Dynamik den wirt-
schaftlichen Überlegenheitsanspruch des Sozialismus beweisen. Die kapitalistische Produk-
tion ein- und überholen – das musste das Ziel der anderen, besseren Gesellschaftsordnung 
sein. Im Wettlauf zwischen den verschiedenen Gesellschaftssystemen mass die PdAS der 
ökonomischen Entfaltung also eine Schlüsselstellung zu. Dass der Sozialismus das rück-
ständige Russland in die ökonomisch prosperierende Sowjetunion verwandelte, deutete man 
deshalb als Zeichen der Zeit. Die sozialistische Produktivkraft galt als Ergebnis eines histori-
schen Prozesses, in welchem sich umgekehrt die Unterlegenheit der kapitalistischen Ord-
nung ausdrücken sollte.137 
Im quantitativen Fortschrittsverständnis der PdAS wurden industrielle Wachstumsziffern nach 
sowjetischem Vorbild zu bahnbrechenden Größen erhoben. Schliesslich war es die unbe-
grenzte Entfaltung der Produktivkräfte, welche den Weg zum Kommunismus ebnen sollte. 
Das Versprechen einer besseren Zukunft sollte primär über eine schier grenzenlose Steige-
rung der Produktion und eine Unmenge an Produktions- und Konsumgütern eingelöst wer-
den. Weiterschreiten „zu einem Leben in Fülle und Wohlstand“ – das war es, was die PdAS 
zuerst unter kommunistischen Perspektiven verstand.138 
Um dieses Ziel erreichen zu können, mass die PdAS den natürlichen Lebensgrundlagen 
einen zentralen Stellenwert zu. Dennoch erschloss sich die wahre Bedeutung der Natur erst 
in einem ökonomischen Zusammenhang. Sie sollte der Boden sein, auf dem die kommunis-
tische ‚Herrschaft des Wohlstandes’ durch unentwegtes Wachstum gedeihen konnte. Die 
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PdAS blickte deshalb fasziniert auf die Naturschätze der Sowjetunion, sah in Sibirien Wälder 
und unermessliche Weiten – und erhoffte sich nichts anderes als Schachttürme, Fabrik-
schornsteine, Kohlen-, Eisen-, Erzgruben und Hochöfen.139 Entsprechend galten Waldbe-
stände primär als Nutzholzressource, Böden als An- und Abbaufläche, Flüsse als Verkehrs-
wege und billige Energiespender.140 Die Natur bildete aus dieser Perspektive keinen Wert für 
sich, sondern stand vielmehr für Hilfsquellen, natürliche Reichtümer oder Ressourcen. Als 
Reservoir für Erdöl, Kohle, Zement oder Stahl konnte scheinbar beliebig auf sie zugegriffen 
werden. Das Ziel des Kommunismus musste folglich sein, die Kontrolle über die Natur zu 
gewinnen, sie umzugestalten, um ihre Nutzbarmachung ins schier Unermessliche steigern 
zu können. Ihre Erschliessung sollte das liefern, was der Sozialismus zum Voranschreiten 
brauchte. Dabei sollte nicht nur das Machbare realisiert, sondern das Unmögliche möglich 
gemacht werden. Im kommunistischen Wachstumsdiskurs galt: Je kraftvoller und mächtiger 
die Einwirkung auf die Natur, umso grösser die Glücksverheissungen für den Menschen. 
Das lang erträumte „Zeitalter der freien Arbeit“ – in welchem Menschen „die Natur bezwingen 
und sie seinem Willen unterordnen“ – werde nun „endlich zur Wirklichkeit“, feierte die PdAS 
zu Beginn der 1950er Jahre die Sowjetunion.141 Kühn würden sich die „Erbauer des Kommu-
nismus“ daran machen, „das Klima zu verändern, Wüsten fruchtbar zu machen, Länder vom 
Umfang ganz Westeuropas zu entsteppen“.142 Der Mensch als „Schöpfer aller materiellen 
Reichtümer auf Erden“ mache sich daher auf, „die Erdkugel in blühende Gärten zu verwan-
deln“.143 „Wo heute noch auf Tausenden von Kilometern nichts als Sand ist, werden bald rie-
sige Felder ergrünen, Obstgärten blühen, Dörfer und Städte aus dem Boden schiessen.“144 
So schwärmte man ungezwungen von der „Umgestaltung der freien Erde“ und lobte die „Be-
zwingung der Natur durch Menschen“.145 Im Namen von Fortschritt und Wachstum sollten die 
wundersamsten Wirtschaftsprojekte verwirklicht werden. Dabei sah die PdAS die Natur als 
form- und handhabbare Masse, die man nach Belieben verändern, umgestalten und kontrol-
lieren konnte. Als ausbeutbare, schier unerschöpfbare Materie musste die Intaktheit der na-
türlichen Umwelt nicht in Frage gestellt werden. 
                                               
 
 
 
138
 Vorwärts, 5.10.1953. 
139
 Vgl. Vorwärts, 16.3.1946. 
140
 „In der UdSSR sind alle Voraussetzungen für den Aufbau des Kommunismus gegeben. Auf dem riesigen Ge-
biete, das die Völker der Sowjetunion bewohnen, gibt es ungeheure Bodenschätze, zahlreiche Flüsse als Ver-
kehrswege und Quellen billiger elektrischer Energie, unermessliche Waldbestände, die Bau- und Nutzholz liefern, 
und riesige Bodenflächen für die Entwicklung der Landwirtschaft.“ Vorwärts, 4.10.1952. 
141
 Vorwärts, 20.1.1951. 
142
 Vorwärts, 1. Mai 1952. 
143
 Vorwärts, 20.1.1951. 
144
 Vorwärts, 1. Mai 1952. 
145
 Vorwärts, 20.1.1951. 
Der Wirtschaftswachstumsdiskurs  42 
 
Einen guten Einblick, wie sich die PdAS den kommunistisch-ökonomischen Entfaltungspro-
zess konkret vorstellte, bietet auch das Buch „Naturgewalten und Menschenmacht“.146 Die 
Herausbildung der UdSSR wird darin als geradezu märchenhaftes Naturumgestaltungspro-
jekt gefeiert. Wüsten werden umgestaltet, Tundren erschlossen, Flüsse umgeleitet, Meere 
angepasst, Sümpfe trockengelegt, Berge verschoben, das Klima manipuliert. „Der Kraft der 
Elemente muss die Kraft der Arbeit gegenübergestellt werden“, lautete die Losung, und bald 
werde „die gesamte Natur […] eine Riesenwirtschaft sein“.147 Das sozialistische Wirken er-
scheint in diesem Buch als rationale ‚Ökonomisierung’ der Natur, welche die Welt – er-
wünschtermassen – bis zur Unkenntlichkeit verändert.148 Die Natur verbessern, korrigieren, 
bändigen: „Das ist der Sieg über die Natur, das ist – der Sozialismus“, schwärmte der Au-
tor.149 So sahen sich die Sozialisten, wie der russische Schriftsteller Maxim Gorki im Vorwort 
bestätigte, im „Kampf um die Macht über die Natur“.150 Der Mensch war in diesem Sozialis-
mus also das Mass aller Dinge. Als wirtschaftlicher Faktor hatte die Natur lediglich ihm 
dienstbar zu sein, ja sie war sogar unnütz, wenn sie der Wirtschaft im Wege stand. 
Eine derartige Sichtweise deckte sich mit Stalins ökonomisch-utilitaristischer Umweltkonzep-
tion.151 Diese war von der Idee geprägt, dass es die Natur zum Wohle des menschlichen 
Fortschritts nutzbar zu machen gelte. So zielte dessen Politik darauf ab, die natürliche Le-
benswelt durch gewaltige Umbauten allseits verfügbar zu machen. Die PdAS zeigte sich von 
den gigantischen Plänen der Sowjetunion fasziniert und teilte die Einschätzung, dass der 
Kommunismus lediglich über die Domestizierung der Natur aufgebaut werde könne. So ver-
fielen die Kommunisten weit reichenden Allmachtsfantasien und glaubten, dass der Weg zum 
Besseren zwingend über die Ausschöpfung der natürlichen Lebensgrundlagen führen müs-
se. 
4.1.2 Die SPS: Fortschritt als Wachstum 
Es ist paradox, dass sich der Traum vom Wirtschaftswunderland – den die PdAS für den fer-
nen Sozialismus verhiess – ausgerechnet in der kapitalistischen Schweiz erfüllte. Denn hier-
zulande bildeten die 1950er und 1960er Jahre in wirtschaftlicher Hinsicht ein goldenes Zeital-
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ter.152 Diese expansive Epoche bescherte der Schweiz bis dahin unbekannte ökonomische 
Prosperität und Wohlstandsgewinne. In keiner Phase zuvor waren jemals höhere Zuwachs-
raten erreicht worden. So nahmen die volkswirtschaftlich produzierten Güter und Dienstleis-
tungen beständig zu. Rückschläge kamen lediglich in geringeren Anstiegsraten zum Aus-
druck, die sich wiederum als temporäre Phänomene erwiesen. Kleinere Baissen vermochten 
den Wachstumstrend also nicht umzukehren.  
Im Einklang mit der Sozialistischen Internationale – diese hatte 1951 die „Produktionssteige-
rung“ und die „stetige Vergrösserung des Wohlstandes“ zu den „unmittelbaren wirtschaftli-
chen Zielen sozialistischer Politik“ erklärt – wollte die SPS in der Nachkriegszeit dazu beitra-
gen, dass sich Wirtschaft und Politik ungehindert in den Bahnen einer erfolgreichen 
Ökonomie fortbewegen konnten.153 Das Parteiprogramm von 1959 etwa war ein eigentlicher 
Produktivitätsentwurf, welcher ganz im Zeichen des technoökonomischen Fortschritts 
stand.154 Mehr Güter, mehr Dienstleistungen, mehr Strassen, mehr Energie, möglichst ratio-
nal und schnell: Das waren die wesentlichen Bestandteile eines Parteiprogramms, das mit 
seinen schlichten Expansionszielen bis 1982 in Kraft bleiben sollte. Um die sozialdemokrati-
sche Wachstumsmatrize zu vervollständigen, muss die Ebene programmatischer Aussagen 
nicht verlassen werden. So legte die SPS 1965 Richtlinien für eine moderne Konjunkturpolitik 
vor, welche „die Sicherstellung des höchstmöglichen wirtschaftlichen Wachstums“ gewähr-
leisten sollten.155 Und zwei Jahre später folgte ein Aktionsprogramm mit der Zielrichtung, „die 
Produktivität der Wirtschaft zu erhöhen“.156 
Das sozialdemokratische Wachstumsziel war umfassend. So wurde im erwähnten Parteipro-
gramm eine bedingungslose „Produktionspolitik“ verlangt, welcher nahezu alle Bereiche ver-
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pflichtet werden sollten.157 Ob für die Agrar-, Verkehrs-, Handels- oder die Finanzpolitik, es 
galt stets: „Die Verbesserung der Produktivität ist mit allen Mitteln zu fördern.“158 Von diesem 
Expansionsdrang blieben selbst jene Wirtschaftskomplexe nicht unberührt, die im Zuge der 
„1970er Diagnose“ zu den heftigsten Modernisierungskontroversen führen sollten. Die „Er-
zeugung von Atomenergie“ etwa war wie der Ausbau der Wasserkraft, der Erdöl- und Erd-
gasquellen expliziter Bestandteil der geforderten „Produktionspolitik“.159 
Auch die sozialdemokratische Mobilitätspolitik hat sich in den Dienst der Akkumulationsdy-
namik gestellt.160 „Dem wachsenden Verkehr freie und sichere Bahn: Der Bau von Natio-
nalstrassen und die Modernisierung des übrigen Verkehrsnetzes ist tatkräftig zu fördern“, 
lautete das entsprechende Credo.161 Der ungestümen Motorisierung sollte also grosszügig 
der Weg gebahnt werden. Der „Ausbau der Verkehrsmittel“ wurde im sozialdemokratischen 
Wachstumsduktus sogar „zu einer wichtigen Lebensfrage“, ohne welchen die nationale Wirt-
schaft, das Gastgewerbe oder der internationale Warenaustausch zum Erliegen kommen 
mussten.162 Mit dieser Bedeutung erhielt der Verkehrsapparat das Recht auf ungehinderte 
Ausbreitung. Dass die Strassen, Brücken oder Grenzübergänge der Automobilwelle bald 
nicht mehr standhalten könnten, galt hingegen als lähmendes Horrorszenario. 1959 konnte 
sich die SPS mit Hans Peter Tschudi als dem Vorsteher des Innendepartementes sogar an 
die Spitze des nationalen Verkehrskonsenses setzen. Mit dem Nationalstrassenbau fiel ein 
Schlüsselprojekt in das Wirkungsfeld des neu gewählten Bundesrates.163 So war es 1964 ein 
Sozialdemokrat, der stolz das Eröffnungsband des ersten Autobahnteilstückes durchschnei-
den konnte. Tschudi blieb deshalb als jener Mann in Erinnerung, der das teuerste Infrastruk-
turprojekt der Eidgenossenschaft anstossen konnte.164 Alsbald begannen die Autobahnen 
das Land zu durchschneiden, was dazu führte, dass eine tüchtige Schweiz europaweit den 
grössten Zementverbrauch pro Kopf aufweisen konnte.165 
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Auch jenseits des Asphalts war die SPS gerne bereit, aktiv zur Produktivitätssteigerung bei-
zutragen. So ging es ihr generell um „eine systematische Ausschaltung aller produktivitäts-
hemmenden Faktoren“.166 Im Zentrum stand dabei einerseits die Entfesselung der wissen-
schaftlich-technologischen Entwicklung, sollten deren Errungenschaften doch „in den Dienst 
des Allgemeinwohls und des harmonischen Fortschritts“ gestellt werden.167 Durch Rationali-
sierung, Automatisierung, Forschung und eine zweckmässige Ausbildung der Arbeitskräfte 
sollte die „Entwicklung der Produktivkräfte“ geflissentlich gefördert werden.168 Die „Ausschöp-
fung unserer Arbeits- und Begabtenreserven“ oder der Ausbau des Bildungswesens standen 
ebenso im Zeichen „der Sicherstellung des höchstmöglichen wirtschaftlichen Wachstums“.169 
Andererseits sollte eine „planmässige Lenkung“ den Wirtschaftsmotor höher und höher 
schalten.170 Die ökonomische Zukunft der Schweiz durfte nicht „an ‚den Wettbewerb’, ‚den 
Markt’ oder an eine andere falsche Gottheit“ abgetreten werden.171 Vielmehr musste die rati-
onelle Entwicklung der Volkswirtschaft mit zielgerichteter Planung erfolgen. Die SPS schlug 
deshalb 1965 vor, die wirtschaftspolitischen Bundeskompetenzen durch eine Verfassungs-
änderung auszuweiten.172 Mit staatlichen Steuerungsmechanismen, Strukturreformen oder 
periodischen Lenkungsimpulsen sollte der Marktmechanismus ergänzt werden, ohne diesen 
zu zerstören. Diese planerische Gestaltung fokussierte nicht primär auf das Ziel, die Demo-
kratie auf den Wirtschaftsbereich auszuweiten. Die Sozialdemokratie sah in der „demokrati-
schen Wirtschaftsplanung“ eher einen ökonomischen Hebel, um „ein Höchstmass an Leis-
tungen zu erreichen“.173 So drehte sich das sozialdemokratische Wirtschaftsdenken vor allem 
um die Frage, wie in der Schweiz Mensch und Kapital so einzusetzen seien, dass bei 
kleinstmöglichem Aufwand das grösstmögliche Produktionsergebnis erzielt würde. 
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Das Ziel des stetigen Wirtschaftswachstums wurde in der Sozialdemokratie derart selbstver-
ständlich, dass es kaum mehr begründet werden musste. Mehr implizit als explizit lässt sich 
aber aus vielen Quellen ableiten, dass die Steigerung des Sozialprodukts mit Schaffung von 
Sicherheit, Lohnerhöhung oder Vollbeschäftigung gleichgesetzt wurde. Die zunehmenden 
Produktionsmöglichkeiten galten als Garanten dafür, die materiellen Bedürfnisse der Arbei-
terschaft verlässlich befriedigen zu können. Da die Unternehmer satte Produktivitätsgewinne 
einfahren konnten, versprach die Expansion ebenso deren ‚Sozialpartnern’ beständige Zu-
kunfts- und Einkommenssicherung. Die kontroversen Ansprüche sollten im Wirtschafts-
wachstum also aufgeweicht werden, ohne die internationale Konkurrenzfähigkeit zu gefähr-
den. Dann versprach der Produktivitätszuwachs, selbst einer ansteigenden 
Beschäftigtenzahl Lohn und Einkommen zu gewährleisten. Alle sollten im Sog der ökonomi-
schen Entwicklung eine Stelle finden und dort von steigenden Reallöhnen und sozialem Auf-
stieg profitieren können.174 
Insgesamt sahen die Sozialdemokraten im Produktionszuwachs eine positive Grösse, wel-
che die Arbeiterschaft voranzubringen versprach. Im Wirtschaftswachstum glaubte man je-
nes segensreiche Mittel zu erkennen, welches quasi automatisch ein besseres Leben ver-
hiess. Mit ihm sollten Lebenslage und Lebensstandard auf ein neues Niveau gehoben wer-
werden. Mit ihrer Wachstumsgläubigkeit unterwarf sich die Sozialdemokratie aber einem 
eigentlichen Denkzwang, der die eigenen politischen Optionen einschränken musste. Weil 
zur Besserstellung der Arbeiterschaft die ökonomische Expansion als unabdingbare Voraus-
setzung galt, konnte der Fortschritt nur über permanente Wachstumsraten vorangetrieben 
werden. 
Dass die schweizerische Arbeiterschaft die Entfaltung der Produktivkräfte als Glücksfall emp-
finden musste, lässt sich leicht nachvollziehen, konnte sie doch in der Nachkriegszeit in vie-
lerlei Hinsicht vom Wirtschaftswachstum profitieren.175 Zum einen bescherte die Prosperität 
vielen Arbeitern und Angestellten Einkommen, welche die Wohlstandsträume vergangener 
Jahrzehnte überbot. Mit den Löhnerhöhungen hielten Konsumgüter in die Arbeiterhaushalte 
Einzug, die ehemals allein der Oberschicht vergönnt gewesen waren. Bessere Wohnungen, 
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kürzere Arbeitstage und zusätzliche Ferien führten zur Annäherung an die bürgerliche Frei-
zeitkultur. Zudem bedeutete die Hochkonjunktur den Ausbau der sozialen Sicherheit. Eine 
Existenz, die einzig im Zeichen des Überlebens stand, gehörte nunmehr der Vergangenheit 
an. 
Da die SPS mit der Produktivitätssteigerung und dem Wirtschaftswachstum vor allem den 
Wohlstand antreiben wollte, konnte sie zusammen mit der Arbeiterschaft zufrieden sein. So 
führte ihr Präsident am Parteitag 1959 aus: „Der Arbeiter ist nicht mehr Aussenseiter, verach-
tet, ein Paria. Er ist ein stolzer Bürger, seiner Kraft, seiner Rolle in der Wirtschaft und in der 
Politik bewusst. Das ist das Ergebnis des grossen historischen Kampfes, den die Sozialde-
mokratie und die Gewerkschaftsbewegung unseres Landes während hundert Jahren geführt 
haben.“176 Der Stolz über das Erreichte ging in der SPS so weit, dass sich die alte Dualität 
zwischen Arbeit und Kapital in der Wachstumsgesellschaft aufzulösen schien. So verbreitete 
sich in der Sozialdemokratie die Einschätzung, der Kapitalismus sei im Begriff, dort zu en-
den, wo der Sozialismus anfange. Alt-Bundesrat Max Weber führte zum Parteiprogramm von 
1959 aus: „Es sind sozialistische Gedanken, Bausteine, bereits in der heutigen Wirtschafts-
form eingebaut. Es wäre ein Fehler, wenn wir das leugnen wollten.“177 Aus der sozialdemo-
kratischen Perspektive hatte sich das kapitalistische Gesicht also gewandelt, ja sogar sozia-
listische Züge angenommen. Das Ziel der Geschichte schien in greifbare Nähe zu rücken. 
Es ist klar, dass damit der Wille zur gesellschaftlichen Veränderung schwand. Sozialistische 
Utopien von einer anderen Zukunft schmolzen angesichts von Konsum- und Luxusgütern 
geradezu dahin. Was der Sozialismus einst versprach, schien auch in einem kapitalistischen 
System möglich zu sein. So waren von der SPS längst keine Revolutionen mehr zu erwar-
ten, sah man sich doch dank der Wohlstandsmerkmale in einer sozialistisch angehauchten 
Gesellschaft verortet. Eine totale Umwälzung dieser Ordnung kam nicht in Frage, hätte man 
damit doch die bereits vorhandene materielle Sicherheit aufs Spiel setzen müssen. 
Mit dem Ziel der Systemüberwindung aber gingen zugleich die alternative Orientierung, die 
eigenständige politische Kultur und die sozialistische Fortschrittsperspektive weitgehend ver-
loren. Die Verheissung des Sozialismus war ehemals die Schaffung einer neuen, anderen 
Welt. In der SPS der Nachkriegsjahre verblasste diese Vision zusehends. Was die Sozial-
demokratie nunmehr versprach, war eine rationellere, bessere Organisation der bestehen-
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den Gesellschaftsordnung und einen gerechten Anteil am gesellschaftlich-materiellen Wohl-
stand. 
Mit dieser Zielrichtung durften selbst die übrig gebliebenen Reformvorstellungen nicht zu weit 
getrieben werden, hatte doch die kapitalistische Wirtschaft ihre rationelle Entfaltungskraft 
bewiesen. „Ein fairer Wettbewerb dient der Steigerung von Leistung und Ertrag“, hielt die 
SPS schon 1959 fest.178 So hielten bedeutsame Elemente der Marktwirtschaft Eingang in 
das sozialdemokratische Sprach- und Politikrepertoire. Die Sozialdemokratie sprach mehr 
und mehr auf der Ebene der bestehenden Wirtschaftsordnung – ein Prozess, der bereits in 
den 1930er Jahren eingesetzt hatte. Die Verstaatlichungsidee hingegen trat mehr und mehr 
in den Hintergrund, glaubte doch die SPS, die Ökonomie lenken zu können, ohne die ganze 
Wirtschaft in Staatseigentum überführen zu müssen.179 Dass die Sozialdemokratie im De-
zember 1959 gleich zweifach in den Bundesrat zurückkehrte, trug dazu bei, dass viele Ge-
nossen die Politik als ‚die Kunst des Möglichen’ interpretierten. Mit der Ausschau nach bo-
denständigen Kompromissen gingen hochgesteckte Utopien weiter verloren. 
Im Lichte der materiellen Wohlstandserfüllung erschienen die Fortschrittsvisionen der PdAS 
verfehlter denn je. Zwar waren es von jeher vorab rechtsbürgerliche Kreise gewesen, die ein 
kommunistisches Feindbild entwarfen.180 Doch auch viele gemässigte Linke liessen sich von 
der politischen Enge des Kalten Krieges anstecken. Nach dem niedergeschlagenen Ungarn-
aufstand 1956 liess etwa ein Manifest verlauten, dass die sozialdemokratischen Ziele nicht 
nur gegen den Faschismus, sondern auch gegen den Kommunismus verteidigt werden müs-
sen.181 Und der SPS-Präsident wollte unter Applaus einen „Zweifrontenkampf“ führen: „Ge-
gen den Kapitalismus, wo er faschistisch wird, und gegen das, was wir als Kommunismus 
bezeichnen.“182 So machte der Antikommunismus auch vor der Sozialdemokratie nicht 
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Halt.183 Die SPS reihte sich vielmehr auf ihre Weise in die bürgerliche Front ein, sollten sich 
die Kommunisten doch „zu Unrecht […] auf sozialistische Traditionen“ berufen.184 
Da das Streben nach einer radikalen Umgestaltung im Wohlstand seinen Glanz und seinen 
Zweck verloren hatte, rückte im sozialdemokratischen Denken der Wunsch nach Materiellem 
nach. Sozialistische Fortschrittsutopien wurden so vom Wachstumsziel überholt, alte Hoff-
nungen von einem materialistischen Glauben übertüncht.185 Besonders jene Genossen, wel-
che Vollbeschäftigung, Sicherheit und Lohnerhöhung als die wichtigsten Aufgaben erachte-
ten, konnten mit dem Erreichten mehr und mehr zufrieden sein. Aus der Not der 
Vergangenheit leiteten diese eine fortlaufende Priorität des Ökonomischen, aus dem Auf-
schwung der Gegenwart eine immerwährende Prosperität des Kommenden ab. So schien 
es, als ob die Anhäufung materieller Dinge den Sinn des Lebens ausmachten. Mehrprodukti-
on und Erhöhung der Konsumchancen wurden zum zentralen Modernisierungsideal. Der 
Fortschritt wurde also nicht mehr an historischen Utopien, sondern an materiellen Konsum-
gütern bemessen. Die Ideale gesellschaftlicher Emanzipation oder individueller Selbstentfal-
tung gingen zwar nicht gänzlich verloren, wurden aber in das Wohlstandsstreben eingebettet. 
Der Fortschritt geriet so gleichsam zu einem materialistischen Glaubenssatz. Das Wachstum 
war nicht mehr Mittel zum Zweck – als Garant von Wohlstand und Glück stand es für das 
Begehrenswerte selbst. 
Nun gab es durchaus einige Stimmen, welche die sozialistische Idee nicht mit dem Kapita-
lismus verbrüdert wissen wollten. Bei der Verabschiedung des Parteiprogramms von 1959 
etwa regte sich Widerstand gegen die Verwässerung der traditionellen Fortschrittsperspekti-
ve: „Es scheint so, dass diese 15 Jahre Konjunkturpolitik die Brillen mancher Sozialisten mit 
einem Konjunkturniederschlag belegt haben“, meinte ein Redner.186 Ein anderer ergänzte, 
dass „die wirtschaftlichen Erscheinungen der Nachkriegszeit mit ihrer Sonnenseite und der 
Hebung des Lebensstandards allzu sehr auf die Programmrevision eingewirkt haben und da 
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 Programm der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz, 1959, S. 21. 
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schaft und Technik eine Wende zu einer besseren Welt beinahe automatisch erledigten.“ Angelus Eisinger, ‚Tro-
ckene Realitätspolitik’, 1999, S. 41. Zur Entwicklung des SMUV während der Nachkriegszeit siehe auch Angelus 
Eisinger, „Die dynamische Kraft des Fortschritts“. Gewerkschaftliche Politik zwischen Friedensabkommen, sozio-
ökonomischem Wandel und technischem Fortschritt. Der Schweizerische Metall- und Uhrenarbeiterverband 
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 Egli, in: Protokoll über die Verhandlungen des ordentlichen Parteitages vom 27./28. Juni 1959 im Volkshaus 
Winterthur, Schaffhausen 1959, S. 185-187, hier S. 186, SOZARCH Ar 1.116.16. 
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und dort Wasser in Wein verkehren“.187 Andere Rufer warnten davor, dass die alten Ideale 
von einer gewissen Wohlstandsmentalität überlagert werden könnten. Schon 1955 mahnte 
der SPS-Präsident, dass sich das sozialdemokratische Wirken „um die Hebung der materiel-
len Existenz, um die Steigerung des wirtschaftlichen Wohlstandes, nicht erschöpfen darf und 
nicht erschöpfen kann“.188 Der Wachstums- und Konsumfetisch – auch in den eigenen Rei-
hen – widerstrebte manchen zutiefst. Ein Genosse bespottete 1958 das „Wirtschaftswunder-
paradies“ seiner Zeit, in welcher der Mensch „vorwiegend konsum-orientiert sei, […] sich 
rezeptiv verhalte wie ein Säugling, der immer etwas erwartet und fordert“.189 Eine anderer 
meinte kritisch: „Der Gott des Fortschritts ist nicht immer ein wahrer Gott, oft ist er nur ein 
tönerner Götze.“190 Die „Versorgung der Massen mit Produktionsgütern“ sei zwar wichtig, 
könne aber „niemals das letzte und ausschliessliche Ziel des Sozialismus sein“. So drohten 
wirtschaftlicher Fortschritt und materielle Interessen aus Sicht einiger Sozialdemokraten geis-
tig-kulturelle Ideale auszuhöhlen und ein eigentlich erfülltes Leben zu verstellen. 
Doch egal welcher Art, die Kritik am reduzierten Fortschrittsbegriff blieb selten. So gibt es 
keinen Zweifel daran, dass die Sozialdemokratie mit ihrer materialistischen Gesinnung der 
1950er und 1960er Jahre dazu beigetragen hat, dass Wirtschaftswachstum und Wohl-
standsmehrung als objektive Fortschrittsfaktoren allgemein anerkannt wurden.191 Im Wettlauf 
um möglichst viele Konsumgüter blieben auch in der sozialistischen Bewegung umfassende-
re Ideale auf der Strecke. Erst im Zuge der 68er-Bewegung wurde lauthals dagegen protes-
tiert, dass in der SPS von der zündenden Idee des Sozialismus nur ein schaler Praktizismus 
übrig geblieben sei.192 Die Jungen suchten wieder nach Utopien, die nicht nur als verbesser-
                                               
 
 
187
 Walter Kull, Protokoll über die Verhandlungen des ordentlichen Parteitages vom 27./28. Juni 1959 im Volks-
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ter Kapitalismus daherkommen sollten. Noch länger sollte es indessen dauern, bis das mate-
rialistische, aufs Wachstum beschränkte Fortschrittsverständnis aus einer ökologischen War-
te hinterfragt wurde. 
4.1.3 Die Neue Linke: Erneuerung des sozialistischen Fortschritts 
Das bis dato unverrückbar geltende Wachstumsparadigma wurde mit der 68er-Bewegung 
erstmals hinterfragt.193 So verworren die konkreten Forderungen und so verwirrend die Ge-
fühlslagen dieser Bewegung auch waren: Sie brachte deutlich das Unbehagen an einer ge-
sättigten Konsumgesellschaft zum Ausdruck, die offenbar keine höheren Ziele als die Anhäu-
fung weiteren Wohlstands kannte. Angesichts dieses Überdrusses an materiellen Gütern ist 
es nicht erstaunlich, dass die Studentenrevolten gerade in den reichsten Ländern der Welt 
zum Ausbruch kamen. Auch in der Schweiz hatte sich eine Wahrnehmung dafür entwickelt, 
dass Überfluss und Reichtum in der Wohlstandsgesellschaft oft keine wirkliche Zufriedenheit 
schaffen konnten.194 Der Materialismus der Wirtschaftswunder-Generation geriet somit mehr 
und mehr in die Kritik. Die Revoltierenden nahmen eine zunehmend konsumfeindliche Hal-
tung ein, prangerten die Macht der Wirtschaft und deren Folgen für die Gesellschaft an. 
Der Konsum galt ihnen als Ausdruck einer Entfremdung, die zu Vermassung, Passivität und 
Vereinsamung führe.195 Aus dieser Perspektive drohten die Menschen im ‚Vergeudungskapi-
talismus’, so die Kritik, in innerer Verarmung und einem dumpfen Gefühl der Übersättigung 
zu versinken. Produktivitätssteigerung und Profit seien in dieser industriellen Konsumgesell-
schaft alles, der Mensch hingegen nichts. Den Einzelnen sah man zu einem Objekt wirt-
schaftlicher Interessen degradiert, dem Wachstumsdogma hilflos ausgeliefert. Das ‚Leiden 
am Wohlstand’ schien umso grösser, als der sinnentleerte Konsumrausch der Einen mit der 
materiellen Not in der so genannten Dritten Welt kontrastierte.196 Es war der Vietnamkrieg, 
der hierfür einen neuen Blickwinkel eröffnet hatte: Mit ihm entdeckte man eine erschrecken-
de Wirklichkeit, in der Millionen von Menschen in tiefster Armut lebten. Die Logik des Materi-
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ellen hatte damit seine Unschuld verloren, schien es doch, als ob der Reichtum der Industrie-
länder auf dem Elend der Armen gründete. 
Mit ihrer Kritik an der viel gepriesenen Hochkonjunktur nahm die Studentenbewegung laut 
Rolf Peter Sieferle „Züge einer konsumkritischen Revolte“ an, die an die Grundfesten der 
Wachstumsgesellschaft rührte.197 Da sich in allem Überfluss Mangel- und Schuldgefühle ein-
stellten, verloren Ziele wie Mehrproduktion und Konsumzuwachs an Überzeugungskraft. Ma-
terielle Interessen wurden von immateriellen Werten überwölbt. Doch trotz dieses Unbeha-
gens an der Moderne darf nicht übersehen werden, dass die konsum- und 
wachstumskritische Haltung noch nicht in ein Umweltbewusstsein eingebettet war. Innerhalb 
der 68er-Bewegung dachte noch niemand in ökologischen Kategorien. So waren die studen-
tischen Rebellen von einem starken Gestaltungswillen erfüllt. Man kritisierte den materiellen 
Perfektionismus der Zeit und wünschte sich gleichzeitig eine auf andere Weise vollkomme-
nere, erfülltere Welt. Deshalb steht ‚68’ für Aufbruch und Erneuerung: Das Bestehende sollte 
radikal umgewälzt werden, um die Gesellschaft von veralteten Werten, Konventionen und 
Traditionen, von Zwang und Kontrolle zu befreien. Mit Forderungen nach Selbstverwirkli-
chung, Emanzipation oder Autonomie hatte man eine positive Utopie vor Augen. Diese hoff-
nungsvollen Visionen unterschieden sich vom nachfolgenden Umweltprotest, der ja zunächst 
durch apokalyptische Ängste gekennzeichnet war. 
Die 68er-Bewegung thematisierte also nicht die natürlichen, sondern vielmehr die „sozialen 
Grenzen des Wachstums“.198 Sie brachte so zum Ausdruck, dass die Konsumgesellschaft 
ihre Versprechen unmöglich allen gegenüber würde einlösen können. Der wachsende Wohl-
stand übte einen inflationären Druck aus, da Luxusgüter, Massenartikel oder Dienstleistun-
gen mit ihrer Verbreitung entwertet wurden.199 Deshalb ging mit der Erhöhung des materiel-
len Lebensstandards eine Verschärfung des Wettbewerbs um Positions- und Statusgüter 
einher. „Wenn alle sich auf die Zehenspitzen stellen, kann keiner besser sehen“, brachte 
Fred Hirsch dieses ‚Überflussparadoxon’ auf den Punkt.200 Der wachsende Wohlstand brach-
te so automatisch Enttäuschungen mit sich: Die Verheissungen von Aufstieg, Status und 
Vorwärtskommen entpuppten sich für viele als falsche Versprechen. So konnte auch in einer 
reichen Gesellschaft das Gefühl von Mangel, Entbehrung und Frustration aufkommen. 
Dass diese Enttäuschung von den Generationen unterschiedlich wahrgenommen wurde, ist 
verständlich, denn nur wer die Not nie erlebt hatte, konnte den Wohlstand schlimmer als den 
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Mangel empfinden.201 So kritisierten viele Jungen eine gesellschaftliche Wirklichkeit, die mit 
ihrer materiellen Orientierung kalt, berechnend und unbefriedigend erschien. Deshalb stand 
der Überdruss an der Hochkonjunktur im Zeichen eines soziokulturellen Unbehagens. Die 
68er-Bewegung hatte entdeckt, dass materieller Fortschritt allein nicht glücklich machen, 
sondern sogar zu neuen Frustrationen oder Zwängen führen kann. 
Aus der 68er-Bewegung hervorgehend, fasste die Neue Linke die vorgefundene Realität in 
einen theoretischen Rahmen, den Marx, Lenin, Trotzki oder andere bereitgestellt hatten. So 
wurden der ‚Konsumterror’, das Unbehagen oder der Wunsch nach Aufbruch in unterschied-
lichen Facetten marxistisch gedeutet. Alle Missstände mitsamt den damit verbundenen 
Phantasien, Utopien und Sehnsüchten nach einer besseren Welt wurden in die tradierte 
marxistische Sprachregelung überführt. Man griff auf die Kapitalismuskritik zurück, dachte in 
Klassen, träumte von der Diktatur des Proletariats und vom Zugriff auf die Arbeiterbewegung. 
Die Gegenwart wurde mit den verdienstvollen Schriften der Vergangenheit erklärt, die Zu-
kunft über die Arbeiterschaft geplant. Das Denken der Neuen Linken wurde so in feste, be-
reits tradierte Formen gefasst. Trotz der ideologischen Fragmentierung entstand ein Weltbild, 
das im Wesentlichen ähnliche Züge aufwies.  
Während sich am Horizont mit der ökologischen Zäsur zwar bereits das Ende der Zukunfts-
gewissheit abzuzeichnen begann, traten POCH und RML zu Beginn der 1970er Jahre mit 
dem Anspruch an, den historischen Prozess in einem sozialistischen Sinn beschleunigen zu 
können. Sie verstanden sich selbst als Avantgardegruppen, als durch und durch ‚progressiv’: 
Die RML trug die Revolution, die POCH den Fortschritt selbst in ihrem Namen. Es wuchs ein 
neuer Kreis von Fortschrittsgläubigen heran, welche durch die Zerschlagung des ‚Establish-
ments’ und den Umsturz der bestehenden Ordnung die Gesellschaft aus der Erstarrung be-
freien wollten. 
Um die Welt nach marxistischen Standards zu vermessen, zog sich die Neue Linke mit ihren 
Gleichgesinnten in geschlossene Kreise zurück. Die POCH übten den marxistisch-
leninistischen Sprachgebrauch und die kommunistische Weltanschauung ab 1973 in ihrer 
Parteischule ein.202 Auch die RML versuchte, ihre Mitglieder mit obligatorischen Lektüren, 
Kursen und Ausbildungswochenenden für höhere Aufgaben zu qualifizieren.203 In diesen 
Studiengruppen wurden das Klassendenken erlernt, ein eigenes Vokabular aufgebaut und 
internationalistische Fragen gelöst. Die eigene Politsprache diente als Code, der die neuen 
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Organisationen in der Arbeiterbewegung verortete. Zudem schuf sich die Neue Linke durch 
den Anschluss an die Mythen, Riten und Symbole der Arbeiterbewegung eine kollektive Iden-
tität, die in organisatorischer Hinsicht bindend und auf einer ideologischen Ebene sinnstiftend 
wirkte. Dass diese verschlüsselte Sprache in manchen Ohren abgedroschen klang und bei 
anderen antikommunistische Abwehrreflexe hervorrief, vermochte diese identitätsstiftende 
Wirkung nicht zu schmälern. Im Gegenteil: Die von aussen spürbare Ablehnung schweisste 
die Neue Linke nach innen noch weiter zusammen. 
Um den Willen zu Streik und Aufruhr in die Tat umzusetzen, stützte sich die Neue Linke pri-
mär auf die Betriebsarbeit.204 Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen boten die Gelegen-
heit dazu. Denn schon bevor die Weltwirtschaftskrise Mitte der 1970er Jahre auch die 
Schweiz in ihren Strudel riss, war man hierzulande in eine Periode wirtschaftlicher Konzent-
ration geraten.205 Die Neue Linke wollte die Gunst der Stunde nutzen und versuchte, die 
Epoche sozialer Klassenkämpfe wieder aufleben zu lassen. So wurden die Arbeitsniederle-
gungen als geeignete Anlässe erachtet, um den Betroffenen das dichotome Gesellschaftsbild 
näher zu bringen, klassenkämpferische Konzeptionen zu erörtern und das Ziel des revolutio-
nären Sozialismus plausibel zu machen. Solche Ziele vor Augen, zogen POCH und RML vor 
die Unternehmungen, schalteten sich ein, informierten die Belegschaft, verteilten Flugschrif-
ten und Pamphlete.206 Dann wurden Kundgebungen und Betriebsversammlungen organi-
siert, Forderungskataloge aufgestellt, Resolutionen erlassen oder Streikaufrufe verlesen. Wo 
POCH und RML bei ihren Agitations- und Politisierungsbemühungen auf Gewerkschaften 
oder Vertreter der traditionellen Linken stiessen, entbrannte nicht selten ein eigentlicher „‚So-
lidaritätswettstreit’“207. Alle Gruppierungen versuchten, mit ihren Interessen und Forderungen 
bei den Streikwilligen Anklang zu finden und als anerkannte Vertreter ein Mandat zu erhalten. 
So befanden sich Gewerkschaften, traditionelle und Neue Linke nicht nur im Konflikt mit den 
Arbeitgebern, sondern auch im Wettstreit untereinander. 
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Es war paradox: Die junge Wohlstandsgeneration hatte die sozialen Grenzen des Wachs-
tums selbst an Leib und Seele erfahren und wusste, dass mit Geld, materiellen Gütern oder 
Mehrkonsum nicht automatisch alles besser wird. Sie war zur Gewissheit gelangt, dass trotz 
aller materiellen Annehmlichkeiten eine innere Unzufriedenheit, ein Ohnmachtsgefühl, Leere 
und Frustration zurückbleiben können, dass die saturierte Gesellschaft abstumpft, träge, 
apolitisch oder passiv macht. Ebenfalls blieb der latente Verdacht, dass mit den materiellen 
Werten, mit Werbung und Konsumschwemme lediglich Ersatzbedürfnisse befriedigt werden. 
Die Wohlstandsgesellschaft erschien so als manipulativer Versuch, eine kritische Beurteilung 
der wirtschaftlichen und politischen Wirklichkeit zu verhindern. Dennoch verschrieb sich die 
Neue Linke mit dem Rückgriff auf die marxistische Kapitalismuskritik ganz dem ökonomisch-
materiellen Verteilungskampf. Der Überdruss am Wohlstand wurde dem Ziel untergeordnet, 
die Erträge der Industrialisierung vollumfänglich der Allgemeinheit zufliessen zu lassen. Im 
Stil der klassischen Arbeiterbewegung traten POCH und RML also an, um für die Arbeiter-
schaft mehr, wenn nicht gar alles zu erkämpfen. Dieser Weg zum Sozialismus gründete im-
mer noch auf den traditionellen Elementen der technoökonomischen Entwicklung. So reihten 
sich POCH und RML letztlich in den Fortschritts- und Wachstumskonsens ein, in dem bereits 
die traditionelle Linke stand. Es war dann der aufkommende Umweltdiskurs, der weniger die 
soziale als vielmehr die ökologische Frage in den Fokus der Industriegesellschaft rücken 
sollte. 
4.2 Der Wachstumsschock 
4.2.1 Die Entdeckung der ‚Grenzen des Wachstums’ um 1970 
Mit der wirtschaftlichen Prosperität der Nachkriegszeit hatte sich die Idee verfestigt, dass bei 
einem andauernden Wirtschaftswachstum alle immer reicher werden müssten. Weil sich die 
Gesellschaft immer mehr leisten konnte, schien die mit der ökonomischen Expansion eintre-
tende Verbesserung universal. Aus der Perspektive dieses Wachstumsdiskurses waren keine 
Verlierer auszumachen, glaubte man doch daran, dass alle bedeutsamen Parameter zu-
gleich vermehrt werden könnten. Mit solchen Annahmen entwickelten sich Mehrproduktion 
und Massenkonsum zu einem Ziel, das praktisch alle gesellschaftlichen Kräfte teilten.208 Als 
gemeinsamer Nenner von links bis rechts bildete die Expansionsstrategie nicht nur das Motiv 
des ökonomischen, sondern auch des politischen Handelns.209 So teilte die Linke mit dem 
Bürgertum eine Zukunftsvision, die sich im materiellen Wohlstand erschöpfte. Zusammen 
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glaubte man an die Glücksverheissungen der ökonomischen Entfaltung und wünschte sich 
weiteren industriellen Fortschritt herbei. Die Gleichsetzung von Wirtschaftswachstum und 
Fortschritt wurde zur Losung ohne politische Ideologie, das ewig währende Wirtschafts-
wachstum zum Idealzustand der Industriegesellschaft erhoben. Deshalb ist ausdrücklich 
festzuhalten, dass die beschriebene Wachstumseuphorie bis zum Beginn der 1970er Jahre 
nicht nur innerhalb der Linksparteien, sondern in weiten Teilen der schweizerischen Gesell-
schaft vorherrschte. 
Wenn sich die Menschen in der Nachkriegszeit lange Zeit auf der Sonnenseite wähnten, 
brachte das Akkumulationsmodell doch auch Schattenseiten hervor. Mit dem Begriff des 
„1950er Syndroms“ brachte Christian Pfister 1995 zum Ausdruck, dass Mehrproduktion und 
Konsumzuwachs nach dem Zweiten Weltkrieg zugleich mit einem exorbitanten Verschleiss 
natürlicher Umweltgüter verbunden waren.210 So führte der wirtschaftliche Wachstumspro-
zess gleichzeitig zu materiellen Verbesserungen wie zur ökologischen Belastung der Natur. 
Flüssige, gasförmige, feste oder energetische Stoffflüsse nahmen in einem Tempo zu, das im 
Zuge der „1970er Diagnose“ als exponentiell bezeichnet wurde. Der Energiebedarf explo-
dierte, der Flächenbedarf stieg, Abfallberge schwollen an, kurz: Die Belastung der natürli-
chen Umwelt nahm rapide zu. Es dauerte aber bis zum Beginn der 1970er Jahre, bis die 
Gesellschaft das ‚Krankheitsbild’ der Umweltzerstörung als einheitlichen Problemkomplex zu 
diskutieren begann. In jener Phase der Verunsicherung büssten die herkömmlichen Sinnge-
bungsmuster mit einem Mal ihre Überzeugungskraft ein. Mit dem Anbruch des ökologischen 
Zeitalters geriet das Wachstumsmodell der Nachkriegszeit schonungslos in Misskredit, 
schien doch die Akkumulationsdynamik nach den sozialen auch ihre natürlichen Grenzen 
erreicht zu haben. 
Die Frage der ökonomischen Entfaltung stand von Beginn an im Fokus des Umweltdiskur-
ses, da die Funktionssicherheit des materiellen Wachstums bereits von den Wissenschaft-
lern in Zweifel gezogen worden war. Den Anstoss dazu gaben seit den frühen 1960er Jahren 
Autoren aus dem angelsächsischen Raum, welche dem herrschenden Wachstums- und 
Fortschrittswahn mit immer eindringlicheren Warnungen entgegentraten.211 Noch um 1968 
gingen von hiesigen Wissenschaftskreisen kaum Impulse eines neuartigen Umweltdiskurses 
aus.212 Dann aber traten immer mehr Schweizer Wissenschaftler der Auffassung entgegen, 
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dass die wirtschaftliche Wachstumsbeschleunigung ein dauerhaftes Ziel bleiben könne. So 
sah beispielsweise der designierte Volkswirtschaftsprofessor Hans Christoph Binswanger 
1969 in seiner Antrittsvorlesung den „Kulminationspunkt des Glücks“ überschritten.213 Weil in 
den gängigen Wachstumstheorien der „Rohstoff Natur“ keine Rolle spiele, könnte bald „an-
stelle des Fortschritts der Raubbau dominieren“.214 So drohe wegen der „Industrialisierung 
des Lebens“ die „Vernichtung unserer Produktionsanlagen“ und die „Störung unserer psychi-
schen Grundstruktur“215. Viele Wissenschaftler an den Universitäten teilten die Auffassung, 
dass hohe Wachstumsraten und ungezügelte Produktivitätsgewinne an natürliche Grenzen 
stossen müssten.216 So griff zu Beginn der 1970er Jahre die Wachstumsdiskussion mehr und 
mehr auf die Hochschulen über. Die ETH Zürich organisierte 1970 im Rahmen des Natur-
schutzjahres ein nationales Symposium, bei dem die Folgeprobleme des Wachstums aus 
einer naturwissenschaftlichen Perspektive betrachtet wurden.217 In den Jahren 1971 und 
1972 wurde dieselbe Problematik an der Hochschule St. Gallen aus einem ökonomisch-
juristischen Blickwinkel behandelt.218 Bald ergab sich daraus der Bedarf, die Umweltfor-
schung zu koordinieren. 1972 wurde dazu die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für Um-
weltforschung (SAGUF) gegründet, welche die entsprechenden Ergebnisse fortlaufend kata-
logisierte.219 Im gleichen Jahr fanden 22 Schweizer Wissenschaftler in einer 
interdisziplinären Arbeitsgruppe zusammen, die vom Schweizer Nationalfonds finanziert 
wurde.220 Geprägt vom Umweltschock wollte sich diese Gruppe der „‚Theologie des Wachs-
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tums’“ annehmen, um Wege zu einem „ökonomisch-ökologischen Gleichgewicht“ aufzuzei-
gen.221 Wie keine andere Studie schockierten 1972 „Die Grenzen des Wachstums“ die Welt. 
Ein Forscherteam um Denis Meadows berichtete dem Club of Rome, dass die „absoluten 
Wachstumsgrenzen“ bald erreicht sein würden.222 Der Meadow’sche Zukunftspessimismus 
stützte sich auf so genannte Weltmodelle, deren exponentielle Wachstumskurven das 
Schreckbild der bevorstehen Umweltkatastrophe entwarfen. Die Haltung zum ‚exponentiellen 
Wachstum’ wurde somit zur Schlüsselfrage, ja zu einer Frage des Überlebens der Mensch-
heit. Einzig durch einen „Übergang vom Wachstum zum Gleichgewicht“ glaubte Meadows 
der Apokalypse entgehen zu können.223 Diese niederschmetternden Nachrichten gaben dem 
Umweltdiskurs weiteren Auftrieb und liessen den Glauben an den Sinn der wirtschaftlichen 
Progression nachhaltig ins Wanken geraten. 
Mit der Ansicht, dass einzig eine radikale Kehrtwende das Überleben der Menschheit sichern 
könne, stand man zu Beginn der 1970er Jahre nicht lange allein da. Tatsächlich hatten die 
Schreckensbilanzen der Wissenschaftler rasch ein breites Echo gefunden. Die Weckrufe der 
Sachkenner wurden über Publikationen – Bücher, Aufsätze, Zeitungsartikel – über Sympo-
sien, Tagungen oder andere Veranstaltungen verbreitet.224 So hatten zwar Experten bei der 
Formulierung der Zivilisationskrise das primäre Kommunikationszentrum gebildet, indem sie 
die ökologischen Folgeprobleme des Wachstumsprozesses überhaupt erst identifizierbar 
machten. Doch dieses Wissen breitete sich schlagartig aus. Durch die rasche Diffusion des 
neuen Problembewusstseins wurden auch die politischen oder administrativen Eliten von 
einer pessimistischen Grundhaltung erfasst.225 In der Neujahrsansprache meinte Bundesprä-
sident Nello Celio 1972, dass der Mensch zwar „nach den Sternen gegriffen habe“, doch die 
Fahrt könne „nicht stets mit gleich steigender Beschleunigung fortgeführt werden. In einer 
von Natur aus begrenzten Welt sind dem Wachstum Grenzen gesetzt, die nicht ungestraft 
überschritten werden.“226 Der Optimismus der Wirtschaftswunderperiode begann einem 
dunklen Krisenbewusstsein zu weichen. Die Umweltproblematik war nun in aller Munde und 
mit ihr der Verdacht, dass die Welt bei der Fortsetzung des Wachstumstrends dem ökologi-
schen Verfall erliegen könnte. 
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4.2.2 Die traditionelle Linke: Die Erschütterung der Zukunftsgewissheit 
Die Publikationen der traditionellen Linken verrieten, dass auch für sie der Lack des nach-
kriegszeitlichen Wachstumsmodells zu Beginn der 1970er Jahre abzublättern begann. So 
lässt sich der beginnende Umweltdiskurs in der sozialdemokratischen bzw. der kommunisti-
schen Presse nachzeichnen. Im April 1971 beispielsweise schilderte die sozialdemokratische 
Zürcher AZ den „Weg zum Abgrund“.227 Der „‚homo faber’“ habe „unseren Planeten mehr und 
mehr zu einer einzigen Werkstatt umgestaltet“, erschöpfliche Lebenselemente wie Luft oder 
Wasser würden von „der Wirtschaft zu Rohstoffen degradiert“. Die „technische Zivilisation“ 
bedrohe deshalb „Lebensgemeinschaften, die in Jahrmillionen entstanden sind“. Im August 
des gleichen Jahres startete dieselbe Zeitung eine zwölfteilige Artikelserie unter dem Titel 
„Aktion Zukunft – Zürich darf nicht sterben!“228 Einleitend schrieb der Redaktor, man „sei reif 
geworden für die Erkenntnis der Umweltgefährdung im umfassenden Sinn des Wortes“. 
Dennoch dürfe man sich nicht auf eine „resignierende, pessimistische Weltuntergangserwar-
tung zurückziehen“, denn die Umweltgefährdung sei „keine gottgesandte Plage wie die Heu-
schreckenschwärme im biblischen Ägypten“. Die Artikelserie verstand man denn auch als 
ersten Schritt zur Überwindung des lebensbedrohlichen Zustandes. Auch die Kommunisten 
lancierten 1971 das Umweltthema. Unter dem Titel „Der Fortschritt: Unheil oder Segen?“ 
wurde in Genf ein Sonderdruck an alle Haushalte verteilt, der die kommenden Debatten anti-
zipierte.229 Dann begann der kommunistische Vorwärts im Frühjahr 1971 vom drohenden 
„Selbstmord der Menschheit“ zu berichten.230 „Haben wir tatsächlich, wie die Propheten des 
Untergangs erklären, die uns von der Natur gesteckten Grenzen unserer Existenz überschrit-
ten?“, fragte der Autor rhetorisch. Im Spätsommer setzte unter dem Titel „Wieviel Dreck er-
trägt die Schweiz?“ eine mehrteilige Reportage ein.231 Die Bilanz war ernüchternd: Die Pro-
duktivkräfte hätten einen unvorhergesehenen Vollkommenheitsgrad erreicht, der im 
„saubersten Land der Welt“ zu sterbenden Seen, giftigen Winden, verpesteten Flüssen und 
stinkenden Städten geführt habe. 
Von dieser beklemmenden Stimmung waren 1971 auch die Zusammenkünfte der traditionel-
len Linken ergriffen. Der SPS-Präsident verurteilte am ausserordentlichen Parteitag „gewinn-
orientierte Wachstumsstrategien, die uns die Wasserpest, die Luftverschmutzung, die Bedro-
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hung des elementaren Lebensraumes gebracht haben“.232 Und Bundesrat Hanspeter Tschudi 
bestätigte, dass der „Umweltschutz […] eines der grossen brennenden Themen [ist], das uns 
in Zukunft ständig beschäftigen wird“.233 Die PdAS stand an ihrer nationalen Konferenz nicht 
abseits, galten ihr die „Wachstumsprobleme“ doch als „Lebensfrage“.234 Die ungeordnete 
industrielle Entwicklung verschmutze die Gewässer, führe zu Staub und schädlichen Gasen, 
verunstalte die Landschaft und schädige die Gesundheit. 
Aus den ersten Reaktionen der traditionellen Linken wird bereits die Matrix des frühen Um-
weltdiskurses ersichtlich. Erstens basierte die Bereitschaft, die negativen Aspekte des Kon-
junkturbooms zu thematisieren, auf einer neuen Denk- und Analyseform. Es hatte sich auch 
innerhalb der Linken eine ökologische Sichtweise verbreitet, wonach sich Mensch und Natur 
in einem labilen Gleichgewicht befinden. Der Mensch erschien dabei als Teil eines grossen 
Ganzen, der über dynamische Beziehungen mit seiner natürlichen Umwelt verbunden ist. 
Dieses Ökosystem erkannte man aus der ökologischen Weltsicht als verwundbar. In ihren 
Bestandsaufnahmen über die negativen Aspekte des Wirtschaftsprozesses begann die tradi-
tionellen Linke die Natur als verletzlichen Organismus zu entdecken. Die vielfältige Schädi-
gung der Lebensgrundlagen wurde nun nicht mehr isoliert gedeutet. Vielmehr wurden mit der 
neuen Sensibilisierung einzelne Erscheinungen in einem Gesamtzusammenhang interpre-
tiert. So musste es nun um einen umfassenden Schutz des Lebens gehen, der die gesamte 
Flora und Fauna sowie die unbelebten Elemente miteinschloss. Weil letztlich der irrationale 
Umgang mit der Natur auf die Gesellschaft selbst zurückfallen musste, sah man auch den 
Menschen in dieses schützenswerte System eingebunden. Mensch und Natur konnten nicht 
mehr als getrennte Sphären erachtet werden, war doch alles über komplizierte Wechselwir-
kungen miteinander verbunden. Mit dieser Tendenz zu einer ganzheitlicheren Erfassung der 
Welt hielt eine globale Perspektive Einzug. Am Parteitag von 1971 erläuterte die SPS, dass 
man nicht an nationalen Grenzen scheitern dürfe, denn: „Der Umweltschutz kennt keine 
Neutralität.“235 So wurde das neue Anliegen als internationale, ja sogar als weltumspannende 
Notwendigkeit definiert. Auch am Zeithorizont zeichneten sich Veränderungen ab. War der 
Naturschutzdiskurs noch vergangenheitsorientiert, richtete sich der Blick nun auf das Kom-
mende, galt es die Umwelt doch im Hinblick auf die Zukunft zu bewahren. So ging es für 
SPS-Bundesrat Tschudi darum, „den kommenden Generationen eine lebenswerte Existenz“ 
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zu ermöglichen.236 Und auch für manche Kommunisten stand nichts weniger als die „weitere 
Entwicklung des Menschheitsgeschlechts“ zur Disposition.237 
Mit dem modernen Problembewusstsein hielt ein neuer Wortschatz Einzug. Noch 1970 hatte 
‚Umwelt’ insofern nicht zum Vokabular der Linken gehört, als der Begriff nicht in seiner heuti-
gen Bedeutung verwendet worden war. Im folgenden Jahr aber drang ‚Umwelt’ mit voller 
Wucht in die deutsche Sprache ein und rückte auch innerhalb der Linken in das Zentrum der 
Debatten.238 „Die Umweltgefahr ist kein Schlagwort, sondern bittere Wirklichkeit“, hielt die 
SPS Mitte 1971 in ihrem Manifest fest. Auch in das kommunistische Vokabular fand nun jene 
Bezeichnung Eingang, unter deren Überschrift die Wechselwirkungen zwischen Mensch und 
Gesellschaft diskutiert werden sollten.239 Die Verwendung des Umweltbegriffs ist eines von 
vielen Indizien dafür, dass auch die traditionelle Linke von einem ökologischen Problembe-
wusstsein ergriffen wurde. Dieses neue Umweltsensorium basierte auf Analyseformen, die 
von der Wissenschaft entworfen worden waren. So diskutierte die traditionelle Linke die 
Wachstumsfolgen unter ökologischen und biologischen Aspekten. Man rekurrierte auf wis-
senschaftliche Kategorien und verwies auf die entsprechenden Fachleute. Die Zürcher AZ 
beispielsweise stützte den „Weg zum Abgrund“ auf den Schweizer Geografieprofessor Emil 
Egli, dessen Buch „Natur in Not“ 1970 herausgekommen war.240 Auch die PdAS bezog ihr 
Umweltwissen von verschiedenen Experten und konnte gelegentlich sogar auf sowjetische 
Wissenschaftler verweisen, um über die „gefährliche Erkrankung der Erdoberfläche“ zu be-
richten.241 Die Konzepte und Lernprozesse der Wissenschaftler spielten also eine zentrale 
Rolle, als sich die Linke zu Beginn der 1970er Jahre ein ökologisches Bewusstsein erarbeite-
te und die Umwelt- und Wachstumsproblematik entdeckte. 
Zweitens geriet aus dem ökologischen Blickwinkel das Wachstum selbst in den Mittelpunkt 
der Umweltdebatte. Da die Vorstellung einer ausbeutbaren Materie erschüttert worden war, 
machten sich die SPS und PdAS das Wissen um den Verschleiss der Naturgüter zu Eigen. 
Damit wandelte sich die Einstellung zur Natur radikal. Unter den Aspekten von Raubbau, 
Ausbeutung und Vergeudung setzte die Diskussion über die Verantwortung des Menschen 
gegenüber seiner natürlichen Umwelt ein. Die Natur bekam einen Opferstatus, während die 
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Linke den Menschen wegen dessen unverantwortlichen Handelns als Täter entdeckte. Den 
Kern des Problems erkannte man in einer Gesellschaft, die einseitig auf quantitative Werte 
ausgerichtet ist. Aus dieser Perspektive bildete „die florierende Wirtschaft“ die eine Seite, 
„verfaulte Flüsse und Seen, verschmutzte und vergiftete Luft und eine bedrohliche Lärmlawi-
ne“ die andere Seite der Medaille.242 Der ‚homo faber’ symbolisierte dabei jenen schaffenden 
Menschen, der mit seinem Fortschrittsmodell in einen verheerenden Gegensatz zur Natur 
geriet. Die SPS sah in der Zerstörung der natürlichen Umwelt eine notwendige Folge der 
wirtschaftlichen Expansion. Auch die PdAS erkannte in der industriellen Entfaltung jene Kraft, 
welche die Verbindung von Mensch und Natur aus der Balance bringen könnte.243 Die Pro-
duktivkräfte hatten eine derartige Dynamik erreicht, dass das Wachstum nun als „Lebensfra-
ge“ bezeichnet werden musste. Diese Deutung hatte in der traditionellen Linken zu der Auf-
fassung geführt, dass die Umweltfrage ohne Antworten auf die Wachstumskrise ungelöst 
bleiben musste. 
Drittens hatte die Erkenntnis, dass der industrielle Wachstumsprozess zu verschiedensten 
Dysfunktionen im natürlichen Stoffwechsel führen kann, die traditionelle Linke in einen veri-
tablen Schockzustand versetzt. Nicht selten schlug das neue Wissen in apokalyptische 
Ängste um. Die Zürcher AZ sah die Menschheit auf dem „Weg zum Abgrund“, obschon sich 
diese des eigenen Untergangskurses nicht bewusst sei. Angesichts einer „auf kollektiven 
Selbstmord programmierten Profit- und Konsumzivilisation“ wurde auch die PdAS von einer 
düsteren Weltuntergangsstimmung erfasst.244 So sah die traditionelle Linke die Umweltbe-
drohung als Schicksalsfrage, an der die gesellschaftliche Existenz zu scheitern drohte. Dabei 
spielte die Metapher der Apokalypse und die Vorstellung eines Weltendes eine zentrale Rol-
le. Die düsteren Zukunftsahnungen basierten indessen nicht auf einer religiösen Gewissheit, 
vermochte man in der Umweltgefahr doch „keine gottgesandte Plage“ zu erkennen. Die End-
zeiterwartung beruhte vielmehr auf ökologischen ‚Fakten’, welche rationale Wissenschaftler 
mit mathematischer Genauigkeit ermittelt hatten.245 Die Apokalypse erschien in dieser säku-
larisierten Version als Konsequenz des menschlichen Handelns selbst, hatte man doch of-
fenbar über die natürlichen Grenzen hinaus gewirtschaftet. Da das Weltende nicht von Gott 
gesetzt wurde, bestand immerhin noch Hoffnung, dass der Untergang verhindert werden 
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konnte. So stand die „Aktion Zukunft“ für die Zuversicht, dass das Schlimmste durch eigenes 
Tun gerade noch abzuwenden sei. 
Trotz dieser hoffnungsvollen Wendung wurde die sozialistische Zukunftsgewissheit durch 
den Anbruch der ökologischen Ära zutiefst erschüttert. Die Hoffnungen, welche man an den 
industriellen Entfaltungsprozess geknüpft hatte, erwiesen sich durch die ökologischen Fol-
gewirkungen als verheerend. Das Akkumulationsmodell hatte mit seiner wirtschaftlichen 
Überproduktion die natürlichen Wachstumsgrenzen offenbar bereits überschritten. Beson-
ders die SPS musste die Umweltkrise als Hiobsbotschaft begreifen, denn ihre Idee vom Fort-
schritt drohte auf dem eingeschlagenen Pfad in einen ökologischen Albtraum umzuschlagen. 
Noch 1959 waren die Genossen – dem Wachstumsoptimismus des damaligen Parteipro-
gramms entsprechend – mit dem Slogan „Schöne Heimat – frohe Menschen“ in den Wahl-
kampf gestiegen.246 Ein gutes Jahrzehnt später konnte von diesem harmonischen Moderni-
sierungsideal nicht mehr die Rede sein. Die ‚schöne Schweiz’ von ehemals sah man 1971 
knietief im Dreck stehen.247 Und die ‚frohen Menschen’ von 1959 drohten nun an „den Ab-
sonderungen ihres Wohlstandes“ (Günter Grass) zu ersticken. Die sozialdemokratische 
Freude über das Erreichte wich der Furcht vor dem Kommenden.248 Wirtschaftswachstum, 
Mehrproduktion und Massenkonsum schienen im Sog der „1970er Diagnose“ nicht ins Glück, 
sondern an den Abgrund zu führen. Die Umweltkrise drohte alles zu vernichten, was man 
sich mit der Beschleunigung des Wachstums selbst erarbeitet hatte. 
Viertens wurde mit dieser beklemmenden Sorge die Umweltfrage jäh zum wichtigsten Thema 
der traditionellen Linken erhoben. Es ist klar, dass der Umweltschutzgedanke bis zu Beginn 
der 1970er Jahre nicht als Zielvorstellung der traditionellen Linken existieren konnte. Doch 
selbst nach klassischen Naturschutzpostulaten sucht man in den Programmen, Manifesten 
oder Resolutionen von SPS und PdAS vergebens. Als dann aber das sozialistische Fort-
schrittsdenken in ökologische Zerfallstheorien umschlug, schien nichts wichtiger als die un-
verzügliche Einleitung zukunftsbringender Gegenmassnahmen zu sein. Mit der Ansicht, dass 
die Rettung der Zukunft die vordringlichste Gegenwartsfrage überhaupt sei, war das Postulat 
des Umweltschutzes schon 1971 zum Wahlkampfthema Nummer 1 aufgestiegen. „Die Sa-
nierung unserer Umwelt“ – wurde 1971 erklärt – ist „die politische Forderung Nummer eins 
der SPS Schweiz“.249 Die Lösung der Wachstumsfrage sollte deshalb allem anderen voraus-
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gehen. Gleichzeitig verlangte die PdAS unverzüglich einen nationalen Entwicklungsplan, „der 
die Gesamtheit dieser Wachstumsprobleme erfasst“.250 Dann sollte der Bund eine „harmoni-
sche Entwicklung der Wirtschaft“ sicherstellen, um den „Erfordernissen des Umweltschutzes“ 
gerecht zu werden.251 SPS und PdAS nahmen den Umweltschutz also flugs in ihre Pro-
gramme auf. Von der Schnelligkeit und der Wucht der ökologischen Zäsur war die traditionel-
le Linke selbst überrascht. Noch im Sommer 1969 sahen SPS und PdAS die Menschheit 
einen Fuss auf die Mondoberfläche setzen, zwei Jahre später wähnte man dieselbe einen 
Schritt vor dem irdischen Abgrund.252 Die Rhetorik einer „Fünf-vor-zwölf-Situation“ versinn-
bildlichte dabei, dass entsprechende Lösungen keinen Aufschub duldeten, drohten die Fol-
gewirkungen des industriellen Wachstumsprozesses doch katastrophale Effekte zu zeiti-
gen.253 
Die zukunftsgewisse Linke war mit der dunklen Endzeiterwartung unversehens in den Strudel 
der „1970er Diagnose“ geraten. Mit dem ökologischen Ansatz ging das bedingungslose Ver-
trauen in die Industriegesellschaft verloren. Durch die Entdeckung der Umweltproblematik 
kam auch die traditionelle Linke zu dem Schluss, dass unbedingt ein neues Verhältnis zur 
Natur gesucht werden musste. 
4.2.3 Die Neue Linke: Zurück zur Natur? 
Als in der Schweiz zu Beginn der 1970er Jahre die ökologisch begründeten Sorgen um die 
Zukunft umgingen, war die Neue Linke im Begriff, sich dem marxistischen Fortschrittsmodell 
zu verschreiben. POCH und RML waren dabei mit grossem Enthusiasmus von vielerlei Fra-
gen angetrieben. Zumindest in der politischen Theorie gehörten Wachstumsfragen indessen 
kaum dazu. Man war vielmehr mit der eigenen Identitätsfindung, mit Ausbaustrategien, Klas-
senanalysen, der Verortung in der Arbeiterklasse oder internationalistischen Imperialismus-
theorien beschäftigt. POCH und RML hatten sich in Aufbauorganisationen formiert, stritten 
um die rechtmässige Interpretation des Marxismus und debattierten die Frage, wie das Pro-
letariat zu wecken und zu organisieren sei. 
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Im Bemühen, eine revolutionäre Arbeiterorganisation auf die Beine zu stellen, wurden die 
eigenen Vereinigungen vorwärtsgetrieben.254 Die Engagiertesten verliessen ihre Heimatkan-
tone, um anderswo schlagkräftige Sektionen aufzubauen. Mit viel Engagement wurden eige-
ne Publikationsorgane aufgebaut.255 So war die Neue Linke um das Organisationsgefüge 
besorgt, studierte die Prinzipien des demokratischen Zentralismus und strukturierte sich in 
Zentralkomitees, Politbüros, Sektionen oder Zellen.256 In diesem Aufbauprozess entwickelten 
sich die revolutionären Hilfsorganisationen zu eigenständigen Gruppierungen, die sich selbst 
als Vorhut der Arbeiterschaft begriffen. 
Obschon POCH und RML also nicht prioritär von Umweltthemen eingenommen waren, lässt 
sich die ökologische Schockwirkung auch in den Reihen der Neuen Linken nachverfolgen. 
Das beste Beispiel dafür liefert die Lehrlingsorganisation Hydra, die sich im Frühjahr 1970 
von den POB abspaltete.257 Die Hydra übernahm das Glaubensbekenntnis und den Stil ihrer 
österreichischen Vorbildgruppe Spartakus und entwickelte sich zu einer Art Schwesterorgani-
sation.258 Zusammen bekämpfte man die beklagte Ausbeutung der Lehrlinge und startete 
Aktionen zugunsten junger Arbeiter. Dann beschäftigte sich die Basler Lehrlingsorganisation 
mit der Heimpolitik, brandmarkte die ‚repressive’ Erziehung, das Jugendstrafrecht und die 
Verwahrung. So zog sie mit einer revolutionären Rhetorik vor die Jugendheime, um den Zög-
lingen zur Flucht zu verhelfen.259 In der Folge weiteten die beiden Gruppierungen ihr Aktions-
feld auf die industrielle Welt aus. Bald reisten Spartakus und Hydra durch Europa, um Be-
triebsschliessungen nicht nur Österreich und der Schweiz, sondern auch in Frankreich, 
Belgien und Deutschland anzuprangern. So wirkten Hydra und Spartakus in den Jahren 
1970–1972 als typische Agitations- und Propagandagruppen, die mit ihrer Vorliebe für be-
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nachteiligte Randgruppen und für ‚antiautoritäre’ Aktionen irgendwo zwischen den Spontanis-
ten und den Ouvrieristen eingeordnet werden können. 
Als aber die beiden neulinken Gruppierungen im Frühjahr 1972 ihre Situation überdachten, 
gerieten sie unvermittelt in den Bann der ökologischen Zivilisationskrise. „Wir atmen Benzin, 
wir trinken Waschmittel, wir hören Maschinen“, brachten sie in einem Grundsatzdokument zu 
Protokoll.260 Ökologisch beleuchtet, trat nun das Entsetzen an der zerstörerischen „Überin-
dustrialisierung“ hervor.261 So liessen Hydra und Spartakus den Klassen- und Lehrlings-
kampf, die Heime, Gefängnisse und die Betriebsschliessungen hinter sich. Jetzt begann man 
aufgeschreckt an einer Alternative zu arbeiten, um der fehlgeleiteten Industriegesellschaft 
den Rücken zu kehren. Noch im Dezember 1972 wurde in Basel der erste Schritt zum Aus-
stieg getan.262 Im Sommer 1973 gehörten dann Hydra- und Spartakusmitglieder zum harten 
Kern jener 30-köpfigen Gruppe, die mit Hab und Gut in Richtung Provence aufbrach. Dort – 
in der Gegend von Limans – sollte unter dem Namen Longo Mai der ökologisch-
gesellschaftlichen Misere die konkrete Utopie entgegengesetzt werden. 
So wurde die europäische Pioniersiedlung aufgebaut: Wasser suchen, Holz fällen, Gärten 
anlegen, jäten, pflügen, ernten, Schafe hüten – unter dem Motto ‚roden statt reden’ wurde 
das städtische Leben durch die körperliche Landarbeit ersetzt. Mit dem Ziel, fernab der Zivili-
sation den Teufelskreis der industriellen Eskalation zu durchbrechen, wandelten sich die neu-
linken Agitatoren zu naturnahen ‚Neorurali’. Die Konsumgesellschaft wurde nicht nur theore-
tisch abgelehnt. Vielmehr sollte mit dem Aufbau von Öko-Kommunen eine neue 
Gesellschaftsordnung praktiziert werden, die weder Mensch noch Natur zerstört. Mit dem 
Projekt einer landwirtschaftlichen Kommune hat die Hydra ihr Profil deutlich verändert. Zu-
sätzlich zu den gesellschaftlichen Missständen war die ökologische Misere für sie zum An-
lass geworden, um sich definitiv von der Zivilisation zu verabschieden. 
Die ehemaligen Klassenkämpfer wurden zu Öko-Aussteigern und schlossen sich der facet-
tenreichen Zurück-zur-Natur-Bewegung an.263 Neben Longo Mai fanden diese naturnahen 
Anhänger der 68er-Bewegung noch in anderen Zusammenschlüssen eine Heimat. So ent-
standen hierzulande zwischen 1971 und 1973 auch die Bärglütli, die Gemeinnützige Gesell-
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schaft Bergheimat oder der Neue Walser Bund. Diese Gruppierungen waren allesamt von 
der ökologischen Endzeitstimmung der frühen 1970er Jahre geprägt. Sie zeigten seismogra-
phisch jene gesamtgesellschaftliche Befindlichkeit an, die sich spätestens mit den ‚Grenzen 
des Wachstums’ verbreitet hatte. Der Ausstieg war deshalb nicht zuletzt ein Versuch, dem 
apokalyptischen Zeitgeist die eigene Tat entgegenzusetzen und auf die ökologische Frage 
eine konkrete Antwort abseits des ‚Systems’, der Zwänge des Marktes und der Technologie 
zu geben. 
Die Öko-Aussteiger – junge Hippies, Idealisten und Gesellschaftskritiker – setzten dem herr-
schenden Konsumzwang ein einfaches Leben ohne Luxus und Überfluss entgegen, um die 
Natur zu schonen anstatt zu zerstören. Mit diesem antizivilisatorischen Bekenntnis zur Be-
dürfnislosigkeit war das Experiment einer dezentralen Produktionsform verbunden, die sich 
durch überschaubare, geschlossene Kreisläufe auszeichnen sollte. Deshalb wurden umwelt-
verträgliche Lebensformen getestet, eine ‚sanfte’ Technik erprobt und das Konzept der 
Selbstversorgung eingeübt. Abseits von kapitalistischem Expansionsdrang und Rentabilitäts-
ansprüchen strebte man nach einer Gemeinschaft, die harmonisch mit der Natur lebt.  
Doch die Vision einer naturerhaltenden Existenzform liess sich nicht ohne weiteres realisie-
ren, denn der Erschaffung des eigenen Paradieses standen manche Hindernisse im Weg. 
Das Autarkiestreben musste in einer komplexen Welt allzu oft unerfüllt bleiben und erwies 
sich letztlich als wirklichkeitsfern oder unbequem. So führte die Suche nach einem gerechte-
ren und nachhaltigeren Kollektiv mit den Öko-Kommunen auf einen steinigen, entbehrungs-
reichen und problembeladenen Weg. Für viele Aussteiger blieben die Öko-Gemeinschaften 
lediglich eine einzelne Etappe einer grossen Selbstfindungsreise. Den meisten dieser Ge-
meinschaften war denn auch keine allzu lange Dauer beschieden.264 Das Projekt Longo Mai 
indessen erwies sich als ausserordentlich erfolgreich und langlebig. Aus der Pioniersiedlung 
in der Provence ist bis heute ein europäisches Netzwerk von neun Kooperativen entstanden, 
das um die 200 Personen umfasst. Die enge Verbundenheit mit der Schweiz blieb bestehen: 
Ab 1974 besass die Kooperative auch hierzulande eine Kommune. Die Zentrale befindet sich 
immer noch in Basel. 265 Allerdings hat sich auch in dieser Kooperative der Traum von der 
umfassenden Selbstversorgung als Illusion erwiesen. Ohne Pragmatismus, ohne Spenden 
und ohne Kooperation mit der Industriegesellschaft hätte auch Longo Mai nicht überleben 
können. 
Die untersuchten Linksparteien taten sich schwer mit der ideologisch und organisatorisch 
nicht klar zu fassenden Aussteigerbewegung. Die Bewegung, die weder Partei noch Ge-
                                               
 
 
264
 So gibt es heute in der Schweiz nur noch wenige Öko-Kommunen. Vgl. dazu Stefan Bachmann, Öko-
Aussteiger: Harte Landung auf dem Boden der Realität, in: Beobachter Natur, Nr. 18, 2009. 
265
 Vgl. die Zeittafel in Beatriz Graf, Longo Mai, 2005, S. 154-166. Siehe auch NZZ am Sonntag, 9.7.2006. 
Der Wirtschaftswachstumsdiskurs  68 
 
werkschaft sein wollte, stiess bei der Linken auf Skepsis. Die Öko-Aussteiger betonten – 
anders als die politischen Parteien – mehr die existentielle denn die politische Seite der öko-
logischen Herausforderung, setzte man der Umweltkrise doch die eigene Tat entgegen. So 
bewegten sich die Kommunen ausserhalb der bestehenden Institutionen. Der Neuen Linken 
erschien dieser Rückzug entweder als verantwortungslose, egoistische Flucht oder als Aus-
druck der Unfähigkeit, den Klassencharakter der Gesellschaft zu erkennen.266 Aus ihrer Sicht 
kapselten sich die ‚Neorurali’ mit ihren alternativen Inseln im kapitalistischen ‚Meer’ von der 
ökonomischen, sozialen und politischen Realität ab. Für die hochpolitische RML beispiels-
weise war die „Selbstbefreiung im Kapitalismus“ illusorisch.267 Warum in der Peripherie die 
Mikroökonomie proben, wenn doch ein erfülltes Leben erst mit dem Sturz der lebensfeindli-
chen Klassengesellschaft möglich ist? Für die Trotzkisten konnte es eine ‚private’ Harmonie 
mit der Natur nicht geben. Da man also keine Strategie zur sozialistischen Gesellschaftsver-
änderung erkennen konnte, lehnte die Neue Linke den mythischen Rückzug in die Öko-
Kommunen ab. Die Abgrenzung war allerdings gegenseitig, auch wenn in den Medien zu-
meist die Gemeinsamkeiten zwischen den Klassenkämpfern und der Subkultur hervorgeho-
ben wurde. In den Augen der Alternativen war die Neue Linke spröde und dogmatisch ver-
bohrt.268 Im intellektuellen Gebaren sahen sie zumeist eine entrückte Phrasendrescherei, die 
wirkungslos verpuffen musste. 
Die traditionelle Linke hatte ebenfalls ein gespaltenes Verhältnis zur Aussteigermentalität. Es 
ist gut möglich, dass die grüne Alternativkultur gerade bei manchen Sozialdemokraten auf 
wertschätzende Anerkennung stiess. Aus einer politischen Perspektive aber konnte man den 
Rückzug in private Produktiv- und Wohngemeinschaften kaum gutheissen. Dass die ökologi-
sche Frage im „gesellschaftlichen Separée“ – quasi unter einzelnen Eingeweihten und Er-
leuchteten – gelöst werde könne, erschien den meisten Genossen als „verhängnisvoller Irr-
tum“.269 Das Aussteigen galt als Weg, um „persönlich mit den Problemen fertig zu werden“, 
ohne allerdings aus der „gesellschaftlichen Sackgasse“ herausführen zu können.270 
Tatsächlich hatten die ‚Neorurali’ nie das Potenzial, zu einer Massenbewegung heranzu-
wachsen. Zwar konnte man sich in den Randgebieten von den Verbrechen an der Natur dis-
tanzieren, durchgreifende Umweltverbesserungen liessen sich dort aber nicht bewerkstelli-
gen. Die Linke stand deshalb vor der Herausforderung, nach politisch-gesellschaftlichen 
Ansätzen für die Wachstumsproblematik zu suchen. Individuelle Antworten wie der Rückzug 
in die Landkommunen konnten für ihre Vertreter keine Alternative sein. 
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4.3 Das Nullwachstum 
4.3.1 Wider das Leitbild der Stabilisierung 
Mit dem Anbruch des ökologischen Zeitalters wurde der Kult der Produktivitätssteigerung 
entzaubert. Mit der Ansicht, dass eine überbordenden Produktions- und Konsumgesellschaft 
die zentrale Ursache der Umweltzerstörung sei, wurden alte Vorzeichen hinterfragt oder um-
zukehren versucht. So wurde im Wachstumsschock der Ruf nach Verlangsamung und natür-
lichem Gleichgewicht zum Gebot der Stunde. Wer im konjunkturellen Boom die Ursache des 
ökologischen Missstandes verortete, setzte Umweltschutz nicht selten mit Wachstumsstopp 
gleich. Von verschiedenen Seiten wurde das Wachstumsparadigma kurzerhand durch das 
Leitbild der Stabilisierung ausgetauscht. 
Insbesondere der Club of Rome trat vehement der Ansicht entgegen, dass ungezügelte 
Wachstumsraten und ungebremste Produktivitätsgewinne anzustreben seien. Das Schreck-
bild der Umweltkatastrophe galt dabei als Konsequenz, wenn das Postulat eines ökologisch-
ökonomischen Gleichgewichtszustandes missachtet würde. Die Botschaft war eingängig: 
Überleben durch Stabilisierung oder Vernichtung durch Expansion. Einzig durch den „Über-
gang vom Wachstum zum Gleichgewicht“ glaubte das Meadow’sche Manifest der Apokalyp-
se entgehen zu können.271 Durch den Erfolg des Club of Rome waren die „Grenzen des 
Wachstums“ ab 1972 rasch in aller Munde. Damit verfestigte sich im hiesigen Umweltdiskurs 
die Ansicht, dass die gesellschaftliche Kursänderung über den Wachstumsstopp eingeschla-
gen werden musste. In der Verlangsamung der ökonomischen Expansion sah man das Mit-
tel, um den verhängnisvollen Wachstumskurven Einhalt zu gebieten. Auch auf der politischen 
Ebene konnte nun mit dem Ansinnen, die Wachstumstendenzen umzukehren, eine radikale 
Kehrtwendung eingefordert werden. Schon 1970 – während der parlamentarischen Debatte 
zum Umweltschutzartikel – wurde die Ausrichtung der Politik auf ein grösstmögliches Wirt-
schaftswachstum angeprangert.272 Mit den zunehmenden Zweifeln an der Funktionssicher-
heit des materiellen Wachstums wurden 1972 im schweizerischen Parlament Forderungen 
nach Nullwachstum erhoben.273 Auch wurde im selben Jahr die Ausarbeitung einer Gesam-
tenergiekonzeption initiiert, wobei im entsprechenden Vorstoss auf die Stabilisierungsforde-
rungen des Club of Rome verwiesen wurde.274 Da die Meadow’schen Gleichgewichtsszena-
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rien also bald zum Grundwissen der Zeit gehörten, sahen viele in der wirtschaftlichen Ein-
schränkung das einzige Mittel zur Verhinderung einer ökologischen Desasters. Das Null-
wachstum wurde so zu einem wichtigen Schlagwort der umweltpolitischen Diskussion. Mit 
ihm konnte der Angst vor dem Wachstumskollaps der Wunsch nach Stabilisierung und 
Gleichgewicht entgegengehalten werden. Der verheerenden Dynamik des exponentiellen 
Wachstums sollte also mit der Logik der Wachstumsbeschränkung begegnet werden. 
Obschon die untersuchten Parteien zu Beginn der 1970er Jahre in den Bann der „1970er 
Diagnose“ geraten waren, lehnten sie das Nullwachstum allesamt ab. Die traditionelle Linke 
hatte ihr verabsolutiertes Bekenntnis zum Wirtschaftswachstum zwar revidiert. Doch auch 
ihre Gruppierungen wiesen die Forderung des Wachstumsstopps zurück. Besonders die 
PdAS reagierte auf die Stabilisierungstheorien äusserst pikiert, und die Parteiführung wies 
die Idee der wirtschaftlichen Drosselung weit von sich. Am Parteitag 1974 beispielsweise 
führte das Zentralkomitee aus, dass der Club of Rome in einer reaktionären Kampagne ge-
gen das Wirtschaftswachstum mobilisiere.275 Das Zentralkomitee geisselte die Nullwachs-
tumstheorien als irreale Ablenkungsideologien und stellte klar, dass die PdAS mit der Oppo-
sition gegen das Wirtschaftswachstum keine Gemeinsamkeiten habe. Unter den jüngeren 
Parteimitgliedern stiess die schroffe Rückweisung der Umweltbewegung auf einigen Un-
mut.276 Vergeblich: In der finalen Entschliessung setzte die altgediente Parteileitung durch, 
dass „das notwendige ökonomische Wachstum“ gegen „jede Verherrlichung von Wachstum-
seinschränkungen“ zu verteidigen sei.277 Mit diesen resoluten Positionen hatte die PdAS in 
der Ablehnung des Nullwachstums die Wortführerschaft übernommen. Aber auch SPS, 
POCH und RML stimmten im Grundsatz überein, dass das Leitbild der Stabilisierung abzu-
lehnen sei.278 
Die entsprechende Kritik lässt sich in drei Argumentationsgruppen zusammenfassen. Ein 
erster Begründungsstrang beinhaltete, dass sich der gesamtgesellschaftliche Transformati-
onsprozess nicht auseinanderdividieren lasse. Die Fürsprecher des Nullwachstums schlugen 
nämlich vor, die ökonomische Entwicklung vom sozialen und politischen Fortschritt abzukop-
peln. Die Linksparteien indessen wollten zusammenhalten, was aus ihrer Sicht eine Einheit 
bildete. Im Glauben, dass die Wirtschaft als Motor des gesellschaftlichen Fortschritts funktio-
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niere, spiegelte sich klar die marxistische Zukunftsperspektive wider.279 Für den PdAS-Führer 
Jean Vincent etwa war der Wachstumsstopp „ein tadelnswerter Unsinn, der jeglichen Fort-
schritt (auch den sozialen)“ verbieten würde.280 So war er zutiefst davon überzeugt, dass 
ohne ein gewisses Wirtschaftswachstum „jegliche Entwicklung hin zum Sozialismus unmög-
lich ist“.281 Auch für manche Trotzkisten galt die Weiterentwicklung der Produktivkräfte als 
sozialistische Notwendigkeit, da „erst in einer Situation des Ueberflusses“ eine „wirkliche 
Gesellschaft der Gleichheit“ aufgebaut werden könne.282 Das PdAS-Zentralkomitee erkannte 
so in den Nullwachstumskampagnen einen „tiefreaktionären Charakter“, werde damit doch 
die sozialistische Wende blockiert: „Wenn man keinen Reichtum schafft, so kann man auch 
den Fortschritt der sozialen Gerechtigkeit nicht gewährleisten. Wenn man den Produktivitäts-
grad nicht erhöht, so kann man weder die Arbeitszeiten reduzieren noch das Pensionsalter 
herabsetzen.“ 283 
Besonders heftig fiel die Reaktion bei jenen aus, welche das Nullwachstum als Angriff auf die 
Weiterentwicklung von Wissenschaft und Technologie interpretierten. Die Ansicht, dass diese 
Fortschrittsfaktoren dem Menschen feindlich gegenüberstünden, deutete man als „Ausdruck 
reaktionären Pessimismus“.284 So erkannte man im Nullwachstum ein Bemühen, das Rad 
der Geschichte zu einem „primitiven goldenen Zeitalter“ zurückzudrehen.285 Die Wachstums-
gegner um den Club of Rome wurden so zu den neuen Maschinenstürmern, die im Kampf 
um den Sozialismus in die Irre leiteten.286 Deshalb stand das Nullwachstum in einem umfas-
senden Sinn für gesellschaftlichen Rückschritt. Die Forderung wurde mit einem „Leben in 
Einfachheit“ gleichgesetzt, wobei man auf Fernseher, Badewasser, Lohnerhöhung und Le-
bensstandard verzichten müsse.287 Die PdAS aber hielt an der Vision einer „Gesellschaft des 
Überflusses“ fest.288 Auch die anderen Parteien der Linken assoziierten mit der Wachstums-
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beschränkung Lohnstopp, Abbau der Sozialleistungen, Kürzung der Renten, Arbeitslosigkeit, 
Wohlstandsminderung oder die Bremsung des sozialen Aufstiegs. So sahen die untersuch-
ten Gruppen im Ideal der Stabilisierung nicht nur soziopolitische Stagnation, sondern einen 
gesamtgesellschaftlichen Niedergang. Den Gürtel enger schnallen – dieses Ideal lehnten die 
Linksparteien also entschieden ab. Weder an den erkämpften Errungenschaften noch an den 
Versprechen der Zukunft durften aus ihrer Sicht Abstriche vorgenommen werden. 
Ein zweites, ähnliches Begründungsmuster lautete, dass in einer Welt voller Armut und Not 
nicht auf die Wachstumsbremse getreten werden könne. Wenn Millionen von Menschen oh-
ne genügend Nahrung, ohne ausreichende Kleidung und unter miserablen Wohnungsbedin-
gungen leben mussten, erschien der Wachstumsstopp grotesk.289 Mit der Ansicht, dass die 
Lebensverhältnisse einer Mehrheit der Weltbevölkerung noch verbessert werden müssten, 
wurde die Weiterentwicklung der Produktivkräfte vielmehr zur unerlässlichen Pflicht. Dies galt 
besonders mit dem Blick auf die Dritte Welt, wo ein fortschreitendes Wirtschaftswachstum 
angesichts der zahllosen Mängel als unabdingbare Notwendigkeit erschien.290 Im Setzen von 
Wachstumsgrenzen sah die Linke also insbesondere für die ärmeren Weltregionen keine 
tragfähige Alternative. 
Drittens wurden die Nullwachstumstheorien mit der Begründung abgelehnt, dass soziale und 
politische Dimensionen vernachlässigt oder gar verschleiert würden. Schon wegen ihres Ab-
senders stiessen die Nullwachstumsbotschaften auf eine gehörige Portion Skepsis. Die 
PdAS etwa nahm den Club of Rome als elitären, bürgerlichen „Debattierverein“ wahr.291 
Dennis Meadows galt als „Wachstumskatastrophenschwafler“, welcher über die Entfachung 
einer kollektiven Hysterie die wirklichen Krisenursachen vertusche.292 Dass das Forscherte-
am seine mathematisch erhärteten Computerthesen als objektive, hieb- und stichfeste 
Wahrheiten präsentierte, machte für die PdAS die Vernachlässigung gesellschaftspolitischer 
Faktoren noch schlimmer. Methodisch betrachtet sah man in den Ergebnissen des 
Meadow’schen ‚Orakels’ elektronisch aufgemotzte „Taschenspielertricks“, welche die Wirk-
lichkeit politisch verkürzten.293 Besonders scharf verurteilte man den Bericht deshalb, weil 
Meadows Weltmodelle die verschiedenen Gesellschaftsmodelle als globale Einheit betrach-
teten. Expansionsdrang, Gier, Konsumgesellschaft, Verschwendung oder Schluderei galten 
den Linksparteien aber als kapitalistische Wesensmerkmale, die nicht mit der sozialistischen 
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Ökonomie verwechselt werden durften. Die Grenzen des kapitalistischen Wachstums wurden 
aus dieser Perspektive in unzulässiger Weise zu einem universalen Problem hochstilisiert. 
Das von Meadows skizzierte Umweltproblem trug jedoch „einen sehr genauen, einprägsa-
men Namen: kapitalistisches Wirtschaftssystem“.294 Die Therapie lautete deshalb nicht Null-
wachstum, sondern „chirurgische Operation“.295 Mit der ‚Amputation’ des Kapitalismus sollten 
die Wachstumsgeschwüre entfernt werden, handelte es sich beim Umweltproblem doch nicht 
um eine Menschheits-, sondern um eine Systemkrise. Unter sozialistischen Verhältnissen – 
so die PdAS – habe man einem krebsartigen Wachstum abgeschworen, würden doch die 
„materiellen Bedürfnisse ‚organisch’, das heisst nach ausgewogenen Plänen befriedigt“.296 
Wenn also nicht die industrielle Entfaltung der Produktivkräfte – sondern lediglich das kapita-
listische System der Profitmaximierung – das eigentliche Umweltproblem war, sass man mit 
dem Nullwachstum einer Scheinlösung auf. So stand für die Linken nicht die Industrialisie-
rung, sondern der Kapitalismus im Zentrum der ökologischen Krise. Der Sozialismus geriet 
so zum Rettungsanker, von dem auch das ökologische Schicksal des Erdballs abhängen 
musste. Dieses Wirtschafts- und Gesellschaftssystem sollte nun eine menschen- und um-
weltgerechte Zukunft ermöglichen. 
Es wird noch zu zeigen sein, dass gerade die systemoppositionelle Linke ökologische Unter-
schiede zwischen dem Kapitalismus und dem Sozialismus reklamierte. Aber auch die SPS 
deutete die Umweltkrise aus einer ökosozialistischen Perspektive, indem sie die ‚Wachs-
tumskatastrophe’ als kapitalistisches Grundübel identifizierte. 
4.3.2 Der Bruch mit der Wachstumseuphorie 
Auch wenn die untersuchten Parteien gegen die abrupte Bremsung des ökonomischen Stei-
gerungslaufes waren, setzten sie sich doch in verschiedenen Bereichen gegen die Exzesse 
des Wachstumsprozesses zur Wehr. Das galt besonders für die Neue Linke, wobei den 
POCH eine herausragende Bedeutung zukam. Im Vergleich zur RML, die stärker auf den 
klassischen Betriebskampf fokussierte, wiesen die POCH von Anfang an ein breites The-
menspek-trum auf. Ihnen ging es darum, den Klassencharakter der kapitalistischen Gesell-
schaft auch im Verkehrswesen, in der Gesundheits-, Bildungs- oder der Mieterpolitik aufzu-
decken.297 In verschiedensten Fällen opponierten die POCH auch gegen den Fortschritt, 
wenn man darunter Strassen, Hoch- und Parkhäuser, Shopping-Center, Überbauungen oder 
andere moderne Grossprojekte versteht. Wie ihr Name verrät, verstanden sich die POCH 
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zwar durch und durch als ‚progressiv’. Doch in ihrer politischen Praxis begannen sie sich mit 
Problemkomplexen zu befassen, die auf den entfesselten Modernisierungsprozess zurück-
geführt werden konnten. 
Als erstes Beispiel dient die Verkehrspolitik, denn die POCH gehörten gerade in diesem Be-
reich zu jenen Gruppierungen, die den gesellschaftlichen Konsens der Nachkriegszeit auf-
kündigten. Damals hatte sich der Verkehr – angetrieben vom ökonomischen Wachstumsmo-
dell – enorm verdichtet. Um den Motorfahrzeugen Platz zu machen, wurden Wege ausge-
ausgebaut, Strassen mit Beton und Asphalt überzogen. Die POCH indessen stemmten sich 
dagegen, dass dem Verlangen nach unbegrenzter Mobilität in jedem Fall nachgegeben wur-
de. Die Ansicht, dass die Schweiz im Zeichen der wirtschaftlichen Entwicklung unbedingt mit 
einem weit verzweigten Strassennetz zu bepflastern sei, vermochten die POCH nicht mehr 
zu teilen. 
Die Beschäftigung mit der Verkehrspolitik reicht bis in die frühestens Wurzeln der POCH zu-
rück. So versuchten die späteren POB-Mitglieder im Sommer 1969, ihre gesamtgesellschaft-
lichen Ambitionen mit der Blockierung von Tramgeleisen zum Ausdruck zu bringen.298 Diese 
Provokation zur Vereitelung einer Tramtaxenerhöhung sorgte in Basel für einigen Wirbel.299 
Die jugendlichen Demonstranten liessen nicht locker und lancierten innert kurzer Zeit eine 
Volksinitiative, um in Basel das Gratistram einzuführen. 1971 lancierten die POCH auch in 
Zürich eine kommunale Nulltarifinitiative, die aber ebenso erfolglos blieb.300 
Obschon keine Verbindung zu den ‚proletarischen’ Trambenützern hergestellt werden konn-
te, bauten die POCH ihr verkehrpolitisches Engagement weiter aus. Sie wandten sich gegen 
National-, Schnell- und Zubringerstrassen, kämpften in Basel gegen den Cityring, in Zürich 
gegen die ‚Y’-Expressstrassen, nahmen Anstoss an Grossparkhäusern oder Tiefgaragen und 
bekämpften generell die Verdichtung des Strassennetzes sowie die ‚Verbetonierung’ der 
Landschaft. Der verkehrspolitische Stil war direkt und erfrischend, denn die POCH blieben 
anfänglich den unkonventionellen Aktionsformen der 68er-Bewegung treu. So wurden Bau-
gelände besetzt, Bäume erklettert, Volksmärsche organisiert, Strassensperren errichtet oder 
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Transparente befestigt. Neben Tränengaseinsätzen hatten einige PÖCHler für ihre Provoka-
tionen Gefängnisstrafen hinzunehmen.301 
Das Interesse der POCH für Mobilitätsfragen war zunächst vor allem sozialpolitisch motiviert. 
Der Privatverkehr verkörperte in ihren Augen die Anliegen der Kapitalistenklasse, er stand für 
privates Eigentum, Egoismus, Luxus und Reichtum. Im öffentlichen Verkehr sah man umge-
kehrt die Gemeinschaft, das Soziale und die Solidarität repräsentiert. Mit diesen Deutungen 
trug man den Klassenkampf auch über die Verkehrspolitik aus, sollten mit dem Stopp des 
Privatverkehrs doch die Kapitalisten ausgebremst werden. Der ‚Nulltarif’ aber war ein ‚Sozial-
tarif’, da der öffentliche Verkehr als Transportmittel der Angestellten und Arbeiter galt. So 
sollte mit den Gratistram-Initiativen nichts weniger als am „unmenschlichen Fundament der 
kapitalistischen Leistungsgesellschaft“ gerüttelt werden.302 
Obschon die POCH’sche Verkehrspolitik zunächst hauptsächlich dem Klassenkampf ge-
schuldet war, wurde sie zunehmend in einen ökologischen Kontext eingebettet. Schnell sym-
bolisierten Autos und Strassen deshalb Werte, die es aus sozialen und ökologischen Grün-
den zu überwinden galt. Der Privatverkehr stand in den Augen der POCH also zugleich für 
eine gesellschafts- wie naturfeindliche Errungenschaft. Es wurde ein Ziel der POCH, die 
,Verkehrsflut’, den ‚Mobilitätsstrom’, den Ausbau der ‚Betonwüsten’ und die ‚Autolawine’ zu 
stoppen. Aus ihrer Sicht drohte die Verkehrsmisere – in der Art einer vermeintlichen Natur-
gewalt – die Städte und Agglomerationen zu ersticken. Die POCH kämpften gegen die ‚Un-
wohnlichkeit’ und ‚Unwirtlichkeit’ der Städte, die durch die ‚Errungenschaften’ der westlichen 
Zivilisation in Beton, Lärm und Abgasen unterzugehen drohten. 
Auch aus einer grünen Perspektive eignete sich das Auto als vortreffliches Sinnbild jener 
Werte, die in der Nachkriegszeit zu festen Glaubenssätzen geworden waren: Aufstieg, 
Wachstum und Fortschritt. In den 1950er und 1960er Jahren hatte das Automobil das Leben 
der Menschen tief durchdrungen, von der Arbeits- und Freizeit bis in die Wünsche, Hoffnun-
gen und Träume hinein. Dieses Industrieprodukt war mehr als nur Verkehrsmittel. Es trans-
portierte Identität, Status und Prestige und war zum Inbegriff des sozioökonomischen Fort-
schritts geworden.303 Für viele gingen mit der gewonnenen Mobilität lang gehegte Wünsche 
in Erfüllung. Die POCH aber brachen mit den Ansprüchen und Sehnsüchten rund um das 
Automobil. Aus ihrer Perspektive war dieser Inbegriff des sozioökonomischen Aufstiegs zur 
rüden Zerstörungswaffe geworden. Damit reihten sich die POCH in jene wachstumskritische 
                                               
 
 
301
 Nachdem beispielsweise am 1. März 1978 die POB gegen eine weitere Taxerhöhung der Basler Verkehrsbe-
triebe demonstriert hatten, wurde drei ihrer Mitglieder zu bedingten Gefängnisstrafen verurteilt. POCH-Zeitung, 
Nr. 44, November 1979, S. 7; POCH-Zeitung, Nr. 44, November 1980, S. 6. 
302
 Zeitung der POCH, Nr. 16, Mai 1972, S. 3. 
303
 Wie bereits gezeigt, hat auch die SPS das Auto als Zeichen des sozialen Aufstiegs gedeutet. Sie hatte sich 
deshalb in der Nachkriegszeit für einen grosszügigen Ausbau des schweizerischen Strassennetzes – Autobahnen 
inklusive – eingesetzt. 
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Fundamentalopposition ein, welche zu Beginn der 1970er Jahre die Strassen- und Infrastruk-
turplaner mit neuen Themen und Argumentationsmustern überraschte. In den 1950er und 
1960er hatten zwar vereinzelte Proteste gegen Strassenbauprojekte zugenommen.304 Doch 
grundsätzlicher Widerstand war im wachstums- und fortschrittsgläubigen Klima jener Zeit 
ausgeblieben. Selbst der Plan, mit fast 1’900 km Nationalstrassen die Mobilitätsbedürfnisse 
zu befriedigen, war 1958 trotz der gewaltigen Natureingriffe auf einen breiten Konsens ges-
tossen.305 Mit dem Anbruch des ökologischen Zeitalters aber konnten dem Verlangen nach 
uneingeschränkter Mobilität neue Argumente entgegengehalten werden. Die „1970er Diag-
nose“ schuf ein Begründungsarsenal, das auch im Verkehrsbereich gegen das Dogma der 
wirtschaftlichen Entfaltung gerichtet werden konnte.306 Aus den ökologischen Denkmustern 
konnten konsensfähige Argumente geformt werden, die über einen lokalen Rahmen hinaus 
öffentliche Resonanz erzeugten.307 Die POCH zählten dabei zu jenen neuen Protagonisten, 
welche die ökologischen Nebenwirkungen der Strassenbauerei thematisierten und sich der 
Vision autogerechter Städte verweigerten. Stattdessen wurden mit ‚Wohnlichkeit’, ‚Umwelt-
schutz’, ‚öffentlichem Verkehr’ und ‚Lebensqualität’ neue Leitwerte propagiert, die gegen die 
‚Vollmotorisierung der Schweiz’ gerichtet waren und die ‚betonierten Irrtümer’ einer ungezü-
gelten und umweltverschmutzenden Mobilitätspolitik aufbrechen wollten. 
Zweitens setzten sich die POCH gegen die Wachstumsexzesse des städtisch-
lebensräumlichen Modernisierungsprozesses zur Wehr. Auch abseits der Strassen hatte 
nach dem Zweiten Weltkrieg eine bis dahin ungekannte Bautätigkeit eingesetzt. So wurde 
der Bau einerseits zu einem wichtigen Wachstumsmotor. Andererseits ist im Zuge dieser 
regen Tätigkeiten viel Altes, Liebgewordenes und Vertrautes verschwunden. Wie sich im un-
gebändigten Konjunkturhoch Land- und Stadtlandschaften unter dem „Presslufthammer“ und 
dem „Baggerzahn“ verändert haben, zeigte Jörg Müller exemplarisch in seinen bekannten 
Bildtafeln von 1973 und 1976 auf.308 Im Zeitraffer wurde dem Betrachter vor Augen geführt, 
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 Vgl. dazu Damir Skenderovic, Die schweizerische Umweltschutzbewegung, 1992, S. 160-170; Michael Acker-
mann, Konzepte und Entscheidungen in der Planung der schweizerischen Nationalstrassen von 1927 bis 1961, 
Bern 1992; Georg Kammann, Mit Autobahnen die Städte retten? Städtebauliche Ideen der Expressstrassen-
Planung in der Schweiz 1954-1964, Zürich 1990. 
305
 Der Verfassungsartikel, der den Bau des Nationalstrassennetzes ermöglichte, wurde am 6. Juli 1958 mit 85 % 
Ja-Stimmen abgesegnet. Das folgende Nationalstrassengesetz wurde vom Parlament ohne eine einzige Gegen-
stimme verabschiedet. 
306
 Vgl. dazu Christian Pfister, Landschaftsveränderung und Identitätsverlust, 1997, S. 57-64. 
307
 Seit Beginn der 1970er Jahre stiessen Verkehrsprojekte in vielen Städten und Gemeinden auf heftigen Wider-
stand. Nicht wenige Verkehrsvorlagen konnten dabei erfolgreich verhindert werden. Auch die Nationalstrassen-
planung stiess nun auf Vorbehalte, weshalb einige Netzteile blockiert, andere abgeändert oder gar gestrichen 
wurden. Zur Nationalstrassenopposition vgl. Bernard Gutknecht, Proteste gegen den Nationalstrassenbau 1957-
1990. Von punktueller Opposition zu grundsätzlichem Widerstand, in: Urs Altermatt et al., Rechte und linke Fun-
damentalopposition. Studien zur Schweizer Politik, 1965–1990, Basel 1994, S. 62-94. 
308
 Jörg Müller, Alle Jahre wieder saust der Presslufthammer nieder oder die Veränderung der Landschaft, Aarau 
1973; Jörg Müller, Hier fällt ein Haus, dort steht ein Kran und ewig droht der Baggerzahn oder die Veränderung 
der Stadt, Aarau 1976. 
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wie sich in einer Phase ungebrochener Fortschrittsgläubigkeit beschauliche Stadtzentren zu 
modernen Metropolen mit Bürobauten, Strassenunterführungen und Einkaufspassagen ver-
wandelt haben. Die Städte schossen in die Höhe und in die Breite, charakteristische Ortsbil-
der machten fahlen Betonblöcken Platz. Müllers gesellschaftskritische Betrachtungen des 
lebensräumlichen Modernisierungsprozesses trafen den Nerv der Zeit. Ausgezeichnet mit 
Preisen und aufgehängt in Schulzimmern wurden die Darstellungen zu einem Symbol für die 
unheimlichen Veränderungen des Stadt- und Landschaftsbildes. 
Die städtische Lebensqualität wurde nicht zuletzt durch die wirtschaftliche Rentabilitätslogik 
bedroht.309 Das Streben nach Rendite verdrängte alteingesessene Stadtbewohner, Restau-
rants und Ladengeschäfte durch Bürogebäude, Banken oder Warenhäuser. Trotz des Bau-
booms vermochte nämlich das Wohnungsangebot mit der Nachfrage nicht Schritt zu halten, 
weshalb wachsende Wohnungsnot und steigende Mietzinse bis Mitte der 1970er Jahre zu 
den drückendsten Sorgen vieler Schweizerinnen und Schweizer zählten.310 
Die POCH – in den Städten und Agglomerationen zuhause – haben diese unseligen Verän-
derungen der urbanen Zentren bekämpft. Sie traten gegen die ‚Unbewohnbarkeit’ der Städte 
und gegen den ‚Häuser-’ und ‚Quartiermord’ an, indem sie abrissbedrohte Wohnhäuser be-
setzten.311 Arbeitsgruppen und Mieterversammlungen wurden gegen den ‚Ausverkauf der 
Stadt’ organisiert, Demonstrationen durchgeführt, Petitionen oder Initiativen lanciert.312 Hier 
ging es darum, die Zweckentfremdung von Wohn- und Lebensraum für die Bedürfnisse der 
Wirtschaft zu verhindern. Die POCH wollten keine ‚Bürobunker’, Hochhäuser, Konzernge-
bäude oder Verwaltungszentren an jenen Orten, wo gemütliche Beizen, billige Wohnungen 
oder gemeinnützige Jugendtreffpunkte standen. So bekämpften sie die unselige ‚Citybildung’, 
wehrten sich gegen die ‚Verbetonierung’ und Verbauung der Städte, wollten den Exodus der 
Stadtbewohner, Restaurants und Ladengeschäfte verhindern. Auch diese Politik wurde von 
den POCH primär klassenkämpferisch begründet. Doch hinter all den Aktionen zeigte sich 
                                               
 
 
 
Obschon Müllers Zeichnungen fiktive Räume darstellten, wiesen die collageartigen Illustrationen eine grosse 
Realitätsnähe auf. 
309
 Vgl. Hans Christoph Binswanger et al. (Hgg.), Der NAWU-Report, 1978, S. 176-177. 
310
 René Riedo, Das Problem der ausländischen Arbeitskräfte in der schweizerischen Gewerkschaftspolitik von 
1945–1970, Frankfurt am Main 1976, S. 97-100. 
311
 Die POB beispielsweise haben 1971, 1973 und 1975 Hausbesetzungen durchgeführt, um die Umnutzung von 
Wohnungen zu verhindern. Vgl. Zeitung der POCH, Nr. 1, Oktober 1971, S. 5; Zeitung der POCH, Nr. 22/23, Juli 
1973, S. 5; POCH-Zeitung, Nr. 11, September 1975, S. 3. 
312
 Ende 1971 beispielsweise reichten die POB im Kanton BS die Volksinitiative ‚Verteidigung des Wohnraums’ 
ein. Diese wurde zurückgezogen, nachdem im Sommer 1976 das ‚Gesetz über Abbruch und Zweckentfremdung 
von Wohnraum’ angenommen worden war. Vgl. Stellungnahme der PPG zur Frage des Rückzugs der Zweckent-
fremdungsinitiative, undatiert, Ende 1976, StABS, PA 933a G 6-1. 
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deutlich das Unbehagen gegenüber einer wachstumsgetriebenen Moderne, die mit all den 
Hochglanzfassaden und dem Beton kalt und unfreundlich daherkam.313 
Mit dem Widerstand in Verkehrs- und Stadtentwicklungsbelangen traten die POCH gegen die 
unseligen Folgen und Widersprüche der Wachstumsgesellschaft an. Damit brachen sie mit 
der wahnwitzigen Infrastrukturplanung der Nachkriegszeit, welche einem hemmungslosen 
Expansionsstreben geschuldet war. Die entsprechenden Proteste traten verschiedenenorts 
Kontroversen über den Fortgang der Modernisierung los. Es ist deshalb nicht erstaunlich, 
dass die POCH in den Augen ihrer politischen Gegner oftmals als wirtschaftsfeindliche Ver-
hinderer oder ausgeprägte Antimodernisten erschienen. Tatsächlich nahmen die POCH nicht 
selten die Rolle konservativer Bewahrer ein. Hinter ihrem Wirken steckte der Wunsch nach 
einer Idylle, die von den zerstörenden Folgen des Wirtschaftswunders verschont blieb. Sie 
thematisierten jene Verluste, die es in den Städten und Agglomerationen durch den moder-
nen Entwicklungsprozess zu verzeichnen gab. Eine ‚wohnliche’ Stadt mit unverbauten Wie-
sen, Bäumen, Beizen, Kleinläden, verkehrsarmen Wohnquartieren und einem überschauba-
ren Quartierleben bildeten für die POCH aber wichtige Werte, über die sie ihr Unbehagen an 
einer menschen-, lebens- und umweltfeindlichen Modernisierung artikulierten. 
Es ist paradox, dass der Erfolg der ‚fortschrittlichen’ POCH wohl ausgerechnet auf diese an-
timodernistischen Züge zurückzuführen war. In ihrer politischen Praxis hat die Partei nämlich 
darauf verzichtet, ihren ideologisch-kommunistischen Überbau und ihr internationalistisches 
Selbstverständnis darzulegen. Dieses undogmatische Auftreten gefiel. Manche Bürger, wel-
che die Lebensqualität durch den modernen Transformationsprozess bedroht glaubten, fühl-
ten sich in Verkehrs- und Stadtentwicklungsfragen gut von den POCH vertreten.314 So stie-
gen die POCH – die in einem gewissen Sinne auch eine konservativ-bewahrende 
Oppositionspolitik betrieben – in einigen Deutschschweizer Zentren zu einer ernstzuneh-
menden Partei auf. In der wachstums- und modernisierungskritischen Praxis lag dabei ein 
wichtiger Schlüssel zum Erfolg der POCH. 
4.3.3 Das Verstummen der Wachstumsgegner 
Als die Forderungen nach Nullwachstum erhoben wurden, befand sich die Wirtschaft nach 
wie vor in einer Wachstumsphase, ja die frühen 1970er Jahre waren sogar durch eine so 
genannte Überkonjunktur gekennzeichnet. Die ökonomische Expansion war derart stark, 
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 Während Jörg Müller die Veränderungen des Modernisierungsprozesses illustrierte, haben die POCH die 
gleiche Entwicklung mit Vorher-nachher-Fotografien veranschaulicht: Wiesen wichen Betonstrassen, Altstadtker-
ne wurden von Betonbauten verdrängt. Vgl. Zeitung der POCH, Nr. 9, Februar 1972, S. 2; Mieter- und Planungs-
gruppe der POB/POCH (Hg.), Wohnen statt Profit. Materialien zur Wohnungsfrage, Basel 1981, S. 43. 
314
 Mit Blick auf die POB wird diese Ansicht auch von Roger Blum vertreten. Mit der Kombination von sozialer und 
ökologischer Praxis hätten sich die POCH zur „Anwältin vieler Baslerinnen und Basler“ gemacht, „die sich ohn-
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dass der schweizerischen Volkswirtschaft die Überbelastung drohte, denn die Produktion 
vermochte mit der Nachfrage nicht Schritt zu halten. Der Prozess der Geldentwertung hatte 
dabei ein derartiges Ausmass angenommen, dass die Preise buchstäblich davongaloppier-
ten. Dieses Inflationsphänomen war nicht neu, hatte die legendäre Hochkonjunktur doch 
bereits in den 1960er Jahren Anzeichen der Überhitzung gezeigt.315 
Als sich zu Beginn der 1970er Jahre das Problem dramatisch zuspitze, wurde die Inflation zu 
einem Politikum ersten Ranges. Besonders die Linksparteien machten sich für die Dämpfung 
der Überkonjunktur stark. Als Verlierer inflationärer Prozesse gelten nämlich Arbeitnehmer 
und untere Einkommensschichten, da diese als Lohnbezieher, Rentner, Konsumenten oder 
Sparer überdurchschnittlich stark von den Preisauftrieben betroffen sind.316 Wegen dieser 
Umverteilung von Reichtum hatte die traditionelle Linke den Preisauftrieb schon kurz nach 
dem Zweiten Weltkrieg thematisiert.317 Zu Beginn der 1970er Jahre griff auch die Neue Linke 
den Prozess der Geldentwertung umgehend auf. Gerade den systemoppositionellen Partei-
en dienten die Teuerungsraten als Beweis, dass die kapitalistische Krisenhaftigkeit auch in 
der wachstumsgetriebenen Hochkonjunktur nicht überwunden werden kann. „Die Inflation 
steckt im System selbst“, meinten die POCH, und auch für die RML stand fest: „Inflation ge-
hoert zum Spaetkapitalismus wie der Regen zum Schlechtwetter.“318 So sollte mit der revolu-
tionären Erhebung auch den Inflationsschüben der Boden entzogen werden. Im Vergleich 
zur Neuen Linken hatte die PdAS eine etwas differenziertere Antiinflationsstrategie erarbei-
tet. Ihre Politik stand seit der zweiten Hälfte der 1940er Jahre fest: „Preisstop: ja, Lohnstop: 
nein.“319 Mit dieser kürzestmöglichen Formel wurde ausgedrückt, dass der Geldentwertung 
durch eine wirksame Preiskontrolle Einhalt geboten werden sollte. Da demnach Löhne und 
Renten, nicht aber Preise weiter erhöht werden dürften, sollte die inflationsträchtige Lohn-
Preis-Spirale durch die Schmälerung der Unternehmergewinne durchbrochen werden. Die-
ses konjunkturpolitische Rezept versuchten die Kommunisten 1974 über eine eidgenössi-
                                               
 
 
 
mächtig und bedroht vorkamen“. Roger Blum, Wandel und Konstanten bei den Progressiven Organisationen 
(POCH), 1986, S. 133. 
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 1960 stand der Preisindex bei 252 Punkten (1914 = 100 Punkte), 1970 bei 349 Punkten und 1975 bei 506 
Punkten. Zu Beginn der 1970er Jahre betrug die jährliche Inflationsrate besorgniserregende 7–10 %. Sandro 
Guzzi-Heeb, Inflation, in: Historisches Lexikon der Schweiz (HLS), Version vom 23.1.2008, URL: http://www.hls-
dhs-dss.ch/textes/d/D13660.php. Zum Inflationsproblem während der 1960er und 1970er Jahre siehe auch Peter 
Gilg, Peter Hablützel, Beschleunigter Wandel, 2006, S. 842-845. 
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 Unternehmer und höhere Einkommensschichten sind umgekehrt in der Regel die Inflationsgewinner. Vgl. dazu 
Henner Kleinewefers, Inflation und Inflationsbekämpfung, 1976, S. 24-28, S. 145-163. 
317
 Die SPS etwa hatte den Preisauftrieb bereits am Parteitag von 1947 diskutiert. Vgl. Protokoll über die Ver-
handlungen des ordentlichen Parteitages vom 30./31. August 1947 im Volkshaus in Basel, Olten 1947, S. 8, 
SOZARCH Ar 1.116.15. 
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 POCH, Nr. 6/7, Dezember 1972, S. 2; Bresche, Nr. 17, März 1973, S. 3. 
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 Vorwärts, 30.6.1956. Schon 1947 war im Vorwärts zu lesen gewesen: „Es gibt nur ein Mittel, um die Kaufkraft 
des Schweizerfrankens zu erhalten: Höhere Löhne, Stabilisierung der Preise, niedrigere Profite.“ Vorwärts, 
23.4.1947. 
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sche Volksinitiative durchzusetzen.320 Preise, Gewinne, Mieten und Kapitalanlagen sollten 
einer Kontrolle unterstellt werden, selbst wenn die Handels- und Gewerbefreiheit dabei ein-
geschränkt werden müsste. Doch die Vorlage schaffte es nicht bis zur Abstimmung: Wegen 
fehlender Einheit der Materie wurde der Vorstoss – in einem bis dahin einmaligen Vorgang – 
von Bundesrat und Parlament für ungültig erklärt. 
Auch die SPS glaubte nicht an Selbstdisziplinierung der Wirtschaft und kritisierte, dass der 
Bund seine Politik der Konjunkturdämpfung nur mit grosser Zurückhaltung betrieb. Stattdes-
sen verlangte sie ab den 1950er Jahren eine wirksame Konjunkturplanung, die im Vergleich 
zu den Lösungsansätzen der systemoppositionellen Linken defensiv orientiert war.321 Durch 
staatliche Steuerungsmassnahmen sollte die ungezügelte Entwicklung einem harmonischen 
Wirtschaftswachstum weichen, welches Angebot und Nachfrage im Gleichgewicht hält. Wäh-
rend PdAS, POCH und RML die Marktwirtschaft letztlich zu überwinden gedachten, wollte ihr 
die SPS durch die Konjunkturlenkung staatliche Leitplanken setzen. 
Auch wenn sich ihre Rezepte unterschieden, waren sich die linken Parteien zu Beginn der 
1970er Jahre doch einig, dass die Überkonjunktur aus ökonomischen Gründen eingedämmt 
werden müsse. Die Produktivkräfte hatten sich durch die rasante Entwicklung ‚heissgelau-
fen’, die Wirtschaft litt durch den ‚Inflationsbrand’ und die ‚Investitionsseuche’ an ‚Fieber’ und 
‚Konjunkturüberhitzung’. Als ‚Spiralwurm-Seuche’ drehte sich die Lohn-Preis-Spirale weiter, 
weshalb ein ‚Notstand im Wohlstand’ und eine ‚kranke Wirtschaft’ diagnostiziert wurden. Da-
her brauchte die Marktwirtschaft ‚Pflege’ und ‚therapeutische Staatskrücken’, während radika-
lere Kräfte den ‚kranken Kapitalismus’ gleich ganz absterben lassen wollten. Metaphern aus 
dem medizinischen Bereich und das Bild von Hitze und Feuer dienten allseits zur Charakte-
risierung von Überkonjunktur und Inflation. Deren Bekämpfung forderte die Linke durchweg, 
ohne dabei jedoch die Massnahmen der ‚Konjunkturärzte’ übernehmen zu wollen. Weniger 
Lohn, weniger Konsum, weniger Wohlstand: Das waren Konjunkturdämpfungstherapien, 
denen sich die Linken nicht unterziehen wollten. In einer Phase einzigartiger Expansion soll-
te die Arbeiterschaft nicht durch „Masshalten“ und die Einschränkung ihrer materiellen Be-
dürfnisse zurückstecken müssen. 
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 Eidgenössische Volksinitiative gegen Teuerung und Inflation, in: Vorwärts, 24.11.1974. Vgl. auch André Rau-
ber, Formierter Widerstand, 2003, S. 591-592 und Pierre Jeanneret, Popistes, 2002, S. 419. 
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 Zur Eindämmung der Inflation forderte die SPS 1957, die Steuern auf notwendige Verbrauchsgüter und die 
landwirtschaftlichen Produktionskosten zu senken. Weiter sollte die Zulassung ausländischer Arbeitskräfte be-
schränkt werden. Entschliessung des SPS-Parteitages vom 12./13. Oktober 1957 zum Teuerungsproblem, in: 
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S. 164-165, SOZARCH Ar 1.116.16. 
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tik, in: Protokoll über die Verhandlungen des ordentlichen Parteitages vom 2./3. Oktober 1965 im Kursaal Bern, 
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Zur Bekämpfung inflationärer Tendenzen war die Abschwächung des Wirtschaftswachstums 
ein Ziel, das seit den 1960er Jahren vom Bund geteilt wurde. Der Bundesrat begann damals, 
verschiedene Massnahmen gegen die Konjunkturüberhitzung einzuleiten, wobei die Jahre 
1963, 1964 und 1972 die wichtigsten Etappen markierten.322 1978 schliesslich – als sich die 
Teuerungsraten bereits abgeschwächt hatten – erhielt der Bund die verfassungsrechtliche 
Kompetenz, für eine ausgeglichene Konjunkturentwicklung zu sorgen. So betrieb der Bund 
ab 1963 also tatsächlich eine zaghafte Politik, welche das Wirtschaftswachstum eindämmen 
sollte.323 Dahinter verbargen sich allerdings nicht umweltpolitische Motive. Bevor nämlich mit 
der „1970er Diagnose“ die ökologischen Grenzen des Fortschritts diskutiert wurden, hatten 
sich die ökonomischen Probleme des Akkumulationsmodells offenbart. Der Arbeitskräfte-
mangel und die Geldentwertung waren die Folgen einer Wirtschaft, deren Motor am Über-
drehen war. So kämpfte der Bund aus wirtschaftlichen Gründen gegen die Überkonjunktur 
und wollte wegen der Inflation den Wachstumsboom dämpfen. Das Wirtschaftswachstum 
sollte aber keineswegs abgewürgt werden, im Gegenteil: Die Konjunkturdämpfungspolitik 
zielte auf langfristiges Wachstum, wobei ein stetiger, gleichmässiger Expansionsprozess 
angestrebt wurde. So wurde die wirtschaftliche Entwicklung nicht spürbar gedämpft, und das 
Wachstumsstreben blieb ungebrochen. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass zu Beginn der 1970er Jahre aus verschiede-
nen Gründen an der Funktionssicherheit des materiellen Wachstums gezweifelt wurde. Von 
den Erfolgen des Konjunkturaufschwungs zunächst überdeckt, hatten sich nach und nach 
die wirtschaftlichen Defizite des Wachstumsprozesses gezeigt. Seit den 1960er Jahren gab 
es in der Schweiz einen weit reichenden Konsens, dass die Überkonjunktur aus ökonomi-
schen Überlegungen einzudämmen sei. Später hegte die 68er-Bewegung den Verdacht, 
dass mit den Konsumgütern der Wohlstandsgesellschaft die wahren Bedürfnisse und Prob-
leme lediglich überdeckt oder verschleiert würden. Dann kamen im Zuge der „1970er Diag-
nose“ Stimmen hinzu, welche dem umweltzerstörenden Akkumulationsmodell aus ökologi-
schen Motiven widersprachen. Der Wirtschaftsmotor sollte dabei nicht nur gebremst, sondern 
gleich ganz zum Stillstand gebracht werden. 
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 Weil die ausländischen Arbeitskräfte als wesentlicher Motor der Überkonjunktur erachtet wurden, sollte 1963 
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 Kritiker der staatlichen ‚Inflationsbekämpfungspolitik’ meinten noch 1976, deren weitgehende „System- und 
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Nun kam aber der Wachstumsmotor schneller und abrupter ins Stottern, als wohl alle Zweif-
ler und Kritiker gehofft hatten. Das Nullwachstum wurde von selbst zur Realität, denn die 
Schweiz schlitterte von der Konjunkturüberhitzung geradewegs in die grösste Wirtschaftskri-
se der Nachkriegszeit. Auf einer globalen Ebene markierten im Herbst 1973 der Jom-Kippur-
Krieg und der nachfolgende Ölpreisschock einen Trendbruch, denn nun begannen in prak-
tisch allen westlichen Industrieländern die Wirtschaftsparameter zu stagnieren. Der globale 
Einbruch erreichte die Schweiz mit leichter Verzögerung. 1975 aber wurde das ‚Wirtschafts-
wunder’ der Nachkriegszeit jäh beendet.324 Das Bruttosozialprodukt, die Industrieproduktion 
und der Aussenhandel sanken, Arbeitslosigkeit und Konkurse nahm zu. Alle wirtschaftlichen 
Indikatoren zeigten negative Tendenzen auf, ja der wirtschaftliche Rückschlag hatte in der 
Schweiz überraschend schnell ein beträchtliches Ausmass erreicht. Die konjunkturelle Tal-
sohle wurde 1976 zwar durchschritten, doch waren innert kürzester Zeit mehr als 300'000 
Arbeitsplätze verloren gegangen. Die wirtschaftliche Aktivität war stark geschrumpft, ging 
doch das Bruttosozialprodukt zwischen 1974 und 1976 um 8 % zurück. 
Mitte der 1970er Jahre war die Überkonjunktur somit beendet, hatte sich doch das Problem 
der wirtschaftlichen Redimensionierung in sein Gegenteil verkehrt.325 Nun musste der 
Wachstumsprozess nicht mehr abgekühlt, sondern vielmehr angefacht werden, weshalb der 
Bund von einer Dämpfungs- zu einer Ankurbelungspolitik überging. Angesichts der Wirt-
schaftskrise – noch nie war die Schweizer Wirtschaft so stark geschrumpft wie 1975 – sah 
sich der Bundesrat Mitte der 1970er Jahre zur Verabschiedung von gleich drei Investitions-
programmen veranlasst. 326 In sozioökonomischer Hinsicht offenbarte die Wirtschaftskrise 
nämlich, dass ein Null- bzw. Negativwachstum viele unerwünschte Auswirkungen mit sich 
brachte. An die wirtschaftliche Entfaltung waren in der Hochkonjunktur Strukturen, Mecha-
nismen und Errungenschaften gebunden worden, die sich ohne Wachstum als funktionsun-
fähig erwiesen. Die Sozialversicherungen, die Vollbeschäftigung oder der materielle Lebens-
standard etwa schienen den Belastungen des Nullwachstums langfristig nicht standhalten zu 
können. Die Stagnation führte so nicht zu einem Gleichgewichtszustand, sondern drohte das 
gesellschaftliche Leben im Gegenteil aus dem Lot zu bringen.327 Deshalb war der soziale 
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 Benedikt von Tscharner meinte 1979 treffend: „Ein bescheideneres Wachstum von 1 bis 2 % oder das berühm-
te Nullwachstum schaffen die allergrössten Schwierigkeiten, weil unsere Volkswirtschaften gewissermassen wie 
ein Fahrrad erst von einer gewissen Geschwindigkeit das Gleichgewicht finden – mit dem entscheidenden Unter-
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Fortschritt durch die Umkehrung der Wachstumstendenzen tatsächlich in gewisser Weise 
bedroht. 
Entscheidend ist nun, dass sich das Nullwachstum auch in ökologischer Hinsicht als wenig 
wünschenswertes Ziel erwies. Im Bann der ökologischen Zäsur hatte es tatsächlich so aus-
gesehen, als ob die Menschheit am Anfang einer Zeitenwende stünde und das vom techno-
ökonomischen Fortschritt beherrschte Denken an ein Ende gekommen sei. Mit dem unerwar-
teten Konjunktureinbruch aber liess das Interesse an Umweltfragen nach, und der 
ökologische Diskurs begann an Dringlichkeit und Intensität zu verlieren.328 Besonders der 
Spielraum der Wachstumskritik wurde eingeengt. Jetzt, wo das Leitbild der Stabilisierung 
seine bedrohlichen Konturen zeigte, kehrten Nützlichkeitsdenken und Wachstumsparadigma 
zurück. Die Kritik an der Dynamik des exponentiellen Wachstums wich angesichts des realen 
Nullwachstums dem Wunsch, wieder die Expansionsraten der Hochkonjunktur zu erreichen. 
Damit kehrte auch bei den meisten politischen Entscheidungsträgern der Glaube an das 
Wachstum zurück, und ‚alte’ Leitbilder erlebten eine Restauration.329 Der Wunsch nach Stabi-
lisierung war indessen Makulatur geworden, die Forderung des Nullwachstums verhallte 
weitgehend ungehört. So gingen die ökologischen Warner angesichts der aktuellen ökono-
mischen Sorgen mehr und mehr unter. 
Hinzu kam, dass sich mit dem Konjunktureinbruch in Umweltschutzfragen politische Interes-
sengegensätze auftaten. Bis dahin hatte über alle Lager hinweg Konsens geherrscht, dass 
die Umwelt vor den Nebenfolgen des Wachstumsprozesses zu retten sei.330 Mit der Rezessi-
on aber taten sich Gegensätze auf zwischen jenen, die die Umweltschutzpostulate ökonomi-
schen Anliegen unterordnen wollten und anderen, deren Sensibilität in Umwelt- und Wachs-
tumsfragen nachhaltiger war. Die Kontroversen spitzten sich zu, und die Spannung zwischen 
Wirtschaftswachstum und Ökologie erhielt laut Manuel Eisner „die Konturen eines hochgra-
dig emotionalisierten Konfliktes“.331 In diesem Klima, das von Konfrontation und Radikalisie-
rung geprägt war, wurde die Umweltpolitik auf Eis gelegt. Wie die Verschleppung des Um-
                                               
 
 
 
Geschwindigkeit zum Gleichgewicht führt! Die blosse Verlangsamung des Wachstums führt damit bereits zu 
Gleichgewichtsstörungen.“ Benedikt von Tscharner, Fortschritt ohne Wachstum?, 1979, S. 109. 
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kothemen wurden weniger. Vgl. dazu Manuel Eisner, Der Aufstieg und Niedergang des ökologischen Diskurses, 
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weltschutzgesetzes exemplarisch zeigte, wurden ökologische Ziele im Konjunkturtief erfolg-
reich mit ökonomischen Bedenken torpediert.332 
Es war merkwürdig: Als der lautstarke Wunsch nach Nullwachstum in Form der Wirtschafts-
krise Realität wurde, hat das den ökologischen Anliegen mehr geschadet als genützt. Eine 
automatische Verbesserung trat nicht ein. Doch die Rezession führte Mitte der 1970er Jahre 
zu einem politischen Klima, das keine Grundlage mehr für eine tragfähige Umweltpolitik bie-
ten konnte. So prallte das Anliegen des Umweltschutzes lange am politischen System der 
Schweiz ab, stand doch das Kriterium der wirtschaftlichen Effizienz im Weg.333 Wie die 
Linksparteien vermutet hatten, bot die Forderung des Nullwachstums somit keinen gangba-
ren Weg. Sie klang – etwa in den Ohren von Jean-François Bergier – „eher nach einer Be-
schwörungsformel als nach einer rationalen Perspektive“.334 Andere Lösungen waren gefor-
dert. 
4.4 Der Ökosozialismus 
4.4.1 Die Verbindung von Sozialismus und Ökologie 
Der Konjunktureinbruch Mitte der 1970er Jahre zeigte auf, dass das Nullwachstum mehr 
Probleme schuf als löste und auch kein praktikables Mittel zur Umwelterhaltung war. Für die 
untersuchten Parteien hatte von Beginn an festgestanden, dass die Nullwachstumsforderun-
gen der ‚Knappheitsstrategen’ keine tragfähigen Lösungen bieten. Die Linke stiess sich be-
sonders daran, dass mit dem Leitbild der Stabilisierung gesellschaftspolitische Dimensionen 
vernachlässigt würden. Dieser Einwand bringt zum Ausdruck, dass die „1970er Diagnose“ 
ohne die Linksparteien ihren Anfang genommen hatte. Als diese dann aber ökologische Be-
züge herzustellen begannen, spielten die ideologischen Vorannahmen eine zentrale Rolle. 
Tatsächlich trug die Umweltkrise ein grosses politisches Deutungspotenzial in sich. Es war 
zwar das Verdienst der Wissenschaft gewesen, dass die Gesellschaft um ökologische Ein-
sichten bereichert wurde. Doch wie ein ‚besseres’ Verhältnis zwischen Gesellschaft und Na-
tur aussehen sollte, konnte nicht mit den Mitteln der Wissenschaft erschlossen werden. Was 
ist die primäre Ursache der Umweltproblematik? Und mit welchen Massnahmen kommt die 
Gesellschaft aus der Krise heraus? Solche elementaren Fragen blieben weitgehend unbe-
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antwortet. Da die „1970er Diagnose“ also der Auslegung bedurfte, hatten sich Problemstel-
lungen ergeben, die kaum ‚objektiv’ zu entziffern waren. Durch die ökologische Zäsur war 
vielmehr ein Vakuum entstanden, das nach politischen Lösungen verlangte. Innerhalb des 
Umweltdiskurses begann deshalb eine Vielzahl von Interpretations- und Lösungsmustern 
miteinander zu konkurrenzieren. Welchen Weg die Moderne einzuschlagen habe, wurde zum 
Gegenstand politischer Auseinandersetzungen. 
Weil die existentiellen Fragen kaum jemanden unberührt lassen konnten, wurden in der 
Schweiz viele Menschen durch die Umweltkrise neu politisiert. Aber auch Menschen und 
Gruppen, die bereits ein gefestigtes Weltbild besassen, begannen ökologische Bezüge her-
zustellen. Alle Entscheidungsträger, politischen Parteien und gesellschaftlichen Organisatio-
nen waren zu einer Reaktion auf die Umweltkrise gezwungen, sei es in Form der Artikulie-
rung oder der Verdrängung. Die Linken gehörten dabei zu jenen, die beim Aufkommen der 
„1970er Diagnose“ bereits über ein ideologisches Grundgerüst verfügten.335 Es erstaunt des-
halb nicht, dass die sozialistischen Vorannahmen bei der Wahrnehmung, Deutung und Inter-
pretation der Umweltkrise eine erstrangige Rolle spielten. Die Linke ging die ‚neue’ Umwelt-
frage mit jenem ideologischen Rüstzeug an, das man sich in der Vergangenheit angeeignet 
hatte. 
Als die PdAS in den Sog der „1970er Diagnose“ geriet, versuchte sich die Partei am Kom-
munismus festzuhalten. Aus ihrer Sicht hatte erst die kapitalistische Wirtschaft jene unheilvol-
le Form der Produktionsverhältnisse entwickelt, welche die von der Natur gesteckten Gren-
zen zu überschreiten drohte. Einmal mehr hatte also die spatbürgerliche Gesellschaft 
versagt, da zu allem sozialen Unheil noch ein umweltzerstörendes Strukturproblem geschaf-
fen worden war.336 Dieses Gesellschaftssystem stand so letztlich im Verdacht, das Jahrtau-
sende alte Gleichgewicht zwischen Mensch und Natur aus der lebenswichtigen Balance zu 
bringen. Weil aus dieser Perspektive erst der Kapitalismus die biologischen Kreisläufe störte, 
hatten die Kommunisten nicht „Antiproduktivisten“, sondern „Antikapitalisten“ zu sein.337 So 
sollte nicht das industrielle Wachstum, sondern das herrschende Gesellschaftssystem be-
kämpft werden. Die Ablehnung des Nullwachstums war also explizit an die Bejahung der 
sozialistischen Revolution gekoppelt. 
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Die Neue Linke teilte die Auffassung, dass die Wachstums- und Umweltkrise auf die Wider-
sprüche des Gesellschaftssystems zurückzuführen sei. Auch aus ihrer Sicht ging die kapita-
listische Entfaltung der Produktivkräfte untrennbar mit der fortschreitenden Unterwerfung und 
Zerstörung der Natur einher. Die Umweltfrage wurde so nicht als isoliertes Phänomen ge-
deutet, sondern in die bestehende Rhetorik des Antikapitalismus eingebunden. Für die 
POCH etwa stand schon im Frühjahr 1972 fest, dass „das Prinzip des Kapitalismus“ die 
„menschliche wie die gegenständliche Umwelt“ ruiniere.338 Unter dem „Zwang der Profitma-
ximierung“ würden im herrschenden System Gesellschaft und Natur zugleich zerstört. Aus 
der Perspektive der RML schrieben die Wachstumsgegner „der Natur Phänomene zu, die 
eine wirtschaftliche und soziale Ursache haben“.339 Die Grenzen des Wachstums würden 
aber weniger durch die natürliche Umwelt als vielmehr durch die ökonomische Entwicklung 
des kapitalistischen Gesellschaftssystems gesetzt. So konnte auch aus der Sicht der Neuen 
Linken das Problem der Entfremdung zwischen Mensch und Natur nicht unabhängig von der 
Klassenfrage gelöst werden. Die soziale wie die ökologische Frage – so die Annahme – 
konnte einzig durch die Systemüberwindung gelöst werden. 
Obschon sich die SPS zum Zeitpunkt der ökologischen Zäsur mit der liberalen Wirtschafts-
ordnung weitgehend ausgesöhnt hatte, verorteten nun auch viele Genossen im Kapitalismus 
„eine tödliche Schwäche“.340 Weil in diesem System – so das Manifest 1971 – eine demokra-
tische Wirtschaftsplanung fehle, werde die Gesellschaft „durch die wilde Entwicklung ihrer 
eigenen, aber nicht kontrollierten Produktionskräfte“ immer mehr aus dem Gleichgewicht 
gebracht.341 So führte man einerseits die verheerenden Folgen des Wirtschaftswachstums 
auf ein akutes Demokratiedefizit zurück. Andererseits glaubte die SPS die Umweltkrise nur 
dann meistern zu können, wenn die demokratischen Gestaltungsmöglichkeiten auf den wirt-
schaftlichen Bereich ausgeweitet würden. Aus dem Bericht des Club of Rome leitete man 
daher ab, dass das Wirtschaftsleben auch aus ökologischen Gründen organisationsbedürftig 
sei.342 Angesichts der Schäden, welche die ungeplante Entfaltung der Produktivkräfte verur-
sachte, mussten die ökonomischen Entscheidungen dringender denn je einer gesellschaftli-
chen Kontrolle unterzogen werden. Mit diesem Konzept führte auch die SPS die ökologische 
Wachstumskrise auf die ‚freie Wirtschaft’ bzw. auf die Planlosigkeit des kapitalistischen Wir-
kens zurück.343 
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Zusammengefasst waren die Schlüsse, welche die Linksparteien zu Beginn der 1970er Jah-
re aus der ökologischen Modernisierungskrise zogen, durch die bereits bestehenden Welt-
anschauungen vorgeprägt. Das sozialistische Denken bildete quasi den Rahmen, in wel-
chem sich die Linke ein Bild von der Umweltkrise machte. Bestehende Weltbilder und alte 
Forderungen wurden dabei mit der ökologischen Frage verbunden. Durch die Kombination 
von Sozialismus und Ökologie wurden Fragmente einer Politik entworfen, die in der Um-
gangssprache mit dem Begriff des Ökosozialismus bezeichnet wurde. Seitens der Sozial- 
und Geisteswissenschaften wird der Ausdruck als Analysekategorie verwendet, mit der sich 
die entsprechenden Weltbilder und Denkweisen beschreiben lassen. 
Im deutschsprachigen Raum war es Hans Magnus Enzensberger, der ökosozialistische 
Bruchstücke erstmals zu einem kohärenten Ganzen zusammenzufügen versuchte.344 In ei-
nem Aufsehen erregenden Aufsatz von 1973 gab der ungebundene Marxist eine Antwort auf 
den Bericht des Club of Rome, wobei die Umweltfrage der Arbeiterbewegung zugeordnet 
wurde. Die drohende Rohstofferschöpfung und die Verschmutzung der Welt betrachtete En-
zensberger als „eine Folge der kapitalistischen Warenproduktion“.345 Die ökologische Bedro-
hung wurde so als „gesellschaftlich erzeugte Naturgewalt“ gedeutet.346 Damit lag die Ursa-
che der Umweltkrise nicht im technoökonomischen Modernisierungsprozess als solchem, 
sondern im kapitalistischen Gesellschaftssystem. Der Umweltbewegung warf Enzensberger 
vor, genau diese soziopolitischen Variablen zu übersehen. Schlimmer noch würden die Öko-
logen mit ihrer „grenzenlosen gesellschaftlichen Unwissenheit“ die Umweltfrage entpolitisie-
ren und deren „Klassencharakter“ negieren.347 Aus einer marxistischen Perspektive argu-
mentierend reklamierte Enzensberger die ökologische Krise indessen als ‚linke’ Thematik. 
Einzig mit ökosozialistischen Planungskonzepten sah er die Zukunft garantiert: „Was einst 
Befreiung versprach, der Sozialismus, ist zu einer Frage des Überlebens geworden.“348 
Besonders von linksintellektuellen Kreisen wurden diese ökosozialistischen Thesen begierig 
aufgegriffen. Die linken Parteien verstärkten in der Folge ihre Bemühungen, die ökologische 
Frage in den Sozialismus einzubauen. Sozialistisches Gedankengut sollte so auch in der 
Umweltfrage fortleben können. Die ökosozialistischen Denk- und Argumentationsmuster ge-
wannen dabei weitere Konturen. Die Grundzüge dieser Weltanschauung – wie sie von den 
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untersuchten Parteien in den 1970er und 1980er Jahren entwickelte wurden – sollen in der 
Folge nachgezeichnet werden. 
4.4.2 Die Bestandteile der ökosozialistischen Vorstellungswelt 
Grundlegend für eine ökosozialistische Betrachtungsweise war, dass die Beziehung zwi-
schen Mensch und Natur aus einer gesellschaftszentrierten Perspektive durchleuchtet wur-
de.349 Deshalb suchten die Linksparteien vornehmlich auf einer soziopolitischen und ökono-
mischen Ebene nach der Ursache der ökologischen Misere. Dieser Problemidentifizierung 
lag die Annahme zugrunde, dass das Verhältnis zur Natur durch die gesellschaftlichen Be-
ziehungen geprägt sei, welche die Menschen im wirtschaftlichen Produktionsprozess eingin-
gen.350 Der gesellschaftliche Widerspruch zwischen Arbeit und Kapital musste sich deshalb 
auch auf die natürliche Umwelt negativ auswirken. So sah man im Kapitalismus ein mit einer 
sozialen wie ökologischen Gesellschaft unvereinbares System. Der blaue Planet krankte 
also am liberalen Wirtschafts- und Gesellschaftssystem. Mit dieser Diagnose wurden Verbin-
dungen zwischen der kapitalistischen Produktionsweise und der Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen hergestellt. Durch diese Verknüpfung erschien das Wachstumsproblem 
nicht als Menschheits-, sondern lediglich als Systemkrise. In der Systemfrage sah man denn 
auch die Klammer, welche Ökologie und Sozialismus zusammenhielt. 
Um die ökologischen Unzulänglichkeiten des Kapitalismus zu untermauern, griffen die Linken 
auf zwei wesentliche Argumentationsmuster zurück. Ein erster Begründungsstrang ging da-
hin, dass dem Kapitalismus ein verhängnisvoller „Zwang zu grenzenlosem Wachstum“ inne-
wohne.351 Dessen innere Gesetzmässigkeiten schienen zwangsläufig zu einer unseligen 
‚Expansivgesellschaft’ zu führen. Konkurrenz- und Rentabilitätsdenken führten demnach zu 
einem masslosen Streben nach weiterer Entfaltung der Produktivkräfte. Getrieben von den 
Gesetzen des Besitzens und Habens würden immer mehr Lebensbereiche vom Markt er-
fasst und dabei zur Ware herabsinken. So wurden ‚Profittrieb’ und ‚Gewinnmaximierung’ als 
jene verheerenden Mechanismen identifiziert, welche Produktion und Konsumation immer 
weiter ankurbeln. Wegen der ‚Produktion um der Produktion willen’ tendierte der Kapitalis-
mus also zu einer masslosen Ausdehnung, die offenbar ohne Rücksicht auf Mensch und 
Natur voranschritt.352 Die Vergeudung von Rohstoffen, die Ausplünderung und Verschmut-
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zung der Natur galten deshalb als ökologische Kehrseite des kapitalistischen Expansions-
strebens. Ungeachtet dieser Folgen schien die Werbung unablässig weitere Bedürfnisse zu 
schaffen und zu sinnlosem Konsum anzustiften. So sei der Mensch zur „Konsummaschine“ 
degradiert worden.353 Konsum- und Wegwerfmentalität hatten so wie die Verschwendung von 
Umweltgütern „systembedingte Ursachen“.354 Die ökologische Wachstumskrise erschien 
deshalb als Folge des kapitalistischen Profit- und Expansionszwangs. 
Eine zweite Gruppe von Argumenten baute auf dem Privateigentum der Produktionsmittel 
auf. Im Kapitalismus hatte man die Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel den Unter-
nehmern überlassen. Diese würden den technoökonomischen Fortschritt aber nicht nach 
den Bedürfnissen der Allgemeinheit, sondern nach den Interessen des Kapitals ausrichten.355 
Aus einem privatwirtschaftlichen Standpunkt gelte die Natur einzig als verbrauchbarer Roh-
stoff, als Ware, welche den eigenen Profit mehren könne. Umweltzerstörung rentiert, Um-
weltschutz kostet: So sah man im kapitalistischen Produktionsprozess nicht das gesellschaft-
liche Wohlergehen, sondern den individuellen Nutzen im Vordergrund. Weiter könnten die 
natürlichen Ressourcen wegen der privaten Aneignung nicht sinnvoll in den gesellschaftli-
chen Produktionsprozess eingegliedert werden. Die kapitalistische Ökonomie verlaufe viel-
mehr chaotisch, anarchisch, wild und ungeplant.356 So wurde das kapitalistische System im 
ökosozialistischen Diskurs mit Überproduktion, Verschwendung‚ Vergeudung, Verschleiss 
oder Schluderei assoziiert. Dem Kapitalismus mangelte es also an jener zentralen Planung, 
welche einen schonenden Umgang mit der Natur erst ermöglicht hätte. Mit diesen beiden 
Argumentationsgruppen wurde zu belegen versucht, dass auf der Basis der kapitalistischen 
Produktionsweise eine Aussöhnung mit der Natur unmöglich sei. In diesem System hatte der 
ökonomische Fortschritt vielmehr einen destruktiven Charakter angenommen. 
Wenn erst der Kapitalismus ‚Produktivkräfte’ in ‚Destruktivkräfte’ verwandelte, war es nur 
konsequent, dass am Gesellschaftssystem etwas geändert werden musste. Um die ökologi-
schen Probleme zu lösen, sollten die Strukturen von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft 
grundlegend verändert werden. Die Umweltfrage konnte jedenfalls nicht in einer Ordnung 
gelöst werden, die als Ursache der ökologischen Gefahren galt. So wurde es zur ökosozialis-
tischen Prämisse, dass erst der Sozialismus die Ausbeutung von Mensch und Natur been-
den kann. 
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Weil die PdAS das ‚Krebsgeschwür’ im Kapitalismus exponentiell wachsen sah, stand für die 
Kommunisten schon 1971 fest, dass die Umwelt einzig mit der Amputation dieser tödlichen 
Gesellschaftsformation gerettet werden könne.357 Auch die Neue Linke baute bereits zu Be-
ginn der 1970er Jahre die ökologische Frage in den antikapitalistischen Kampf mit ein. Die 
RML legte ihre ökosozialistische Formel im Frühjahr 1974 fest: „Sozialismus oder Barba-
rei“.358 Mit diesem Schlagwort hatte Rosa Luxemburg im Ersten Weltkrieg einst skizziert, wie 
die Alternative zu den Kriegsgräueln, zu Hunger, Not und sozialer Unterdrückung aussehen 
soll. Wenn sich der Kapitalismus ursprünglich immer brutaler auf die Gesellschaft auswirken 
sollte, kam mit der ökologischen Krise eine neue Dimension hinzu. So hat die RML die altbe-
kannte Formel in einem neuen Kontext revitalisiert.359 Wie die imperialistische Kriegstreiberei 
schien auch die ökologische Umweltzerstörung dem Kapitalismus inhärent zu sein. Der So-
zialismus stand dabei unverändert für jenen Weg, der aus der verhängnisvollen ‚Barbarei’ 
dieses Gesellschaftssystems herausführen sollte. 
Die gleichen Zukunftsperspektiven haben die POCH mit dem Reizwort des Profits entworfen. 
Mit ihm wurde die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen als zwangsläufige Folge der 
kapitalistischen Herrschaft und der ‚Macht der Monopole’ beschrieben.360 ‚Leben’ anderer-
seits wurde an den Sozialismus gebunden. Mit der sozialistischen Lösung sollte der ‚mono-
polkapitalistische Verwertungsprozess’ abgeschafft und die ökologischen Kreisläufe einem 
neuen Gleichgewicht zugeführt werden. So wurde „Leben statt Profit“ zu jenem Gebot, mit 
dem sich die Entfaltung der Produktivkräfte in einem ökologisch vertretbaren Rahmen voll-
ziehen sollte. 
Es liegt auf der Hand, dass die antikapitalistische Rhetorik der SPS weniger markig ausfiel. 
Doch mit der PdAS, den POCH und der RML war die Sozialdemokratie darin einig, dass die 
verhängnisvolle Wachstumswirtschaft einer gesellschaftlichen Kontrolle unterstellt werden 
musste. So glaubten die Genossen, dass die Fehlentwicklungen des Wachstumsprozesses 
einzig durch eine tief greifende Demokratisierung des Wirtschaftslebens überwunden werden 
könnten. Die umweltzerstörende Plan- und Konzeptlosigkeit der kapitalistischen Ökonomie 
sollte dabei durch eine demokratische Wirtschaftsplanung beigelegt werden. Mit den gesell-
schaftlich legitimierten Rahmenbedingungen sollte die ökonomische Entfaltung in den ge-
wünschten Bahnen gehalten werden. Unerwünschte Tendenzen des ökonomischen Wirkens 
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sollten auf diesem Weg gestoppt, erwünschte Effekte verstärkt werden. So begann also auch 
die SPS Vorstellungen eines ökologischen Sozialismus zu entwickeln, ohne allerdings auf 
den proletarischen Klassenkampf, die sozialistische Revolution oder die ‚Diktatur des Prole-
tariats’ zu verweisen. Mit dem Vorantreiben der Demokratisierung blieb die SPS vielmehr der 
reformistischen Linie treu. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich ein ökosozialistisches 
Vokabular, in welchem die alten Spannungen – Reform oder Revolution – neu gewendet fort-
lebten. ‚Sozialismus oder Barbarei’, sowie ‚Leben statt Profit’ standen auf der einen, ‚ökologi-
sche Ökonomie’ oder ‚ökologische Wirtschaftsplanung’ auf der anderen Seite dieses Spekt-
rums.361 
Bemerkenswerterweise hat gerade die als reformistisch gebrandmarkte SPS die konkretes-
ten Konzepte entworfen, wie Wirtschaft und Produktion einer demokratischen Kontrolle un-
terworfen werden könnten. Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass ohne Demokratisierung 
der Wirtschaft kein Gleichgewicht zwischen Mensch und Natur herzustellen sei. So war die 
SPS durch die „1970er Diagnose“ mehr denn je von der Notwendigkeit der Wirtschaftspla-
nung überzeugt. In der herkömmlichen Planwirtschaft aber vermochten die Sozialdemokra-
ten kein passendes Vorbild erkennen. So hat sich die SPS – intensiver als die anderen 
Linksparteien – mit der Frage auseinandergesetzt, wie zur Überwindung der fehlgeleiteten 
Wachstumszwänge das wirtschaftliche Geschehen kontrolliert und demokratisiert werden 
könne. 
Zunächst bot die Idee der Mitbestimmung einen Weg, um gegen autoritäre Wirtschaftsstruk-
turen anzukämpfen und die ökonomische Machtkonzentration über den Ausbau der Arbeit-
nehmerrechte zu brechen. So unterstützte die SPS die Mitbestimmungsinitiative, welche 
1971 von den Gewerkschaften lanciert worden war.362 Doch 1976 scheiterte dieser Vorstoss 
an der Urne. Damit war das Konzept erledigt, die Arbeitnehmer verstärkt an den Entschei-
dungsprozessen der Unternehmen teilhaben zu lassen. Über die Mitbestimmung liess sich 
keine Aufsicht über den Wirtschaftsprozess etablieren. Innerhalb der SPS wurde das Kon-
zept der Mitbestimmung rasch durch die Idee der Selbstverwaltung abgelöst, inspiriert durch 
die Selbstverwaltungsbewegung, die im Zuge der 68er-Bewegung entstanden war.363 Aus der 
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Diskussion um eine alternative Wirtschaft entstanden in den 1970er Jahren ‚selbstverwaltete’ 
Beizen, Druckereien, Verlage, Filmkooperativen, ‚Bio-Lädeli’ oder Buchhandlungen. Mit dem 
Motto ‚Arbeit statt Kapital’ ging es dieser links-alternativen Szene vor allem um die Demokra-
tisierung der Ökonomie. Unter dem Eindruck dieser alternativen Projekte – auch ‚Inseln der 
Zukunft’ genannt – griff die SPS die Idee der Selbstverwaltung wieder auf.364 Nach dem Par-
teitag 1976 wurde eine Arbeitsgruppe um den Schriftsteller Peter Bichsel eingesetzt, die bis 
1980 ein eigentliches Selbstverwaltungsprogramm verfasste.365 Weil dieses politische Kon-
zept darin als „alleinseligmachende Heilslehre“ erschien, wurde der Entwurf von der SPS-
Führung indessen abgelehnt.366 Aber auch das 1982 verabschiedete Programm knüpfte 
enorme Hoffnungen an die Selbstverwaltung. Die Selbstverwaltung stand darin für jene de-
mokratische Lenkung der Wirtschaft, mit der die „Wachstumszwänge des Kapitalismus“ 
überwunden werden können.367 Mit ihr sollte die „Eigengesetzlichkeit des Wachstums“ kon-
trolliert werden, um „die Folgen des Wirtschaftswachstums auf die Natur und die Gesundheit 
des Menschen“ auszuschalten.368 So sah die SPS in einer gemeinwirtschaftlich organisierten 
Gesellschaft jene ökosozialistische Programmatik, welche die Voraussetzungen für eine 
„ökologische Ökonomie“ würde erfüllen können.369 
Weil die SPS unter Selbstverwaltung ein umfassendes Konzept verstand, blieb die konkrete 
Ausgestaltung reichlich diffus.370 Gemeint waren mit diesem Begriff nicht nur ein genossen-
schaftliches Organisationsprinzip, sondern auch eine Grundhaltung, eine Lebensform, ein 
ewig währender Lernprozess. Am ehesten symbolisierte die Selbstverwaltung wohl ein de-
mokratisches Prinzip, mit welchem Entscheidungen basisdemokratisch und dezentral getrof-
fen werden sollten.371 Da in der ‚Selbstverwaltungs-Gesellschaft’ sämtliche Beschlüsse der 
demokratischen Willensbildung unterworfen sind, sollten alle Widersprüche der gegenwärti-
gen Ordnung überwunden werden können. Zusammengefasst entwarf die SPS ein Konzept, 
wie im wirtschaftlichen Bereich neue Gestaltungsmöglichkeiten etabliert werden könnten. 
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Ihren Protagonisten galt die selbstverwaltete Gesellschaft als demokratischer Weg, um mit 
den „weltzerstörerischen Mechanismen“ zu brechen und das „‚Raumschiff Erde’“ auf einen 
umweltverträglichen Kurs zurückzuführen.372 
Ob man nun aus einer revolutionären oder reformorientierten Perspektive argumentierte: Die 
Notwendigkeit einer ökosozialistischen Politik wurde mit ähnlichen Begründungsmustern 
belegt. So stand der Sozialismus im ökosozialistischen Diskurs gemeinhin für jene ökologi-
sche Wirkungsfähigkeit, die dem Kapitalismus notwendigerweise fehlte. Wären die Grundla-
gen einer sozialistischen Gesellschaft erst einmal geschaffen – sei es durch die Vergesell-
schaftung der Produktionsmittel oder die Demokratisierung der Wirtschaft – sollten die Hebel 
von Wirtschaft und Technologie nach Belieben bedient werden können. Deshalb galt die öko-
logische Problematik als eine, welche mit den entsprechenden sozioökonomischen Struktu-
ren mit Leichtigkeit würde gelöst werden können. Im Zentrum der Argumentation stand das 
Konzept der Planung, das den kapitalistischen Expansionszwängen, dem egoistischen Pro-
fitdenken oder der kurzsichtigen Gewinnmaximierung entgegengesetzt werden sollte. Es 
sollte erreichen, was dem Kapitalismus verwehrt bleiben musste: einen sorgsamen Umgang 
mit den natürlichen Ressourcen. Zentral gesteuert und gelenkt sollte die Wirtschaft nicht 
mehr den Gesetzen des Marktes, sondern sorgsam geplanten Richtlinien folgen, um sich im 
Rahmen solcher Leitplanken umwelt- und sozialverträglich entfalten zu können. Die Wirt-
schaftsplanung propagierte man so als Möglichkeit, dem ökonomischen Fortschritt eine er-
wünschte Wegrichtung aufzuzwingen. Der Eigengesetzlichkeit des Wachstums sollte inso-
fern die Grundlage entzogen werden, als die Gesellschaft selbst den Gang der Wirtschaft 
bestimmen und kontrollieren sollte. Damit würde die Entwicklung der Ökonomie kollektiven 
statt individuellen Interessen folgen können. Mensch und Natur sollten in einer sozialisti-
schen Gesellschaft vielmehr als zusammenhängendes Ganzes behandelt werden können. 
Dank dieser umfassenden Perspektive sollten umweltschädliche Verschwendung und Über-
produktion überwunden, die Nebenwirkungen und Folgeschäden beseitigt werden. 
Es ist offensichtlich, dass sich hinter diesem Ansatz ein ungebrochener Machbarkeitsglaube 
verbarg. Zwar hatte die Umweltkrise das Vertrauen in die menschlichen Fertigkeiten erschüt-
tert. Mit der ökosozialistischen Lösung hielt die Linke aber eine Antwort bereit, die stärker 
denn je auf den gesellschaftlichen Fähigkeiten aufbaute. So erschien der Sozialismus als ein 
System, in dem die Gesellschaft über alle wirtschaftlichen, technologischen, sozialen oder 
ökologischen Parameter verfügt. Damit sollte jegliche Unbill aus dem Industriesystem ver-
bannt werden können. Deshalb schien alles Wünschenswerte möglich zu sein: Auch die Ver-
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söhnung von Mensch und Natur bzw. die bewusste Lenkung von Ökonomie und Technolo-
gie. 
4.4.3 Marx und Engels – ökosozialistische Vordenker? 
Um die ökologische Frage in den Marxismus einzubinden, unterzogen einige Linke die alten 
Klassiker einer neuen Lesart. Besonders aus den Reihen von PdAS und RML machten sich 
manche daran, die ökosozialistische Betrachtungsweise mit den Werken von Marx und En-
gels zu untermauern. Um die eigenen Theorien zu untermauern, sollte die ökosozialistische 
Betrachtungsweise mit dem Marx’schen Werk belegt werden. So mussten für die Verbindung 
von Sozialismus und Ökologie Anhaltspunkte gefunden werden. Dazu musste einerseits das 
zerrüttete Verhältnis von Mensch und Natur als Folge des kapitalistischen Produktionspro-
zesses erscheinen. Der Marxismus sollte das Problem der Umweltzerstörung auf die Vor-
herrschaft des Kapitals zurückführen können. Andererseits mussten Belege gefunden wer-
den, um den Umweltschutz als Klassenkampf interpretieren zu können. So sollte die 
Notwendigkeit einer sozialistischen Gesellschaftsordnung auch aus ökologischen Gründen 
plausibel werden. 
Tatsächlich fanden sich entsprechende Passagen, um die ökosozialistischen Elemente im 
Nachhinein auf die Marx’schen Auffassungen zurückzuführen. So gratulierte der trotzkisti-
sche Vordenker Ernest Mandel dem Club of Rome für die Entdeckung jener ökologischen 
Problematik, die das „Überleben der Spezies Mensch“ bedroht.373 Doch diese Herren – vom 
Marxismus gänzlich unbefleckt – kämen mit über 100 Jahren Verspätung zu ihren existentiel-
len Erkenntnissen. Tatsächlich war Marx an der verwiesenen Stelle zur bemerkenswerten 
Feststellung gelangt, dass „die kapitalistische Produktion“ die „Springquellen allen Reichtums 
untergräbt: die Erde und die Arbeiter“.374 So sei „jeder Fortschritt der kapitalistischen Agrikul-
tur […] nicht nur ein Fortschritt in der Kunst, den Arbeiter, sondern auch zugleich in der 
Kunst, den Boden zu berauben“.375 Deshalb werde der „Stoffwechsel zwischen Mensch und 
Erde“ mitsamt der physischen und psychischen Gesundheit der Landarbeiter zerstört.376 Die 
Einsicht, dass der ‚Fortschritt’ destruktive Folgen zeitigen kann, bezog sich zwar mehr auf die 
landwirtschaftliche als auf die industrielle Produktionsweise. Dennoch konnten RML und 
PdAS mit dieser Stelle eine Parallele zwischen der Ausbeutung der Arbeiter und der Schädi-
gung der Natur herstellen.377 Beide Aspekte konnten als zwangsläufige Folge der kapitalisti-
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schen Produktionsweise verstanden werden, was die Möglichkeit bot, den Klassenkampf mit 
dem Ziel des Umweltschutzes zu verbinden. Die betreffende Stelle blieb denn auch die be-
liebteste Referenz, um die Umweltzerstörung der kapitalistischen Raubbaulogik zuzuschrei-
ben. 
Auch bei Engels fanden sich Formulierungen, um aus dem Marxismus eine ökologische 
Sensibilität abzuleiten. „Schmeicheln wir uns indes nicht zu sehr mit unseren menschlichen 
Siegen über die Natur“, führte dieser aus – denn „jeder hat in erster Linie zwar Folgen, auf 
die wir gerechnet, aber in zweiter und dritter Linie hat er ganz andere, unvorhergesehene 
Wirkungen, die nur zu oft jene ersten Folgen wieder aufheben.“378 In einem anderen Text hat 
Engels erkannt, dass die „ungeheuren ökonomischen Umwälzungen“ der industriellen Revo-
lution mit der Erschöpfung des Bodens, der Entwaldung oder dem Klimawechsel zu „not-
wendigen Begleiterscheinungen“ geführt haben.379 So bot auch Engels der RML und der 
PdAS eine Grundlage, um die ökologische Frage mit dem Marxismus zu verbinden.380 
Nachdem die Umweltzerstörung als kapitalistisches Grundübel dokumentiert war, konnte der 
Marx’sche Sozialismus als Problemlösung angeboten werden. Die RML etwa hat – mit Marx 
– den Umweltschutz als Ringen gegen die Vorherrschaft des Kapitals propagiert. Der Kom-
munismus – so hatte dieser nämlich bereits 1844 versprochen – bedeutete auch „die wahr-
hafte Auflösung des Widerstreites zwischen dem Menschen mit der Natur und mit dem Men-
schen“.381 So konnte der Kommunismus sowohl in sozialer wie in auch ökologischer Hinsicht 
als „das aufgelöste Rätsel der Geschichte“ erscheinen.382 
Mit den erwähnten Stellen konnten die ökosozialistischen Theoretiker zumindest belegen, 
dass Marx und Engels das Schicksal der Natur nicht völlig ausgeblendet hatten. Es fanden 
sich zweifellos Passagen, die eine gewisse Sensibilität für die Frage der natürlichen Umwelt 
erkennen liessen. Es kann deshalb kaum behauptet werden, der Marxismus habe sich rund-
weg unkritisch mit der Industriekultur auseinandergesetzt. Wenige Stellen lassen sich viel-
mehr als Erkenntnis interpretieren, dass der technoökonomische Fortschritt in seinen Aus-
wirkungen auf die Natur ein destruktives Potenzial entwickeln kann. Andererseits gibt es im 
Marx’schen Vermächtnis auch Stellen, die ein produktivistisches Credo verraten.383 Marx 
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 Weiter führte Engels aus: „Und so werden wir bei jedem Schritt daran erinnert, dass wir keineswegs die Natur 
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174, April 2005, S. 306-316. 
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verhiess beispielsweise, dass in der „kommunistischen Gesellschaft“ durch die Entwicklung 
der Produktivkräfte „alle Springquellen des genossenschaftlichen Reichtums voller flies-
sen“.384 Und Engels sprach in einem sozialistischen Zusammenhang von „einer ununterbro-
chenen, stets rascher fortschreitenden Entwicklung der Produktivkräfte und damit einer prak-
tisch schrankenlosen Steigerung der Produktion selbst“.385 In solchen Versprechen scheint 
die Entfesselung der Produktivkräfte der eigentliche Zweck der sozialistischen Umwälzung 
zu sein. Ein Bewusstsein der natürlichen Wachstumsgrenzen hingegen scheint darin zu feh-
len. 
Wegen dieser Bandbreite hat der Marxismus in ökologischer Hinsicht ein widersprüchliches 
Erbe hinterlassen. Deshalb spaltete die Frage, ob Marx und Engels eher blinde Fortschritts-
eiferer oder ökologische Vordenker waren, auch die HistorikerInnen. In den Jahren 1989 und 
1990 wurde auf einer Tagung nach einer Antwort gesucht. Einige meinten, es sei ein „Un-
ding“, die Geschichte der Ökologie ohne den Marxismus schreiben zu wollen.386 Andere ver-
traten die These, dass Marx und Engels keineswegs ‚ökologische Bibeln’ geschaffen hät-
ten.387 
Sicher ist, dass der Marxismus den industriellen Produktionsprozess grundsätzlich begrüsst 
hat, galt doch die Entwicklung der Produktivkräfte als Motor des sozioökonomischen Fort-
schritts. Das Verhältnis von Mensch und Natur dagegen nahm in der Marx’schen Disposition 
keinen zentralen Platz ein.388 Deshalb waren Marx und Engels weder die Begründer der 
Umweltbewegung noch jene Visionäre, welche den Schlüssel zu ökologischen Lösungen 
bereits im 19. Jahrhundert gefunden hatten. Das Ziel der Geschichte – die klassenlose Ge-
sellschaft – kann so kaum im Sinne eines ökologischen Paradieses gedeutet werden. Zudem 
gerieten die wenigen Naturbezüge, welche von Marx und Engels hergestellt worden waren, 
in der nachfolgenden Arbeiterbewegung schnell in Vergessenheit. Der Faden einer gewissen 
Umweltbesorgung ist rasch verloren gegangen und wich einer unbeschwerten, fortschritts-
gläubigen Wachstumsphilosophie. Erst im Zuge der „1970er Diagnose“ griffen manche auf 
die vergessenen Denkanstösse zurück, um die ökosozialistischen Standpunkte auf den Mar-
xismus abzustellen. Als Fazit bleibt indessen: Wer im Marxismus nach einer kohärenten Lö-
sung des Umweltproblems fahndete, tat dies weitgehend vergeblich. Man suchte Antworten 
auf Fragen, die sich Marx und Engels so nicht gestellt hatten. 
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4.4.4 Ökosozialistische Prämissen – Funktion und Kritik 
Auch wenn die ökosozialistischen Theorien nur oberflächlich mit dem Marxismus belegt wer-
den konnten, hat der Entwurf entsprechender Weltbilder doch wichtige Funktionen erfüllt. Mit 
der Kritik am wirtschaftlichen Akkumulationsmodell war die Umweltfrage ursprünglich weit 
entfernt von einem etwaigen sozialistischen Kern. Die Verbindung von Ökologie und Sozia-
lismus sollte den ökologischen Komplex aber rasch an die Arbeiterbewegung anschliessen. 
Das produktivistische Credo der Nachkriegszeit wurde kaschiert, ja es schien sogar so, als 
habe die Linke Problem und Lösung der Umweltkrise von jeher gekannt. 
Die untersuchten Linksparteien haben das Konzept eines ökologischen Sozialismus mit einer 
gewissen Selbstverständlichkeit entwickelt. Darob darf nicht vergessen werden, dass man in 
der sozialistischen Literatur der Nachkriegsjahre vergeblich nach einer wegweisenden Studie 
über die Zerstörung der Umwelt sucht. Unter dem Eindruck des Umweltschocks war die Di-
agnose dann rasch gestellt: Es war der kapitalistische Produktionsprozess, der die Grenzen 
des Wachstums zu überschreiten drohte. Dieses Krankheitsbild war einerseits deshalb at-
traktiv, weil der alte Klassenfeind gebrandmarkt werden konnte. Andererseits hat man sich 
mit der schnellen Diagnose lange Recherchen und mühselige Kleinarbeit ersparen können. 
Sie entband vom Zwang, sich allzu viele Gedanken über die konkrete Lösung des Umwelt-
problems zu machen. Mit dem ökosozialistischen Argumentationsmuster wurde in die Zu-
kunft verwiesen, sollte doch der Sozialismus den Knoten des Umweltproblems entwirren. 
Besonders für die Neue Linke und die PdAS hatten sich damit konkrete Alternativen, Analy-
sen oder Konzepte erübrigt.389 
Dass ein Problem erst im Sozialismus gelöst werden könne, war auch jenseits der Umwelt-
frage ein beliebtes Argumentationsmuster. Besonders die Parteien der antikapitalistischen 
Linken – PdAS, RML und POCH – haben diese magische Kurzformel in den 1970er und 
1980er Jahren des Öfteren verwendet. Arbeitslosigkeit, Betriebsschliessungen, Hunger, Not 
und Elend waren für die Trotzkisten allesamt „Erscheinungen einer Gesellschaft, die krank ist 
– krank am Kapitalismus!“390 Die Umweltzerstörung war deshalb schlicht eine weitere „Seite 
der Barbarei“.391 Mit der gleichen Diagnose führten auch die POCH diverse Missstände – von 
der Unterentwicklung der Dritten Welt bis zur Unterdrückung der Frauen – auf das kapitalisti-
sche Produktionssystem zurück. Und der Vorwärts stimmte ein: „Keines der grossen Proble-
me […] kann gelöst werden, ohne dass das Grundübel, der Kapitalismus, überwunden 
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wird.“392 Selbst innerhalb der SPS wurde der Kapitalismus im Zuge der „1970er Diagnose“ 
pauschal kritisiert.393 
Wie diese Beispiele zeigen, liess sich die Kritik am Kapitalismus schier universal anwenden. 
Jedes beliebige Problem konnte letztlich im ‚System’ verortet werden, und immer war es der 
Sozialismus, der Abhilfe versprach. Damit kam dieses Argumentationsmuster der Wirkung 
eines Passepartouts gleich. Die Kapitalismuskritik funktionierte als Schlüssel, der vermeint-
lich für jedes Problem eine Lösung bot. Dabei konnte die Linke den Kapitalismus zwar analy-
sieren, kritisieren und zerreden – gelöst war damit jedoch nichts. Auch in der Umweltfrage 
hat der Ökosozialismus vieles erklärt, aber noch mehr verschleiert. Wie der technoökonomi-
sche Fortschritt jenseits der kapitalistischen Vernichtungslogik aussehen sollte, blieb im Dun-
keln. Praxisnahe Vorschläge eines ökosozialen Umbaus gab es keine. So umfassend der 
ökosozialistische Ansatz auch ausfiel: Gerade diese Universalität hob dessen Erklärungskraft 
letztlich auf. 
Mit der Entwicklung ökosozialistischer Vorstellungswelten konnten die neuen Ungewisshei-
ten auf alte Übel zurückgeführt werden, ohne traditionelle Annahmen um die technoökono-
mische Entwicklung aufgegeben zu müssen. Die Umweltzerstörung erschien weniger als 
Folge der rasch expandierenden Produktivkräfte, sondern vielmehr als Konsequenz der Pro-
duktionsverhältnisse. So war nicht die Zügelung der Produktivkräfte, sondern nach wie vor 
die sozialistische Kontrolle der Produktionsverhältnisse das Gebot der Stunde. Da demnach 
lediglich die Ökonomie in die sozialistische Planung einzubeziehen war, kam man um die 
Kritik am Industriesystem herum. Dass die Linke aber ebenfalls auf dem Boden der Moderne 
stand, wurde mit solchen Lösungsvorschlägen verdrängt. So kamen die Ökosozialisten in 
den Reihen der untersuchten Parteien darum herum, sich ernsthaft auf die ökologischen Wi-
dersprüche einzulassen. Warum der Sozialismus das Spannungsverhältnis zwischen Gesell-
schaft und Natur aufheben solle, bleibt unklar, wenn doch die industriellen Prozesse unhin-
terfragt bleiben. So drang der Ökosozialismus nicht bis zum eigentlichen Kern der Dinge vor, 
und auf die wirklich zentralen Fragen konnte man keine befriedigenden Antworten geben. 
Dass man mit dem Sozialismus innerhalb des Industrialisierungsprozesses alles anders und 
besser machen würde, sagte letztlich wenig bis nichts aus. 
Nicht zuletzt die Lebensbedingungen im so genannten Ostblock zeigten, dass mit einer sozi-
alistischen Steuerung der Produktionsverhältnisse die Begleiterscheinungen der Industriali-
sierung nicht einfach ausgeschaltet werden konnten. Tatsächlich war die Umweltzerstörung 
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in den kommunistisch regierten Ländern nicht weniger weit fortgeschritten.394 So war der 
Widerspruch zwischen industrieller Entfaltung und Naturvernichtung auch im sowjetischen 
Einflussbereich offensichtlich geworden. Zu Beginn der 1970er Jahre setzte dort zwar eben-
falls eine Diskussion über die ‚Grenzen des Wachstums’ ein.395 Doch die eigenen Umwelt-
probleme wurden in der UdSSR lange tabuisiert. Dass ein dynamisches Wirtschaftswachs-
tum die Grundlage des sozialistischen Fortschritts sei, blieb so ein unbestrittenes Credo.396 
Die PdAS war die einzige Partei, welche an die ökologische Überlegenheit des ‚real existie-
renden Sozialismus’ glaubte. Die Korrespondenten des kommunistischen ‚Vorwärts’ hatten 
die sowjetischen Umweltprobleme zwar schon zu Beginn der 1970er Jahre eingeräumt, doch 
die PdAS hielt an ihren Paradigmen fest.397 Ohne Ausflüchte ging das nicht, sollte der Kapita-
lismus doch auch an der realsozialistischen Umweltzerstörung Schuld haben: Angesichts 
des ökonomischen Systemswettbewerbs hätten die sozialistischen Staaten die westlichen 
Produktions- und Konsummodelle zum Teil unkritisch übernehmen müssen oder der ‚imperia-
listische’ Kriegs- und Rüstungsdruck habe den Umweltschutz verunmöglicht.398 
Dass auch die planwirtschaftlichen Industrieländer mit dramatischen Umweltproblemen kon-
frontiert waren, schränkte die Plausibilität ökosozialistischer Deutungsmuster generell ein. 
Widersprüchlich erschien die ökosozialistische Theorie auch aus einer historischen Lang-
zeitperspektive. Die PdAS beispielsweise hatte den Kapitalismus jahrelang mit Knappheit, 
Entbehrung, Stagnation und Armut gleichgesetzt. Im Zuge der „1970er Diagnose“ aber wurde 
diesem System ein verheerender Wachstumszwang zugeschrieben: Mit dem Kapitalismus 
assoziierte man nun Masslosigkeit, unbegrenztes Wachstum, Überproduktion und Ver-
schwendung. Zum kommunistischen Versprechen gehörte jetzt weniger die ökonomische 
Entfesselung, sondern vielmehr die ökologische Kontrolle der Produktionskräfte. Die SPS 
ihrerseits hatte in der Nachkriegszeit geklagt, dass wegen der fehlenden Planung gesamt-
wirtschaftliche Wachstumschancen verpasst würden. Aus einer ökologischen Perspektive 
erschien dann die Planlosigkeit als Ursache der Umweltzerstörung, weil der ökonomische 
Expansionsprozess ungehemmt voranschreite. Nun sollte eine zielgerichtete Lenkung nicht 
mehr den Wirtschaftsmotor beschleunigen, sondern auf ein umweltverträgliches Tempo re-
duzieren. Das freie Spiel der Märkte produzierte einmal also zu wenig, dann zu viel oder das 
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falsche Wachstum. Diese Umkrempelungen zeigen, wie sehr sich mit der ökologischen Zä-
sur die sozialistischen Idealvorstellungen geändert haben. 
Bei aller Kritik darf aber nicht vergessen werden, dass die ökosozialistischen Analysen auch 
auf offene Wunden hinwiesen. Ein gewinnorientiertes Kosten-Nutzen-Denken ist beispiels-
weise ein unbestreitbares Element der liberalen Wirtschaftsweise. Was aber wie die Natur 
keinen Preis hat, bleibt in einem nützlichkeitsorientierten Wirtschaftsprozess unberücksich-
tigt. Die Analyse, dass im Kapitalismus Umweltgüter vernichtet und die Folgeschäden gewis-
sermassen sozialisiert werden, trifft also einen wahren Punkt. So konnten viele Umweltprob-
leme tatsächlich auch als systemimmanente Folgen der kapitalistischen Wirtschaftslogik 
betrachtet werden. 
Aus den Reihen der Linken gab es einige Versuche, um dem ökosozialistischen Umweltdis-
kurs zum Durchbruch zu verhelfen. Die RML beispielsweise organisierte Ende der 1970er 
Jahre eine Meetingreihe unter dem Titel „Marxismus und Ökologie“.399 In Zürich, Bern, Aarau 
und Baden wurde versucht, den Zuhörenden den Zusammenhang zwischen Kapitalismus 
und Umweltkrise bzw. Sozialismus und Umweltschutz näher zu bringen. Die PdAS lancierte 
im April 1983 ein „Ökologie-Forum“, um die Beziehung zwischen Ökonomie und Ökologie 
sowie die Unterschiede zwischen Sozialismus und Kapitalismus zu erläutern.400 War Karl 
Marx ein Grüner? Welches Wachstum brauchen wir? Ökologie contra Ökonomie? Solche 
Fragen wurden bis Januar 1984 regelmässig im Vorwärts debattiert.401 Die POCH wiederum 
wendeten einige Energie auf, um ökosozialistische Betrachtungsweisen in die Verkehrs- und 
Atomenergiefrage einzubringen. Und die SPS setzte zu Beginn der 1980er Jahre viel daran, 
mit der Selbstverwaltung einen gemeinwirtschaftlichen Lösungsansatz populär zu machen. 
Trotz dieser Bemühungen gelang es nicht, ein engeres Band zwischen Ökologie und Sozia-
lismus zu entwickeln. Die Umweltbewegung vermochte in der ökosozialistischen Betrach-
tungsweise keine wegweisenden Perspektiven zu erkennen. Die Rufe nach ‚Verstaatlichung’, 
‚Vergesellschaftung’ oder ‚Demokratisierung der Wirtschaft’ stiessen deshalb auf wenig Ge-
hör. Die POCH kamen Ende der 1970er Jahre selbst ins Grübeln, ob sich die Umweltfrage 
mit dem Sozialismus wirklich lösen lasse.402 In den folgenden Jahren wurden derartige Be-
denken zur Gewissheit. Im Sommer 1983 kam eine bemerkenswerte Stimme zu dem 
Schluss, dass die zerstörerischen Fortschrittsprämissen „Gemeingut sowohl des Sozialismus 
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wie des Liberalismus“ seien.403 Der „Vorrang der Produktivität“ sei zwar im Bürgertum ent-
standen, doch würden industrielle Produktivitätssteigerungen „von der sozialistischen Theo-
rie als materielle Voraussetzung für eine sozialistische oder kommunistische Gesellschaft 
betrachtet“.404 Dass die sozialistische Bewegung dem Fortschrittsglauben gefolgt sei, habe 
aber verheerende Auswirkungen gehabt, denn die industrielle Dynamik habe sich damit über 
die ganze Welt ausbreiten können. Deshalb stehe die Gesellschaft nun vor der Aufgabe „die 
alte Übereinstimmung zwischen Sozialismus und Liberalismus bezüglich ‚Fortschritt’ aufzu-
brechen“.405 Mit dieser Betrachtungsweise stand weniger der Kapitalismus als die techno-
ökonomische Entwicklung zur Disposition. Weil auch die sozialistische Bewegung als Träge-
rin des industriellen Wachstumsmodells identifiziert wurde, hatte das ökosozialistische 
Lösungsrezept ausgedient. Bis Mitte der 1980er Jahre setzte sich in den POCH weitgehend 
die Ansicht durch, dass der traditionelle Sozialismus für eine ökologische Politik nicht auto-
matisch besser sein müsse. 
Die RML/SAP wiederum musste 1987 feststellen, dass an ihrer Stelle Organisationen zum 
Rückgrat der ökologischen Bewegung geworden waren, die sich lediglich „als ökologische 
Berater der Machtorgane“ verstünden.406 Obwohl man seit 1972 an Umweltfragen arbeite, 
werde man selbst von der 68er-Generation kaum als ökologische Instanz wahrgenommen. 
Gleichzeitig mussten die Trotzkisten aber einräumen, „dass sich die Beziehung zwischen 
Ökologie und Sozialismus als erheblich gewundener und indirekter erwiesen hat, als wir 
glaubten“.407 Mit dieser doppelten Enttäuschung gab die RML die Idee auf, wonach Ökologie 
und Sozialismus gleichsam natürlich zusammengehören. Dass sich der Traum vom ökosozi-
alen Umbau mit der Abschaffung des Kapitalismus von selbst erfüllen würde, war selbst in 
den eigenen Reihen unglaubwürdig geworden. 
Auch die von der SPS ab Ende der 1970er Jahre entworfenen Utopien um die Idee der 
Selbstverwaltung, welche die gesamte Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung durchziehen 
sollte, konnten der Realität nicht standhalten.408 So wurde die Selbstverwaltung keine „Alter-
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native zum Kapitalismus“, wie sich dies Rudolf Strahm für das Jahr 2010 erträumt hatte.409 
Auch in der SPS selbst geriet die Selbstverwaltung bald in Vergessenheit. Damit war die 
PdAS um 1990 die einzige Partei, die den ökosozialistischen Umweltdiskurs am Leben zu 
erhalten versuchte. Ihr galt der Sozialismus unverdrossen als das geeignetste Mittel, um den 
„ökologischen Zerfall“ zu stoppen.410 Dass aber die praktischen Erfahrungen im ‚realsozialis-
tischen’ Lager alles andere als optimistisch stimmten, konnte auch die Kommunisten nicht 
unberührt lassen. Als 1986 die Atomkatastrophe in Tschernobyl die Welt erschütterte, war 
das Konzept eines ökologischen Sozialismus mit einer erdrückenden Hypothek belastet. 
Jetzt schwächte die PdAS ihre Position dahingehend ab, dass eine sozialistische Gesell-
schaftsordnung zwar kein Problem automatisch löse – aber immerhin die besten Vorausset-
zungen dafür schaffe.411 
Die ökosozialistische Betrachtung war ein Versuch, die Umweltfrage in alte Denkmuster ein-
zubinden. Eine solche Verbindung von Sozialismus und Ökologie schien zwar das eigene 
Weltbild retten zu können, lösungsorientierte und durchsetzungsfähige Ansätze ergaben sich 
daraus jedoch nicht. Diese Ausrichtung innerhalb der sozialistischen Bewegung verlor daher 
bald wieder an Einfluss. 
4.5 Die Versöhnung von Ökologie und Ökonomie? 
4.5.1 Die traditionelle Linke: Der Abschied vom quantitativen Wachstums-
ideal 
Die ökosozialistischen Denkmuster überwanden ein Stück weit die Vorstellung, dass die Ent-
faltung der Produktivkräfte automatisch auch die gesellschaftlichen Bedingungen für den 
Sozialismus schaffe. Die sozialistische Zukunftsperspektive wurde insofern relativiert, als die 
angestrebte Gesellschaftsordnung angesichts der Umweltzerstörung weniger den materiellen 
Überfluss als vielmehr eine neue Harmonie zwischen Mensch und Natur versprach. Obschon 
mit dem Ökosozialismus also durchaus Abstriche an der Wachstumsutopie vorgenommen 
wurden, stand besonders die traditionelle Linke vor der Aufgabe, sich von den Illusionen der 
Wirtschaftswunderzeit zu verabschieden. Der Konflikt zwischen Ökologie und Ökonomie bil-
dete ein Grundparadigma des ökologischen Diskurses. Wer mit den ökologischen Lernpro-
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zessen Schritt halten wollte, musste ein neues Verhältnis zwischen zwei Anforderungen ent-
wickeln, die weithin als Gegensatzpaar betrachtet wurden. 
In der SPS wurden 1974 alle Organe dazu aufgerufen, „innert nützlicher Frist die Diskussion 
über das Wachstum zu führen“.412 Man habe geglaubt, dass die wirtschaftliche Expansion 
soziale Zustände verbessere und individuelle Freiheiten vergrössere. Doch angesichts der 
Umweltkrise müsse sich die SPS neu ausrichten und abklären, „welchen Typus von Wachs-
tum wir wünschen“.413 Dieses Unbehagen an der eigenen Wachstums- und Fortschrittseu-
phorie führte zwei Jahre später zum Parteitagsbeschluss, die Grundlagen der SPS zu refor-
mieren.414 Weil das bestehende Programm von 1959 einem ungebrochenen 
Wachstumsglauben huldigte, mussten die alten Ziele – aus einer ökologischen Perspektive 
besehen – neu definiert werden. So wurde die ökologische „Wachstumskrise“ zum wichtigs-
ten Anlass, um die programmatischen Grundlagen zu erneuern.415 
Die Anforderungen an das neue Parteiprogramm waren hoch gesteckt. Ausgehend von der 
Erkenntnis, dass die überbordende Wirtschaftsmaschinerie an den Rand des ökologischen 
Kollapses geführt hatte, sollten Fortschritt und Wohlstand neu definiert werden.416 Es wurde 
zur Aufgabe, von der alten Wachstumsideologie Abstand zu nehmen und mit „neuen Vorstel-
lungen neue Pfade zwischen Boom und Stagnation aufzuzeigen“.417 Da die wirtschaftliche 
Entwicklung mit dem „Weiterbestand der Menschen und der natürlichen Lebensgrundlagen“ 
in Einklang gebracht werden musste, sollte das neue Programm ein eigentliches „Lebens- 
und Ueberlebensprogramm werden“.418 Das wirtschaftliche Handeln musste auf die Natur 
abgestimmt werden, und es war verboten, auf einem begrenzten Planeten den eingeschla-
genen Wachstumspfad weiterzubeschreiten. 
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Es dauerte sechs Jahre, bis diese Vorgaben in ein neues Parteiprogramm mündeten.419 Im 
Vergleich zu den vorherigen Revisionen war diese Dauer enorm, doch wurde die lange Zeit 
als eigentlicher „Lernprozess“ verstanden.420 Möglichst viele Parteimitglieder sollten bei die-
sem Unterfangen mitwirken können, weshalb das Ergebnis als Resultat der seit den 1970er 
Jahren geführten Diskussionen gelten kann. 
1982 wurde ein altes Parteiprogramm abgelöst, das – in den Worten von Willi Ritschard – 
seine „ökologische Unschuld“ längst verloren hatte.421 Nun wurde die Partei neu ausgerich-
tet, Begriffe wie Fortschritt und Wachstum wurden mit aktuellen Bedeutungen versehen. „Die 
Wachstumsgesellschaft ist in Frage gestellt“, nahm das Programm vorweg, und machte die 
„masslose Expansion der Wirtschaft“ für verschiedenartige Missstände verantwortlich.422 Ei-
nerseits wurde die ungestüme Entwicklung der Wirtschaft mit der Umweltzerstörung in Ver-
bindung gebracht. Andererseits sah man das Wirtschaftswachstum auch ökonomische, ge-
sellschaftliche, psychologische, gesundheitliche und politische Schatten werfen. Es ist 
offensichtlich, dass sich das Wertesystem der SPS radikal gewandelt hatte. Während vieler 
Jahre hatte der Glaube an ein unbegrenztes Wachstum zum sozialdemokratischen Bekennt-
nis gehört. Wenn Fortschritt und Wohlfahrt einst mit materiellen Kriterien gemessen worden 
waren, so galt das ungebrochene Wirtschaftswachstum nun als existentielle Bedrohung. Die 
SPS kehrte den alten Akkumulations- und Expansionsmodellen den Rücken und wandelte 
sich von einer wachstumseuphorischen zu einer wachstumsskeptischen Partei. Mit der Ver-
werfung einer eindimensionalen ‚Wachstumsgesellschaft’ hatte sich die SPS – in den Worten 
von Felix Müller und Jakob Tanner – „in beträchtlichem Ausmass ‚enttraditionalisiert’“423. Das 
Wachstum verkörperte nun nicht mehr den Fortschritt selbst, sondern stand im Gegenteil im 
Verdacht, die Zukunft zu beenden. So war der Glaube an ein grenzenloses Wirtschaftwachs-
tum verloren gegangen. 
Wie radikal die diskursiven Vorzeichen umschlugen, wird insbesondere in der sozialdemo-
kratischen Mobilitätspolitik ersichtlich. Galt der Ausbau der Verkehrsmittel der wachstums-
hungrigen SPS einst als ökonomische Notwendigkeit, kritisierte man den Privatverkehr im 
neuen Programm als „Hätschelkind des Fortschrittglaubens“.424 Dass ein umfassendes 
Strassennetz einen volkswirtschaftlichen Nutzen bringe, wurde nun bezweifelt. Zum umwelt-
                                               
 
 
419
 Eine erste Kommission wurde 1976 eingesetzt, doch deren (Selbstverwaltungs)Programm wurde nur als Dis-
kussionsgrundlage akzeptiert. Deshalb folgte 1981 eine zweite Arbeitsgruppe. Ihr Entwurf wurde am Parteitag 
1982 weitgehend angenommen. Vgl. SPS (Hg.), Programmrevision, 1981; SPS (Hg.), Programmentwurf 1982, 
Bern 1982; SPS (Hg.), Programm der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz [von 1982], 1983. 
420
 Stellungnahme der Geschäftsleitung der SP Schweiz, in: SPS (Hg.), Programmrevision, 1981, S. 80-91, hier 
S. 82. 
421
 Rede von Willi Ritschard, in: Wortprotokoll des ausserordentlichen Parteitages vom 17./18. Oktober 1981 in 
Interlaken, S. 8 (maschinengeschrieben), SOZARCH Ar 1.116.25. 
422
 SPS (Hg.), Programm der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz [von 1982], 1983, S. 8. 
423
 Felix Müller, Jakob Tanner, „...im hoffnungsvollen Licht einer besseren Zukunft“, 1988, S. 362. 
424
 SPS (Hg.), Programm der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz [von 1982], 1983, S. 63. 
Der Wirtschaftswachstumsdiskurs  105 
 
zerstörenden „Moloch“ geworden, sollten die „gesamten Verkehrsbewegungen“ vielmehr 
eingedämmt werden.425 Speziell dem motorisierten Individualverkehr sollte durch den Stopp 
des Nationalstrassenausbaus ein Riegel vorgeschoben werden. So war die Mobilitätspolitik 
von einer ökonomischen Lebens- zu einer ökologischen Überlebensfrage geworden. 
Wie noch zu zeigen sein wird, hatten sich in der SPS ab der zweiten Hälfte der 1970er Jahre 
viele Verständigungsschwierigkeiten ergeben. Nicht alle Genossen wollten sich von einem 
quantitativen Wachstumsverständnis lossagen, weshalb der ökologische Lernprozess span-
nungsgeladen und konfliktreich verlief. Noch mehr Schwierigkeiten taten sich bei den Kom-
munisten auf, deren Einheit ebenfalls in Gefahr geraten sollte. Darüber hinaus verstrickte 
sich die PdAS in mannigfaltige Widersprüche, die bereits 1971 ihren Anfang nahmen. Trotz 
des Umweltschockes versprach die Partei mit der sozialistischen Lösung „die rasche Ent-
wicklung der Produktivkräfte“, um die „Gesellschaft der Gerechtigkeit und des Überflusses“ 
zu realisieren.426 Umgekehrt galt der Kapitalismus unentwegt als Hürde, um den Menschen 
„die unermesslichen Möglichkeiten“ zu erschliessen, „die sich aus dem Wachstum der Pro-
duktivkräfte, des Forschritts von Wissenschaft und Technik ergeben“.427 Aus einem ökosozia-
listischen Blickwinkel aber wurde der Kapitalismus gleichzeitig für das ungebremste Wachs-
tum gebrandmarkt, während das andere System die ökologische Kontrolle der Ökonomie 
versicherte. So produzierte der Kapitalismus gleichzeitig zu viel und zu wenig, der Sozialis-
mus zugleich unbegrenztes und eingeschränktes Wachstum. Diese Widersprüche in den 
politischen Überzeugungen zeigen, dass sich die PdAS nicht ernsthaft mit den ökologischen 
Wachstumsgrenzen auseinandergesetzt hatte. 
Es ist wenig erstaunlich, dass die PdAS mit der Wirtschaftskrise mehr anzufangen wusste als 
mit dem ökologischen Wachstumsdiskurs. Die Rufe nach Stabilisierung und Nullwachstum 
sprengten die traditionellen Denkmuster der Kommunisten. Der wirtschaftliche Einbruch Mitte 
der 1970er Jahre aber bestätigte die Erwartungshaltung aller Marxisten, wonach die kapita-
listische Ökonomie per se fehlerhaft verlaufe. In der Zeit des Wirtschaftswunders hatten der-
artige Krisentheorien mehr und mehr Spott provoziert. Doch jetzt, angesichts des Einbruchs, 
war die Prophezeiung zyklischer Krisen endlich in Erfüllung gegangen.428 Nun waren die 
Bürgerlichen die „falschen Propheten“, welche mit der „Legende vom helvetischen Wirt-
schaftswunder“ jahrzehntelang trügerische Illusionen verbreitet hatten.429 
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Die PdAS – aber auch die POCH und die RML – wollte die Chance des Aufbegehrens nach 
der langen Prosperitätsphase nutzen. Angesichts der tiefsten Krise seit dem Zweiten Welt-
krieg verstärkte die Neue Linke ihre Bemühungen, zu Gegenaktionen aufzurufen und den 
Arbeitsfrieden zu brechen.430 Gleichfalls war die PdAS bemüht, sozialistische Alternativen 
populär zu machen, indem sie diese als wachstumsträchtig, krisenfest und inflationsfrei pro-
pagierte. Die eidgenössische Volksinitiative, die im Herbst 1974 als Massnahmenkatalog 
gegen die Teuerung lanciert worden war, wurde nun zur ‚Anti-Krisen-Initiative’ erklärt.431 Im 
Februar 1979 lancierte die PdAS zusammen mit den POCH und dem Partito Socialista Auto-
nomo (PSA) einen weiteren Vorstoss, der ‚Sichere Arbeitsplätze für alle’ verhiess.432 Doch 
auch in der Rezession kam die PdAS kaum weiter voran. Zu Beginn der 1980er Jahre war 
der Versuch, das ‚freie’ Wirtschaftsgeschehen über staatliche Eingriffe an die gesellschaftli-
che Kandare zu nehmen, gescheitert. Die erste Initiative wurde für ungültig erklärt, die zweite 
scheiterte am eigenen Unvermögen, da die notwendigen Unterschriften nicht gesammelt 
werden konnten. So konnte aus der wirtschaftlichen Krise kein politisches Kapital geschlagen 
werden, ja die PdAS drang mit ihren Vorschlägen nicht einmal bis zur Stimmbürgerschaft vor. 
Die Diskussionen während der Rezession verdeutlichen nochmals, wie fest die PdAS einem 
quantitativen Wachstumsverständnis verbunden blieb. Es liegt zwar in der Natur der Sache, 
dass ökonomische Aspekte bei einem Konjunkturtief in den Mittelpunkt geraten. Doch nie-
mand drängte vehementer auf die Entfaltung der Produktivkräfte als die PdAS. Die wirt-
schaftliche Expansion galt immer noch als wichtigster Baustein des kommunistischen Auf-
bauprojekts. Beschleunigung des Wachstums, Zuwachsraten, Produktivitätssteigerung und 
materieller Fortschritt blieben die unangefochtenen Zauberwörter der kommunistischen Rhe-
torik. Solche Ziele deckten sich nach wie vor mit den sowjetischen Fünfjahresplänen, die 
auch in den 1970er und 1980erJahren hohe Zuwachsraten verordneten. Allerdings eignete 
sich der ‚real existierende Sozialismus’ auch in ökonomischer Hinsicht immer weniger als 
Vorzeigeprojekt, sollte die UdSSR in den 1970er Jahren doch in einen wirtschaftlichen Im-
mobilismus geraten.433 
1978 nahm die PdAS unvermittelt Abstriche an der unbeschränkten Akkumulationsideologie 
vor und hielt fest, dass „Wachstum an und für sich nicht ein Synonym für Wohlergehen“ 
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sei.434 Deshalb war „ein vernünftiges, planmässiges und kontrolliertes Wirtschaftswachstum“ 
das erstrebte Mittel, „um sozialen Fortschritt und soziale Gerechtigkeit zu schaffen“.435 Die-
sen neuen Einsichten war allerdings keine Debatte vorausgegangen, die mit dem sozialde-
mokratischen Lernprozess vergleichbar gewesen wäre. Die jähen Anpassungen wurden wohl 
als Reaktion auf die Umweltbewegung vorgenommen, die im Verlauf der 1970er Jahre er-
starkt war. Immerhin hatte die PdAS die Gleichsetzung von Wachstum und Fortschritt für 
falsch erklärt. Wie aber eine ökosozialistische Politik die Balance zwischen Ökonomie und 
Ökologie herstellen sollte, blieb offen. 
Um sich die Loslösung von einem grenzenlosen Expansionsmodell zu erleichtern, konnte die 
traditionelle Linke auf Schlagworte zurückgreifen, die im Zuge des Wachstumsschocks breite 
Verwendung gefunden hatten. Die beiden wichtigsten Wortkombinationen bezogen sich auf 
den Begriff der Qualität: erstens als Lebensqualität, zweitens als qualitatives Wachstum. 
Der Begriff der Lebensqualität gehörte zu jenem semantischen Repertoire, das durch die 
ökologische Zäsur geprägt worden war.436 Mitte der 1970er Jahre war dieser Ausdruck be-
reits im Umweltdiskurs etabliert.437 Zu jenem Zeitpunkt hielt die SPS fest, dass die Erhöhung 
der Lebensqualität ohne eine quantitative Wachstumssteigerung erreicht werden müsse.438 
Die Erzeugnisse eines einseitigen Wirtschaftsprozesses drohten im Gegenteil durch die 
Umweltschäden aufgezehrt zu werden. Das Ziel der Lebensqualität konnte so jener ökono-
mischen Entwicklung entgegengestellt werden, die ohne Rücksicht auf die Natur voran-
schritt. 1981 hielt ein Programmentwurf fest, dass die technoökonomische Vervollkommnung 
angesichts der Umweltkrise nicht mehr automatisch mit Fortschritt gleichgesetzt werden 
könne.439 Ausgehend von einem neuen Fortschrittsbegriff sollte die SPS nur noch das gut-
heissen, „was der Verbesserung der Lebensqualität und der Emanzipation des Einzelnen 
und des Volkes dient“.440 In einem ähnlichen Sinn fand der Begriff der Lebensqualität auch in 
das SPS-Programm von 1982 Eingang. 
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Die PdAS griff den neuen Leitwert erst mit einiger Verzögerung auf. Dafür wurde das Ziel der 
Lebensqualität im Aktionsprogramm von 1979 sofort zum zentralen Schlagwort erklärt. Es 
entsprach dem, was die Kommunisten mit dem Motto „Vivre mieux et autrement“ verban-
den.441 Die Lebensqualität stand dabei nicht nur für eine intakte Umwelt. Sie umfasste auch 
Ziele, die zusammengenommen als gesellschaftlicher Fortschritt bezeichnet werden können. 
Diese Klammerfunktion erklärt, weshalb die traditionelle Linke gerne auf den Begriff der Le-
bensqualität zurückgegriffen hat. Dank ihm konnten sozioökonomische Ziele mit ökologi-
schen Leitwerten verbunden werden. Die Lebensqualität versprach also Altes und Neues 
zugleich: ein materiell erfülltes Leben in einer intakten Umwelt. Wegen dieser umfassenden 
Zielsetzung war es schwierig, geeignete Indikatoren für den bezeichneten Sachverhalt zu 
definieren. Die Lebensqualität musste eine Worthülse bleiben, solange der Begriff nicht mit 
konkreten Inhalten gefüllt werden konnte. 
Das gleiche Problem ergab sich für das qualitative Wachstum, das in enger Verbindung zur 
Lebensqualität ebenfalls eine bemerkenswerte Karriere durchlief. Ab Beginn der 1970er Jah-
re stand diese Wortkombination für eine Strategie, welche die masslose Vermehrung von 
Produktion und Konsumation ersetzen sollte. Popularisiert wurde die neue Zielvorstellung 
besonders durch den 1978 veröffentlichten NAWU-Report, eine Studie, die durch qualitatives 
Wachstum Wege zu einem „ökonomisch-ökologischen Gleichgewicht“ aufzeigen wollte.442 
Dieser Wachstumstyp versprach somit die Überwindung der Umweltprobleme einerseits, das 
Ende von Rezession und Arbeitslosigkeit andererseits.443 
Bei ihrer Suche nach einem neuen Modernisierungsideal wurde die SPS relativ früh auf das 
qualitative Wachstum aufmerksam. Im Kontext der Lebensqualität steuerte man bereits 1975 
„ein ausgeglichenes Wachstum an, das sich zuerst an qualitativen und sozialen Zielsetzun-
gen orientiert“.444 Mit dieser Formulierung grenzte man sich einerseits von der „Verschwen-
dungswirtschaft“ der Nachkriegszeit, andererseits von den „Verfechtern des Nullwachstums“ 
ab.445 Wegen der Rezession musste die Diskussion der Wachstumsgrenzen vorübergehend 
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auf Eis gelegt werden.446 Ende der 1970er Jahre aber konnten die sozialdemokratischen 
Wachstumsskeptiker jene Denkräume wieder öffnen, welche durch das Primat von Vollbe-
schäftigung und Arbeitsplatzsicherheit eingeschränkt worden waren. Das Ziel einer ‚qualitati-
ven’ Umlenkung wurde wieder aufgegriffen, und die SPS wandte sich gegen jenen Teil des 
Bürgertums, welcher „die alte Wachstums- und Verschwendungswirtschaft wieder herbei-
zaubern“ wollte.447 Dass sich die Wirtschaft qualitativ statt quantitativ zu entwickeln habe, 
wurde nun zu einem festen Bestandteil der sozialdemokratischen Orientierung. 
Die PdAS griff erst 1987 auf den Begriff des qualitativen Wachstums zurück.448 Zwar hatten 
die Kommunisten bereits Ende der 1970er Jahre einem quantitativen Produktionsverständnis 
abgeschworen. Alternativen wurden seither aber lieber als ‚vernünftiges’, ‚planmässiges’, 
‚kontrolliertes’ oder ‚sozialistisches Wachstum’ bezeichnet. 
Von der konkreten Bezeichnung unabhängig erfüllten die erwähnten Wortkombinationen 
wichtige Funktionen. Das qualitative bzw. das vernünftige Wachstum diente als politische 
Strategie, um auf den Schrecken des ‚exponentiellen Wachstums’ reagieren zu können. Die 
Umweltkrise wurde insofern entschärft, als man eine Alternative zum zerstörerischen Akku-
mulationsmodell präsentieren konnte. Die quantitative Entwicklung stand als Synonym für 
eine überkommene Produktionskultur, für Masslosigkeit, eindimensionalen Materialismus 
und für einen verhängnisvollen Fortschrittsglauben. Der ‚neue’ Wachstumstyp hingegen 
stand für die Versöhnbarkeit von Ökonomie und Ökologie, für Lebensqualität, Ganzheitlich-
keit und Nachhaltigkeit. Dann gab das qualitative Wachstum einen neuen Weg zwischen 
Umweltmisere und soziopolitischer Stagnation vor, indem das Dilemma zwischen Ökologie 
und Ökonomie aufgelöst wurde.449 Die neue Art der Entwicklung versprach die Segnungen 
des Wirtschaftswachstums einerseits und die Wahrung ökologischer Bedingungen anderer-
seits. So verhiess man Lebensstandard und Lebensqualität, Produktivitätsgewinne und 
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Nachhaltigkeit, Vollbeschäftigung und ökologisches Gleichgewicht, soziale Sicherheit und 
Umweltschutz. 
Der Spagat zwischen Ökonomie und Ökologie war damit geschafft – allerdings nur rheto-
risch. Die Rede von der qualitativen Entwicklung suggerierte zwar, dass die quantitative Ent-
faltung ganz einfach durch ein neues Wachstum ausgetauscht werden könne. Das war in der 
Realität aber nicht der Fall. Das qualitative Wachstum war ein schillernder und facettenrei-
cher, vor allem aber ein unbestimmter Begriff. Weil weder der Gegenstand noch die Art der 
Veränderung eindeutig definiert waren, konnte das Schlagwort auf verschiedenste Weise 
verwendet werden. Gerade diese Unbestimmtheit erklärt, weshalb die Forderung des qualita-
tiven Wachstums in einem hohen Mass konsensfähig war. So ist es nicht erstaunlich, dass 
sich nahezu alle politischen Parteien das entsprechende Postulat zu Eigen machten.450 Das 
qualitative Wachstum war eine Worthülse, die entweder mit beliebigen Inhalten gefüllt wer-
den konnte oder auf die sich kommentarlos verweisen liess. Damit drohte dieser Allerwelts-
begriff nutzlos zu werden, konnte mit seiner Verwendung doch jegliche Festlegung vermie-
den werden. 
Trotz dieser Unschärfe musste der Begriff nicht automatisch in der Bedeutungslosigkeit ver-
sinken. Erstens konnte die traditionelle Linke mit ihm zum Ausdruck bringen, dass der Zau-
ber des Wirtschaftswunders verflogen war und man nicht mehr zu den Wachstumsrezepten 
der Nachkriegszeit zurückkehren wollte. Zweitens konnte durchaus erläutert werden, was 
man unter diesem Ausdruck verstand. Die PdAS hat diese Chance allerdings verpasst: Ohne 
Präzisierung blieb das ‚vernünftige Wachstum’ substanzlos und konnte nichts zur Lösung der 
Wachstumskrise beitragen. Die SPS immerhin hat verschiedentlich versucht, einige Elemen-
te eines quantitativen Wachstums zu bestimmen.451 Ein politisch handhabbares Konzept re-
sultierte aber auch daraus nicht, und es blieb unklar, welche konkreten Formen das alternati-
ve Wachstumsmodell annehmen sollte. Zielvorstellungen wie Lebensqualität und qualitatives 
Wachstum versprachen also ökonomisches und ökologisches Glück – doch der Weg dahin 
blieb unbeschildert. 
In den 1980er Jahren haben die kommunistischen Positionen zum Verhältnis von Ökonomie 
und Ökologie keine berichtenswerten Präzisierungen mehr erfahren. Je nach Konjunktur und 
Themenaktualität hat die PdAS einmal die ökonomische, dann wieder die ökologische Über-
legenheit zum sozialistischen Trumpf erklärt. Über die beschriebenen Anschauungen hinaus 
haben sich auch in der RML keine bedeutsamen Veränderungen mehr ergeben. Mit dem 
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revolutionären Selbstverständnis blieb die Liga lange den ökosozialistischen Theorien ver-
haftet, ohne in der Umweltfrage auf neue Antworten zu kommen. Innerhalb der SPS und der 
POCH hingegen gingen Lernprozesse weiter, die eine genauere Betrachtung verdienen. 
Während die einen im Verlauf der 1980er Jahre das Wirtschaftswachstum verwarfen, wollten 
die anderen den Gegensatz von Ökonomie und Ökologie ausgerechnet mit marktwirtschaftli-
chen Mitteln aufheben. Dabei wurden die Marktmechanismen als heilsame Umweltschutzko-
ordinatoren entdeckt. 
4.5.2 Die POCH: Der Bruch mit der wachstumsgetriebenen Moderne 
Begriffe wie Lebensqualität und qualitatives Wachstum wurden Ende der 1970er Jahre auch 
von den POCH diskutiert.452 Zu jenem Zeitpunkt begannen sich in dieser Partei aber Stim-
men zu mehren, welche grundsätzliche Zweifel am Sinn der ökonomischen Entfaltung äus-
serten. Peter Mattmann etwa kam Ende 1978 zur Erkenntnis, dass das „Wirtschaftswachs-
tum“ nicht mehr als „hinreichender Massstab für den gesellschaftlichen Fortschritt“ gelten 
könne.453 Durch die verhängnisvolle Expansion würden die Produktivkräfte vielmehr von 
„Kräften zur Entwicklung des gesellschaftlichen Fortschritts“ zu „Kräften der Destruktion und 
des Rückgangs“.454 Weil ein weiteres Wirtschaftswachstum ökologisch nicht mehr vertretbar 
sei, müssten Sozialisten wie Kommunisten von ihren traditionellen Zukunftsträumen abrü-
cken. Andere stimmten rasch überein, dass man sich die „klassenlose Gesellschaft“ nicht 
mehr als jene „schlaraffenlandartige Überflussgesellschaft“ vorstellen könne, für welche „Ge-
nerationen von Revolutionären“ gekämpft hätten.455 Der sozialistisch-kommunistische 
„Wachstumsfetischismus“ müsse endlich über Bord geworfen werden, denn angesichts der 
Umweltkrise erscheine alles anders: „Was fortschrittlich ist kann reaktionär werden, was als 
reaktionär galt, kann fortschrittliche Seiten gewinnen.“ 456 Mit diesen Umkrempelungen wurde 
das Innehalten zu einem ‚progressiven’ Ziel, während das Wachstum als ‚reaktionär’ galt. 
Damit war alles auf den Kopf gestellt: Die Linke durfte mit dem Sozialismus nicht mehr einen 
Weg verheissen, der über die Entfesselung der Industrialisierung in eine beglückende Wohl-
standsgesellschaft führt. Im Gegenteil: Im Namen des Fortschritts sollte nun gegen den 
‚Wachstumsfetischismus’, die ‚Konsumverblödung’, die Massengüterproduktion’, die ‚Produk-
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tionsschlacht’ und gegen ein grenzenloses Wirtschaftswachstums angekämpft werden.457 Im 
Zentrum einer solchen Sozialismusvorstellung stand die Aussöhnung mit der Natur über dem 
Ziel, gleichsam alle materiellen Bedürfnisse befriedigen zu können. 
Die Wachstumskritiker der POCH haben sich von zwei ausländischen Vordenkern inspirieren 
lassen. Der eine war der oppositionelle DDR-Kommunist Wolfgang Harich, der zu Beginn der 
1970er Jahre in den Bann der Umweltkrise geraten war.458 Schockiert durch den Bericht des 
Club of Rome verschrieb sich der politische Dissident der Ökologie und wurde weithin als 
marxistisch argumentierender Wachstumsbegrenzer bekannt. 1975 forderte Harich die Linke 
auf, das herkömmliche Wunschbild einer kommunistischen Füllhorngesellschaft fallen zu 
lassen.459 Er propagierte stattdessen eine „asketische Variante des Kommunismus“, um den 
ökologisch notwendigen „Konsumverzicht“ global durchzusetzen.460 Harichs Empfehlungen 
gipfelten in einer kommunistischen Öko-Diktatur: „Umerziehung“, „rigorose Unterdrückungs-
massnahmen“ oder „gesetzlich verfügte Massen-Entziehungskuren“ sollten, wenn nötig, den 
wachstumslosen Kommunismus sichern.461 Bei vielen Linken stiessen solche Einfälle auf 
wenig Gegenliebe, und Harich wurde als „Zuteilungsbürokrat“, „Mangelverwalter“ oder 
„Ökostalinist“ verurteilt.462 Die POCH aber suchten den Kontakt zu Harich: Im Juni 1979 
schlug dieser der Partei vor, sich zum ökologischen Gewissen der Nation zu machen und der 
hiesigen Arbeiterklasse materielle Opfer zu predigen.463 Ein „wachstumsloser, homöostati-
scher Kommunismus“ schien ihm auch in der Schweiz die einzige Alternative zur Öko-
Katastrophe zu sein.464 Wenige Monate später führten die POCH in Basel, Bern und Zürich 
Vortragsabende durch, an welchen Harich über die Bedeutung der Umweltbewegung refe-
rierte.465 Um die Botschaft eines wachstumslosen Gesellschaftssystems zu verbreiten, be-
reiste Harich zwischen 1979 und 1981 noch weitere Länder Westeuropas.466 
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Als zweite Inspirationsquelle wirkte der sozialistische Philosoph André Gorz, der ebenfalls 
von der Umweltkrise umgetrieben war.467 Von Frankreich aus diskutierte der gebürtige Wie-
ner die Ökologie- und Wachstumsfrage ungleich subtiler als der hemdsärmlige Harich. So 
galt er als „postindustrielle[r] Prophet“, der mit seinen ökosozialistischen Thesen besonders 
im deutschsprachigen Raum viele Wachstumskritiker inspirierte.468 1975 kam er zu dem 
Schluss, dass die kapitalistische Rationalität mit den ökologischen Erfordernissen unverein-
bar sei.469 Mit dem „Wachstumskapitalismus“ sagte Gorz zugleich den „Wachstumssozialis-
mus“ tot.470 „Wachstum an sich ist keine Lösung mehr“, hielt er fest und wollte die sozialisti-
sche Utopie von der Vorstellung entrümpeln, dass ein besseres Leben an Wachstum und 
Konsum gebunden sei.471 Die alte Kopplung von ‚mehr’ und ‚besser’ sollte angesichts der 
Umweltkrise der Ansicht weichen, dass „weniger zu arbeiten und zu produzieren und dabei 
besser zu leben“ sei.472 Mit diesem Motto sollte der „Mythos der ewigen Wohlstandsblüte“ 
überwunden werden.473 1979 mutete den POCH die Gorz’sche Wachstumskritik noch „alter-
nativlerisch“ an.474 Doch in den 1980er Jahren entwickelte die Partei ähnliche Anschauungen 
und begann, sich von der wachstumsgetriebenen Moderne zu verabschieden. 
Durch die Ende der 1970er Jahre von den Wachstumsskeptikern initiierte Ökologiedebatte 
begann sich das Selbstverständnis der POCH radikal zu wandeln.475 Zusammen mit der 
Umweltfrage gerieten nun all jene Bewegungen in den Parteifokus, die unter dem Begriff der 
Neuen sozialen Bewegungen zusammengefasst werden konnten. Die Ansicht indessen, 
dass die Arbeiterklasse zum Motor der gesellschaftlichen Erneuerung werden könne, wurde 
zunehmend bezweifelt.476 Deshalb strichen die POCH 1983 ihr marxistisch-leninistisches 
Bekenntnis aus den Statuten und definierten sich als Teil der Neuen sozialen Bewegungen. 
Zu diesem Zeitpunkt war klar geworden, dass das qualitative Wachstum innerhalb der POCH 
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nicht zur Konsensformel reifen konnte.477 Vielmehr gelangte man zunehmend zu der Auffas-
sung, dass zwischen dem Wirtschaftswachstum und dem Wohlergehen der Menschen kein 
direkter Zusammenhang bestehe, weshalb generell mit der Wachstumspolitik zu brechen sei. 
Die Industrialisierung hatte sich in den Augen vieler als Prozess entpuppt, welcher mehr 
Probleme schuf als löste. „Der Glaube, die wachsende industrielle und technologische Po-
tenz schaffe erst die Grundlagen zur Bewältigung der existentiellen Probleme der Mensch-
heit hat sich als Mythos erwiesen“, hielt Peter Mattmann 1983 fest.478 Der „moderne ‚Fort-
schritt’“ sei deshalb „unfähig, die existentiellen Weltprobleme zu meistern“.479 
Der POCH’sche Wachstumsverdruss kam am besten in einer Idee zum Ausdruck, die ab Mai 
1983 entwickelt wurde. Damals schlug Mattmann dem Parteikongress vor, mit einer Stras-
senbauvorlage gegen den ‚Wachstumsfanatismus’ vorzugehen.480 Ab dem Jahresende wur-
de tatsächlich eine eidgenössische Volksinitiative ausgearbeitet, die den Strassenbau regel-
recht einfrieren sollte.481 Neue Strassen hätten nur noch gebaut werden dürfen, wenn 
gleichzeitig andere Teile des Strassennetzes entfernt worden wären. Dass die verhängnisvol-
le Wachstumsspirale ausgerechnet im Strassenbau gestoppt werden sollte, war kein Zufall, 
denn im Privatverkehr sah man das Diktat der industriellen Produktivität in exemplarischer 
Weise repräsentiert. So galt den POCH „der Moloch Privatauto“ als „ungeheuerlichstes Kind“ 
der „Wachstumsfanatiker“, und das ungeliebte Vehikel wurde als „letzte Zuflucht des moder-
nen Hochhaus-Fernseh-Massenkonsum-Menschen“ erachtet.482 Die Initiative der POCH aber 
sollte die „betonierten Irrtümer“ um den Wachstumsglauben aufbrechen.483 Der Slogan „Mehr 
Grün statt Blech“ richtete sich deshalb gegen das Wachstum, die Verschwendung und die 
ungezügelte Mobilität. So sollten mit den Betonpisten auch die entsprechenden Denkgebäu-
de eingerissen werden. Gerade der Baustoff Beton war aus ökologischer Sicht zunehmend 
in Verruf geraten.484 Er galt weithin als Gegenbegriff zu Natur und Natürlichkeit, das ökologi-
sche Gleichgewicht empfindlich störend. Beton wurde zum Inbegriff einer lebens- und um-
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weltfeindlichen Moderne, die glatt, steril und kalt daherkam.485 Trotz ihrer anschaulichen Ar-
gumentation war der ‚Antiwachstums-Initiative’ kein Erfolg beschieden. Am 1.4.1990 wurde 
die Initiative von über 70 % der Stimmenden abgelehnt. 
Zusammengefasst waren die POCH seit Ende der 1970er Jahre immer mehr vom Selbstver-
ständnis einer kommunistischen Partei abgerückt, um sich 1983 als organisierendes Element 
der alternativen Kräfte zu verstehen. So hatte sich die marxistisch-leninistische Organisation 
zu einer ökologisch ausgerichteten Alternativpartei entwickelt. Dabei gründete das Streben 
nach radikalen Veränderungen immer weniger auf marxistischen denn auf ökologischen 
Überzeugungen. Im Zuge dieser Entwicklung wurde ein eigentlicher Bruch vollzogen: Ur-
sprünglich waren die POCH angetreten, um die geschichtliche Entwicklung im Sinne des 
sozialistischen Fortschritts voranzutreiben. Ab dem Ende der 1970er Jahre aber galt die 
technoökonomische Entwicklung immer weniger als die Triebfeder einer sozialistischen Zu-
kunft. Die Grundlagen der Moderne wurden im Gegenteil einer fundamentalen Kritik unterzo-
gen. Die POCH liessen die marxistische Lehre, die Arbeiterklasse, den Verteilungs- und 
Klassenkampf mitsamt der technoindustriellen Dynamik hinter sich, um nach einem Ausweg 
aus der existenzbedrohenden Wachstumswirtschaft zu suchen. Noch immer agierten die 
POCH als radikale Fundamentalopposition: Doch ihr Organisationspotenzial hatten sie von 
der Arbeiter- in die links-grüne Umweltbewegung überführt. 
Da die POCH aus dem Projekt der Moderne aussteigen wollten, wurde das alte Orientie-
rungssystem ausser Kraft gesetzt. Tatsächlich hatten für viele ‚Pöchler’ die industrielle 
Wachstumssteigerung und die technologische Innovation als Massstäbe des Fortschritts 
ausgedient. Man wollte deshalb nicht ein „‚Zurück in die Steinzeit’“.486 Doch die Stützen der 
traditionellen Industriezivilisation hatten aus der Sicht der POCH ihre Tragkraft verloren. Was 
als gut oder schlecht bzw. als progressiv oder reaktionär zu gelten hatte, sollte deshalb an-
hand neuer Kriterien entschieden werden. 
Allerdings war es einfacher, das Bestehende zu verwerfen, als Neues zu entwickeln. Immer-
hin wurden Mitte der 1980er Jahre Alternativen ausgetestet. Um von einer wachstumsträch-
tigen Wirtschaftspolitik abzukommen, sollten die POCH 1985 ein „antiindustrielles Pro-
gramm“ entwickeln.487 Darauf wurde Ende Juli im Rahmen einer Diskussionswoche das 
„Konzept Wirtschaftsschrumpfung“ debattiert.488 Gefordert wurde darin die „industrielle Ab-
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rüstung“.489 Mit dieser pazifistisch aufgeladenen Parole postulierte man den Abbau jener In-
dustriezweige, welche ökologisch betrachtet nicht mehr tragbar wären.490 Eine gehaltvollere 
Alternative zum Akkumulationsmodell begannen zur gleichen Zeit jene zu entwickeln, welche 
die Idee eines garantierten Mindesteinkommens aufgriffen. Bereits in den 1970er Jahren 
hatte diese alte Utopie durch die ökologische Bewegung neuen Auftrieb erhalten. André Gorz 
etwa sah im bedingungslosen Grundeinkommen ein Mittel, um über die Entkoppelung von 
Arbeit und Einkommen den Menschen von den umweltfeindlichen Zwängen der Industriege-
sellschaft zu befreien.491 Nicht zuletzt durch Gorz inspiriert, wurde dieses Konzept in den 
1980er Jahren von den deutschen Grünen rezipiert, worauf 1985 auch die POCH auf die 
Grundeinkommensidee aufmerksam wurden.492 Die POCH sahen darin einen Hebel, um die 
‚Zwangsehe’ von Produktion und Sozialpolitik zu entkoppeln. So sollten mit der Armut und 
der Arbeitslosigkeit einerseits soziale Missstände, mit der Umweltzerstörung andererseits 
ökologische Übel bekämpft werden können. Manche sahen deshalb in der Entkoppelung von 
Arbeit und Einkommen einen Weg, um die Gegensätze von Ökonomie und Ökologie versöh-
nen zu können. So wollte man mit der Grundeinkommensidee dem „Quantitäts- und Geldfe-
tischismus der Wirtschaftsgesellschaft“ den Kampf ansagen und das Versprechen der sozia-
len Gerechtigkeit ohne Wirtschaftswachstum einlösen.493 Andere hingegen warnten davor, in 
diesem sozialpolitischen Finanzmodell jenen „Zauberstab“ zu sehen, mit dem „grüne Zauber-
lehrlinge die ‚hässliche Industrieraupe’ in einen ‚ökologischen Schmetterling’ verwandeln 
können“.494 
Auch in der Grundeinkommensdebatte zeigte sich nun, dass die POCH nicht mehr Antworten 
auf alle Ungewissheiten parat hatten. Im Gegenteil: Nun taten sich viele Fragezeichen, Risse 
und gegensätzliche Meinungen auf. Während die einen die ‚industrielle Abrüstung’ oder die 
Verwerfung der Moderne forderten, plädierten andere für mehr Realitätssinn. Wegen dieser 
Bedenken und Unsicherheiten konnte auch die Grundeinkommensdebatte weder innerhalb 
noch ausserhalb der POCH richtig Fahrt aufnehmen.495 
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Es blieb dabei: Die POCH konnten feststellen, dass das Projekt der Moderne vom rechten 
Weg abgekommen sei, weil der „Industrialismus“ zu „Monstrositäten“ geführt habe.496 In der 
industriellen Entfaltung sah man deshalb nicht mehr einen Gradmesser für den gesellschaft-
lichen Fortschritt, sondern ein Zeichen des ökologischen Niedergangs. Die Forderung nach 
Wende, Ausstieg, Umkehr oder Überwindung wurde so zum Kernanliegen der Partei. Damit 
hatten die herkömmlichen Fortschrittsparadigmen für die POCH zwar ihre Gültigkeit verloren, 
doch mit dieser Verwerfung waren noch keine Alternativen skizziert. Wie die bessere Zukunft 
jenseits der „Atom-, Auto- und Wachstumsgesellschaft“ aussehen könnte, blieb verschwom-
men.497 Wohin der Ausstieg führen sollte, blieb also unklar, und das historisch Gewachsene 
konnte nicht einfach über Bord geworfen werden. Mit dem Abschied von der ‚alten’ Wachs-
tumsgesellschaft war das Neue noch längst nicht zu Ende gedacht. 
4.5.3 Die SPS: Die Entdeckung der ökologischen Heilungskräfte des Mark-
tes 
In den 1970er Jahren hatten viele Sozialdemokraten mit den POCH die Diagnose geteilt, 
dass die ökologische Umweltkrise auf die kapitalistische Ökonomie zurückzuführen sei. Im 
Verlauf der 1980er Jahre durchliefen die POCH einen radikalen Wandel, indem sie das tradi-
tionelle Fortschrittsmodell mitsamt seinen Wachstumszielen verwarfen. Auch die SPS änder-
te ihre Position fundamental – allerdings in entgegengesetzter Richtung. 
Um die destruktive Entfaltung der Produktivkräfte einer gesellschaftlichen Kontrolle zu unter-
werfen, hatte die SPS Ende der 1970er Jahre die Idee der Selbstverwaltung aufgegriffen. 
Wie alle ökosozialistischen Ansätze basierte auch dieses Projekt auf der Überzeugung, dass 
der Gegensatz von Ökonomie und Ökologie in der ‚freien’ Marktwirtschaft unüberbrückbar 
sei. Überproduktion, Wachstumszwang, Vergeudung, Ausplünderung, Verschmutzung und 
Zerstörung schienen so einzig durch die Aushebelung kapitalistischer Gesetzmässigkeiten 
überwindbar zu sein. Diese Prämisse stellte die SPS nach 1982 auf den Kopf. Mehr und 
mehr setzte sich die Ansicht durch, dass der Schutz der Umwelt nicht gegen, sondern mit 
dem Markt durchzusetzen sei. Dem ökosozialistischen Konzept wurde eines entgegenge-
setzt, welches die ökologische Umorientierung mit marktwirtschaftlichen Mitteln erreichen 
sollte. Das verhängnisvolle Wirtschaftswachstum sollte also mit dem Markt selbst domesti-
ziert und gelenkt werden. Somit mussten die kapitalistischen Spielregeln nicht mehr ausser 
Kraft gesetzt, sondern vielmehr ökologisch reformiert werden. Für das Ziel einer ökologi-
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schen Erneuerung des Wirtschaftssystems sollte der Umweltschutz quasi in den Marktme-
chanismus hineingenommen werden. 
Das Konzept einer ökologischen Marktwirtschaft war allerdings nicht von der Sozialdemokra-
tie entwickelt worden. Es waren vielmehr Ökonomen, die den Markt als umweltpolitisches 
Steuerungsmittel erkannten und dessen Kräfte für eine ökologische Umstrukturierung mobili-
sieren wollten. Der Ursprung der modernen Umweltökonomie lag in den USA.498 Dort disku-
tierten Ökonomen schon in den 1950er Jahren über jene Kosten, welche die technoökono-
mische Entwicklung zwar verursacht, welche aber ausserhalb des Marktprozesses liegen. Zu 
Beginn der 1970er Jahre liessen sich dann auch Schweizer Wirtschaftswissenschaftler vom 
Umweltschock beeinflussen.499 Manche begannen die Gegebenheiten des Wirtschaftssys-
tems zu überprüfen und fragten sich, wer die Kosten der Umweltbelastungen zu tragen habe. 
Im Bemühen, die externen Kosten in den Markt zu internalisieren, trugen diese Ökonomen 
dazu bei, die Konturen einer marktwirtschaftlich orientieren Umweltschutzpolitik zu entwer-
fen.500 
Mit diesem Ansatz wurde die Umweltzerstörung als Marktversagen gedeutet. Weil die Um-
weltgüter gratis oder zu billig seien, würden sie im Kalkül von Produzenten und Konsumen-
ten unberücksichtigt bleiben. Aus einem umweltökonomischen Blickwinkel aber sollten Luft, 
Wasser oder natürliche Rohstoffe in den Marktpreis miteingebunden werden. Dazu wurden 
marktorientierte Umweltschutzinstrumente wie Umweltabgaben oder Emissionszertifikate 
entwickelt.501 Mithilfe dieser ökonomischen Lenkungsmittel sollte die Umwelt in die Markt-
wirtschaft ‚hereingeholt’ werden. Einmal integriert, wäre eine ökologische Vernunft über 
Preissignale herbeizuführen. So wurde dem Markt bei der ‚Ökologisierung der Wirtschaft’ 
eine Hauptrolle zugewiesen, sollte doch dessen unsichtbare Hand einen Ausgleich zwischen 
Ökonomie und Ökologie herstellen. 
Die Idee, dass die ökologischen Konstruktionsfehler des Kapitalismus mit einer marktwirt-
schaftlichen Wirtschaftslenkung zu beheben seien, griff die SPS bereits 1982 auf. Im damali-
gen Parteiprogramm forderte man „neue Lenkungsinstrumente, die der wirtschaftlichen Ent-
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wicklung Ziel geben und Grenzen setzen“.502 Mit der Selbstverwaltung sollte das wirtschaftli-
che Geschehen einerseits auf der Unternehmensstufe neu ausgerichtet werden. Die Um-
weltabgaben andererseits sollten ökologische Vorgaben in Preissignale übersetzen, um der 
ökonomischen Entwicklung auf einer übergeordneten Ebene die erwünschte Richtung zu 
weisen. Je mehr sich aber im Verlauf der 1980er Jahre das ökosozialistische Selbstverwal-
tungskonzept als illusionär erwies, umso mehr rückte eine marktwirtschaftlich orientierte 
Umweltschutzpolitik in den Vordergrund, um die ökologische Wachstumsfrage schliesslich 
weniger durch ein alternatives Wirtschaftssystem als vielmehr durch die ökologische Umpo-
lung des Kapitalismus einer Lösung zuzuführen. 
Die Weichen dazu wurden in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre gestellt. 1986 forderte ein 
sozialdemokratisches Autorenkollektiv – ihm galt die „Ökologisierung der Wirtschaft“ als „eine 
der grossen Schlüsselfragen der Zukunft“ – ein neues Verständnis von Ökologie und Öko-
nomie.503 Der im Parteiprogramm von 1982 verabsolutierte Gegensatz von Markt und Um-
weltschutz sollte aufgehoben werden, weil „ein ökologisch richtig gesteuerter Markt“ zu einer 
„umweltgerechten Produktion und Konsumation“ führen könne.504 So wurde der Marktme-
chanismus, verbunden mit einer entsprechenden Preis- und Fiskalpolitik, als umweltpoliti-
sches Steuerungsmittel propagiert. Noch im selben Jahr forderte Otto Stich „soviel Markt wie 
möglich“, um den Umweltschutz zu bewerkstelligen.505 Diese Devise sah der sozialdemokra-
tische Bundesrat in den Lenkungssteuern erfüllt, würde man damit doch versuchen, die 
„Kosten des Umweltschutzes in den Marktmechanismus einzubauen“.506 In der Folge waren 
es besonders Ökonomen wie Rudolf Strahm oder Rudolf Rechsteiner, welche die Idee einer 
ökologischen Marktwirtschaft innerhalb und ausserhalb der SPS zu popularisieren versuch-
ten. Strahm forderte 1986 einen „sozialdemokratischen ‚Ökoplan’“, wobei marktwirtschaftli-
che Umweltschutzinstrumente eine bedeutsame Rolle spielen sollten.507 In den Jahren 1988 
und 1989 prüfte Rechsteiner für die SPS und den SGB die Idee, per Volksinitiative eine 
„Umweltumlage“ einzufordern.508 Weil sich aber umwelt- wie sozialpolitische Organisationen 
gegen dieses Vorhaben sträubten, wurde es bald beiseite gelegt. Rechsteiner indessen liess 
nicht locker und veröffentlichte mit „Umweltschutz per Portemonnaie“ ein Buch, um für die 
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ökologische Marktwirtschaft zu werben.509 Innerhalb der SPS fielen derartige Anstösse auf 
fruchtbaren Boden: Als 1988 sozialdemokratische Perspektiven für das 21. Jahrhundert ent-
worfen wurden, postulierten manche Visionäre die ökologische Reformierung des Kapitalis-
mus.510 Zu diesem Zeitpunkt verlangte auch die Zürcher Kantonalsektion, dass „der Markt in 
den Dienst des Umweltschutzes zu stellen“ sei.511 Und drei Jahre später bekannte sich die 
SPS klar zu einem „ökologischen Umbau der Wirtschaft“ und forderte verschiedene Umwelt-
abgaben ein.512 
Mit dem marktwirtschaftlichen Ansatz hielt ein neues Vokabular in die SPS Einzug. Nun er-
schien die Natur als Vertragspartnerin, es ging um die Internalisierung externer Effekte, um 
das Verursacherprinzip oder um das Festlegen ‚ökologischer Preise’. Diesem Wortschatz lag 
ein spezifisches Denken zugrunde, welches sich von den ökosozialistischen Annahmen 
grundsätzlich unterschied. Nun sollte der Ausgleich zwischen Ökonomie und Ökologie nicht 
mehr gegen den Kapitalismus, sondern vielmehr durch den Marktprozess herbeigeführt wer-
den. Dem neuen Konzept lag die Diagnose zugrunde, dass der Markt auf sensible Umwelt-
güter keine Rücksicht nehmen könne. Deshalb sollten Kosten, die bis anhin der Allgemein-
heit, der Natur oder den künftigen Generationen aufgebürdet worden waren, durch das 
Setzen politischer Preise in das Marktgeschehen internalisiert werden. So sollte die ökolo-
gisch gesteuerte Marktwirtschaft in den Dienst des Umweltschutzes gestellt werden. Diese 
Lösung ging von der Rationalität eines Marktes aus, in welchem Produzenten und Konsu-
menten Entscheidungen im Stile eine Homo oeconomicus treffen. Der Mensch galt als kalku-
lierendes Individuum, das sich durch Rentabilitätsanreize ökologisch steuern lasse. Umwelt-
verträgliches Verhalten sollte deshalb belohnt, Umweltschädigung finanziell bestraft werden. 
‚Ökologische Preise’ sollten also auf rationale Weise das umweltschützerische Eigeninteres-
se des Menschen wecken. 
Die theoretischen Vorteile der marktwirtschaftlichen Lenkungsinstrumente hatten die Um-
weltökonomen rasch errechnet und belegt. Gegenüber Verboten oder Geboten galten sie als 
ökonomisch und ökologisch effizienter. Dank ihnen sollte der Umweltschutz keine defensive 
Politik mehr verfolgen, die den Entwicklungen hinterherhinkt, sondern vielmehr das Innovati-
onspotenzial der Marktwirtschaft zur Entwicklung eines umweltgerechten Produktionsmodells 
freigesetzt werden. So konnte die empfohlene Umweltschutzpolitik mit ökonomisch-
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mathematischen Überlegungen untermauert werden. Diese rationale Beweisführung erklärt 
die Attraktivität des umweltökonomischen Konzeptes. Mit den entsprechenden Vorschlägen 
mussten die Umweltschützer nicht mehr als naturverbundene Träumer, ewiggestrige Maschi-
nenstürmer oder klassenkämpferische Systemüberwinder erscheinen. Weil das Vorhaben 
von umweltökonomischen Experten entwickelt worden war, kam es im Gegenteil in einem 
wirtschaftswissenschaftlichen Gewand daher. 
Ein weiterer Vorteil dieses Ansatzes war, dass er ganz auf dem Boden der bestehenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung stand. Die ‚Ökologisierung der Wirtschaft’ konnte so 
als sozialdemokratisches Reformprojekt präsentiert werden, das in Analogie zur ‚sozialen 
Marktwirtschaft’ stand.513 Nach den sozialen Unzulänglichkeiten sollten nun also auch die 
ökologischen Mängel des Kapitalismus abgefedert werden, ohne die marktwirtschaftlichen 
Spielregeln ausser Kraft zu setzen. Mit dieser Argumentation wurde es zur neuen Aufgabe 
der SPS, das bestehende System ökologisch umzugestalten. 
Dass sich die Umweltfrage ausgerechnet mit dem Markt lösen lasse, bestätigte die Auffas-
sung, dass der Gegensatz von Ökonomie und Ökologie zu überbrücken sei. Das Konzept 
einer marktwirtschaftlichen Umweltschutzpolitik verhiess nämlich den Ausbau des Wohl-
stands einerseits und die Erhaltung der Umwelt andererseits. Die Propagierung ökonomi-
scher Lenkungsinstrumente trug deshalb dazu bei, dass ab Mitte der 1980er Jahre einem 
Grundparadigma des ökologischen Diskurses der Boden entzogen wurde.514 Die Auffassung, 
dass der Schutz der Umwelt zwingend gegen die ökonomische Entfaltung gerichtet sei, ver-
lor an Plausibilität. Eine ökologisch orientierte Wirtschaftspolitik musste den technoökonomi-
schen Fortschritt im Gegenteil beflügeln – im Interesse der Umwelt. So sollten die Umwelt-
folgen der Industrialisierung mit den Waffen der Moderne bekämpft werden. Es war die 
Aufgabe der marktwirtschaftlichen Lenkungsinstrumente, ein „gewaltiges kreatives Potential“ 
(Rudolf Rechsteiner) zu mobilisieren, das den technologischen Wandel beschleunigt.515 Die 
Preissignale sollten umweltverträgliche Zukunftstechnologien rascher und effizienter nutzbar 
machen: „Ein Exportpotential für die Zukunft“, wie die SPS 1991 meinte.516 Damit konnten für 
den ökologischen Umbau – neben dem technologischen Innovationsschub – auch ökonomi-
sche Argumente geltend gemacht werden. Umweltschonende Technologien und Produkti-
onsverfahren galten als „Markt der Zukunft“, weshalb die propagierten Umweltschutzinstru-
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mente eine „neue wirtschaftliche Dynamik“ entfachen konnten.517 Ausgerechnet der Umwelt-
schutz wurde so zum Garanten jenes zukunftsträchtigen Wirtschaftswachstums erkoren, das 
die Wettbewerbsfähigkeit stärken, Exportchancen eröffnen und Arbeitsplätze schaffen soll-
te.518 Im Zeichen des Umweltschutzes sollte der wirtschaftliche Expansionsprozess nicht 
mehr gebändigt oder gebremst, sondern das Wachstum über den Umweltschutz gewährleis-
tet und beschleunigt werden. 
Gleichwohl hatte die ökologische Modernisierung einen entscheidenden Nachteil: Die ent-
sprechenden Instrumente waren unpopulär und politisch nur schwer durchsetzbar.519 Die 
mangelnde Akzeptanz blieb denn auch das Hauptproblem dieses Ansatzes. Dass sich indes-
sen ausgerechnet die bürgerlichen Parteien und die Wirtschaft diesen Instrumenten gegen-
über reserviert zeigten, war gleich doppelt paradox. Erstens wurden die ökologischen Hei-
lungskräfte des Marktes nun von einer Partei beschworen, die im Programm von 1982 
angesichts der Umweltkrise noch die Überwindung des Kapitalismus angestrebt hatte. Und 
zweitens stiessen die ökonomischen Umweltschutzinstrumente gerade bei jenen auf Vorbe-
halte, die fest auf dem Boden der Marktwirtschaft standen. Alle theoretischen Vorteile einer 
marktwirtschaftlichen Umweltschutzpolitik nützten aber nichts, solange diese nicht in der 
Praxis bewiesen werden konnten. 
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5 Der Atomenergiediskurs 
5.1 Im Banne des Atomzeitalters 
5.1.1 Der Anbruch der atomaren Ära nach dem Zweiten Weltkrieg 
Die Atomkraft offenbarte der Weltöffentlichkeit zunächst ihr entsetzlichstes Potenzial. Am 
frühen Morgen des 6. August 1945 legte eine Atombombe – diese wurde auch Little Boy ge-
nannt – die Stadt Hiroshima in Schutt in Asche. Die Hitze liess im Zentrum alles verbrennen 
oder verdampfen, die Druckwelle fegte das Restliche nieder und was blieb, wurde mit radio-
aktivem Fallout belegt. Drei Tage später wurde mit Nagasaki eine weitere japanische Metro-
pole verwüstet. 
Obschon das Schreckbild einer atomverbombten Welt apokalyptische Endzeitgedanken her-
vorrief, wurde die Nutzbarmachung der Atomenergie auch als Beginn eines hoffnungsvollen 
Kapitels der Menschheitsgeschichte gedeutet.520 Ausgehend von den USA verbreitete sich 
das Schlagwort des Atomzeitalters über die ganze Welt, verbunden mit der Aussicht, dass 
die friedliche Nutzung der Atomkraft eine Epochenwende herbeiführen würde.521 In der 
Schweiz war es kein Geringerer als Paul Scherrer, der wenige Monate nach den Atombom-
benabwürfen den Mythos des Atomzeitalters begründete. Der berühmteste Atomforscher des 
Landes kündete in einem viel beachteten Zeitungsartikel an: „Ein alter Traum der Menschheit 
ist in Erfüllung gegangen, als es der Physik gelang, Atome ineinander umzuwandeln und 
zugleich unzählige neue, bisher unbekannte Atomarten künstlich zu erzeugen. […] Jetzt ist 
es […] infolge der raschen Fortschritte […] gelungen, diese Energie im Grossen technisch 
zugänglich zu machen, und es scheint, als ob ein neues Zeitalter der Energiegewinnung an-
brechen wolle, das ‚Zeitalter der subatomaren Energie’.“522 
Tatsächlich hatte sich in den Schweizer Medien ab dem August 1945 eine angeregte Debatte 
über die neue Energieform entfaltet.523 Den Kontrapunkt zur militärischen Verwendung bilde-
ten dabei jene Utopien, welche an die zivile Nutzung des Atoms geknüpft werden konnten. 
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So kamen praktisch alle Zeitungsberichte zu dem Schluss, dass sich mit der neuen Techno-
logie ein schier unbegrenztes Anwendungsfeld eröffne, von der Energieerzeugung und 
Atommotoren bis hin zur landwirtschaftlichen, biologischen oder medizinischen Nutzung.524 
Der Mythos eines atomaren Zeitalters konnte nur deshalb so rasch diffundieren, weil das 
Phänomen der Radioaktivität seit seiner Entdeckung eine starke Faszination ausgeübt hatte. 
Die Stunde Null des Atomenergiediskurses bildete dabei das Jahr 1896, als Henri Becquerel 
jene geheimnisvolle Strahlung entdeckte, die vom Uran ausging. Zunächst malten besonders 
Wissenschaftler und Science-Fiction-Autoren die heraufziehende Epoche aus, noch bevor in 
technologischer die ersten Durchbrüche erreicht worden wären.525 Als dann am Ende des 
Zweiten Weltkrieges tatsächlich eine Zeitenwende ausgerufen werden konnte, nahm das 
Leitbild des Atomzeitalters mit einem Mal feste Konturen an. 
Die internationale Atombegeisterung erhielt Ende 1953 einen weiteren Schub, als Dwigth D. 
Eisenhower in seiner „Atoms for Peace“-Rede bekannt gab, dass die USA ihr kerntechnolo-
gisches Wissen allen Ländern zur Verfügung stellen würden.526 In der Schweiz war die Eu-
phorie umso grösser, als die 1. internationale Atomkonferenz im August 1955 in Genf statt-
fand.527 Zehn Jahre nach Hiroshima und Nagasaki fanden sich dort 1’400 Experten aus 73 
Ländern zusammen, um die ‚Atome für den Frieden’ nutzbar zu machen. Viele Beobachter 
kamen zu jenem Schluss, den Bundespräsident Max Petitpierre schon in seiner Eröffnungs-
rede zu der Konferenz vorweggenommen hatte: dass die Menschheit mit dem Atomzeitalter 
in eine verheissungsvolle Epoche eingetreten sei. 
Auch manche Schweizer Unternehmen wurden nun von der Atomeuphorie ergriffen und be-
fassten sich intensiver mit den Perspektiven einer industriellen Verwertung der Atomtechno-
logie. In der zweiten Hälfte der 1950er Jahre initiierten gleich drei Industriegruppen Projekte 
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zur Entwicklung von Versuchsatomkraftwerken.528 Die Subventionierung unterschiedlicher 
Versuchskonzepte wollte der Bund indessen nicht leisten, weshalb sich die drei Projektanten 
Ende 1960 in der Nationalen Gesellschaft zur Förderung der industriellen Atomtechnologie 
(NGA) zusammenschlossen. So machte sich die Dachgesellschaft im waadtländischen 
Lucens daran, den Traum eines Reaktors ‚Made in Switzerland’ in Form eines unterirdisch 
angelegten Versuchsatomkraftwerks umzusetzen.529 
Dem gewaltigen Potenzial des Atoms wollte sich auch die europäische Linke nicht ver-
schliessen. Im Gegenteil: Von Anfang an hat diese ungeheure Energiequelle die Zukunftser-
wartungen sozialistischer Visionäre beeinflusst. Im Jahr 1914 griff beispielsweise Herbert 
Wells, der auch im deutschsprachigen Raum für seine Science-Fiction-Geschichten bekann-
te englische Sozialist, die Utopie einer von allen Sorgen entledigten Menschheit auf.530 In 
einem Roman prophezeite Wells, dass es den Physikern in den 1950er Jahren gelingen 
würde, die neuen „Truhen voll geballter Energie“ mit Atomflugzeugen, Atomautos und allerlei 
Atommaschinen nutzbar zu machen.531 Ebenfalls sagte Wells voraus, dass die angekündigte 
‚befreite Welt’ erst durch den läuternden Umweg eines Atomkrieges erreicht werden könne. 
Als sich dann im August 1945 tatsächlich eine neue Epoche anzukündigen schien, erinnerten 
sich Schweizer Medien an die Voraussagen des englischen Autors.532 
Nach dem Zweiten Weltkrieg hat der Mythos des Atomzeitalters weltweit die sozialistischen 
Vorstellungen geprägt. Linke Politiker, Autoren oder Theoretiker wurden vom nuklearen En-
thusiasmus erfasst und teilten die Idee einer neuen, goldenen Epoche. Mit der Auffassung, 
dass die neue Energiequelle in den Dienst des Sozialismus gestellt werden könnte, haben 
intellektuelle Vordenker in Deutschland, Frankreich oder Belgien sogar besonders fantasti-
sche Zukunftsbilder entworfen.533 Als 1955 beispielsweise der zweite Band von Ernst Blochs 
‚Prinzip Hoffnung’ erschien, schwärmte der marxistische Philosoph von den „subatomaren 
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Impulsen“.534 Dem Deutschen war, „als ob Fabriken unmittelbar über den Energieorgien der 
Sonne oder des Sirius stünden“.535 Dank der Atomkraft stünde „Energie, die sonst in Millio-
nen von Arbeitsstunden gewonnen werden musste“, nunmehr „in schmalen Büchsen“ zur 
Verwendung bereit.536 Nicht minder schwärmerisch fielen im Jahr darauf die Atomfantasien 
des französischen Sozialisten Angelos Angelopoulos aus.537 In seinem Buch, das sogleich 
auch auf Deutsch erschien, versprach die „Zähmung der Atomenergie“ nicht nur eine wis-
senschaftlich-technologische, sondern ebenfalls eine wirtschaftliche, soziale und politische 
Revolution.538 Ähnlich wurde die Atomenergie in Belgien durch den trotzkistischen Vordenker 
Ernest Mandel interpretiert. 1962 erkannte dieser in der atomaren Nutzbarmachung eine 
„dritte industrielle Revolution“, welche in einer sozialistischen Gesellschaft im „Überfluss“ 
enden könnte.539 
Bei allen drei Autoren basierte die Erwartung einer Zäsur auf den phantastischen Mutmas-
sungen über die neue Technologie. So schrieb Bloch in seinem philosophischen Hauptwerk, 
die Atomenergie schaffe „aus Wüste Fruchtland, aus Eis Frühling. Einige hundert Pfund Ura-
nium und Thorium würden ausreichen, die Sahara und die Wüste Gobi verschwinden zu las-
sen, Sibirien und Nordkanada, Grönland und die Antarktis zur Riviera zu verwandeln.“540 
Auch andere Linke träumten von der atomaren Fruchtbarmachung: „Die Pole werden be-
wohnbar werden und die Wüsten in Blüte stehen“, sagte etwa Angelopoulos voraus.541 Wäh-
rend derart überzogene Vorstellungen auch abseits der Linken ersonnen wurden, waren an-
dere Visionen exklusiv sozialistisch. So war Mandel davon überzeugt, dass die Atomenergie 
den Rahmen des Privateigentums sprengen müsse, weil sie der Lenkung einer sozialisti-
schen Gesellschaft bedürfe. Ohne gesellschaftliche Kontrolle dagegen riskiere man die „Zer-
störung der Freiheit, der Zivilisation und der Menschheit“.542 Auch Bloch erkannte in der ato-
maren Nutzung ein sozialistisches Projekt, könne das Potenzial dieser progressiven 
Technologie doch nicht „auf dem Boden der bürgerlichen Beziehung“ entfaltet werden.543 
Angelopoulus hingegen sah in der Nutzbarmachung der Atomenergie eher ein soziopoliti-
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sches Versöhnungsprojekt, das „zur Einheit der Welt“ verbinden sollte.544 Im Atomzeitalter 
ereigne sich die „‚Sozialisierung’ des Kapitalismus“ einerseits und die „‚Demokratisierung’ 
des Kommunismus“ andererseits, so dass zwischen Ost und West eine „Begegnung auf 
halbem Wege“ stattfinden müsse.545 
Was die europäischen Linksintellektuellen formulierten, hat auch in der Schweiz das Denken 
der traditionellen Linken geprägt. Nach dem Zweiten Weltkrieg nahmen SPS und PdAS die 
Rede vom Atomzeitalter auf, wobei mit dem Anbruch der atomaren Epoche eine andere, 
„bessere“ Welt erwartet wurde. Diese vergangenen Zukunftsperspektiven müssen nachge-
zeichnet werden, bevor die Verwerfungen der 1970er und 1980er Jahre erarbeitet werden 
können. Deshalb wird im Folgenden dargestellt, wie die schweizerischen Linksparteien in 
den Bann des Atomzeitalters gerieten. 
5.1.2 PdAS: Das Atomzeitalter als „Zeitalter des Kommunismus“ 
Es waren US-amerikanische Atombomben, die im August 1945 die Kernphysik schlagartig 
ins Bewusstsein der Weltöffentlichkeit rückten. Obschon ausgerechnet der kapitalistische 
Klassenfeind die Atomenergie entladen hatte, erlag auch das kommunistische Lager nur we-
nig später dem Bann des Atomzeitalters.546 Ganz im Zeichen der Atomenergie sah etwa die 
„Voix ouvrière“ eine neue Zeit am Horizont aufziehen: „Un nouvel âge s’annonce; nous ent-
rons dans l’âge de l’atome.“547 
Die atomare Nutzbarmachung interpretierte man als Anfang einer neuen Periode, die als 
eine der bedeutungsvollsten in die Menschheitsgeschichte eingehen sollte. Als epochale 
Errungenschaft war die Bedeutung der neuen Technologie jedoch nur schwer zu fassen, 
weshalb deren Wert mit geschichtlichen Vergleichen ermessen werden musste. Dabei galt 
die „Nutzbarmachung der Atomkraft“ als „grösste Revolution unserer Zeit“.548 Als solche 
schien sie den Kommunisten der Zähmung des Feuers ebenbürtig zu sein.549 Hatte dessen 
Eroberung einst Werkzeuge aus Bronze, Kupfer oder Eisen ermöglicht, sollte auch das 
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Atomzeitalter zu Errungenschaften führen, die das Vorangehende bei weitem übertreffen 
würden. Die Atomspaltung – so wurde deshalb spekuliert – könnte in ihrer Wirkung Erfindun-
gen wie die Dampfmaschine oder die Elektrifizierung sogar noch überbieten. So hatten auch 
die Kommunisten das Gefühl, Zeugen einer historischen Zeitenwende zu sein. 
Die Idee einer „révolution atomique“ konnte sich nach dem August 1945 also mit Leichtigkeit 
in den Köpfen der umbruchwilligen Kommunisten festsetzen.550 Aus einer militärischen Per-
spektive sah man zwar die Gefahr, dass die ‚Dollarimperialisten’ mit ihren Atombomben die 
ganze Welt bedrohen, erschrecken und fügsam machen könnten. Und in ziviler Hinsicht 
ängstigte man sich davor, dass die USA dank der Atomenergie ein industriell-
technologisches Übergewicht schaffen würden.551 Je mehr sich aber das Ende des amerika-
nischen Atommonopols abzuzeichnen begann, desto mehr konnte die PdAS dieser neuen 
Energiequelle abgewinnen. Als dann die UdSSR am 29.8.1949 ihren ersten Atomtest durch-
führte, hat die PdAS die populären Visionen des Atomzeitalters sogar noch überboten. Durch 
den Fortschritt der sowjetischen Atomtechnologie wurde die Partei von einer weiteren Be-
geisterungswelle erfasst und begann definitiv, den Traum von einer besseren Welt in die nuk-
leare Energieform einzubetten. Da sich nun das Geheimnis der Atomspaltung auch dem So-
zialismus erschlossen hatte, konnte die PdAS sogar der atomaren Waffe positive Seiten 
abgewinnen, denn in den Händen der Kommunisten sollte diese ihre Wirkung „zu friedlichen 
Zwecken“ entfalten.552 So wurde anstelle des Menschen die Natur zum atomaren Angriffsob-
jekt auserkoren – im Zeichen des sozialistischen Fortschritts wohlverstanden. 
Tatsächlich sollte die Sowjetunion dank der Atomkraft nachhaltig umgestaltet werden. Einer-
seits wollte die PdAS Berge sprengen, Flüsse umleiten, Wüsten bewässern und Sumpfland-
schaften trocken legen. Andererseits sollten mit der Atomsprengkraft künstliche Landschaften 
kreiert werden, um Landwirtschaft zu betreiben, Industriezonen zu schaffen oder Erholungs-
flächen zu gestalten. Mit Hilfe der Atombomben schien die Umgestaltung der Erdoberfläche 
nach Belieben möglich zu sein. „Das Land des Sozialismus bändigt Flüsse und Klima“, froh-
lockte deshalb der Vorwärts im Januar 1950, denn in der Sowjetunion würden „solche gewal-
tigen Pläne zur Umgestaltung der Natur nicht nur ins Auge gefasst, sondern auch durchge-
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führt“.553 So sollte in diesem Staat – „zum Wohl all seiner Menschen“ – eine „Grossoffensive 
gegen Wüsten und sengende Winde, eine Grossoffensive des Friedens“ beginnen. „Ja, im 
Land des Sozialismus werden die Flüsse gezwungen, ihren Lauf zu ändern“, wurde weiter 
versichert, „der Mensch baut ihnen neue Mündungen, gibt ihrem Flussbett neue Richtungen 
vor.“ Wenige Monate zuvor hatte die gleiche Parteizeitung ihren Lesern versprochen, dass 
sich die Wüsten Mittelasiens per „Atomexplosionen in der Sowjetunion“ in „einen luxuriösen 
Garten verwandeln, wo die verschiedensten tropischen Pflanzen, Baumwolle, Kautschuk 
sowie alle anderen Gemüsearten wachsen werden“.554 Bis Mitte der 1950er Jahre hielt der 
Vorwärts daran fest, dass die „toten Ländereien“ mit den Atomsprengköpfen „märchenhaft 
fruchtbar“ gemacht werden können, dass die kargen Wüsten erblühen und obstbehangenen 
Grünplantagen weichen.555 Die nuklearen Sprengsätze sollten zur grossräumigen Land-
schaftsgärtnerei eingesetzt werden, wobei das Problem der radioaktiven Verseuchung kur-
zerhand übergangen wurde. So wurden die wahnwitzigen Projekte als propagandistische 
Mittel eingesetzt, um den Parteifreunden die Wunder des sozialistischen Gesellschaftssys-
tems vor Augen zu führen. 
Im Juni 1954 hatte die sowjetische Atomforschung weitere Fortschritte gemacht, indem es ihr 
gelungen war, die Elektrizität eines Atomreaktors in das Hochspannungsnetz einzuspei-
sen.556 Damit war die Sowjetunion das erste Land der Welt, welches die atomare Energie 
industriell zu nutzen vermochte. Die grundsätzliche Sympathie, welche die PdAS seit dem 
Zweiten Weltkrieg für diese viel versprechende Energiequelle hegte, steigerte sich nun zu 
der Vision vom kommunistischen Atomzeitalter. Dass sich die Energienöte bald im atomaren 
Überfluss auflösen könnten, eröffnete der PdAS fantastische Perspektiven. Zum einen sollte 
„rund ums Eismeer […] blühendes Leben (entstehen)“, indem ein Damm die Beringstrasse 
verschliessen und mächtige Atompumpwerke einen „künstlichen Golfstrom“ erzeugen soll-
ten.557 Zum anderen sollten „Wüsten in Gärten verwandelt werden“, denn durch die „uner-
schöpflichen Energiequellen“ würden sich Bewässerungsprojekte überall realisieren las-
sen.558 
Mit der Erschliessung arktischer Gebiete oder der Bewirtschaftung unwirtlicher Gegenden 
wurden atemberaubende Projekte an die atomare Energiegewinnung geknüpft. Doch die 
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PdAS versprach sich von der Atomspaltung mehr als nur billigen Strom auf immer und ewig. 
Weit über die Energieversorgung hinaus schien das Atom nun zu ermöglichen, was bis dahin 
dem Reich der Fantasie angehört hatte. Durch seine Anwendung sollten „umwälzende Erfol-
ge auf den Gebieten der Botanik, Medizin, Bewässerungstechnik, Krafterzeugung usw.“ er-
zielt werden können.559 Man glaubte also über ein Instrument zu verfügen, das schier unvor-
stellbare Wunder zu vollbringen vermochte. So schaute die PdAS Mitte der 1950er Jahre in 
eine Zukunft, die gewaltige Umwälzungen versprach. Die Atomtechnologie schien dafür den 
geeigneten Rahmen zu bieten, weshalb das Atom zum Sinnbild einer neuen Ära geworden 
war. 
Teil des breiten Spektrums viel versprechender Neuerungen war seit dem August 1945 die 
Entwicklung so genannter Atommotoren.560 Seither meinten die Kommunisten, den Atlantik 
alsbald mit Hilfe einer Energiequelle überqueren zu können, die nicht mehr Platz als eine 
Erbse beanspruchen sollte. So wurde die Revolutionierung des Verkehrswesens erwartet, 
sollte doch der Traum grenzenloser Mobilität Wirklichkeit werden. Paul Scherrer sah sich im 
November 1945 dazu veranlasst, gegen „das Märchen von der Uranpastille“ vorzugehen, 
denn die Physik sehe „keine Möglichkeit für eine Kleinmaschine dieser Art“, und das Atomau-
to sei „in das Reich der Fabel zu weisen“.561 Obwohl feststand, dass sich atomgetriebene 
Vehikel so schnell nicht würden realisieren lassen, hielt die PdAS die Visionen nuklearer Mo-
bilität aufrecht. „Jules Vernes Utopien werden Wirklichkeit – durch die Atomenergie“, titelte 
der Vorwärts etwa im März 1955.562 So sollten Kleinreaktoren Automobile in Gang halten, 
Lokomotiven bewegen, Schiffe über die Meere treiben oder Flugzeuge durch die Luft gleiten 
lassen. So phantastisch diese atomgetriebene Vehikel auch anmuteten, die PdAS malte sol-
che Pläne aus, als ob sie kurz vor der Realisierung stünden. Ungeachtet aller physikalischen 
Grenzen verkündete etwa der Vorwärts, dass „das Atomauto kommt!“, und druckte noch 
1958 das Schema eines „Atomflugzeuges“ ab.563 Die „Atommotoren“ versprachen also weit 
mehr als nur die Eroberung der Strassen. Die Weltmeere, die Atmosphäre und sogar der 
Weltraum sollten dem Menschen ebenfalls zugänglich werden. So glaubte die PdAS, dass im 
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Atomzeitalter Distanzen zusammenschrumpften, Kontinente näher rückten und der Globus 
umrundbar würde.564 
Wie das Verkehrswesen sollte auch die Produktionswirtschaft durch die nuklearen Umwäl-
zungen radikal umgestaltet werden. Mit Hilfe der „mächtigen Ausstrahlungsquellen“ erhoffte 
sich der Vorwärts etwa die „Entstehung und Entwicklung neuer Industriezweige“.565 Durch die 
industrielle Verwertung der Atomtechnologie sollten neue Metalle oder Kunststoffe gewonnen 
werden, was die Revolutionierung verschiedenster Branchen verhiess. Diese wirtschaftlichen 
Anwendungsmöglichkeiten versprachen genügend Reichtum, um alle Bedürfnisse befriedi-
gen zu können. Armut, Not oder Entbehrung waren somit überwindbar dank der Atomspal-
tung als Königsweg zur materiellen Prosperität. 
Nichts verkörperte die Wunder der Atomtechnologie aber stärker als die Tatsache, dass 
chemische Stoffe nun ineinander umgewandelt werden konnten. Obwohl in den Laboratorien 
nur die Umsetzung kleinster Stoffmengen gelang, hatte Paul Scherrer schon 1945 verkündet, 
dass mit der Umwandlung von Atomen ein alter Menschheitstraum in Erfüllung gegangen sei. 
Die technologischen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Transmutation blieben zwar 
gross, und die Goldsynthese etwa blieb wirtschaftlich bedeutungslos. Trotzdem war der 
PdAS diese geradezu magische Befähigung noch neun Jahre später präsent. Die „moderne 
Wissenschaft“ sollte demnach „jene Verwandlung von Elementen verwirklichen, von der die 
Alchemisten im Mittelalter träumten, und die noch vor kurzem als unmöglich galt“.566 Stick-
stoff zu Sauserstoff, Quecksilber zu Gold – in den Kernumwandlungsprozessen sahen die 
Kommunisten den Beweis, dass sich der Mensch nun nach Belieben in das Getriebe der 
Natur einzuschalten vermochte. 
Dass durch den Umbau der Atomkerne neue Stoffe fabriziert werden konnten, bestärkte in-
nerhalb der PdAS die Idee, wonach sich der Mensch zum Herren über seine natürliche Um-
welt aufschwingen könne. Die Kernphysiker hatten der Natur die grössten Geheimnisse ent-
rissen, und jetzt sollten die Kommunisten dieses Wissen dazu benutzen, um die Welt nach 
den eigenen Plänen zu gestalten. So verkündete der Vorwärts mit der Atomtechnologie „das 
Zeitalter des grossen Sieges des Menschen über die Natur“.567 Hinter dieser Ankündigung 
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steckte die offen formulierte Ansicht, dass die menschliche Existenz „durch den Kampf gegen 
die Natur gekennzeichnet“ sei.568 In dieser Auseinandersetzung war die Atomspaltung der 
entscheidende Trumpf, denn sie sollte den Menschen in die Rolle des schöpfenden Lenkers 
versetzen, der über die Natur zu bestimmen vermochte. Im „friedlichen Atom“ sahen die 
Kommunisten deshalb jenen „Schlüssel zu Wohlstand und Glück“, der „uns auf eine neue 
hohe Stufe der Macht des Menschen über die Natur (trägt)“.569 Der Mensch selbst hatte die 
„titanische Kraft der Atome“ freigesetzt – und wurde damit zum „Herr der Natur“.570 Als sol-
cher konnte der Homo sapiens die Erde seinem Willen unterwerfen und diese nach eigenem 
Gutdünken umgestalten. Dabei sollten jene Erdteile domestiziert werden, die nach menschli-
chem Ermessen als zu kalt, zu heiss, zu trocken oder zu feucht erschienen. Leben, Glück 
und Wohlstand sollten selbst an jene unwirtlichen Orte gebracht werden, auf die kaum je ein 
Mensch einen Fuss gesetzt hatte. Berge versetzen, Wüsten begrünen, Flüsse umleiten, das 
Klima bestimmen: Mit der Befähigung, die Natur zu beherrschen und zu unterjochen, schie-
nen dem Menschen nunmehr keine Grenzen mehr gesetzt zu sein. 
Aus ihrem ökonomisch-utilitaristischen Standpunkt sah die PdAS in der Atomenergie nicht 
nur ein Mittel zur Umgestaltung der Natur, sondern auch eine gesellschaftliche Antriebskraft. 
Als alles verwandelnde Macht musste die nukleare Technologie auch zur Umwälzung des 
sozialen Systems beitragen. Mit ihrer Hilfe sollte die Menschheit zum Sozialismus fortschrei-
ten können. Diese Überzeugung schöpfte der Vorwärts 1949 aus der Tatsache, dass in der 
Vergangenheit technoökonomische Errungenschaften immer auch politisch-soziale Revoluti-
onen eingeleitet hatten.571 Die Dampfmaschine hatte einst das bürgerliche Zeitalter begrün-
det, jetzt sollte der Übergang zur Atomtechnologie die sozialistische Wende schaffen. So 
sollten die ‚Profitkapitalisten’ – wie einst die Sklavenhalter oder Feudalherren – durch den 
Gang der Geschichte verschwinden. Deshalb präsentierte sich die PdAS am 1. Mai 1955 als 
„Partei des Fortschritts“, welche sich aus guten Gründen der Atomtechnologie verschrieben 
habe: „Die Atomenergie ermöglicht ins Unermessliche die Nutzbarmachung der Natur und 
die Steigerung der Produktion all dessen, wessen der Mensch zum Leben bedarf. So schrei-
tet die Menschheit immer vorwärts, von einer Stufe zu (sic!) andern, von einer gesellschaftli-
chen Ordnung zur andern.“572 Im gleichen Jahr liess die PdAS an ihrem Parteitag verlauten, 
dass die Menschheit „mit der Nutzbarmachung der Atomenergie“ einen „entscheidenden 
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Schritt vorwärts getan“ habe.573 Nun sei „die materielle Voraussetzung für die Vergesellschaf-
tung der Produktion und die Ersetzung der kapitalistischen durch die sozialistischen Produk-
tionsverhältnisse gegeben. Der Uebergang vom Kapitalismus ist für die ganze Welt möglich 
und notwendig geworden, und niemand und nichts wird imstande sein, den Gang der Ent-
wicklung zu verhindern.“ 
Diese Hoffnungen wurden insofern gestützt, als „die grösste Idee der Menschheit, der Kom-
munismus, im Bunde mit der stärksten Naturkraft, der Atomkraft […] unüberwindlich“ sei.574 
Deshalb stand nunmehr fest, dass der „Traum vom ‚amerikanischen Jahrhundert’“ ausge-
träumt sei: „Das Atomzeitalter ist gleichzeitig das Zeitalter des Kommunismus“. Die Atom-
energie sollte eine gesellschaftliche Kraft entfachen, die das alte Sozialsystem bzw. den Ka-
pitalismus sprengen würde. Dieses Potenzial lag in der Atomkraft selbst, musste sie doch 
aufgrund ihrer „Eigengesetzlichkeit“ zur „Verwirklichung des Sozialismus“ führen.575 Ende 
1957 mündeten all die Utopien, welche die PdAS an der Atomkraft festmachen konnte, in die 
Gewissheit, dass die sozialistische Fortschrittsidee bewiesen sei: „Die Entdeckung und 
Nutzbarmachung der Atomenergie bewahrheitet die These, dass sich die Geschichte der 
Menschheit in steter Vorwärtsentwicklung befindet. Es gibt kein Zurück.“576 
5.1.3 SPS: Die Nutzbarmachung der Atomenergie als „Lebensnotwendig-
keit“ 
Die atomare Zäsur von 1945 konfrontierte die SPS schlagartig mit den Schrecknissen des 
Atomzeitalters, prägte fortan aber auch deren positive Zukunftserwartungen. So beflügelte 
die Atomenergie, der man einen herausragenden Einfluss auf die Menschheitsgeschichte 
zuschrieb, die sozialdemokratischen Fortschrittsutopien. Die Berner Tagwacht sah fünf Tage 
nach Hiroshima die Morgenröte eines neuen Zeitalters aufziehen, indem sie der militärischen 
Destruktion die Potenziale einer friedlichen Verwertung gegenüberstellte. Aus dieser Per-
spektive sagte die sozialdemokratische Zeitung voraus, dass mit der „Atom-Zertrümmerung“ 
die „grösste Revolution aller Zeiten“ bevorstehe.577 In zivile Bahnen geleitet, stelle die Atom-
technologie „eine neue, höhere Stufe der Zivilisation“ in Aussicht, indem „riesige Werte“ über-
flüssig, die Arbeit und das Leben erleichtert würden. In den 1950er Jahren nahm das Ver-
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trauen in die Wirkungsmacht der Atomkraft nochmals zu, sollte ihr Potenzial doch alle bishe-
rigen Massstäbe überschreiten können. So meinte eine Stimme 1955, es sei „nicht zuviel 
behauptet, wenn man verspricht, dass die Anwendung der Atomenergie das Gesicht unserer 
alten Welt total verändern wird“.578 Und zwei Jahre später bezeichnete Willy Spühler – bald 
sollte er als Bundesrat das Energieressort leiten – die Atomtechnologie als „historische, als 
Geschichte machende Kraft“.579 So schienen die Genossen eine eigentliche Zeitenwende zu 
erwarten. 
Dieser Optimismus basierte seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges auf den „phantastischen 
Fortschritte(n)“, welche die SPS vom „anbrechenden Zeitalter der Atomenergie“ erwarten 
durfte.580 Die Rede von einer atomaren Ära signalisierte, dass sich mit der Atomspaltung ein 
neuer Kosmos ungeheurer Möglichkeiten auftun könnte. Als neue „umwälzende Produktiv-
kraft“ schien die Atomtechnologie nämlich fähig, verschiedenste Bereiche zu einem Struktur-
zusammenhang zu vereinen.581 So sollten von den Atomen diverse Impulse ausgehen, die 
den Lebensstandard heben und das gesellschaftliche Wohlergehen befördern. Grundlegen-
de Umwälzungen wurden deshalb nicht nur im Energiebereich, sondern auch in der Wirt-
schaft, Chemie, Medizin, Biologie oder in der Landwirtschaft erwartet.582 Dass dank der 
Atomreaktoren Materialien radioaktiv aufgeladen werden konnten, sollte „ungeahnte Anwen-
dungsmöglichkeiten“ eröffnen.583 Mit Isotopen bestrahlte Pflanzen etwa sollten zu neuen 
Frucht- und Pflanzensorten führen, während radioaktive Heilpräparate den gefürchtetsten 
Volkskrankheiten entgegenwirken sollten. Und in industrieller Hinsicht versprachen die radio-
aktiven Stoffe den Ausbau der Automatisierung voranzutreiben. So wurde vom Atomzeitalter 
die Beseitigung unzähliger Probleme erwartet, wobei den Utopien keine Grenzen gesetzt 
waren. 
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Die Atomtechnologie wurde vor allem deshalb zum Inbegriff einer besseren Zukunft, weil sie 
eine neue Form der Stromerzeugung ermöglichen sollte. Die Energiefrage hatte seit jeher 
einen Schatten über die Moderne geworfen, doch jetzt sollten dank des radioaktiven Zerfalls 
alle Engpässe überwunden werden. Einerseits nahm nämlich der Energiehunger in der 
Schweiz unablässig zu. Für die SPS war die Zunahme des Strombedarfs ein unhinterfragter 
Sachzwang, denn all die neuen Fabriken, Maschinen, Kühlschränke oder Küchengeräte 
mussten zum Laufen gebracht werden. So sollten die Errungenschaften des Wohlstands 
energetisch abgesichert und ausgebaut werden. Andererseits war klar, dass der Ausbau der 
hydrologischen Energieproduktion früher oder später an Kapazitätsgrenzen stossen musste. 
Viele Flüsse waren bereits begradigt und gestaut, Bergbäche zubetoniert und selbst die ent-
legensten Bergtäler mit Staumauern versehen. Bewusst war den SPS-Exponenten ebenfalls, 
dass der unablässig steigende Energiebedarf nicht für alle Zeiten durch Kohle oder Rohöl 
befriedigt werden konnte. In diesem Dilemma erwies sich die Suche nach neuen Energie-
quellen „als unerlässliche Voraussetzung für den weiteren technischen und wirtschaftlichen, 
kulturellen und sozialen Fortschritt der Menschheit“.584 
Fündig wurde die SPS in der Atomenergie, um sich des Energieproblems ein für allemal zu 
entledigen. Ein sozialdemokratischer Redaktor etwa meinte 1957, dass mit der Atomenergie 
„auf uneingeschränkte Zeiten Energiequellen zur Verfügung stehen werden, so stark sie 
auch ausgenützt werden mögen“.585 Und das Volksrecht glaubte im gleichen Jahr, dass „eine 
der Lebensfragen unseres Landes, das Energieproblem“, gelöst werden könne.586 Weil die 
Stromversorgung unbedingt gesichert werden musste, erschien die Nutzbarmachung der 
neuen Energiequelle nicht nur wünschenswert, sondern geradezu als „Existenzfrage“, wie 
Willy Spühler am damaligen Parteitag ausführte.587 Dass mit der Revolutionierung der Elekt-
rizitätsgewinnung bald unerschöpfliche Energiequellen zur Verfügung stehen könnten, hat 
innerhalb der SPS die Idee des ewigen Wachstums beflügelt. Der Entfaltung des Menschen 
sollten nun keine Grenzen mehr gesetzt sein. 
Das goldene Zeitalter des Atoms sollte der Schweiz nicht nur energetische, sondern auch 
entsprechende ökonomische Möglichkeiten eröffnen. So erachtete es Willy Spühler 1957 als 
„Gemeinplatz“, dass mit „der Atomenergie eine neue Epoche der wirtschaftlichen Entwick-
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lung angebrochen“ sei.588 Aus einer ökonomischen Perspektive erschien die Atomenergie 
einerseits als Treibstoff, um den Wirtschaftsmotor höher und höher drehen zu lassen. Ohne 
die Atomenergie aber „würde unser Volks bald seinen Lebensstandard senken müssen“, hielt 
Fritz Giovanoli am Parteitag von 1957 unter allgemeiner Zustimmung fest.589 So schien dem 
SPS-Nationalrat die Nutzbarmachung der neuen Energiequelle eine „Lebensnotwendigkeit“ 
zu sein. Andererseits sah man mit der Entwicklung der Atomtechnologie ein neues Wirt-
schaftsfeld aufgehen. Von einem „Atom-Boom“, der als „Riesengeschäft“ einzig mit dem 
„Erdöl-Boom“ zu vergleichen sei, war die Rede.590 In dieser Goldgräberstimmung wurde der 
Anschluss ans Atomzeitalter zur Pflicht, denn für die Schweizer Industrie schien nichts weni-
ger als die Existenz auf dem Spiel zu stehen. Deshalb unterstützte die SPS die Entwicklung 
einer schweizerischen Reaktorlinie. Diese Kraftanstrengung galt als unerlässlich, um die Zu-
kunft des Landes zu sichern.591 Übertroffen wurden die wirtschaftlichen Erwartungen noch 
von der SPD, deren Grundsatzprogramm von 1959 ganz im Zeichen des Atomzeitalters 
stand: „Das ist der Widerspruch unserer Zeit“, lauteten die ersten Zeilen zum Gegensatz zwi-
schen militärischer und ziviler Nukleartechnologie, „dass der Mensch die Urkraft des Atoms 
entfesselte und sich jetzt vor den Folgen fürchtet […]. Aber das ist auch die H o f f n u n g 
dieser Zeit, dass der Mensch im atomaren Zeitalter sein Leben erleichtern, von Sorgen be-
freien und Wohlstand für alle schaffen kann […].“592 
Im Atomzeitalter gelangten viele Genossen zur Überzeugung, dass die machtvolle Technolo-
gie auch gesellschaftliche Umwandlungsprozesse auslösen müsse. Zunächst schien das 
atomare Zerstörungspotenzial klar gegen das kapitalistische Gesellschaftssystem zu spre-
chen und eine sozialistische Planung notwendiger denn je zu machen.593 Je mehr dann die 
zivilen Aspekte in den Vordergrund traten, desto mehr wurde die industrielle Verwertung der 
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Atomenergie als sozialistisches Zukunftsprojekt interpretiert. Die anbrechende Epoche ver-
sprach die menschliche Gesellschaft schneller zu verändern als jede zuvor, sollten die neuen 
Energiequellen doch Armut und Rückständigkeit überwinden können. Darüber hinaus galt die 
Atomenergie als gesellschaftlicher Aufstiegsmotor, dank der die unteren Gesellschaftsschich-
ten einen Klassenwechsel nach oben vollziehen könnten. Im Sog der neuen Technologie 
sollten einfache ‚Büezer’ zu kompetenten „Atomtechnikern“ aufsteigen, zu Ingenieuren und 
Physikern oder zu Facharbeitern wie Elektromonteuren und Maschinenschlossern.594 
In diesem Sinne trug Willy Spühler 1957 dem Parteitag vor, dass die „Anwendung der Atom-
energie“ genau das erfordere, „was die Arbeiterschaft durch ihren politischen und gewerk-
schaftlichen Kampf anstrebt“: Das „Proletariat von einst verschwindet“ und werde „abgelöst 
von einer immer grösseren Zahl von wissenschaftlich, technisch, organisatorisch geschulten 
Betriebsleuten, Arbeitern und Angestellten“.595 Die Idee, dass die Schicht gebildeter Arbeits-
kräfte im Atomzeitalter tiefer denn je in die Gesellschaft hineinreiche müsse, wurde vom 
Volksrecht umgehend aufgegriffen. Im Zuge dieser Entwicklung – so prophezeite die Partei-
zeitung – würde „die Figur des autokratischen ‚Wirtschaftsführers’ als sozial überlebt und 
überflüssig anerkannt. Die Wirtschaft wird entsprechend der historischen Forderung der so-
zialistischen Bewegung zur Sache des Volkes.“596 Aus dieser Perspektive wurde die Atom-
energie zu einer Produktivkraft erklärt, welche den sozialistischen Transformationsprozess 
beschleunigt. Die Demokratisierung der Wirtschaft und die Beseitigung alter Bildungsprivile-
gien sollten die Zukunftsziele der SPS mehr und mehr in Reichweite rücken.  
Wie die PdAS hatte sich auch die SPS nach dem Zweiten Weltkrieg dem Atomzeitalter ver-
schrieben, wobei der Höhepunkt der Euphorie in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre erreicht 
wurde. Dann aber büsste der Glaube an das ungeheure Potenzial der Kernspaltung an 
Überzeugungskraft ein, nicht nur innerhalb der traditionellen Linken, sondern auch in der 
breiten Öffentlichkeit.597 Die Medien beispielsweise verloren mehr und mehr das Interesse, 
und die verbliebenen Zeitungsartikel wurden der Wirtschafts- oder Wissenschaftsredaktion 
überlassen.598 Das Atomzeitalter hatte seine Leitbild-Funktion offenbar nur so lange erfüllen 
können, wie es in die ferne Zukunft gerichtet war. Je näher aber die energetische Nutzung in 
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den 1950er Jahren rückte, desto mehr verlor der atomare Mythos an Glanz. Die illusionären 
Vorstellungen kollidierten mit der Realität, sodass die Idee des goldenen Atomzeitalters im 
Verlauf der 1960er Jahre verblasste. 
Diese Ernüchterung griff auch auf die Parteien der traditionellen Linken über. Hatte die Atom-
spaltung die sozialistischen Visionen zunächst beflügelt, ging der Enthusiasmus in den 
1960er Jahren merklich zurück. Die Sozialdemokraten wurden 1960 in der Roten Revue 
darüber informiert, dass sich weder das Atomauto noch das Atomflugzeug realisieren lasse. 
Ausser zur Stromerzeugung gebe es vorläufig „wenig andere wirtschaftliche Anwendungen 
der Kernenergie“, und selbst der Atomstrom sei teurer und problembehafteter als gedacht.599 
Diese Erkenntnis über eine vermeintlich omnipotente Technologie dämpfte die Atomeuphorie 
der Linken nachhaltig. Mit der technologisch-industriellen Realität wurden auch den All-
machtsfantasien der Kommunisten die Grundlage entzogen, denn selbst in der Sowjetunion 
blieben jene atomgetriebenen Umwälzungen aus, welche die Proklamierung einer Zeiten-
wende erst gerechtfertigt hätten. So ersetzte der Vorwärts ab Ende der 1950er Jahre die 
nukleare Ära mehr und mehr durch das „Zeitalter der Weltraumschifffahrt“.600 Dass die Sow-
jetunion am 4. Oktober 1957 den ersten Satelliten überhaupt in die Erdumlaufbahn schoss, 
deutete die PdAS als neues Zeichen der Zeit. So wurde die sowjetische Weltraumtechnolo-
gie zum neuen Mythos, durch den sich die „die geschichtliche Überlegenheit des Sozialis-
mus“ offenbar beglaubigen liess.601 
Das alte Wunschbild vom nahenden Atomzeitalter verlor ab Ende der 1950er Jahre also an 
Faszination. Doch noch immer gab es einen breiten Konsens darüber, dass die Atomenergie 
ein entscheidender Zukunftsfaktor sei, der immerhin das Problem der Stromversorgung zu 
lösen vermöge. Auch die SPS und die gesamte Linke teilten die Auffassung von den mannig-
faltigen Vorzügen des Atomstroms. Ausgerechnet die schweizerische Elektrizitätswirtschaft 
war jedoch zunächst nur wenig geneigt, dieser Eintracht praktische Schritte folgen zu las-
sen.602 Im Konjunkturboom der Nachkriegszeit war der Stromverbrauch zwar jedes Jahr ge-
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stiegen, und die Elektrizitätswirtschaft gehörte zu den wichtigsten Wachstumsbranchen.603 
Doch solange die Nachfrage durch neue Wasserkraftwerke befriedigt werden konnte, sahen 
die Anbieter keinen Grund, sich auf das Abenteuer Atomtechnologie einzulassen. Zu Beginn 
der 1960er Jahre aber musste die Energiewirtschaft ernsthaft nach Alternativen zu den hyd-
raulischen Werken suchen. Vom Atomzeitalter wenig beeindruckt, fassten die Stromerversor-
ger konventionell-thermische Kraftwerke ins Auge. Die projektieren Öl- und Kohlekraftwerke 
stiessen aber auf massiven Widerstand, und dies nicht nur seitens der Natur- und Hei-
matschützer. An vorderster Stelle wirkte auch Willy Spühler den Plänen der Elektrizitätswirt-
schaft entgegen. Ende 1959 in den Bundesrat gewählt, machte sich der sozialdemokratische 
Energieminister vehement für den Übergang zur Atomenergie stark.604 So schickte sich der 
Bundesrat unter seiner Führung an, die Weichen in Richtung Atomenergie zu stellen. Über-
zeugt, dass der unablässig steigende Energiebedarf per Atomspaltung zu decken sei, setzte 
Spühler die Elektrizitätswirtschaft unter Druck. Um die Luft zu schonen sowie die Aus-
landsabhängigkeit bei den fossilen Brennstoffen zu vermindern, sollte die Branche möglichst 
auf konventionell-thermische Kraftwerke verzichten. Stattdessen drängte Spühler im Parla-
ment und in der Öffentlichkeit auf den Energieträger seiner Wahl. 1964 etwa richtete der De-
partementschef der Energiewirtschaft unverhohlen aus, dass nun „unmittelbar auf den Bau 
und die Inbetriebnahme von Atomkraftwerken zugesteuert werden“ solle.605 Damit sollte sich 
diese dem Willen der Bundesbehörden sowie der „herrschenden Auffassung“ beugen. 
Spühlers Drängen hatte Erfolg, denn im Februar 1964 gab der grösste Stromproduzent sei-
nen Widerstand auf. Die Nordostschweizerische Kraftwerk AG (NOK) kündigte überraschend 
an, in Beznau einen amerikanischen Druckwasserreaktor errichten zu wollen. Jetzt war der 
Bann gebrochen: Auch andere Elektrizitätsgesellschaften schwenkten nun auf die Atomlinie 
um, und AKW-Projekte schossen wie Pilze aus dem Boden.606 Mit dieser ungeheuren Dyna-
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mik – binnen weniger Jahre waren 11 Atomreaktoren angekündigt worden – wurde der direk-
te Übergang zur Atomenergie geschafft, während von den konventionell-thermischen Kraft-
werkprojekten lediglich jenes von Vouvray umgesetzt wurde. Damit hatten sich die pronukle-
aren Vorstellungen Spühlers durchgesetzt, und es kann kaum bestritten werden, dass der 
Energieminister eine treibende Kraft für den Bau von Atomkraftwerken war. Wie weit der Ein-
fluss Spühlers im Detail reichte, ist allerdings umstritten. Manche meinten, der bundesrätliche 
Druck sei für den Übergang zur Atomenergie entscheidend gewesen.607 Die neuere For-
schung kam indessen zum Schluss, dass andere Faktoren für das Einlenken der Elektrizi-
tätswirtschaft noch schwerer gewogen haben.608 Sicher ist, dass Spühler auf die Unterstüt-
zung der Sozialdemokratie zählen konnte, hatte diese doch ebenfalls einen frühzeitigen 
Einstieg in die Atomenergie favorisiert.609 So wurde das Überspringen der konventionellen 
Kraftwerklinie von der SPS mitgetragen, und viele Genossen waren zufrieden, als das Atom-
programm die ersten Konturen annahm. 
5.1.4 Das Atomzeitalter als gesellschaftsübergreifende Fortschrittsutopie 
Die traditionelle Linke war nach dem Zweiten Weltkrieg der Utopie des Atomzeitalters erle-
gen und blieb der ‚zivilen’ Atomtechnologie lange treu. Gegen die militärische Verwendung 
der Atomkraft aber waren SPS und PdAS seit Ende des Zweiten Weltkrieges Sturm gelaufen. 
So segensreich die Perspektiven der ‚friedlichen’ Anwendung auch erschienen, so grauenvoll 
mutete beiden der kriegerische Einsatz von Atomsprengköpfen an. 
Für die SPS verkörperte das Atom nach den Bombenabwürfen Hoffnung und Katastrophe 
zugleich. So diskutierte die Berner Tagwacht im August 1945 die Atomkraft auf zwei unter-
schiedlichen Ebenen. Einmal stand sie für eine „neue Kulturentwicklung“, dann für den „Un-
tergang jeglicher Kultur“.610 Auch die PdAS sah die Menschheit am Ende des Zweiten Welt-
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krieges am Scheideweg stehen: Fortschritt oder Apokalypse, Traum oder Alptraum, Sein o-
der Nichtsein.611 Tatsächlich war die Rede vom Atomzeitalter stets ambivalent. So standen 
Hoffnungen neben Ängsten und Fortschrittsutopien neben apokalyptischen Befürchtungen. 
Diese Widersprüchlichkeiten des Atomzeitalters wurden aufgelöst, indem scharf zwischen 
destruktiven und konstruktiven Anwendungsformen unterschieden wurde. Dem Realitätstest 
konnte diese diskursive Trennung allerdings kaum standhalten, denn die Übergänge zwi-
schen ziviler und militärischer Atomtechnologie waren fliessend. Gleichwohl wurde die Ver-
wertung der Atomenergie auf unterschiedlichen Ebenen diskutiert, weshalb sich zwei Diskur-
se entfalteten, die voneinander abgekoppelt waren. So sprachen sich die Linken gegen die 
Atombomben aus und traten gleichzeitig für die zivile Nutzung der Kernspaltung ein. 
Um die Atomwaffen international zu verbieten, unterstützte die PdAS den Stockholmer Ap-
pell, der im März 1950 vom Weltfriedenskongress ausgerufen worden war.612 Die Schweize-
rische Bewegung für den Frieden (SBF) – hauptsächlich von Aktivisten der PdAS getragen – 
trug zur weltweiten Unterschriftensammlung 250'000 Signaturen bei, um dem pazifistischen 
Aufruf Gehör zu verschaffen.613 Weil aber der Weltfriedenskongress der Sowjetunion nahe-
stand, traf die SBF der Bannstrahl des Antikommunismus. Die Gruppe wurde in der Schweiz 
ausgegrenzt, und die PdAS galt vielen als unglaubwürdige Atomwaffengegnerin. 
Anders als die Initiativen um den Weltfriedenskongress fand die Antiatombewegung zwi-
schen 1958 und 1963 nicht im Umfeld des internationalen Kommunismus statt. Im Zentrum 
dieser Opposition stand die Schweizerische Bewegung gegen die atomare Aufrüstung 
(SBgaA), die am 18. Mai 1958 vom sozialdemokratischen Nationalrat Fritz Giovanoli initiiert 
worden war. Diese Organisation bildete den Kern der Antiatombewegung, welche vorab von 
linken, pazifistischen und kirchlichen Kreisen getragen wurde.614 Entscheidend ist hier, dass 
sich praktisch die ganze Antiatombewegung einzig gegen die militärische Nutzbarmachung 
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wehrte.615 Nicht selten war die Ablehnung der Atomwaffen sogar an die Bekräftigung der ‚pa-
zifistischen’ Nukleartechnologie gekoppelt. ‚Nieder mit den Atomwaffen – für die friedliche 
Verwendung der Atomenergie’, sollen etwa die Friedensbewegten auf den Ostermärschen 
skandiert haben.616 Die links-pazifistische Opposition hat dem Schreckbild des Atomkrieges 
also die zivilen Perspektiven der Atomenergie entgegengehalten. Dabei bildete die friedliche 
Verwendung jenen Kontrapunkt, von dem aus die militärische Nutzung verworfen werden 
konnte. So trugen die Atomwaffengegner Friedenstauben und Peace-Embleme, ächteten 
Krieg und Militarismus – und traten gleichzeitig für den ‚pazifistischen’ Gebrauch der Atom-
energie ein. Wie die Genfer „Atoms for Peace“-Konferenz hinterliess auch die Antiatombe-
wegung allenthalben den Eindruck, als ob mit der zivilen Nutzung die militärische Bedrohung 
aus der Welt geschaffen werden könnte. 
Bemerkenswerterweise war die Atomtechnologie nicht nur für die Friedensbewegten, son-
dern auch für die Naturschutzbewegung ein positiv besetztes Identifikationsobjekt.617 Bereits 
im August 1945 verbreitete sich in den Schweizer Medien die Hoffnung, dass angesichts der 
neuen Energiequelle die umstrittenen Wasserkraftwerkprojekte „von selbst aus Abschied und 
Traktanden fallen könnten“.618 So sollte mit der Atomkraft ein altes Anliegen der Naturfreunde 
erfüllt werden. Schon im 19. Jahrhundert hatte nämlich die Nutzbarmachung der Wasserkraft 
die Gemüter erregt, und nach 1920 riefen die Staumaurerplaner besonders im Urserental 
heftigen Widerstand hervor.619 Nun sollte ausgerechnet die neueste Errungenschaft helfen, 
die Gewässerlandschaften von den verunstaltenden Folgen des Modernisierungsprozesses 
zu verschonen. In den 1960er Jahren waren sich die bedeutendsten Naturschutzorganisatio-
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nen einig, dass die Atomenergie endlich in den Dienst der Natur zu stellen sei.620 Als dann 
die Elektrizitätsversorger den Schritt zur Atomenergie verkündeten, atmeten die Naturschüt-
zer erleichtert auf. 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges war es also nicht nur die traditionelle Linke, die 
eine magische Epoche am Horizont heraufziehen sah. Aufgrund ihrer angenommenen Om-
nipotenz konnten sich von der Atomtechnologie alle etwas erhoffen: materiellen Wohlstand 
und gesellschaftlichen Fortschritt, ‚Atome für den Frieden’, die Aussöhnung von Mensch und 
Natur oder unbeschränkte Energiereserven. Kaum eine gesellschaftliche Gruppe vermochte 
sich einer Technologie zu entziehen, welche die Zukunft derart umfassend zu verbessern 
versprach. Im gemeinsamen Traum von einer besseren Welt schmolzen Gegensätze dahin. 
Linke und Rechte, Technokraten und Naturfreunde, Friedensbewegte und Realisten – was 
sie alle vereinte, war das Vertrauen in die neue Zukunftstechnologie. „Das ‚Atom’“ – so 
schrieb deshalb Jakob Tanner 1994 – „beflügelte die kollektive Phantasie und fungierte als 
Kristallisationskern für einen neuen gesellschaftsübergreifenden Fortschrittsglauben im Zei-
chen ewigen Überflusses.“ 621 Gemeinsamer Nenner war der Glaube an Wachstum und 
Technologie. Als deshalb 1966 die Hinwendung zur Atomenergie besiegelt war, zeigten sich 
praktisch alle zufrieden. Doch die Zeit „des undeklarierten ‚Energiefriedens’“ hielt nur kurz.622 
Ab dem Ende der 1960er Jahre kamen in der Öffentlichkeit immer mehr Zweifel auf, und bald 
geriet das Atomprogramm in den Strudel der „1970er Diagnose“. Die Genese des Anti-AKW-
Diskurses ist Teil des nächsten Unterkapitals, wobei die ersten Widerstände bis in die 1950er 
Jahre zurückreichen. 
5.2 Die Genese des Anti-AKW-Diskures 
5.2.1 Der kulturkritisch-reaktionäre Anti-AKW-Diskurs der 1950er und 
1960er Jahre 
Historisch betrachtet hätte es für die traditionelle Linke von Anfang an genügend Gründe 
gegeben, die Entwicklung der Atomtechnologie aus einer kritischeren Perspektive zu verfol-
gen. Die Verstrahlungsgefahr etwa war mit den Atombomben bereits im August 1945 ins öf-
fentliche Bewusstsein getreten. Dass die Radioaktivität – obwohl man sie weder sehen, spü-
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ren noch riechen kann – negative Effekte hervorrief, war weitgehend bekannt. Auch die tradi-
tionelle Linke war sich der Gefahren radioaktiver Strahlen bewusst: Mit der ‚Atompest’ oder 
dem ‚Strahlentod’ haben SPS und PdAS die nuklearen Risiken denn auch rege diskutiert. 
Weil die drohenden Gesundheitsschäden aber der militärischen Verwendung zugewiesen 
wurden, blieb der Transfer zum Risikopotenzial der Atomkraftwerke lange aus. So wurde bis 
Mitte der 1950er Jahre die Möglichkeit weitgehend ignoriert, dass radioaktive Substanzen 
auch bei der ‚friedlichen’ Handhabung freigesetzt werden könnten. 
1955 aber – anlässlich der Genfer „Atoms for Peace“-Konferenz – haben Kritiker auch die 
zivile Nutzbarmachung der Atomenergie näher untersucht.623 Trotz der euphorischen Grund-
stimmung wurden dabei besonders Nicht-Physiker, darunter auch viele Journalisten, von 
Skepsis ergriffen. Die Zweifel bezogen sich nicht nur auf die allgemeine Verstrahlungsgefahr, 
sondern konkret auch auf die Sicherheit der Atomkraftwerke. Dass diese – ob im Normalzu-
stand oder im Katastrophenfall, wegen Materialfehlern oder Sabotage – eine massive Ge-
fährdung darstellen könnten, wurde nun denkbar und auch öffentlich ausgesprochen. Hinzu 
kam die Frage des Atommülls. Angesichts der eingehenden Diskussion verschiedenster Ent-
sorgungsvarianten wurde offensichtlich, dass das Problem einer Lösung harrte. Entledigung 
in den Tiefen des Meeres, den Weiten des Weltalls oder in der Abgeschiedenheit der Arktis? 
Die Beschwichtigungen vermochten nicht alle zu beruhigen, mussten die Experten doch zu-
geben, dass eine Lösung erst in unbestimmter Zukunft zu erwarten sei. Interessierte Laien 
begannen deshalb zu ahnen, dass es keinen Freibrief für die zivile Atomtechnologie geben 
konnte. Die SPS hat in der Folge das Endlagerungsproblem und das Gefahrenpotenzial der 
Atomtechnologie vereinzelt angesprochen.624 Doch der grundsätzlichen Frage nach dem Für 
und Wider der Atomenergie ging die traditionelle Linke nicht weiter nach. 
Dies ist umso erstaunlicher, als sich in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre nicht nur techno-
logische Schwierigkeiten offenbarten, sondern sich auch die wirtschaftlichen Zukunftsaus-
sichten dieser Stromquelle zu verfinstern begannen. Die ersten Erfahrungen in Grossbritan-
nien und in den USA zeigten, dass der Preis des Atomstroms unterschätzt worden war und 
die Kostenkalkulationen unzuverlässig waren.625 Deshalb wurden die Leser der Roten Revue 
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1960 mit der Meldung konfrontiert, dass es in wirtschaftlicher Hinsicht unmöglich sei, „einen 
rationellen Vergleich zwischen der konventionellen und der atomischen Stromerzeugung“ zu 
machen.626 Einerseits sei es aufgrund der ausländischen Erkenntnisse eine „Tatsache, dass 
die Energieerzeugung durch Kernspaltung wesentlich teurer ist als die konventionelle Erzeu-
gung“. Andererseits könnten „sich die Kosten in überraschend kurzer Zeit ausgleichen“. Fak-
tisch aber konnte in diesem Informationsvakuum niemand wissen, ob die Energiekosten mit 
der Nutzbarmachung der Atomenergie sinken oder steigen würden. 
Zu allen technoökonomischen Ungewissheiten kam für die Linke 1959 noch hinzu, dass ihre 
wirtschaftsrechtlichen Vorstellungen bei der Ausgestaltung des Atomgesetzes (AtG) schlicht-
weg übergangen wurden.627 Für die SPS und die PdAS war es von jeher eine ausgemachte 
Selbstverständlichkeit gewesen, dass die Atomenergie kollektiv produziert werden müsse, 
um ihr viel versprechendes Potenzial zur Entfaltung zu bringen. So hatten die Kommunisten 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges die Verstaatlichung der Elektrizitätswirtschaft mits-
amt der Atomenergie verlangt. Im Namen der SPS hatte 1947 auch Valentin Gitermann ge-
fordert, die Erzeugung von Atomenergie einem staatlichen Monopol oder zumindest der 
Konzessionspflicht zu unterstellen.628 Das wichtigste Motiv dieser Forderungen war klar: Die 
erwarteten Fortschritte durften nicht den privaten Profit oder die Privilegien einzelner bedie-
nen, weshalb die nukleare Nutzbarmachung der Privatwirtschaft entzogen werden musste.629 
In den Händen des Staates sollte die Atomenergie vielmehr die gesamtgesellschaftliche 
Wohlfahrt befördern. 
Als dann am Ende der 1950er Jahre die rechtlichen Grundlagen der Atomenergie gelegt 
wurden, machte die traditionelle Linke erwartungsgemäss die wirtschaftsrechtliche Stellung 
der Atombranche zum Politikum. Die SPS-Vertreter wollten die Bildung eines Privatmonopols 
verhindern und wiesen die Gesetzesvorlage zurück. Die Atomwirtschaft sollte vielmehr „auf 
dem Grundsatz gemeinwirtschaftlicher Unternehmungen“ aufgebaut werden, d. h., dass 
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Bund, Kantone und Gemeinden die atomare Führung übernehmen sollten.630 Auch die 
Kommunisten wollten eine privatwirtschaftliche Lösung vereiteln und verlangten die umge-
hende Verstaatlichung der Atomenergie.631 Doch angesichts der bürgerlichen Ratsmehrheit 
war die Linke zu schwach, um selbst ein Konzessionssystem durchsetzen zu können. „Das 
ist doch ganz paradox“ – rief deshalb Fritz Giovanoli aus – dass „das Marzilibähnchen hinter 
dem Bundeshaus“ einer Konzession bedürfe, ein „riesiges Atomkraftwerk hingegen“ kein 
derartiges Bewilligungsverfahren nötig mache.632 
Was der SPS-Nationalrat als historischen „Fehlentscheid“ erachtete, wurde im Dezember 
1959 Schweizer Recht: Die privatwirtschaftliche Lösung erhielt den Vorzug, wobei dem Staat 
lediglich ein polizeiliches Aufsichtsrecht zugesprochen wurde.633 Die betroffenen Bürger, 
Kantone und Gemeinden schloss man von der Mitsprache quasi aus, und die Behörden wa-
ren zur Bewilligung der Atomanlagen gezwungen, wenn der Antragsteller den sicherheits-
technischen Bestimmungen nachkommen konnte. Dass der Staat einerseits auf demokrati-
sche Mitspracherechte verzichtete und andererseits dem privatwirtschaftlichen Atomsektor 
mit diversen Förderungsmassnahmen unter die Arme griff, provozierte innerhalb der traditio-
nellen Linken die Kritik, dass das Atomgesetz die Gewinne privatisiere, Kosten und Risiken 
hingegen sozialisiere. Auch zeichnete sich mit diesem Bundesgesetz deutlich ab, dass die 
kapitalintensive Atomenergie die ökonomische Machtkonzentration verstärken würde. So war 
mit dem Atomgesetz von 1959 das zur Realität geworden, was die Linke schon lange be-
fürchtet hatte: Dieser viel versprechende Wirtschaftsbereich wurde zum „Tummelfeld privat-
wirtschaftlicher Interessen“.634 Den Standpunkt aber, dass die neue Energiequelle als Wohl-
stands- und Fortschrittsfaktor grundsätzlich zu begrüssen sei, haben selbst die ‚privaten’ 
Atomkraftwerke nicht umzustossen vermocht. 
Immerhin gab es in den Reihen der traditionellen Linken vereinzelte Persönlichkeiten, die 
sich bereits in den 1950er und 1960er Jahren der atomaren Bannkraft entziehen konnten. 
Auf Seiten der PdAS soll etwa der Psychiater Dr. Robert Dreyfuss schon früh gegen die 
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Atomenergie opponiert haben.635 Das beste Beispiel aber liefert Gertrud Woker, die mit der 
SPS sympathisierte. Diese bemerkenswerte Frau – ausserordentliche Professorin, überzeug-
te Friedensaktivistin, Frauenrechtlerin und Sozialistin – hatte sich Ende des Zweiten Welt-
krieges gegen einen atomaren Vernichtungskrieg eingesetzt.636 1955 nahm sie an der Genfer 
UNO-Konferenz teil, liess sich aber vom Motto ‚Atome für den Frieden’ nicht überzeugen. 
Zwei Jahre später veröffentlichte sie ihren Standpunkt, dass die Atomreaktoren für die 
Schweiz keine Überlebensfrage, sondern vielmehr eine „Volksgefahr“ seien.637 Ohne auf 
dem Gebiet der Nuklearphysik eine Spezialistin zu sein, warnte die Biochemikerin vor den 
Gefahren des Atomzeitalters – und dies zu einem Zeitpunkt, als sich noch nicht einmal die 
Antiatombewegung konstituiert hatte. Sie versuchte die diskursive Trennung zwischen militä-
rischer und ziviler Anwendung aufzuheben, hielt sie doch die ‚pazifistische’ Atomenergie für 
eine Illusion. Davon überzeugt, dass die Bevölkerung angesichts von Hochwasser, Erdrut-
schen, Lawinen, Erdbeben oder Bränden vor den radioaktiven Atomreaktoren nicht zuverläs-
sig geschützt werden könne, durfte die menschliche Gesundheit nicht den „Industriebaronen 
des Atomzeitalters“ anheim gestellt werden.638 Deshalb verlangte Woker die Erforschung 
alternativer Energiequellen einerseits und ein Art Atom-Moratorium andererseits: Bis zu einer 
definitiven Klärung der Sicherheitsrisiken einschliesslich der Entsorgungsfrage hätten dem-
nach weder private noch staatliche Atomreaktoren bewilligt werden dürfen. 
Wegen ihres politisch-pazifistischen Engagements wurde Woker von Nationalisten und Milita-
risten als Kommunistin, Landesverräterin oder ‚Gas-Trudi’ verunglimpft. Was die Atomenergie 
anbelangte, fand sie auch bei der Linken kein Verständnis. Retrospektiv zeigt ihr Beispiel 
zwar auf, dass man die Kehrseite der Atomtechnologie sehr wohl wahrnehmen konnte, doch 
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in den 1950er und 1960er Jahren wollten die Linken diese nicht zur Kenntnis nehmen. SPS 
und PdAS sahen sich vielmehr als Vorkämpferinnen einer Technologie, die wegen der erhoff-
ten Segnungen als ‚progressiv’ galt. Die Gefahren und Risiken waren zwar durchaus be-
kannt, doch das Wunschbild der Atomenergie wurde deswegen kaum angekratzt. In einer 
Zeit ungebrochener Fortschrittsgläubigkeit war auch die Linke davon überzeugt, dass alle 
Unwägbarkeiten letztlich doch gemeistert werden können. 
Da sich auch die linksgerichtete Antiatombewegung von der ‚pazifistischen’ Nukleartechnolo-
gie vereinnahmen liess, ist es nicht erstaunlich, dass der Anti-AKW-Diskurs ausgerechnet am 
rechten Ende des Politspektrums seinen Anfang fand. So war es im deutschsprachigen 
Raum eine rechtskonservative Minderheit, die ab der zweiten Hälfte der 1950er Jahre mit 
vergangenheitsbezogenen Idealen und kulturpessimistischen, mitunter auch rassistischen 
oder sozialdarwinistischen Argumentationsmustern gegen die Atomenergie zu Felde zog.639 
Insbesondere der Weltbund zum Schutz des Lebens (WSL) – 1958 vom ehemaligen Natio-
nalsozialisten Günter Schwab gegründet – wurde zur „Keimzelle der Anti-AKW-
Bewegung“.640 Die ideologische Grundlage lieferte der Forstverwalter, der sich auch als 
Schriftsteller betätigte, in seinem Roman ‚Tanz mit dem Teufel’.641 Darin liess Schwab den 
Satan Auskunft über dessen ‚Vernichtungsministerium’ geben. „Das Atomgift ist etwas Wun-
derbares!“, schwärmte die Unterwelt, denn bald würden die Menschen „in der Sonne des 
Atomzeitalters krepieren“.642 Gerade die „friedliche Anwendung der Atomenergie“ führe „mit 
Sicherheit zur Vergiftung des Lebens, zu schwerster Erkrankung, Siechtum und Tod“, gab 
sich der „Atomteufel“ siegesgewiss.643 Nun sollte die eigenwillige Aufmachung nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass Schwab in der Sache selbst durchaus ernsthaft argumentierte. So 
diskutierten seine Figuren das ganze Spektrum der Atomkraftwerksproblematik, von gesund-
heitlichen Gefährdungen über den Atommüll bis hin zu möglichen Störfällen. Die Kombination 
von Polemik, teuflischen Apokalypseprognosen und fundierter Beweisführung kam beim 
Publikum gut an; der Roman wurde in verschiedene Sprachen übersetzt, und der WSL ex-
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pandierte von Österreich aus in die Schweiz und viele weitere Nationen.644 Belegt ist, dass 
Günther Schwab 1967 in Kaiseraugst gegen das geplante Atomkraftwerk auftrat und der 
‚Tanz mit dem Teufel‘ auch hierzulande rezipiert wurde.645 
Neben Günther Schwab und dem WSL fügten sich weitere Stimmen in den kulturkritisch-
reaktionären Anti-AKW-Diskurs.646 Der deutsche Zoologieprofessor, Arzt und Ingenieur Rein-
hard Demoll etwa war bereits 1954 durch markige Worte aufgefallen. Mit den Atomen spanne 
der Mensch „gewaltige kosmische Kräfte“ ein, ohne zu wissen, ob „ihm die allzu kräftigen, 
allzu feurigen, schwer zu zähmenden Rosse nicht eines Tages durchgehen“ würden.647 Mit 
dieser Unsicherheit habe man dem Planeten „die Möglichkeit des Selbstmordes geschenkt: 
Freitod durch Explosion der Atome“.648 14 Jahre später war Ernst Jäckel – ein deutscher Ma-
rineoffizier – dem gleichen Pessimismus verfallen. „Tödlicher als die Bombe“ lautete sein 
Buch, denn wenn nicht umgehend „jede Kernspaltung auf der ganzen Erde“ aufhöre, würden 
„dem Atomtod […] gewaltige Erntechancen“ verbleiben.649 Jäckels Auffassungen mündeten 
in eine skurrile Verschwörungstheorie, machte er für die atomare „Selbstverseuchung des 
Westens“ doch die sowjetischen Kommunisten verantwortlich.650 Dass die linke Antiatombe-
wegung die zivile Atomenergie explizit bejahte, deutete er denn auch als Beweis dafür, dass 
die Bolschewisten „eine neue Form des biologischen Krieges“ führen möchten.651 Als Ralph 
Graeub 1972 die Atomkraftwerke als ‚sanfte Mörder’ demaskieren wollte, war der Anti-AKW-
Diskurs bereits im Umbruch begriffen.652 Auch der Schweizer Chemiker versuchte, seine 
Ausführungen in einen ökologischen Gesamtzusammenhang einzubetten. Doch in diesem 
Bemühen drückten immer noch Argumente durch, die auf konservative oder gar sozialdarwi-
nistische und rassenhygienische Traditionen verwiesen. Weil das ‚Menschengeschlecht’ 
durch die medizinischen Fortschritte sowieso schon von der Degeneration bedroht sei, könne 
man sich eine radioaktive Verunreinigung des Erbgutes nicht mehr leisten, so Graeub.653 
Solche Botschaften trafen den Grundton des damaligen Anti-AKW-Diskurses, weshalb der 
WSL Graeubs Bemühungen mit einem Anerkennungspreis würdigte. Auch Jäckel war von 
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der Sorge umgetrieben, dass sich „die Menschheit mit minderwertigem Erbgut“ verseuche, 
„das nur durch Tod des einzelnen oder ganzer Geschlechter allmählich wieder ausgemerzt 
werden kann“.654 Und Demoll – dessen Rassismus offenkundig war – hatte sich ausgiebig 
mit der „Bastardzucht“ und der Rassenhygiene auseinandergesetzt.655 
Neben den ‚qualitativen’ Belastungen haben die frühen AKW-Gegner nicht selten auch die 
Vermehrung des Menschen kritisiert, weshalb der erzkonservative Ton dieses Diskurses 
auch im Argument der ‚Überbevölkerung’ widerhallte. So meinte Demoll 1954, man fühle „die 
katastrophale Vermehrung der Menschen wie einen Alpdruck“.656 Und vier Jahre später liess 
Schwab den „Fruchtbarkeitsteufel“ ein ganzes Kapitel lang über „den Menschheitsuntergang 
durch Massenvermehrung“ referieren.657 Graeub stand dem nicht nach, müsse die „masslose 
Überbevölkerung“ doch „alle Ökosysteme“ gefährden.658 Die „liebgewordene Vorstellung ei-
ner eigenen fröhlichen Kinderschar“ sollte deshalb mit einer gesetzlichen Geburtenregelung 
unterbunden werden.659 
Charakteristisch war ebenfalls eine technik- und wissenschaftsfeindliche Grundhaltung, die 
gerne mit einer konservativen Kultur- und Zivilisationskritik verbunden wurde. Demoll etwa 
schimpfte über den „Eilmarsch der Technik“ und das „gleichgültige Vegetieren ethischer Re-
gungen“ – eine Entwicklung, die im „Untergang der Kultur“ enden könnte.660 Graeub blies ins 
gleiche Horn und stellte kurzum fest, dass der menschliche Geist verglichen mit den materi-
ellen Fortschritten „um Jahrhunderte zurückgeblieben“ sei.661 Bei Jäckel indessen richtete 
sich die technikfeindliche Einstellung gegen die Wissenschaftler selbst. Die atomare Ver-
strahlung habe demnach die „Gehirnzellen der Kernspalter“ geschädigt und bei den Experten 
„zu einer erschütternden Reduzierung und Primitivierung des Denkens geführt“.662 
Neben antikommunistischen Kampfansagen griffen die frühen AKW-Kritiker gelegentlich 
auch auf religiöse Orientierungen zurück. So brachte Jäckel den „Schöpfer allen Lebens“ ins 
Spiel, dem die Atomphysiker selbstherrlich ins Handwerk pfuschten.663 Schwab zufolge er-
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schien ein „Weiterleben der Menschheit ausgeschlossen“ ohne Rückkehr zu den „unabän-
derlichen göttlichen Sittengesetzen“.664 
Trotz des moralischen Pathos, der eindringlichen Appelle und der religiösen oder antikom-
munistischen Untertöne: In der Öffentlichkeit fand der kulturkritisch-reaktionäre Anti-AKW-
Diskurs kein Gehör. Auch jene, die wie Gertrud Woker ohne rassistische oder menschen-
feindliche Argumentation vor der Atomenergie warnten, stiessen auf taube Ohren. Die weni-
gen AKW-Kritiker hatten keine Chance, im Atomzeitalter wahrgenommen zu werden, ge-
schweige denn, dessen Verheissungen zu übertönen. Mit der konservativen Naturschutz-, 
der linksgerichteten Antiatom- und der ‚progressiven’ Arbeiterbewegung standen ja selbst die 
wichtigsten Oppositionsströmungen für die Atomenergie ein. 
5.2.2 Der gemässigt-juristische Anti-AKW-Diskurs 1969–1972/73 
Im Jahr 1969 traten neue Opponenten in Erscheinung, welche die Atomenergie mit veränder-
ter Argumentation öffentlichkeitswirksam in Zweifel zogen und den vormals breiten Konsens 
durchbrachen.665 Dass ab Mitte der 1960er Jahre ein AKW-Projekt nach dem anderen ange-
kündigt worden war, hatte die Öffentlichkeit noch durchweg begrüsst. Die ersten Atomanla-
gen hatten die benötigten Bewilligungen problemlos erhalten, und der Bau schritt so rasch 
voran, dass Beznau I im Sommer 1969 in Betrieb gehen konnte.666 1969 war aber auch das 
Jahr, in dem das Bewilligungsverfahren für das AKW Kaiseraugst in die entscheidende Pha-
se kam – und dieses Projekt wurde prompt zum Problemfall. Jetzt regten sich Bedenken, 
und alle nachfolgenden Projekte stiessen auf zunehmenden Widerstand. 
Das sich im Jahr 1969 manifestierende Unbehagen scheint aus heutiger Sicht nahezu zwin-
gend, denn die Schweiz schrammte damals nur denkbar knapp an einer Atomkatastrophe 
vorbei. Seit Beginn der 1960er Jahre hatte die NGA in Lucens versucht, einen weiteren 
Schritt in Richtung eines kommerziellen Reaktortyps zu tun. Spätestens am 21. Januar 1969 
aber erwies sich die Entwicklung einer schweizerischen Reaktorlinie unwiderruflich als Sack-
gasse.667 Im Untergrund kam es zum Kontrollverlust, Brennelemente schmolzen, der Mode-
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ratortank barst und radioaktives Material wurde durch die Reaktorkaverne geschleudert. Da-
mit endete eines der umfangreichsten Industrieprojekte der Schweiz, ein Atomreaktor ‚Made 
in Switzerland’, im Fiasko. 
Obschon die Havarie von Lucens bis heute zu den schwersten Reaktorunfällen überhaupt 
zählt, nahmen die Zeitgenossen vom schweren Unfall kaum Notiz. Noch standen keine dis-
kursiven Interpretationsmuster bereit, mit denen sich die knapp abgewendete Atomkatastro-
phe hätte deuten und einordnen lassen. Weil die Befunde des so genannten Baldinger-
Berichtes in einen etablierten Diskussionszusammenhang eingeordnet werden konnten, rief 
dessen Offenlegung im März 1969 ungleich stärkere Reaktionen hervor. Mit der Diagnose, 
dass die projektierten Atomkraftwerke – diese sollten allesamt mit Flusswasser gekühlt wer-
den – die Gewässer erwärmen könnten, war das Ergebnis dieser Expertenkommission bri-
sant. Besorgten Naturschützern war es zu Beginn der 1960er Jahre nämlich gelungen, einen 
breiten Gewässerschutzdiskurs zu entfachen, der zu einem politisch und massenmedial ge-
tragenen Thema aufstieg.668 Nach all den Debatten über Fischsterben, Badeverbote oder 
Algenteppiche schaffte es die Meldung, dass sich die Wasserqualität wegen der Erwärmung 
weiter verschlechtern könnte, leicht auf die Agenda öffentlich diskutierter Probleme. Das 
zentrale Motiv eines neuen Anti-AKW-Diskurses waren also weder die eigentlichen Atomre-
aktoren noch die Geschehnisse in Lucens. Vielmehr wurde die Atomenergie durch die Kühl-
wasserproblematik und die damit verbundene Erwärmung der Gewässer politisiert. 
Im März 1971 versuchte der Bundesrat die Debatte im Keim zu ersticken, indem er weitere 
Durchlaufkühlungen kurzerhand verbot. Doch die Infragestellung der Atomenergie liess sich 
damit nicht mehr rückgängig machen. Zwar war das Argument der thermischen Belastung 
vom Tisch, doch mit den Kühltürmen rief die Atomenergie wiederum den Landschaftsschutz 
auf den Plan. Zudem wurden mit der Kühlturmalternative auch jene Ängste nicht ausge-
räumt, welche schon frühere Kritiker angesprochen hatten. Seit Beginn der 1970er Jahre 
wurden mit der Sicherheits- und Atommüllfrage nämlich altbekannte Problemfelder wieder 
eröffnet, die einst diskussionslos übergangen worden waren. Dass es auf diese Ungewiss-
heiten keine abschliessenden Antworten gab, fachte die Debatte weiter an. 
Nun waren es keineswegs die Linksparteien, welche ab 1969 einen neuen Anti-AKW-Diskurs 
begründeten. Hinsichtlich der SPS und der PdAS ist dies wenig erstaunlich, doch genauso 
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wenig war es die Neue Linke, welche dem Atomkonsens der Nachkriegszeit die ersten Risse 
zufügte. Die Ursprünge des Atomenergiekonflikts lagen vielmehr bei betroffenen Anwohnern, 
lokalen und regionalen Aktionskomitees, kritischen Spezialisten oder Politikern, die nicht sel-
ten den bürgerlich-konservativen Regierungsparteien nahe standen. Ganz am Anfang stand 
sogar die basellandschaftliche Regierung selbst, denn sie hatte schon am 25. März 1969 
politische Forderungen aus dem Baldinger-Bericht abgeleitet.669 Wie die Basler Politiker wa-
ren auch die ersten Widerstandskomitees nicht prinzipiell gegen die Nukleartechnologie – 
aber gegen einen Atomreaktor in Kaiseraugst. Das Nordwestschweizer Aktionskomitee ge-
gen das Atomkraftwerk Kaiseraugst (NAK) etwa brachte die Erwärmung des Wassers, die 
Kühltürme oder die Strahlengefahr vor allem im Zusammenhang mit der Standortfrage zur 
Sprache.670 So gab es mit der Basler Regierung eine Opposition von ‚oben’ und mit den Bür-
gerinitiativen Widerstand von ‚unten’ – doch bei der Initialzündung des Anti-AKW-Diskurses 
waren die untersuchten Organisationen nicht mit von der Partie. 
Die PdAS sah in den Jahren 1969–1972/73 keinen Anlass, die Frage der Atomenergie auch 
nur zu stellen. Das Debakel von Lucens nahmen die Kommunisten zwar zur Kenntnis, denn 
durch das Scheitern dieses privatwirtschaftlichen Projekts galt ihnen die Notwendigkeit der 
Verstaatlichung als bewiesen.671 So wurden einmal mehr die rechtlichen Grundlagen der 
Atomwirtschaft kritisiert, ohne aber Sinn und Zweck der entsprechenden Technologie zu be-
zweifeln. Dass die technologischen Errungenschaften voll ausgenützt werden müssen, galt 
der PdAS nach wie vor als Selbstverständlichkeit. Das kommunistische Ja galt deshalb un-
eingeschränkt, und die Partei wollte sich den Atomreaktoren selbst unter kapitalistischen 
Vorzeichen nicht widersetzen. Vom Nutzen der Atomtechnologie zutiefst überzeugt, prallten 
die Sorgen der frühen AKW-Skeptiker also an der PdAS ab. 
Anders als die Kommunisten hatte sich die Neue Linke nie an den Verheissungen des Atom-
zeitalters berauschen können, denn als sich ihre Organisationen ab Ende der 1960er Jahre 
formierten, war das atomare Hochgefühl längst verflogen. Da sich die POCH und die RML 
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nie explizit zum Atomprogramm bekannt hatten, konnten sie das Aufkommen des Anti-AKW-
Diskurses emotionslos zur Kenntnis nehmen. Rückblickend meinte die RML zwar feierlich, 
ihre Zeitschriften hätten „weltweit zu den ersten Organen der Linken“ gehört, „welche die 
sog. friedliche Nutzung der Atomenergie ablehnten“.672 Das ist nicht grundsätzlich falsch, darf 
aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Atomenergie für die Trotzkisten bis 1974 kein 
diskussionswürdiges Thema war. Vergleichsweise früh flossen die Bedenken der ersten 
AKW-Skeptiker in die POCH-Zeitung ein. Im Oktober 1972 war diese zu dem Schluss ge-
kommen, dass im Rheintal aus meteorologischen Gründen der Bau eines Atomkraftwerkes 
zu verbieten sei.673 Ab diesem Zeitpunkt griffen verschiedene Sektionen Fragmente des Anti-
AKW-Diskurses auf und begannen sich binnen eines Jahres gegen die AKW-Standorte 
Rüthi, Gösgen und Inwil zu wenden.674 
Weil anlässlich der ersten Vorbehalte nicht grundsätzlich mit der Atomenergie gebrochen 
wurde, hatte die SPS zunächst wenig Mühe, den Bedenken Rechnung zu tragen. Einerseits 
konstatierte sie 1971, dass die „Atomkraftwerke mit Kühlwassersystem […] Flüsse, Lebewe-
sen und Umwelt (gefährden)“.675 Andererseits galt die Atomkraft im gleichen Manifest – der 
Kühltürmbetrieb versprach ja Abhilfe – weiterhin als Energieträgerin der Zukunft. So hielt die 
Sozialdemokratie an den alten Versprechungen dieses Fortschrittsfaktors fest und formulierte 
gleichzeitig erste Sicherheitsanforderungen. Je mehr sich aber die Positionen im Anti-AKW-
Diskurs radikalisierten, desto mehr geriet diese ambivalente Energiepolitik unter Druck. 
Spannungen bauten sich insbesondere in den eigenen Reihen auf. Manche SPS-
Repräsentanten machten sich uneindeutig für das Atomprogramm stark, während sich ande-
re früh in den Anti-AKW-Diskurs einreihten. Deshalb begann sich bald abzuzeichnen, dass 
die Atomfrage dereinst die Sozialdemokratie spalten würde. 
Leitfigur der AKW-Befürworter war Willi Ritschard, der als Solothurner Regierungsrat die poli-
tischen Weichen zur Realisierung des Atomkraftwerks Gösgen stellte.676 Ritschard, der als 
Regierungsvertreter im Verwaltungsrat des Stromkonzerns Atel sass, hatte sich in der zwei-
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ten Hälfe der 1960er Jahre vehement für den Bau eines Atomkraftwerkes auf Kantonsgebiet 
eingesetzt. So war er 1967 davon überzeugt, dass der Kanton Solothurn wegen seiner Betei-
ligung am Energiekonzern zwar keinen rechtlichen, aber doch „einen moralischen Anspruch“ 
auf ein Atomkraftwerk habe.677 Seine Bemühungen waren erfolgreich, und 1969 liess die Atel 
verlauten, dass sie in Gösgen ein Atomkraftwerk errichten wolle. Widerstand keimte erst auf, 
als die Standortgemeinde Däniken Ende 1972 die Baubewilligung erteilen wollte.678 Alle Ein-
sprachen aber wurden abgewiesen, und als im Herbst 1973 mit dem Bau begonnen wurde, 
richtete sich der Zorn gegen jenen, der als Hauptverantwortlicher galt. Willi Ritschard – so 
erwogen nun manche Opponenten – sollte über eine Volksinitiative mitsamt dem ganzen 
Regierungsrat abberufen werden. Was nach Solothurner Verfassung möglich gewesen wäre, 
brachte die Gruppe Aktion pro Niederamt nicht zustande: Als Willi Ritschard Ende 1973 zum 
Bundesrat aufstieg, ging die Hauptfigur verloren und die Abberufungsinitiative verlief im 
Sand.  
Während Ritschard als Atombefürworter national bekannt wurde, gingen von einzelnen Sozi-
aldemokraten wichtige Impulse des Anti-AKW-Diskurses aus. Ein Gegner der ersten Stunde 
war Alexander Euler, der 1970 zu den Gründungsmitgliedern der ersten regionalen Anti-
AKW-Organisation zählte.679 Zusammen mit dem NAK machte sich der Basler Grossrat auf, 
den Bau des Atomkraftwerks Kaiseraugst zu bekämpfen. Als er 1979 für die SPS in den Na-
tionalrat einzog, hatte sich Euler – mittlerweile Präsident des NAK/NWA – längst zu einem 
grundsätzlichen AKW-Gegner entwickelt.680 Auch manche SPS-Sektionen entwickelten 
schon ab 1969 atomenergiekritische Positionen. Die Bedenken des basellandschaftlichen 
Regierungsrates etwa wurden von der sozialdemokratischen Fraktion umgehend aufge-
nommen.681 Bis im Oktober 1973 hatte sich das Unbehagen derart verschärft, dass die SP 
Baselland die Atomenergie aus grundsätzlichen Erwägungen verwarf. Bald bekämpften die 
kritischen Sozialdemokraten also das, was ‚ihr’ Bundesrat Willi Ritschard als zuständiger 
Energieminister verteidigte: das schweizerische Atomprogramm. 
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All die frühen Opponenten formten ab 1969 einen neuen Anti-AKW-Diskurs, welcher sich von 
den kulturkritisch-reaktionären Grundmustern fundamental unterschied. Kennzeichnend für 
die Phase bis 1972/73 war erstens dessen gemässigter Charakter. Im Vergleich zur alten 
Opposition schlugen die neuen Aktivisten ungleich sanftere Töne an.682 Die konservativen 
Vorgänger hatten ihre Kritik noch in eine dramatische, metaphorische Sprache verpackt. Sie 
redeten vom ‚Atomgift’, setzen die Atomenergie mit ‚Siechtum’ und ‚Atomtod’ gleich oder 
geisselten die ‚Todeskraftwerke’ in dämonologischer Aufmachung als ‚Teufelswerke’. Von den 
markigen Worten der kulturkritisch-reaktionären Atomopposition waren die nachfolgenden 
AKW-Kritiker meilenweit entfernt. Ihr neuer Argumentationsstil zeichnete sich vielmehr durch 
den Versuch der Versachlichung aus. Sichtlich um Seriosität bemüht, wurden die AKW-
kritischen Ausführungen in eine nüchterne Terminologie verpackt. So lehnte man sich gerne 
an die Fachsprache an und griff auf wissenschaftliche Expertisen wie den Baldinger-Bericht 
zurück. Es ist klar, dass mit dieser sachkennerischen Gewissenhaftigkeit die moralische Er-
griffenheit und das metaphorische Pathos des Vorgängerdiskurses verloren gehen mussten. 
Dies war gewollt, denn durch die Anbindung an den Fachjargon wollten die nachfolgenden 
Atomskeptiker als ernstzunehmende Opponenten wahrgenommen werden. Eine präzise 
Sprache und eine sachliche Beweisführung waren deshalb umso wichtiger, um nicht als un-
seriöse Gesprächspartner aus der Atomdebatte ausgeschlossen zu werden. 
Die gemässigte Wortwahl hing auch mit dem biographischen Hintergrund jener Skeptiker 
zusammen, welche dem Anti-AKW-Diskurs zum Durchbruch verhalfen. Dem NAK beispiels-
weise gehörten neben regionalen Politikern auch Ärzte, Wissenschaftler oder Geschäftsleute 
an. Das waren etablierte Bürger im mittleren Alter. In die extreme Ecke passten diese ‚Ge-
mässigten’ jedenfalls nicht, und so ist es nicht erstaunlich, dass die NAK-Exponenten ihre 
Ziele mit traditionellen, rechtsstaatlichen Mitteln erreichen wollten. 
In das Bild eines massvollen Widerstands fügte sich ferner die zurückhaltende Zielsetzung. 
Die ersten AKW-Gegner richteten sich nicht fundamental gegen die Atomenergie, sondern 
bekämpften mit ihrer punktuellen Kritik lediglich einzelne Aspekte des Atomprogramms. Dazu 
gehörten etwa die Flusswassererwärmung, die Landschaftsbeeinträchtigung, das Bewilli-
gungsverfahren oder die Standortwahl. Aus grundsätzlichen Überlegungen aber hat man die 
Atomtechnologie nicht explizit verworfen. 
Ein zweites Charakteristikum dieses gemässigten Anti-AKW-Diskurses war, dass die 
Schwerpunkte auf einer juristischen Argumentations- bzw. Aktionsebene lagen. Ob in Kai-
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Der Atomenergiediskurs  157 
 
seraugst, Leibstadt, Gösgen oder Graben, zwischen 1969 und 1973 bevorzugten die AKW-
Gegner überall institutionalisierte Einsprachemöglichkeiten. Dementsprechend passte das 
Handlungsrepertoire in einen Rahmen, welcher die Legalität unangetastet liess. Angewendet 
wurden vielmehr konventionelle Methoden, und auch die Öffentlichkeitsarbeit war traditionell. 
So wurden Einsprachen erhoben, Beschwerden eingeleitet, Stellungnahmen eingefordert, 
Unterschriften gesammelt oder Petitionen eingereicht. 
Der folgenschwerste Rechtsstreit wurde dabei um jenes Projekt ausgetragen, das im Ringen 
um die Atomkraftwerke zum Hauptschauplatz geworden war.683 Im Juni 1972 verweigerte der 
Kaiseraugster Gemeinderat die kommunale Baubewilligung, weil sich die Stimmberechtigten 
gegen das neue Kühlturmprojekt ausgesprochen hatten. Jetzt begann ein Rechtsstreit, der 
über die Aargauer Kantonsregierung bis ans Bundesgericht führte. Die höchstrichterliche 
Instanz gab schliesslich der AKW-Projektantin Recht, weshalb der Gemeinderat am 5. De-
zember 1973 das Baugesuch bewilligte. So mussten die AKW-Gegner auf dem juristischen 
Feld eine entscheidende Niederlage einstecken, denn der Gerichtsentscheid war richtungs-
weisend. Nun stand fest, dass der Widerstand auf dem Rechtsweg in einer Sackgasse ende-
te. Daher konnten bis Ende 1973 auch die Einspracheverfahren betreffend der Vorhaben in 
Gösgen und Leibstadt abgeschlossen werden. Die Möglichkeiten des legalen Protests waren 
ausgeschöpft, nachdem alle Instanzen festgehalten hatten, dass hinsichtlich der Atomkraft-
werke die Bundeskompetenzen obsiegen. Während der Ausarbeitung des Atomgesetzes 
hatte es niemand für möglich gehalten, dass betroffene Bürger oder Gemeinden im Atom-
energiebereich mitreden möchten. So fiel die zentralistische Atomgesetzgebung auf die 
AKW-Gegner zurück, was nach dem Bundesgerichtsurteil Unverständnis, Verbitterung und 
Frustration auslöste. 
Die folgende Ausweitung der AKW-Debatte war indessen nicht nur auf das beklagte Demo-
kratiedefizit zurückzuführen. Mit der „1970er Diagnose“ setzten sich neue Interpretations-
muster durch, welche um 1972/73 auch den Komplex der Energiegewinnung erfassten. Un-
ter den Vorzeichen des Umweltschocks wurde der Anti-AKW-Diskurs neu kodiert, und mit der 
ökologischen Fundamentalkritik begann eine neue Phase. Aus einer gemässigt-juristischen 
Gegenargumentation entwickelte sich ein diskursives Widerstandsmuster, das als politisch-
weltanschaulich bezeichnet werden kann. Dieser machtvolle Anti-AKW-Diskurs spaltete die 
Gesellschaft – und nahm über kurz oder lang auch die Linksparteien nicht aus. 
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5.2.3 Der politisch-weltanschauliche Anti-AKW-Diskurs ab 1972/73 
Im Rahmen eines längeren Prozesses – vor allem während der Jahre 1972 und 1973 – 
drang die Umweltfrage in die Kontroverse um die Atomenergie ein.684 Dabei wurde der Anti-
AKW-Diskurs von der ökologischen Fortschrittskritik erfasst und in den Interpretationsrahmen 
der „1970er Diagnose“ eingepasst. So wurde die Atomenergie-Debatte von einem grundle-
genden Wandel ergriffen. Als im Frühjahr 1975 das Kaiseraugster Baugelände besetzt wur-
de, debattierte man über den technoökonomischen Fortschritt hinaus auch Grundwerte wie 
Demokratie, Mitbestimmung, Rechtsstaatlichkeit oder Föderalismus.685 So bildete der Anti-
AKW-Diskurs den Rahmen, der verschiedenste Grundsatzdebatten zusammenhielt. 
Unter dem Umweltschock haben sich die Ansichten der AKW-Skeptiker nicht nur radikalisiert, 
es kamen auch weitere Gegner hinzu. In der Umkehr der Naturschutzorganisationen ist eine 
gewisse Ironie der Geschichte zu erkennen, schliesslich war genau die Atomenergie einst als 
‚saubere’ Art der Stromerzeugung gefeiert worden. Zu Beginn des Jahres 1973 war die na-
turschützerische Haltung noch unbestimmt, doch dann setzte sich mit der Neukodierung des 
Anti-AKW-Diskurses ein klarer Standpunkt durch.686 Aus einem ökologischen Blickwinkel 
wurde es zur Gewissheit, dass der Atomstrom kaum etwas zur Versöhnung von Mensch und 
Natur beitragen könne. Deshalb forderte der WWF im Sommer 1973 mit dem Atommoratori-
um eine Denkpause – ein Anliegen, dem sich weitere Naturschutzorganisationen bald an-
schliessen sollten. 
Geprägt von ökologischen Bedenken einerseits und politischer Enttäuschung andererseits 
traten Ende 1973 erstmals AKW-Gegner auf, die dem ‚progressiven’ Lager entstammten. Die 
SPS hatte mit einer Resolution gegen den erwähnten Bundesgerichtsentscheid protestiert, 
wollte aber keine weiteren Schritte einleiten. Einigen Basler Jungsozialisten um den Politolo-
giestudenten Ruedi Epple reichte das nicht aus, und sie begannen im November 1973 ein 
eigenes Netzwerk aufzubauen. Mit Erfolg: Die Gewaltfreie Aktion Kaiseraugst (GAK) entwi-
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ckelte sich zu einer bedeutsamen Gruppierung, die 1975 die Kaiseraugster Bauplatzbeset-
zung initiierte.687 Dem politischen Selbstverständnis nach fühlte sich die GAK indessen mehr 
der Neuen als der traditionellen Linken verbunden. Die Methode des gewaltfreien Wider-
stands verwies auf Theoriediskussionen, die nach dem Zweiten Weltkrieg vor allem im Um-
kreis der 68er-Bewegung geführt worden waren. Der GAK ging es aber weniger um die sozi-
alistische Wende als um die Sache selbst, und das war die Verhinderung des 
Atomkraftwerkes Kaiseraugst.688 Diese thematische Einschränkung und die parteipolitische 
Neutralität konnten von vielen akzeptiert werden, weshalb bald Leute aus den verschiedens-
ten Lagern hinzustiessen. Während der Besetzungszeit wurde die GAK gar zu einem Sam-
melbecken für jene, die sich einer Gruppierung jenseits der Linken anschliessen wollten.689 
Nach den Naturschutzorganisationen und der GAK stiessen 1974 weitere Gruppierungen zur 
Atom-Opposition hinzu, die allerdings nicht primär durch Umweltsorgen motiviert waren: die 
POCH und die RML. Nachdem sich die POCH im Herbst 1972 gegen einzelne AKW-Projekte 
ausgesprochen hatten, wurden im Januar 1974 alle geplanten Atomreaktoren abgelehnt.690 
Dieser Widerstand richtete sich allerdings nicht gegen die Atomenergie selbst, sondern sollte 
vielmehr die ‚kapitalistische Atomwirtschaft’ treffen. Gegen „die Profitplanung der Energiemo-
nopole“ war denn auch der Volksmarsch gerichtet, den die POCH am 15. Juni 1974 durch-
führten.691 Im Rahmen dieser Kundgebung – es handelte dabei um einen der ersten Anti-
AKW-Protestmärsche der Schweiz – marschierten rund 500 Personen von Basel nach Kai-
seraugst, wo dann die Verstaatlichung des Energiesektors gefordert wurde.692 Im Herbst 
1974 versuchten die POCH, die nationale Koordination der lokalen Anti-AKW-Gruppierungen 
an sich zu reissen. Seit längerem war vergeblich versucht worden, die versprengten AKW-
Gegner zusammenzuschliessen. Deshalb strebten nun die POCH mit einem Schweizeri-
schen Widerstandskomitee an, die lenkende Hand der Atom-Opposition zu werden.693 Eben-
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falls im September 1974 beschlossen die POCH, in den Kantonen St. Gallen und Luzern 
Volksinitiativen ‚Gegen den unverantwortlichen Atomkraftwerkbau’ zu lancieren.694 Diese 
Vorstösse waren gegen die Vorhaben in Rüthi und Inwil gerichtet und zielten darauf ab, die 
‚monopolistischen’ AKW-Pläne vor das Stimmvolk zu bringen. Die eine Initiative verlief aller-
dings im Sand und die andere wurde vom Bundesgericht für rechtswidrig erklärt.695 
Wie die POCH versuchte auch die RML, dem Anti-AKW-Diskurs eine klassenkämpferische 
Note zu verpassen. Seit dem Sommer 1974 trat die Liga einerseits dafür ein, dass sich die 
AKW-Gegner an der Arbeiterbewegung orientieren.696 Andererseits sollten auch die Linken 
selbst die Frage der Atomenergie aufgreifen. An die oberste Stelle auf der trotzkistischen 
Agenda schafften es die Atomkraftwerke dann, als im April 1975 das Kaiseraugster Bauge-
lände besetzt wurde. Sofort war die RML vor Ort und war bemüht, der noch unstrukturierten 
Bewegung antikapitalistische Impulse zu verleihen. 
Die Argumente, mit denen die linken Aussenseiterparteien gegen das Atomprogramm antra-
ten, wurden also nicht aus dem Umweltdiskurs bezogen. Entscheidender als die ökologische 
Umdeutung des Energieproblems war vielmehr die aussichtslos scheinende Lage, in welche 
die AKW-Kritiker ab Mitte 1973 geraten waren. Jetzt, wo sich die Gegner aus grundsätzlichen 
Erwägungen gegen die Atomenergie stellten, wies das Bundesgericht sämtliche Beschwer-
den letztinstanzlich ab. Die juristischen Niederlagen wirkten deprimierend, und mit dem Ge-
fühl der Ohmacht wurde politisches Potenzial freigelegt. Die Atomenergie entpuppte sich 
dabei als Frage, die nicht auf einer juristischen Ebene abgehandelt werden konnte. Vielmehr 
trat deren politischer Charakter von gesellschaftlicher Sprengkraft zu Tage. Dieses neue Poli-
tikfeld blieb zunächst allerdings unbearbeitet, weil die traditionellen Parteien die gesell-
schaftspolitische Tragweite des Anti-AKW-Diskurses übersahen. Anders als die herkömmli-
chen Fraktionen nahm die Neue Linke die emotionsgeladene Politisierung jedoch zum 
Anlass, um in den Anti-AKW-Diskurs einzustimmen. 
Mit den marxistischen Paradigmen ging es den POCH und der RML darum, gesellschaftspo-
litische Standpunkte in den Anti-AKW-Diskurs einzubringen. Da das Atomprogramm als Aus-
druck der kapitalistischen Machtkonstellation gedeutet wurde, sollten Einsichten in die Struk-
turen von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft vermittelt werden. Obschon POCH und RML 
zunächst lediglich die kapitalistischen Unzulänglichkeiten auf die politische Agenda setzen 
wollten, wurden sie bald vom Umweltdiskurs erfasst, und neben die strategischen Zielset-
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zungen trat eine vertiefte Betrachtung der Atomtechnologie. Deshalb wurden bald auch die 
inhärenten Risiken der Atomenergie aufgegriffen, und die Neue Linke entwickelte sich zu 
einer überzeugten AKW-Gegnerin. So starteten ihre Organisationen 1975 und 1979 direkt-
demokratische Versuche, um zunächst ein vierjähriges Atommoratorium, dann sogar das 
Abschalten der bestehenden Atomreaktoren zu erzwingen.697 
Anders als bei der Neuen Linken war es der Umweltdiskurs, welcher die SPS im Verlauf der 
1970er Jahre zu einer Kehrtwendung veranlasste. Was den Sozialdemokraten einst als Zu-
kunftsfaktor gegolten hatte, erwies sich im Licht der „1970er Diagnose“ als Ergebnis fehlge-
leiteter Utopien. Doch der Abschied vom Atomzeitalter verlief weder geradlinig noch konflikt-
frei, denn die Umkehr war umstritten und nahm wegen der Kontroversen einige Zeit in 
Anspruch. 
Als die Atomenergie ab 1972 aus einer ökologischen Perspektive kritisch untersucht wurde, 
konnten sich die frühen Zweifler unter den Sozialdemokraten bestätigt sehen. Alexander Eu-
ler oder die SP Baselland beispielsweise benannten die Probleme, banden die Atomenergie 
in einen umfassenderen Kontext ein und unterzogen die gängige Fortschrittsphilosophie ei-
ner ökologischen Kritik.698 In der Folge war es besonders die Basis, welche von der SPS 
eine Umkehr einforderte. Am Parteitag von 1974 etwa warf die Sektion Fontaines die Frage 
der Sicherheit auf, um dann mit der Moratoriumsforderung sogleich die Antwort vorwegzu-
nehmen.699 Der grösste Druck ging indessen von SP Baselland aus. Sie verlangte umgehend 
die Einsetzung einer parteiinternen Kommission zur Abklärung der ökologischen Problematik 
der Atomenergie.700 Mit der Eruierung alternativer Energieträger sollte zugleich ein zukunfts-
trächtiges Energiekonzept ausgearbeitet werden. Der Parteivorstand aber hatte keine Eile 
und gedachte offenbar, seine Schlussfolgerungen erst 1979 kundzutun.701 
Mit der ‚Sozialdemokratischen Plattform 1975’ konnten die AKW-Kritiker immerhin einen klei-
nen Erfolg erringen, noch bevor die Kaiseraugster Bauplatzbesetzung ihren Anfang nahm.702 
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Demnach sollten vor dem Bau weiterer Atomkraftwerke die Ergebnisse jener Expertenkom-
mission abgewartet werden, die Willi Ritschard 1974 eingesetzt hatte.703 Diese Forderung 
markierte indessen keinen Durchbruch, denn in ihr kam lediglich die Einsicht zum Ausdruck, 
dass die schweizerische Energiepolitik ökologische Kriterien berücksichtigen müsse. Was 
das für das Atomprogramm bedeutete, blieb unklar, und weil die entsprechenden Fragen an 
eine offizielle Expertengruppe delegiert wurden, war keine sozialdemokratische Perspektive 
auszumachen. 
Mitte der 1970er Jahre war die sozialdemokratische Position nicht nur nebulös, sondern 
auch von Gegensätzen und Widersprüchen geprägt. Einerseits hatten in der Partei jene Kri-
tiker zugenommen, die Sinn und Zweck der Atomspaltung bezweifelten. Andererseits hatte 
die SPS nach dem Zweiten Weltkrieg unablässig betont, dass die Atomenergie ein unver-
zichtbarer Fortschrittsfaktor sei. Von der ökologischen Zäsur scheinbar unberührt, hielten 
manche Kantonalsektionen bis Ende der 1970er Jahre an der Atomenergie fest.704 Und dann 
waren da noch Befürworter wie Willi Ritschard, die das schweizerische Atomprogramm aus 
Überzeugung vertraten. Hinter all diesen unvereinbaren Positionen war kein sozialdemokra-
tischer Standpunkt auszumachen, und selbst als sich in Kaiseraugst eine Volksbewegung 
formierte, blieb die Haltung der SPS diffus. Zwar solidarisierte sich die SP Baselland Anfang 
April 1975 umgehend mit der GAK und schickte ihre Mitglieder auf den Bauplatz, um die Be-
setzer zu unterstützen.705 Vom Lauf der Ereignisse unter Druck gesetzt, fand die SPS aber 
keine klaren Worte. Vier Wochen nach dem Aktionsbeginn äusserte sie sich in einer halbher-
zigen Erklärung lediglich zur Besetzung, ohne aber zur Atomenergie eine eigene Meinung zu 
bekunden.706 
Am Parteitag von 1976 kam endlich Klarheit in die sozialdemokratische Energiepolitik. Unter 
dem Druck des Anti-AKW-Diskurses sprachen sich die Delegierten für „einen unverzüglichen 
und befristeten Stopp im Atomkraftwerkbau“ aus.707 Bis zur Klärung aller offenen Fragen soll-
ten demnach keine weiteren Atomreaktoren mehr erstellt werden dürfen. Mit dieser Forde-
rung – das Moratorium kam einer eigentlichen Denkpause gleich – wurde der Atomenergie 
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noch keine definitive Absage erteilt.708 Und dennoch markierte diese Resolution eine ener-
giepolitische Wende: Die SPS hatte sich in die Richtung des atomenergiekritischen Lagers 
gewendet. Die entscheidenden Schritte wurden in der Folge von jener Kommission eingelei-
tet, die zwischen Sommer 1976 und Frühjahr 1977 ein „Konzept für eine neue Energiepolitik“ 
ausarbeitete.709 In diesem Konzept – der ‚Energieparteitag’ von 1978 hat es nach einigen 
Kontroversen angenommen – wurde die Forderung eines vierjährigen Atommoratoriums 
nochmals bekräftigt.710 Zudem wurde die ablehnende Haltung insofern verschärft, als die 
Delegierten auch das AKW Gösgen – dieses stand kurz vor der Fertigstellung – in den Bewil-
ligungs- und Baustopp mit einbeziehen wollten. Trotz der verlangten Zwangspause wurde 
dem Bau neuer Atomkraftwerke ein Hintertürchen offen gehalten. Doch die Bedingungen 
waren so restriktiv formuliert, dass ein Ausbau des Atomprogramms nicht mehr in Frage 
kommen konnte.711 Für die Sozialdemokratie war ‚Kaiseraugst’ gestorben, und selbst dem 
AKW Gösgen stand man ablehnend gegenüber. 
Dass die Atomenergiegegner 1978 obsiegten, kam auch in der sozialdemokratischen Hal-
tung zur ‚Atomschutz-Initiative’ zum Ausdruck.712 Bundesrat Willi Ritschard – er selbst sah 
sich am damaligen Parteitag als „Bölimann“ – wollte an der nuklearen „Übergangslösung“ 
festhalten, sprach sich aber vergeblich gegen die Unterstützung des Volksbegehrens aus.713 
Als das Stimmvolk die Vorlage am 18.2.1979 nach einem gehässigen Abstimmungskampf 
äusserst knapp ablehnte, geriet der eigene Bundesrat an den Pranger. Nicht wenige erkann-
ten in Willi Ritschard keinen Sozialdemokraten mehr und wollten den atomenergiefreundli-
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S. 33-44. 
713
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chen Energieminister ausschliessen.714 Auf dem nächsten Parteitag im Juni 1979 lagen sie-
ben Sektionsanträge vor, um Ritschard mitsamt der SPS aus dem Bundesrat abzuziehen.715 
Die Frage der Regierungsbeteiligung wurde schliesslich so akut, dass die SPS drei Monate 
später eine Arbeitstagung dazu abhielt.716 
Aus Ärger über die verpatzte ‚Atomschutz-Initiative’ und angesichts des Reaktorunfalls im 
Atomkraftwerk Harrisburg in den USA hat die SPS im Juni 1979 ihre Positionen akzentuiert, 
und das verbliebene Hintertürchen wurde geschlossen. In einer Resolution hielt sie eindeutig 
fest, „dass ein weiterer Ausbau der Atomenergie zu bekämpfen und wenn möglich zu verhin-
dern ist“.717 Damit hat eine Position klar Konturen angenommen, die sich seit der zweiten 
Hälfte der 1970er Jahre abgezeichnet hatte. Die SPS war bereit, die bestehenden Atom-
kraftwerke zu akzeptieren. Weitere Reaktoren aber – das war Ende der 1970er Jahre klar – 
wollten die Sozialdemokraten nicht mehr zulassen.718 
Dennoch hatten sich längst nicht alle Sozialdemokraten von der Vision des Atomzeitalters 
gelöst. Als der SPS-Vorstand im Juni 1984 die so genannte ‚Atomschutz-Initiative II’ unter-
stützte, flackerte der Widerstand der „Atomgenossen“ nochmals auf.719 Eine 33-köpfige 
Gruppe – darunter Alt-Bundesrat Willy Spühler, der Aargauer Regierungsrat Louis Lang und 
der ehemalige SGB-Präsident Richard Müller – machten sich öffentlich für die Atomenergie 
stark.720 Die Geschäftsleitung machte hinter solchen Stimmen lediglich unbelehrbare Ewig-
gestrige aus.721 Die Zeit, in welcher die Atomenergie noch als ‚progressiv’ galt, war längst 
vorbei. Wer sich als Atombefürworter outete, galt als konservativ und reaktionär, als einer, 
der die Zeichen der Zeit verkannte. 
Noch beharrlicher als manche Sozialdemokraten hielten die meisten Kommunisten am tradi-
tionellen Kurs des technoökonomischen Wachstums fest. So sehr sich die PdAS einst vom 
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Atomzeitalter hatte fesseln lassen, so schwierig und langwierig gestaltete sich die Loslösung 
von den früheren Zukunftsversprechungen. Es vergingen deshalb Jahre, bis die PdAS ihre 
Haltung gegenüber der Atomenergie revidierte. Im April 1974 hielt das Zentralkomitee fest, 
dass die „Kampagnen der Atomkraftwerkgegner“ auf „eine Einschüchterung, ja Terrorisierung 
der Bevölkerung“ abzielen würden.722 Zwei Wochen später erinnerte dieses Gremium den 
Parteitag daran, „dass wir immer für die friedliche Verwendung der Atomenergie eingetreten 
sind“, weshalb die PdAS nichts gemein haben könne mit jenen, die „dem Bau von Atom-
kraftwerken feindlich gesinnt sind“.723 
Mit der raschen und heftigen Verurteilung der AKW-Gegner hatte die PdAS versucht, den 
Anti-AKW-Diskurs im Keim zu ersticken. Doch in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre began-
nen sich selbst in den eigenen Reihen Zweifel am Atomprogramm zu regen. Die Basler 
Kommunisten griffen 1975 die Forderungen der GAK auf und teilten die Ansicht, dass in dicht 
besiedelten Gebieten auf Atomkraftwerke zu verzichten sei.724 Die Genfer Kommunisten 
wurden derweil durch jene Oppositionsbewegung herausgefordert, die sich gegen die Pla-
nung des Atomkraftwerks Verbois richtete.725 Diese Konfrontation hat – ähnlich wie in der 
Nordwestschweiz – den Ablösungsprozess beschleunigt, so dass sich die Genfer Sektion im 
Mai 1976 ebenfalls gegen das AKW-Projekt wandte. Im August 1977 gab auch die PdA Bern 
ihr bedingungsloses Ja zur Atomenergie auf. Noch mochte sie sich nicht prinzipiell gegen 
neue Atomkraftwerke stellen, doch immerhin wurden nun verschiedene Vorbehalte geäus-
sert.726 
Die PdAS selbst hingegen tat sich mit einer Neubeurteilung der Atomenergie ungeheuer 
schwer. Bis zum 11. Parteitag 1978 blieben ihre Positionen erstarrt, gefangen in den Denk-
mustern, welche die Partei nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelt hatte. Durch die rigorose 
Verurteilung der AKW-Gegner hatte die Parteiführung alle Fragen rund um die Atomenergie 
zum Tabu erklärt. In diesem diskursiven Vakuum fanden Kommunikation und Lernprozesse 
nicht mehr statt, und so blieb die PdAS bei den Standpunkten des Atomzeitalters stehen.727 
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Erst anlässlich des 11. Parteitages konnten die neuen Problemstellungen zur Sprache ge-
bracht werden. Im Vorwärts etwa wurde ein Diskussionsforum eingerichtet, und die Sektio-
nen begannen sich für die parteiinterne Thematisierung der Atomenergie zu rüsten.728 Doch 
was gab es im Mai 1978 noch zu debattieren? Die Pfeiler des Anti-AKW-Diskurses waren 
längst errichtet, Gegner und Befürworter standen sich unverrückbar gegen. Dabei fanden 
sich die Kommunisten ausgerechnet im Lager jener wieder, die das Atomprogramm auch 
gegen den Widerstand einer Volksbewegung durchzusetzen gedachten. So stand die ‚atom-
freundliche’ PdAS an der Seite von Bürgertum und Bundesrat, begleitetet durch die Atom- 
und Elektrizitätswirtschaft. Innerhalb der Linken war die PdAS völlig isoliert, nachdem sich 
sowohl die Neue Linke als auch die SPS den AKW-Gegnern angeschlossen hatten. 
Selbst in dieser misslichen Lage war die Parteiführung nur widerwillig bereit, ihre uneinge-
schränkte Zustimmung zur Atomenergie zu revidieren. So schlug diese dem 1978er Parteitag 
die Forderung eines vierjährigen Atommoratoriums vor, ohne damit den Bau neuer Atom-
kraftwerke prinzipiell in Frage stellen zu wollen.729 Doch der Basis ging dies nicht weit genug, 
und so taten sich jetzt jene Konflikte auf, die bis anhin unter dem Deckel gehalten worden 
waren. Die Mehrheit der Delegierten wollte eine ablehnende Haltung beziehen und nahm – 
gegen den Willen des Zentralkomitees – einen Widerstandspassus an.730 So wurde die PdAS 
verpflichtet, sich gegen die Weiterführung des vorgesehenen Atomprogramms zu wenden. 
Diese Umkehr kam auch in der Haltung zur Atomschutzinitiative zum Ausdruck, welche die 
PdAS ab dem 11. Parteitag unterstützte. Nach dem Scheitern dieser Vorlage und dem Reak-
torunfall von Harrisburg wiederholten die Kommunisten, dass die Inbetriebnahme des AKW 
Gösgen und die Arbeiten in Leibstadt einem vierjährigen Moratorium unterliegen sollten.731 
Jene Projekte, welche im Mai 1979 erst in Planung waren – Kaiseraugst, Inwil, Graben, Rüthi 
oder Verbois – sollten gleich definitiv aufgegeben werden. Damit hatte die PdAS im Grund-
satz jene Position bezogen, die auch die SPS vertrat, allerdings mit einem bedeutsamen 
Unterschied: Die Kommunisten legten 1979 nämlich Bedingungen fest, unter welchen Um-
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ständen neue Atomkraftwerke doch noch möglich sein sollten.732 So war das kommunistische 
Bekenntnis zum Anti-AKW-Diskurs nur ein halbherziges. Manche Kommunisten hielten unbe-
irrt an der Atomenergie fest, und wer zwischen einer sozialistischen bzw. kapitalistischen 
Atomtechnologie unterschied, wollte lediglich das Gesellschaftssystem zum Politikum ma-
chen. 
Vollends ins Hintertreffen gerieten die Atombefürworter in den Reihen der traditionellen Lin-
ken erst nach dem April 1986, als Tschernobyl zur Chiffre für die grösste Atom-Havarie der 
Menschheitsgeschichte wurde. Jetzt erfuhr die Atomenergiepolitik dieser Parteien – wie spä-
ter noch zu zeigen sein wird – eine neuerliche Wende. Über die Verhinderung neuer Atomre-
aktoren hinaus wollten nun SPS und PdAS den vollständigen Atom-Ausstieg erzwingen. 
Damit hatte die gesamte Linke der Atomenergie definitiv und unwiderruflich den Rücken ge-
kehrt. 
Ob entschlossen oder zögerlich, die Linksparteien griffen im Verlauf der 1970er Jahre alle-
samt einen Anti-AKW-Diskurs auf, der durch die ökologische Zäsur entscheidende Umbrüche 
erfahren hatte. Das eine Merkmal war die Radikalisierung. Da die Atomenergie mit ökologi-
schen Leitbildern kollidierte, musste der Widerstand prinzipieller und grundlegender Natur 
sein. Die atomare Mehrenergie schien an die Grenzen des Ökosystems zu stossen, und 
dass die Sicherheit in jedem Fall gewährleistet sei, wurde zunehmend bezweifelt. So wichen 
die einzelnen Vorbehalte einer grundsätzlichen Ablehnung.733 
Zu diesem fundamentalen Widerstand passte, dass die AKW-Gegner bereit waren, nach Pro-
testformen jenseits des Rechtsweges zu suchen. Ende 1973 waren die juristischen Möglich-
keiten ausgeschöpft, doch deswegen wurde der Kampf nicht aufgegeben. So wurden in den 
Jahren 1974 und 1975 einerseits kantonale Volksinitiativen lanciert, welche sich gegen das 
Atomprogramm richteten.734 Andererseits wurden nun auch direkte Aktionen wie Demonstra-
tionen oder Protestmärsche erprobt. Als dies im Frühling 1975 in der Besetzung des Kaiser-
augster AKW-Geländes gipfelte, wurde der Rahmen des Legalen definitiv verlassen. 
Ein weiteres Charakteristikum war der politische Ton, der in den Anti-AKW-Diskurs Einzug 
hielt. Die ökologische Zäsur zerstörte die Vorstellung, dass sich die Moderne ungestraft nach 
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den genuinen Gesetzmässigkeiten des Industriesystems fortentwickeln könne. Die techno-
ökonomische Entfaltung sollte deshalb nicht mehr ihrer eigenen Logik, sondern einer gesell-
schaftlich legitimierten Richtung folgen. So zeigte sich die Nutzbarmachung der Atomenergie 
nicht nur als technologische Herausforderung, sondern als Problem mit gesellschaftspoliti-
scher Tragweite. 
Dieser politisch-weltanschauliche Charakter kam auch in der Sprache der AKW-Gegner zum 
Ausdruck.735 Zu Beginn der 1970er Jahre hatten die Atomenergiegegner ihre Argumente in 
das Vokabular der Fachleute gekleidet. Dieser Versuch der Versachlichung wich dann der 
Ideologisierung, und die sachkennerische Zurückhaltung verschwand. Jene, die mit abstrak-
ten Fachausdrücken und Insiderbegriffen für die Atomenergie eintraten, gerieten nun in den 
Verdacht, die Bevölkerung verwirren und manipulieren zu wollen. Deshalb wurde das Exper-
tenvokabular durch sprachspielerische Demontagen ad absurdum geführt.736 Alte Begriffe 
wie ‚GAU’ (grösster anzunehmender Unfall) wurden zum ‚Super-GAU’ hochstilisiert oder wie 
‚Störfall’, ‚Entsorgung’ und ‚Restrisiko’ schlichtweg wörtlich genommen. So wurden die traditi-
onellen Fachtermini einer ironischen Kritik unterzogen, umfunktioniert, und gegen die Atom-
befürworter selbst gerichtet. 
Gleichzeitig setzte sich im Zuge der „1970er Diagnose“ eine gemeinsame Sprache durch, 
welche die AKW-Gegner verband. Besonders der Atom-Terminus entwickelte sich zu einem 
Erkennungszeichen der Gegenbewegung.737 Noch zu Beginn der 1970er Jahre war nicht 
systematisch zwischen Atom- oder Kernenergie unterschieden worden, so dass zur Benen-
nung der gleichen Sache verschiedene Begriffe verwendet werden konnten. Dann aber wur-
den Atom-Komposita zu einem Spezifikum der AKW-Gegner, während die Befürworter die 
Zusammensetzung mit ‚Kern’ bevorzugten. So wurden durch die Politisierung der Atomde-
batte bestimmte Ausdrücke bewusst vermieden bzw. konsequent verwendet. Ob nun von 
Kern- oder Atomenergie die Rede war, hatte also eine kommunikative Bedeutung, denn ein-
mal wurde Zustimmung, im anderen Fall Distanz oder Ablehnung signalisiert. Mit dieser un-
terschiedlichen Begriffsentwicklung rüsteten sowohl Gegner als auch Befürworter sprachlich 
auf, und es entwickelte sich ein „semantischer Kampf“.738 
Die Politisierung des Atomenergie-Diskurses war für die AKW-Gegner von Erfolg gekrönt. 
Die Zeit, in der die Fachleute auf die Wissenschaftsgläubigkeit der Bevölkerung zählen konn-
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ten, war vorbei, denn die so genannten Laien wollten nicht nur verstehen, sondern mitreden 
und mitbestimmen. Deshalb haben die Atombefürworter die Deutungshoheit mitsamt dem 
Sprachmonopol verloren, und der Einfluss der Experten erodierte.739 Was die einen Wissen-
schaftler bezeugten, haben andere umgehend bestritten. Durch diese Kettenreaktion gegen-
sätzlicher Studien ging das Vertrauen in die Sachverständigen verloren und die Experten-
macht schwand. Die AKW-Kritiker hingegen gewannen durch die Politisierung an 
Durchsetzungsvermögen und Konfliktfähigkeit. Bereits Mitte der 1970er Jahre konnte sie den 
Vorstellungen der AKW-Befürworter Paroli bieten. 
Die Linksparteien stimmten früher oder später in den beschriebenen Anti-AKW-Diskurs mit 
ein. Ihre Einwände beschränkten sich dabei nicht auf die ökologische Problematik, sondern 
richteten sich auch gegen politische, freiheitsfeindliche, gesellschaftliche, ökonomische und 
technologische Fehlentwicklungen, die mit der Atomenergie eingeleitet werden könnten. Die-
se verschiedenen Elemente waren vielfältig miteinander verknüpft. Analytisch getrennt sollen 
im Folgenden jene Standpunkte dargestellt werden, welche die untersuchten Gruppen inner-
halb des politisch-weltanschaulichen Anti-AKW-Diskurses eingenommen haben. 
5.3 Die Positionen im politisch-weltanschaulichen Anti-AKW-
Diskurs 
5.3.1 Die antikapitalistische Kritik an der Atomenergie 
Das liberale Atomgesetz von 1959 hatte den betroffenen Wirtschaftsbereich zu einem nahe-
zu demokratiefreien Raum erklärt, wobei der Bau und Betrieb von Atomkraftwerken der un-
ternehmerischen Verfügungsgewalt überlassen war. Die AKW-Projektanten hatten lediglich 
die baupolizeilichen Voraussetzungen zu erfüllen. Ansonsten konnten sie ihre Pläne – vom 
Staat unterstützt – nach eigenem Gutdünken realisieren. 
Wegen solcher institutioneller Gegebenheiten konnten POCH und RML den Widerstand ge-
gen die Atomenergie als antikapitalistischen Kampf interpretieren. In ihren Augen verkörperte 
die Atomwirtschaft geradezu das verhasste ‚System’, und der Kampf gegen Kapitalismus und 
Nuklearanlagen wurde weitestgehend gleichgesetzt. Die linken Aussenseiterparteien ver-
suchten daher, das neue Streitthema in die Tradition des Klassenkampfes einzubetten. Ihren 
Vorstellungen zufolge galt die Atomenergie als ‚Kind der Bourgeoisie’, wobei einer breiten 
Bevölkerung die nukleare Gefahr aufgezwungen werde. Der Widerstand gegen die Atom-
kraftwerke musste sich deshalb gegen die Logik des Profits, das Bürgertum und gegen ein 
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fehlgeleitetes Wirtschafts- und Gesellschaftssystem richten. Im verbreiteten Unbehagen ge-
genüber der modernen Zivilisation sahen die linken Revolutionäre eine Chance, die Kapita-
lismuskritik zu popularisieren und die eigene Basis zu verbreitern. Um in den Anti-AKW-
Diskurs eine revolutionäre Perspektive einzubringen, unterzog die Neue Linke die Atomwirt-
schaft einer eingehenden Analyse. Die Widersprüche der kapitalistischen Energiewirtschaft 
sollten offen gelegt werden, auf dass sich die Atomopposition an den Zielsetzungen der radi-
kalen Arbeiterbewegung orientiere.  
Nun stand im Prinzip die Inbetriebnahme einer Atomanlage jedem Bürger offen, der die ge-
forderten Vorgaben erfüllte. Verwaltungsrechtlich betrachtet behandelte das Atomgesetz den 
Bau eines Atomkraftwerkes nämlich nicht viel anders als die Eröffnung irgendeines Gewer-
bebetriebes. Faktisch jedoch war die Energiewirtschaft seit jeher eine kapitalintensive Bran-
che, die im Bereich der Stromproduktion früh monopolitische Züge aufwies. So wurde nach 
dem Zweiten Weltkrieg ein Grossteil des Schweizerischen Elektrizitätsbedarfs von einigen 
wenigen Unternehmen abgedeckt.740 
Mit der NOK (Beznau I) und der BKW (Mühleberg) waren es zwei öffentlich-rechtliche Elek-
trizitätsgesellschaften, die im Jahr 1964 auf die Atomenergie umschwenkten.741 Obwohl aber 
diese Gesellschaften von Kantonen und Städten getragen wurden, unterstanden sie als pri-
vatrechtliche Aktiengesellschaften keiner öffentlichen Kontrolle. Als diese öffentlichen Strom-
produzenten auf die kommerzielle Atomenergie umgestellt hatten, vollzogen auch private 
Anbieter eine Umkehr. Noch 1964 projektierte die Elektrowatt in Leibstadt, während die Mo-
tor Columbus ab 1966 in Kaiseraugst ein Atomkraftwerk errichten wollte. Gemischtwirtschaft-
liche Unternehmen zogen ebenfalls nach, als die EOS 1966 (Verbois), die Atel 1969 (Gös-
gen) und die CKW 1971 (Rheinklingen) weitere Projekte bekannt gaben. Da ab dem Frühjahr 
1964 ein Projekt nach dem anderen angekündigt worden war, musste bald ein eigentlicher 
Energieüberschuss befürchtet werden, und die Elektrizitätsunternehmen gerieten miteinan-
der ins Rangeln. Dieser Konkurrenzkampf kam 1970 durch die „atompolitische Hochzeit“ 
zum Erliegen, denn von nun an gingen die Projektanten dazu über, sich an den verschiede-
nen Bauvorhaben wechselseitig zu beteiligen.742 Bald waren öffentliche Stromanbieter, pri-
vate Elektrizitätsgesellschaften und gemischtwirtschaftliche Unternehmen in unterschiedli-
chen Kombinationen zusammengeschlossen.743 Diese Allianzen waren umso 
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unübersichtlicher, als schon vor 1970 Konsortien mit ausländischen Partnern gebildet wor-
den waren. 
Dass sich die potentesten Elektrizitätsunternehmen in undurchsichtigen Partnerwerken zu-
sammengetan hatten, bot den Kritikern eine breite Angriffsfläche. Aus der Sicht der Neuen 
Linken hatten sich die ökonomischen Verflechtungen zu einem undurchdringlichen Geschwür 
entwickelt, das von der Bevölkerung weder durchschaut noch kontrolliert werden konnte. So 
konnte die gebündelte Macht der Atombranche effektvoll auseinander genommen werden. 
Was dabei zutage trat, war beachtlich, denn an vielen AKW-Projekten waren nicht nur diver-
se Elektrizitätsunternehmen, sondern auch Maschinenkonzerne und Banken beteiligt.744 Die-
se ‚Atom-Lobby’ war vielfach miteinander vernetzt, kreuz und quer, verklumpt zu einem un-
durchschaubaren Filz. So wurde das ‚Energie-Kartell’ von der Neuen Linken kritisch 
beobachtet und durchleuchtet und die Akteure als ‚Energie-Bonzen’, ‚Atomprofiteure’, ‚Ener-
gieimperialisten’ oder ‚Strombarone’ gebrandmarkt. Mit solchem klassenkämpferischen Vo-
kabular versuchten POCH und RML, die öffentliche Aufmerksamkeit auf die Verflechtungen 
der ‚Eidgenossenschafts-AG’ zu lenken. 
Die Parole vom ‚Atomfilz’ war umso wirkungsvoller, als auch staatliche Institutionen darin 
verstrickt waren.745 Mit dem Atomgesetz von 1959 hatte sich der Bund nämlich eine konflikt-
trächtige Doppelrolle aufgeladen. Einerseits hatte er die Entwicklung der Atomenergie finan-
ziell zu unterstützen. Andererseits sollten die Atomkraftwerke durch die Behörden bewilligt 
und kontrolliert werden. In den 1960er Jahren wurde das Band zwischen Atomwirtschaft und 
Bundesbehörden zusätzlich gestärkt, weil das Vertrauen in die Atomenergie Wirtschaft und 
Politik vereinte. Als dann einige den pronuklearen Konsens durchbrachen, stellten sich die 
Behörden automatisch hinter jene, die man seit Jahren gefördert hatte. So traten die Kontrol-
linstanzen zu Beginn der 1970er Jahre engagiert an der Seite der AKW-Projektanten auf, um 
die Bedenken der Kritiker zu zerstreuen.746 Zwar kühlte das Verhältnis zwischen Atomwirt-
schaft und Nuklearbehörden ab der zweiten Hälfte der 1970er Jahre merklich ab. Doch zu 
jenem Zeitpunkt war die Vertrautheit zwischen Gesuchsstellern und Begutachtern längst zu 
einem Politikum geworden, und der Bund hatte den Ruf des unabhängigen Vermittlers verlo-
ren. 
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 Vgl. exemplarisch das ‚Atomorganigramm’ der POCH in: POCH-Zeitung, Nr. 3, Juni 1975, S. 3. 
745
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Die POCH hatten die „harmonische Kooperation zwischen Behörden und Privatwirtschaft“ 
schon im Herbst 1973 verurteilt.747 Das enge Zusammengehen von Politik und Kapital bot 
nun ein vortreffliches Feindbild, um die ‚interessengeleiteten’ Atombefürworter ein ums ande-
re Mal zu desavouieren. Was von den Verfilzungen ans Tageslicht kam, konnten die POCH 
als ‚staatsmonopolistischen Kapitalismus’ diagnostizieren. Mit diesem Schlagwort – ur-
sprünglich von Lenin entwickelt – wurde der Staat als Instrument der Wirtschaftsmonopole 
angeprangert. So viel Theorie war allerdings nicht einmal nötig, denn die Nähe zwischen 
Staat und Atomwirtschaft war offensichtlich. Bundesrat Willi Ritschard etwa machte im Som-
mer 1974 den bekanntesten Atombefürworter – ‚Energiepapst’ Michael Kohn – zum Präsi-
denten der Gesamtenergiekommission.748 Nun durften die Perspektiven der schweizerischen 
Energiepolitik von einem Mann ausgelotet werden, der wie kein anderer die Interessen der 
Atomwirtschaft vertrat. Für die POCH hatte man damit „den Bock zum Gärtner gemacht“.749 
Angesichts all der Befangenheitsprobleme, Seilschaften und Kapitalverflechtungen wird deut-
lich, weshalb die Begriffe ‚Atomfilz’, ‚Eidgenossenschaft AG’ oder ‚Energie-Kartell’ bei den 
AKW-Gegnern zu wirkungsvollen Kampfparolen avancierten. 
Als am 1. April 1975 das Kaiseraugster Baugelände besetzt wurde, war die Neue Linke ge-
radezu elektrisiert, denn die antikapitalistische Saat schien endlich aufzugehen. Während 
einiger Jahre bereits hatten die jungen Utopisten versucht, das eingeschlummerte Proletariat 
im Namen des Marxismus wieder wachzurütteln. Vor den Fabriktoren freilich waren alle Ap-
pelle ungehört verhallt. Jetzt aber war sie da, die Aktion, welche die Massen mobilisieren 
sollte. So sah man ausgerechnet in der Anti-AKW-Bewegung die Chance heranreifen, mit 
dem angefeindeten Wirtschafts- und Gesellschaftssystem auf Konfrontationskurs zu ge-
hen.750 Sonst häufig geschmäht und gemieden, kamen die jungen Agitatoren während der 
elfwöchigen Aktion auf dem Baugelände endlich in engen Kontakt mit der Bevölkerung. 
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Aufgrund ihrer nationalen Ausstrahlungskraft wurde die Besetzung rasch zum Inbegriff des 
AKW-Widerstands – und für die Neue Linke zur gesellschaftspolitischen Arena. In Kaiserau-
gst trotzte man Regen und Kälte, bestieg Baumaschinen und blockierte die Aushubarbeiten. 
Gemeinsam hämmerten die Besetzer Brettervorschläge, errichteten ein Hüttendorf und 
schoben Wache.751 In dieser aufgekratzten Lageratmosphäre fühlten sich POCH und RML in 
ihrem Element. Reden halten, Forderungen aufstellen, Diskussionen initiieren: ‚Kaiseraugst‘ 
diente den revolutionären Organisationen als Bühne, um ihr antikapitalistisches Weltbild zu 
verbreiten.752 Dabei wurden die kapitalistischen Verhältnisse angeprangert und die Verflech-
tungen der ‚Energie-Mafia’ gegeisselt. So wollte es die Neue Linke nicht bei wissenschaftli-
chen Zusatzexpertisen oder vagen Versprechungen bewenden lassen. Ihr ging es um mehr, 
denn mit der illegalen Grossaktion hatte sich der Spieleinsatz erhöht. Jetzt wo in der ganzen 
Nation die Regeln des Rechtsstaates diskutiert wurden, wollten die jungen Revolutionäre die 
Stirn bieten: den Bauherren, der Regierung, der ‚Atomlobby’, ja dem bürgerlichen Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystem überhaupt. Als dann aber der Bundesrat einen vorläufigen 
Baustopp und Gespräche mit einer Besatzungsdelegation anbot, stimmte die Vollversamm-
lung am 11. Juni 1975 dem Übungsabbruch zu.753 So hatte die Neue Linke zähneknirschend 
zu akzeptieren, dass sich die erwünschte Machtprobe als funktionale Regelverletzung er-
wies, um den Anliegen der AKW-Gegner Gehör zu verschaffen.754 Das Feld wurde freiwillig 
geräumt, und ein Stück real geglaubter Utopie war dahin. 
In Kaiseraugst hatte sich gezeigt, was schon vorher unübersehbar war: Der atomkritische 
Diskurs wurde von diversen Akteuren getragen, die in politischer Hinsicht unterschiedlich 
oder gar gegensätzlich motiviert waren. Weil die Mobilisierung auch tief in bürgerliche und 
bäuerliche Schichten hineinreichte, waren ganze Familien auf den Bauplatz gepilgert, Beam-
te, Selbständige, Schülerinnen und Rentner. Die Bewegung wurde deshalb von einem brei-
ten Spektrum an Gruppierungen getragen, das von der Nationalen Aktion bis zu den Organi-
sationen der Neuen Linken reichte. Einerseits war es gerade diese Vielfalt, welche die 
Besetzungsaktion zu einem einmaligen Abenteuer werden liess. Andererseits konnte auf-
grund dieser politischen Heterogenität nicht von einer ‚revolutionären’ Bewegung die Rede 
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sein. Die Mehrheit dieser Volksbewegung war weder klassenkämpferisch ausgerichtet noch 
gewillt, eine politische Wende herbeizuführen. Vielmehr war die Anti-AKW-Bewegung zu ei-
nem Massenphänomen geworden, dem ausgerechnet das Gros der traditionellen Linken 
passiv gegenüberstand. Hinzu kam, dass sich die provokativen Zielsetzungen nicht mit den 
politischen Vorstellungen jener deckten, die ab Ende der 1960er Jahre den Anti-AKW-
Diskurs entfacht hatten. Deshalb stiess die Neue Linke bei der GAK oder dem NWA auf 
Skepsis. Aber auch die POCH und die RML betrachteten die Anti-AKW-Pioniere, die den 
Illusionen der bürgerlichen Demokratie erlegen schienen, mit Argwohn. Weil diese ihren Wi-
derstand nicht als Kampf gegen den Kapitalismus begreifen wollten, galten die entsprechen-
den Organisationen als apolitisch, legalistisch und hoffnungslos systemtreu. 
Wegen dieser ideologischen Differenzen waren in Kaiseraugst bald heftige Auseinanderset-
zungen unter den AKW-Gegnern entbrannt. Die Aktionseinheit geriet in Gefahr, bis sie nach 
dem Besetzungsabbruch an den Gegensätzen zerbrach.755 Von all den Polemiken, Wortge-
fechten und Klassenkampfkontroversen überfordert und genervt, schloss die GAK am 9. Juli 
1975 kurzerhand die POCH-Mitglieder aus. Kurz darauf klinkte sich der Verein aus jenen 
Gremien aus, welche die Besetzer gemeinsam aufgebaut hatten. Mit dieser Abgrenzung ge-
gen links war die Bewegung gespalten, wobei sich nunmehr zwei widerstreitende Lager ge-
genüberstanden. Die einen wurden fortan als die ‚gemässigten’, die anderen als die ‚radika-
len’, ‚harten’ oder ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner bezeichnet.756 Die GAK, das NWA und 
einige Bürgerinitiativen bildeten dabei den Flügel, der die Klassenkampfrhetorik der Neuen 
Linken ablehnte. Die ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner wiederum – allen voran die Neue Linke 
und die1975 gegründete Gewaltfreie Aktion gegen das Atomkraftwerk Kaiseraugst (GAGAK) 
– identifizierten die ‚Gemässigten’ als Teil des geächteten Bürgertums.757 Jetzt, wo die inhalt-
lichen Differenzen der AKW-Gegner auch auf einer organisatorischen Ebene zutage getreten 
waren, folgten dem gemeinsamen Vorgehen Konfusion, Konkurrenzkampf und die Zersplitte-
rung der Kräfte.758 
In den Augen der ‚Gemässigten’ hatten sich die Möglichkeiten der unkonventionellen Protest-
formen erschöpft, weshalb sie nach dem Besetzungsabbruch den Verfassungsartikel von 
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1957 über die Atomschutzinitiative mit neuen Bestimmungen versehen wollten.759 Diese 
deckten sich interessanterweise zu einem grossen Teil mit den Forderungen der traditionel-
len Linken aus den 1950er Jahren. Zwar war in der Initiative nicht von einem Staatsmonopol 
die Rede, doch immerhin wurde für die Atomanlagen nunmehr eine Konzessionspflicht vor-
geschlagen. Zudem sollten die nuklearen Risiken durch eine unbeschränkte Haftpflicht von 
AKW-Betreibern selbst getragen werden. Schliesslich wollte die Initiative jene demokrati-
schen Handlungsspielräume zurückerobern, die im Atomzeitalter enthusiastisch freigegeben 
worden waren: Die Bundesversammlung durfte die Konzessionen erteilen, aber auch die 
betroffenen StimmbürgerInnen hatten ihr Einverständnis zu geben. Am 18. Februar 1979 
aber scheiterte der Versuch, den Bau weiterer Atomkraftwerke weitgehend zu verunmögli-
chen. Dennoch waren die Bemühungen der ‚Gemässigten’ nicht vergebens, denn das Par-
lament hatte auf die Atomschutzinitiative mit einer Teilrevision des Atomgesetzes reagiert. 
Dass das Stimmvolk im Mai 1979 einen entsprechenden Bundesbeschluss bestätigte, stellte 
für die ‚Gemässigten’ einen indirekten Erfolg dar, denn jetzt wurde der Bau neuer Atomkraft-
werke immerhin erschwert.760 
Im Gegensatz zu den „kleinbürgerlichen Legalisten“ wollten die ‚fortschrittlichen’ AKW-
Gegner nicht auf der institutionalisierten Politikebene agieren.761 Direkte Aktion statt direkte 
Demokratie lautete ihr Credo. Damit unterstützte das ‚fortschrittliche’ Lager die Atomschutzi-
nitiative nur widerstrebend.762 Das teilrevidierte Atomgesetz blieb denn auch weit hinter den 
Erwartungen der radikalen AKW-Gegner zurück, weshalb ihre Vertreter gegen den entspre-
chenden Bundesbeschluss das Referendum ergriffen hatten. Unmittelbar nach ‚Kaiseraugst’ 
aber stiess das bevorzugte Konzept – Widerstand durch direkte Aktion – an seine Grenzen. 
Der Besetzungsabbruch, die inneren Unstimmigkeiten und allgemeine Ermüdungserschei-
nungen entzogen dem Anti-AKW-Diskurs seinen Zündstoff und mündeten in einen allgemei-
nen Demobilisierungsprozess. 
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Im Jahr 1977 fand die Anti-AKW-Bewegung plötzlich wieder zu alter Stärke zurück. Deren 
absolute Höhepunkte waren dabei zwei Besetzungsversuche, welche die ‚fortschrittlichen’ 
Atomenergieopponenten im Alleingang koordinierten. Ihre Repräsentanten hatten sich am 
Ende des Pfingstmarsches – über 10’000 Aktivisten skandierten damals gegen die Atoman-
lage – über die Gründung eines Schweizerischen Aktionskomitees gegen das AKW Gösgen 
(SAG) geeinigt. Kurz darauf fanden darin Vertreter der Neuen Linken, GAGAK-Anhänger und 
sympathisierende Kreise zusammen, um eine ehrgeizige Vereitelungsaktion vorzubereiten. 
Alle Appelle, die ansässige Bevölkerung in das Bewilligungsverfahren einzubinden, waren 
bislang ungehört verhallt. Jetzt sollte die Inbetriebnahme des fast fertig gestellten Atomkraft-
werkes Gösgen durch die Besetzung der Zufahrtswege abgewendet werden. Um die lokale 
Bevölkerung zur Mitwirkung aufzurufen, gründeten die ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner eigens 
den illegalen Radiosender „Radio aktiv, freies Gösgen“.763 Doch nicht nur das SAG, auch die 
staatlichen Sicherheitshüter hatten noch die Kaiseraugster ‚Revolte’ im Hinterkopf. Während 
die einen über den Piratensender Parolen und Lieder skandierten, bemühten die anderen die 
Verfassung. So sah die Solothurner Regierung die innere Ordnung bedroht und mahnte aus-
serkantonale Polizeihilfe an.764 Als dann die Widerstandsbewegung am 25. Juni 1977 zur Tat 
schreiten wollte, war die Staatsmacht gerüstet. Den etwa 3’000 Aktivisten standen Panzer-
fahrzeuge und Hunderte von Polizisten im Kampfanzug gegenüber, die aus der ganzen 
Schweiz rekrutiert worden waren.765 Als der Protestzug dann auf einen geschlossenen Poli-
zeikordon stiess, fand der Besetzungsversuch ein brüskes Ende. Unter dem Angriff von 
Wasserwerfern, Tränengas und Gummischrot zogen sich die Demonstranten zurück – um 
jedoch eine Woche später in doppelter Zahl einen neuen Anlauf zu wagen. Doch wieder 
prallten die Fronten gewaltsam aufeinander. In den bürgerkriegsähnlichen Zusammenstös-
sen unterlagen die demonstrierenden Massen. Wer geglaubt hatte, dass die Atomanlage mit 
Barrikadenmaterial zu verhindern sei, wurde bitter enttäuscht. Freilich gaben die radikalen 
AKW-Gegner nicht sofort auf, doch alles Aufbäumen half nichts: Im Herbst 1978 war das 
Atomkraftwerk Gösgen fertig gebaut, und ein gutes Jahr später konnte es offiziell in Betrieb 
genommen werden. 
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Dass trotz aller Anstrengungen – der Besetzungsaktionen, Protestzüge, Strassenblockaden, 
‚Vollversammlungen’ oder ‚Massenhungerstreiks’ – keine Erfolge verzeichnet werden konn-
ten, hinterliess im radikalen Flügel Spuren. Alle Aktivisten waren enttäuscht, die einen resig-
nierten, andere machten weiter und einige wenige radikalisierten sich. Lange war die Anti-
AKW-Bewegung in friedlichen Bahnen verlaufen, doch nach den misslungenen Besetzungs-
versuchen reagierten manche Aktivisten militant. So machten bis im August 1984 immer wie-
der Angriffe gegen das Eigentum von Elektrizitätsgesellschaften und deren Repräsentanten 
von sich reden.766 Zunächst gab es im Dezember 1977 einen Anschlag auf den Eisenbahn-
verkehr, um die Zufahrtslinien zum AKW Gösgen zu blockieren, und zehn Monate später 
stand der dortige Besucherpavillon in Flammen. Einen weiteren Brandanschlag verübten 
Unbekannte auf den Informationspavillon in Kaiseraugst, unmittelbar nachdem die Atom-
schutzinitiative abgelehnt worden war. Als dann das Referendum gegen die Teilrevision des 
Atomgesetzes abgeschmettert wurde, ging zuerst der Chevrolet von ‚Energiepapst’ Michael 
Kohn in Flammen auf, weitere Exponenten der Atomwirtschaft wurden in gleicher Weise ab-
gestraft. So kam es beim Ringen um die Atomenergie während mehrerer Jahre zu Gewalt, 
Sabotagenakten, Sprengstoff- und Brandanschlägen. Allerdings war es nicht die Neue Linke, 
die in dieser Auseinandersetzung den gewaltlosen Pfad verlassen hatte. Zwar war ihre Klas-
senkampfrhetorik militant, und selbstredend haben POCH und RML direkte Aktionen propa-
giert. Doch die terroristischen Sachbeschädigungen überschritten den Rahmen der vorgese-
henen Provokationsstrategie bei weitem. So hat sich die Neue Linke von solchen radikalen 
Kampfmassnahmen distanziert. Die Urheber der Gewaltaktionen konnten nicht ausgemacht 
werden, vermutlich aber handelte es sich um einzelne militant radikalisierte ‚Spontis’ aus 
dem antiautoritären Substrat der 68er-Bewegung.767 
Mit ihren Aktionen hatten sich die ‚radikalen’ AKW-Gegner erfolgreich gegen die Institutiona-
lisierung der Widerstandsbewegung gewehrt. Spätestens ab Beginn der 1980er Jahre aber 
spielte sich der Konflikt zunehmend in einem rechtsstaatlichen Rahmen ab.768 Je mehr sich 
der Anti-AKW-Diskurs verfestigte, umso mehr wurden die Opponenten in geordnete Bahnen 
gelenkt. Gleichzeitig wurde der Spielraum für direkte Aktionen immer kleiner. So griffen in 
den 1980er Jahren selbst die ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner vermehrt auf institutionelle Akti-
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onsformen zurück. Weil im Zuge dieser Entwicklung die Mobilisierungskraft schwand, fiel es 
der Neuen Linken zunehmend schwer, im Rahmen des Anti-AKW-Diskurses eine antikapita-
listische Propaganda zu betreiben. 
An solchen Schwierigkeiten waren POCH und RML nicht unschuldig, denn einige Probleme 
waren hausgemacht. Seit sich die Organisationen der Neuen Linken mit der Atomenergie 
befassten, lebten die alten Differenzen im neuen Aktionsfeld fort. Die RML etwa vertrat nach 
‚Kaiseraugst’ die Meinung, die „neostalinistische POCH“ habe mit ihrer ‚Apparatepolitik’ die 
Entfaltung des Massenpotenzials behindert.769 Zu den üblichen Anfeindungen kamen im 
Umgang mit den ‚Gemässigten’ strategische Meinungsverschiedenheiten. Die ‚antimonopo-
listische’ Taktik der POCH sah vor, auch GAK- und NWA-Vertreter in die angestrebte ‚Volks-
front’ einzubeziehen. Die RML jedoch – sie propagierte einen ‚antikapitalistischen’ Kurs – 
wollte diese ‚Bürgerlichen’ lieber aus der Anti-AKW-Bewegung verdrängen. Als dann im 
Nachgang zur Atomschutzinitiative das weitere Vorgehen geklärt werden sollte, brachen bei 
den ‚Fortschrittlichen’ die Animositäten und Machtkämpfe offen aus.770 Paradoxerweise woll-
ten nun die Trotzkisten mit den ‚Gemässigten’ zusammenarbeiten, während die POCH den 
Alleingang probten. So spaltete sich das Lager der ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner in den Jah-
ren 1979 und 1980: Auf der einen Seite gab es mit dem so genannten 8er Verein verschie-
dene Bürgerinitiativen, welche mit der RML sympathisierten. Diesen standen einige Gruppie-
rungen gegenüber, die durch die POCH repräsentiert wurden. Diese erneute Fragmentierung 
stärkte den ‚gemässigten’ Flügel und begünstigte die Institutionalisierung der Anti-AKW-
Bewegung. So trugen die Zwistigkeiten innerhalb der Neuen Linken dazu bei, dass sich der 
Protest immer mehr von der Strasse in die Institutionen verlagerte. 
Eine weitere Folge der Spaltung war die Einleitung von nicht weniger als drei eidgenössi-
schen Volksinitiativen. Unterstützt vom 8er Verein lancierten die ‚Gemässigten’ und die 
Schweizerische Energiestiftung (SES) einen Vorstoss, um den Bau weiterer Atomkraftwerke 
zu verbieten. Daran gekoppelt war eine Energieinitiative, die einer alternativen Energiepolitik 
zum Durchbruch verhelfen wollte. Die von den POCH dominierten Gruppierungen wiederum 
lancierten ein Plebiszit, um über den Atomstopp hinaus die Stilllegung der bestehenden 
Atomkraftwerke zu erreichen. Diese so genannten ‚Atomstöppler’ aber schafften es nicht bis 
an die Urne: Sie mussten die Initiative ‚für den Stopp des Atomprogramms’ Ende 1981 zu-
rückziehen, nachdem die Unterschriftensammlung äusserst schleppend verlaufen war. Doch 
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auch den anderen Vorstössen war kein Erfolg beschieden: Am 23. September 1984 wurden 
beide Initiativen von Volk und Ständen verworfen.771 
Ab dem Ende der 1970er Jahre hat die Neue Linke also Volksinitiativen angestossen, Unter-
schriften gesammelt und Kompromisse ausgehandelt, während von der Radikalität früherer 
Tage lediglich verbale Willensäusserungen übrig blieben. Damit waren POCH und RML im 
Bereich der Energiepolitik in den Sog der institutionellen Einbindung geraten. Weil zuneh-
mend auf der Ebene des bestehenden Politsystems gehandelt wurde, kam die angestrebte 
Provokationsstrategie zum Erliegen. So fand das antikapitalistische Agitieren im Verlauf der 
1980er Jahre ein allmähliches Ende. 
Abschliessend lässt sich festhalten, dass die Neue Linke in der zweiten Hälfte der 1970er 
Jahre einiges Aufsehen hatte erregen können. So hielten ihre Aktionen die Bewegung am 
Leben, auch wenn keine unmittelbaren Erfolge erzielt wurden. Zudem trugen die ‚fortschrittli-
chen’ AKW-Gegner auf ihre Weise zur Politisierung des Anti-AKW-Diskurses bei. Sie durch-
leuchteten das Umfeld der Atomenergie und unterzogen die Verquickung von Atomwirtschaft 
und Staat einer eingehenden Kritik. Mit diesen Analysen gewann der Anti-AKW-Diskurs an 
argumentativer Breite. 
Gleichwohl stiess die antikapitalistische Politisierungsstrategie rasch an ihre Grenzen. Weil 
die Perspektive der Neuen Linken nicht mit der ökologischen Betrachtungsweise überein-
stimmte, wurde die Anti-AKW-Bewegung 1975 sogar gespalten. Tatsächlich war keinesfalls 
jeder AKW-Gegner ein Kapitalismuskritiker. Die Atomenergie hat die Gesellschaft zwar ge-
spalten – doch die Trennung zwischen Gegnern und Befürwortern verlief nicht entlang der 
Klassenlinie, sondern quer durch alle Schichten. Umgekehrt sprachen sich längst nicht alle 
Klassenkämpfer gegen die Nutzbarmachung dieser Energiequelle aus. Während die Neue 
Linke im Verlauf der 1970er Jahre gegen das Atomprogramm mobilisierte, machte sich die 
PdAS im Namen des Sozialismus für dessen Realisierung stark. Wegen all dieser Wider-
sprüche konnte der Anti-AKW-Diskurs kaum mit klassenkämpferischen Deutungs- und Inter-
pretationsmustern angereichert werden. Innerhalb der ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner konnte 
sich die Neue Linke zwar die Wortführerschaft sichern, doch abseits dieses Lagers stiessen 
die antikapitalistischen Prämissen auf Ablehnung. Viele AKW-Gegner zeigten sich bereit, die 
Grundlagen der modernen Zivilisation fundamental zu hinterfragen, dafür aber reichte ihnen 
eine antikapitalistische Perspektive nicht weit genug. So wurde wegen der Atomenergie häu-
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fig über die Moderne oder das Industriesystem, nur selten aber über den Kapitalismus ge-
stritten. 
Auch wenn die Auswirkungen der revolutionären Imperative auf den Anti-AKW-Diskurs nur 
beschränkt waren, hat umgekehrt die Atomenergie-Debatte zweifellos die Positionen der 
Neuen Linken beeinflusst. Neben die Kritik am Wirtschafts- und Gesellschaftssystem trat früh 
die Bereitschaft, sich ernsthaft mit den Problemfeldern der Atomtechnologie auseinanderset-
zen. Im Zuge dieser Lernprozesse begründete die Neue Linke den Widerstand gegen die 
Atomenergie bald mit zusätzlichen, sozusagen systemimmanenten Argumenten. Neben dem 
Aufgreifen ökologischer Leitbilder ist die Rede vom freiheitsfeindlichen ‚Atomstaat’ dafür das 
beste Beispiel. 
5.3.2 Die Diskussion der freiheitsfeindlichen Dimension der Atomenergie 
Um den emotionalen Gehalt eines freiheitsfeindlichen ‚Atomstaat’-Argumentes zu erfassen, 
muss man sich zunächst vor Augen führen, dass wegen der Gösgener Besetzungsversuche 
viele AKW-Gegner in einen veritablen Schockzustand versetzt wurden. Das Vorhaben, die 
Zufahrtswege symbolisch mit Holzstangen, Kisten oder Fässern zu verbarrikadieren, wurde 
durch einen rabiaten Polizeieinsatz durchkreuzt. Noch nie zuvor hatte die Staatsmacht härter 
auf die Anti-AKW-Aktivisten eingeschlagen als im Sommer 1977. Allein das polizeiliche Arse-
nal vom Panzerfahrzeug bis zur Tränengaskanone empfanden viele AKW-Gegner als kriege-
rische Aufrüstung. So entbrannte im Nachgang eine Debatte darüber, welche Methoden in 
einem demokratischen System angewendet werden dürfen, um derartige Demonstrationszü-
ge zu vereiteln. 
Wie verstörend der brutale Polizeieinsatz auf viele AKW-Gegner gewirkt haben muss, zeigt 
Otto F. Walters politischer Jugendroman „Wie wird Beton zu Gras“ von 1979.772 Seine Ro-
manfigur, eine junge Frau, erlebte, wie die AKW-Gegner am 2. Juli 1977 hoffnungsvoll zu-
sammenkamen, Lieder sangen und Transparente entrollten: „Gegen die Energiemonopole“ 
oder „Lieber aktiv und rot als radioaktiv und tot“. Was dann aber vor den Zufahrtsstrassen 
geschah, war ein Schock: „Man müsste dabeigewesen sein“, schrieb Walter, „man müsste 
den Schrecken und das erschreckte Staunen gespürt haben, als es zehn-, zwanzigmal 
dumpf knallte und als gleich darauf die ersten Tränengasgranaten vor und in der Mitte und 
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ringsum einschlugen.“773 Zu der Szene, als auf dem Dulliker Bahnhofsgelände von Panik 
erfüllte Demonstranten beinahe unter einen Schnellzug gerieten, stockte dem Autor die 
Sprache: „Das schaffen Worte nicht“, hiess es, denn abgespielt habe sich „die Strafexpediti-
on einer Polizeimaschine, ferngesteuert von einer Macht, die keinen Menschennamen mehr 
hatte“.774 Die Romanfigur drohte an diesem traumatischen Erlebnis zu zerbrechen, denn 
nach der Manifestation fühlte sie sich überall massiven Aggressionen ausgesetzt, in der 
Schule, am Arbeitsplatz oder in der Familie. Schliesslich wollte die junge Frau die Gewalt, die 
Unterdrückung, die gesellschaftlichen Zwänge mitsamt der eigenen Wehrlosigkeit durchbre-
chen. Doch das verzweifelte Unterfangen, eine repressive Gesellschaft wachzurütteln und 
„die Freiheit wiederherzustellen“, scheiterte tragisch. 775 So nahm der fiebrige Roman ein 
bedrückendes Ende. 
Walters Romanfigur und der finale Befreiungsversuch waren frei erfunden, doch spielte seine 
Geschichte keineswegs in einem fiktiven Raum. Zum einen basierte die Schilderung der Be-
setzungsversuche auf den wahren Gegebenheiten. Zum anderen glaubten viele AKW-
Gegner tatsächlich, die geballte Macht der ‚Atomlobby’ nun auch physisch spüren zu müs-
sen.776 Aus dieser Sicht war ‚Wie wird Beton zu Gras’ ein Versuch, das Trauma in Roman-
form zu verarbeiten. 
Was der Solothurner Schriftsteller literarisch zum Ausdruck brachte, hat Robert Jungk 1977 
im ‚Atomstaat’ theoretisch gedeutet.777 In Gösgen, so schien es, sei hierzulande erstmals das 
sichtbar geworden, was das Schlagwort des ‚Atomstaates’ zu fassen versuchte: dass näm-
lich die Umsetzung des Atomprogramms notwendigerweise mit einem freiheitsfeindlichen 
Unterdrückungssystem einhergehe. Die Idee einer Gefährdung des demokratischen Modells 
durch die Nutzbarmachung der Atomenergie wurde bereits in der zweiten Hälfte der 1950er 
Jahre entwickelt, vermochte sich jedoch erst zwanzig Jahre später zu einem öffentlichkeits-
wirksamen Diskurs zu verfestigten.778 Eine entscheidende Rolle spielte dabei Robert Jungk, 
dessen Buch ab 1977 zu einem literarischen Markstein der Anti-AKW-Bewegung werden 
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sollte. Tatsächlich wurden mit dem ‚Atomstaat’ neue Argumentationsmuster in den Anti-AKW-
Diskurs eingeführt, auf welche bald auch die hiesigen AKW-Gegner Bezug nehmen konnten. 
„Mit der technischen Nutzbarmachung der Kernspaltung wurde der Sprung in eine ganz neue 
Dimension der Gewalt gewagt. Zuerst richtete sie sich nur gegen militärische Gegner. Heute 
gefährdet sie die eigenen Bürger.“779 Diese Worte eröffneten das Buch, welches Jungk in 
„Angst um den drohenden Verlust von Freiheit und Menschlichkeit“ geschrieben hatte.780 
Tatsächlich wollte der Zukunftsforscher weniger die ökologischen als vielmehr die demokra-
tiepolitischen Gefahren des wissenschaftlich-technologischen Fortschritts zur Sprache brin-
gen. Zwar war auch Jungk der Meinung, die Atomspaltung sei riskant und im Grunde ge-
nommen unbeherrschbar. Als ebenso schlimm erachtete er aber die wegen dieser 
Hochrisikotechnologie drohende umfassende Überwachung der Gesellschaft. So beschwor 
Jungk mit dem Horrorszenario des ‚Atomstaates’ vor allem die politischen Risiken der Atom-
kraftwerke, denn das nukleare Gefahrenmoment rechtfertige letztlich alles: von der Missach-
tung allgemeiner Freiheitsrechte über die Etablierung eines staatlichen Kontrollapparates bis 
hin zur Bespitzelung der AKW-Gegner. Grundlegend ist also der Schluss, dass die Atom-
technologie die Gesellschaft als Ganzes verändert – und zwar durchwegs in einem negati-
ven Sinn. Demnach zwingt das atomare Gefahrenrisiko die Behörden dazu, das menschliche 
Verhalten bis ins Letzte zu regulieren. Wegen der enormen Verwundbarkeit müsse die staat-
liche Überwachung allgegenwärtig sein – und schliesse daher nicht nur Kerntechniker, Wis-
senschaftler oder ‚Atomterroristen’, sondern grundsätzlich alle Bürger mit ein. Den atomaren 
Sicherheitsrisiken musste demnach zwangsläufig ein inakzeptabler Sicherheitsapparat fol-
gen, ein Warn- und Kontrollsystem von ungekannter Dichte. Deshalb sah Jungk mit der 
Atomenergie ein anderes Leben am Horizont aufziehen, „ein Leben voll Verboten, Überprü-
fungen und Zwängen“.781 So drohte die entsprechende Technologie den Rechtsstaat in einen 
totalitären ‚Atomstaat’ zu verwandeln. Das „Plutonium-Zeitalter“ sollte also in die „totale An-
passung“ führen, und es drohte, wie Jungk im Untertitel ankündigte, der „Fortschritt in die 
Unmenschlichkeit“.782 Damit war die Atomtechnologie auch gesellschaftspolitisch ad absur-
dum geführt, denn in der Zukunft wartete nichts weniger als eine neue Tyrannei, ähnlich wie 
sie George Orwell in seiner pessimistischen Utopie ‚1984’ ausgemalt hatte. 
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In der Schweiz wirkten Jungks Befürchtungen umso plausibler, als die AKW-Gegner stets 
einem eisigen Gegenwind ausgesetzt waren. Die Unterdrückung zählte mitunter zu den be-
liebtesten Mitteln, um die gesamte Bewegung zu schwächen und ihre Exponenten zum 
Schweigen zu bringen. Tatsächlich ist die Liste der Repressionen und Kriminalisierungsver-
suche lang. Hanspeter Kriesi kam deshalb schon 1982 zu dem Schluss, dass die Gegenbe-
wegung sowohl von den Atombefürwortern als auch von den Behörden „von allem Anfang an 
mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft“ wurde.783 Im privaten Umfeld 
wurden die AKW-Gegner verlacht oder verleumdet, nicht selten als Spinner oder Subversive 
gebrandmarkt. Diese grundsätzliche Geringschätzung konnte in verschiedensten Bereichen 
zu unerfreulichen Konsequenzen führen: Kontakte wurden abgebrochen, Schüler diszipliniert 
und Stellensuchende übergangen. Wer sich nicht so leicht beugen liess, musste zuweilen mit 
Entlassung rechnen. 
Wegen der Besetzung in Kaiseraugst sahen sich manche Bürger sogar veranlasst, gegen die 
Volksbewegung mobil zu machen. Einige schlossen sich mit der Aktion Kaiseraugst in einer 
Art Bürgerwehr zusammen, die sich für die „Erhaltung der Rechtsordnung in der Schweiz“ 
verwendete.784 Diese Alarmierten wollten weniger das Atomprogramm verteidigen als gegen 
die AKW-Kritiker vorgehen. Deshalb machte die Gruppe mit Plakaten, Flugblättern und Inse-
raten Stimmung und drohte den Besetzern Akte der Selbstjustiz an. Auch wurde versucht, die 
AKW-Opponenten nach dem Muster des antikommunistischen Diskurses zu diskreditieren 
und zu kriminalisieren. Für die Aktion Kaiseraugst etwa war es eine ausgemachte Sache, 
dass hinter der Besetzung „ausländische Extremisten“ am Werk waren, die „unseren Rechts-
staat im Sinne der Baader-Meinhof Gruppe“ unterwanderten.785 Für diese ‚Bürgerwehr’ ging 
es deshalb darum, „Revolutionäre, Marxisten und andere Rechtsbrecher“ zu disziplinieren, 
um wieder Ordnung zu schaffen. Auch eine Arbeitsgruppe Besonderes Basel versuchte, 
durch die Schürung antikommunistischer Ressentiments die AKW-Gegner zu diskreditieren, 
würden diese ihr Propagandamaterial doch aus dem Ostblock beziehen.786 Bewusst wurde 
damit an die untergründigen Ängste während des Kalten Krieges appelliert. Die Besetzung 
konnten die Attacken dieser Anti-Atomopponenten dennoch nicht beeinflussen. 
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Ungleich empfindlicher wurden die AKW-Gegner durch die staatlichen Massnahmen getrof-
fen. Oftmals wurden die Protagonisten polizeilich überprüft, einige auch gerichtlich verfolgt 
und zu Geldbussen oder Gefängnisstrafen verurteilt.787 Was Jungks Atomstaat-Theorie je-
doch am meisten erhärtete, war die Ausforschung der AKW-Gegner durch den Staatsschutz. 
Bereits im Jahr 1973 eröffnete die Bundespolizei unter der Bezeichnung ‚AKW-Gegner 
Schweiz’ eine Fiche, die sich mit der Gegenbewegung befasste.788 Die Überwachungsorgane 
erstellten Karteikarten und Register, notierten Autokennzeichen, legten Namenslisten von 
verdächtigen Personen an und schleusten Polizeispitzel in die Anti-AKW-Bewegung ein. Die-
se Observierung erfolgte selbstverständlich im Geheimen. Bereits 1977 aber machte das 
Gerücht die Runde, wonach ausgerechnet der SPS-Bundesrat Willi Ritschard die AKW-
Kritiker beschatten lassen könnte. Der Energieminister dementierte die Bespitzelung öffent-
lich, räumte aber ein, dass er die Bundespolizei angewiesen hatte, bei den kantonalen Poli-
zeikorps Informationen über die Stärke der Anti-AKW-Komitees einzuholen.789 Im März 1978 
musste dann der Chef der Schaffhauser Kantonspolizei zugeben, dass die Behörden ein 
Register verdächtiger Personen führten und einen Lauscher in den Reihen der AKW-
Opponenten platziert hatten.790 Im Zuge der Fichenaffäre wurde dann klar, dass die Überwa-
chung der Anti-AKW-Bewegung ab 1977 intensiviert worden war und bis Ende der 1980er 
Jahre nicht abriss. Ritschards Anordnung dürfte dabei eine Rolle gespielt haben, und nach 
dem Scheitern der Gösgener Besetzungsversuche kamen die Sabotageanschläge der mili-
tanten AKW-Gegner hinzu. 
Dass gerade die ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner die Rede vom ‚Atomstaat’ mit Nachdruck 
aufgriffen, lag nahe. Erstens misstrauten POCH und RML – im Gegensatz zu den ‚Gemäs-
sigten’ – dem bürgerlichen Staat von Anfang an. Mit Jungks ‚Atomstaat’ stand jetzt ein zu-
sätzliches Argumentarium bereit, um das Unbehagen gegenüber der staatlichen Ordnungs-
macht zu deuten. Zweitens erlitten die Aussenseiterparteien den Kontroll- und 
Repressionsapparat gleich doppelt, einmal als ‚radikale’ AKW-Kritiker, dann auch als Teil der 
‚revolutionären’ Linken. 
Die Neue Linke wurde von Beginn an von privaten Staatsschutzorganisationen überwacht, 
die sich dem Kampf gegen die ‚Subversion’ verschrieben hatten. Dazu zählten vor allem der 
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Schweiz, 1990, S. 200. 
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Schweizerische Aufklärungsdienst (SAD), das Institut für Politologische Zeitfragen (IPZ) oder 
die Informationsgruppe Schweiz unter Ernst Cincera.791 All diesen privaten ‚Staatsschutzbü-
ros’ war gemeinsam, dass sie jene linksgerichteten Protestgruppen in Eigenregie beäugten, 
die im Zuge der 68er-Bewegung entstanden waren.792 Im Namen der Sicherheit sammelte 
der vom Bund subventionierte SAD Broschüren und Flugblätter oder verbreitete Mahnrufe 
und Informationsschriften. Auch das 1970 gegründete IPZ verstand sich in erster Linie als 
Aufklärungsdienst. Ab 1971 erschienen regelmässig die IPZ-Informationen, welche die Tätig-
keiten der Neuen Linken rege dokumentierten.793 Niemand aber feindete die unerwünschten 
Gruppierungen heftiger an als ein Mann, der sich 1972 mit einigen Gefolgsleuten vom IPZ 
abgespalten hatte. Ernst Cincera – Grafiker, Freisinniger und Oberstleutnant – war von den 
subversiven Umtrieben geradezu besessen. Der Eiferer führte mit Hilfe eines Spitzelnetzes 
eine private ‚Extremistenkartei’, in der rund 3’500 subversiv-verdächtige Subjekte verzeich-
net waren. Ende 1976 aber wurden die geheimen Machenschaften aufgedeckt, und in der 
Öffentlichkeit entbrannte eine Debatte über den Sinn und Zweck der privaten Staatsschutz-
praktiken. 
Doch nicht nur die privaten ‚Subversionsspezialisten’, auch die Sicherheitsorgane von Bund 
und Kantonen verfolgten die Tätigkeiten der Neuen Linken ausserordentlich genau.794 Er-
staunlicherweise riss dieser polizeiliche Eifer nicht ab, sodass die linken Aussenseiterpartei-
en bis in die zweite Hälfte der 1980er Jahre hinein beharrlich überwacht und registriert wur-
den. Dabei griffen die Sicherheitsorgane auf ein breites Instrumentarium zurück.795 Ein 
ergiebiges Studienobjekt etwa war das reichhaltige Publikationsmaterial, das am deutlichsten 
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 Nach dem Zweiten Weltkrieg waren diverse Organisationen entstanden, welche der kommunistischen Bedro-
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Liga’ Bresche, Nr. 3, Februar 1972, S. 15; Bresche, Nr. 17, März 1973, S. 4; Jürg Frischknecht et al., Die unheim-
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 Zur Überwachung der POCH und der RML seitens der Staatsschutzorgane siehe Georg Kreis et al. (Hgg.), 
Staatsschutz in der Schweiz, 1993, 414-417. 
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die Gefährlichkeit der Neuen Linken zu belegen schien. Zur Überwachung der Neuen Linken 
wurden auch die neuesten elektronischen Hilfsmittel wie Wanzen, Mikrofone oder Minispione 
trickreich eingesetzt. Zudem sollten Telefonabhörungen, Postkontrollen oder die Ausfor-
schung durch Informanten den Sicherheitsbehörden ein möglichst lückenloses Bild der ver-
dächtigen Gruppierungen vermitteln. 
Das volle Ausmass der geheimen Bespitzelung kam erst im Zuge der Fichenaffäre ans Ta-
geslicht. Doch die Neue Linke war sich der Überwachung stets bewusst, vor allem deshalb, 
weil die RML im Mai 1973 eine dilettantisch angelegte Abhöraktion aufdecken konnte.796 Der 
Chef der Bundespolizei hatte im Vorfeld zugestimmt, den nationalen Kongress der RML über 
eine Abhöranlage überwachen zu lassen. Als aber die Trotzkisten den Verhandlungssaal in 
Epalinges betraten, entdeckten sie gleich die Wanzen und Minispione und reichten gegen die 
Verantwortlichen Strafklage ein. So erlangten die geheimen Staatsschutzpraktiken nationale 
Bekanntheit. Die Staatsschutzorgane gerieten ins Kreuzfeuer der Kritik, denn die Rechts- 
und Verhältnismässigkeit der missglückten Abhörung wurden vielerorts bezweifelt oder ver-
neint.797 
Vor diesem Hintergrund stimmte die Neue Linke rasch in die Diskussion über die polizeistaat-
liche Dimension der Atomenergie mit ein. Sie vertrat die Auffassung, dass die Nutzbarma-
chung der Atomenergie mit einem Abbau demokratischer Rechte und dem Ausbau des 
Staatsschutzes einhergehe. Wenn die Neue Linke nunmehr den Überwachungsapparat und 
die staatliche Repression verurteilte oder gegen den Ausbau der Sicherheitsdienste demons-
trierte, dann oftmals mit dem Schreckbild eines totalitären ‚Atomstaates’ vor Augen.798 Inner-
halb der POCH stand der Begriff ‚Atomstaat’ darüber hinaus nicht nur für einen totalitären 
Kontrollapparat, sondern für das kapitalistische Übel schlechthin.799 
Ende der 1970er Jahre wurde die politische Tragweite des Atomprogramms auch seitens der 
traditionellen Linken ergründet. In der Sozialdemokratie war es ironischerweise Willi Ritsch-
ard, der im April 1977 den ‚Atomstaat’ erstmals zur Sprache brachte. „Ist unsere Gesellschaft 
fähig, die Atomtechnik politisch zu bewältigen?“, erkundigte sich der Atombefürworter bei den 
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 Ausführlich dazu Georg Kreis et al. (Hgg.), Staatsschutz in der Schweiz, 1993, S. 130-131; S. 538-548; S. 638-
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 In juristischer Hinsicht hatte dann das Bundesgericht das letzte Wort, das die Klage der RML am 8. März 1974 
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 Ende 1978 stellte die Bresche die schauerliche Vision des ‚Atomstaates’ in einer Karikatur dar: Ausgerüstet mit 
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 „Der Atomstaat ist für uns das Synonym für eine Industriegesellschaft, die Mensch und Umwelt verachtet […], 
die die Atomenergie nur über ein immenses staatliches Aufrüstungsprogramm durchsetzen konnte […], die zur 
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Studenten der Hochschule St. Gallen.800 Und Robert Jungk zitierend fragte er weiter: „Wird 
uns […] der Energiekoloss nicht neue Gesetze und Verordnungen aufdrängen, die den Frei-
raum der Menschen immer wie mehr (sic!) einschränken?“ Der Energieminister räumte in 
seiner Rede freimütig ein, dass die Atomabfälle „während Jahrtausenden versenkt oder ver-
graben und wohl auch bewacht werden“ müssten. Er liess offen, ob die notwendige Sicher-
heit garantiert werden könne und ob so viel gesellschaftliche Stabilität überhaupt wünschbar 
sei. Trotzdem kam er letztlich zu dem Schluss, dass die atomare Energiegewinnung nicht 
weniger, sondern mehr „Freiraum“ biete.801 
Mit diesem Standpunkt sah sich Ritschard selbst in der eigenen Partei bald auf verlorenem 
Posten. Schon die Subkommission, welche 1977 das für die SPS wegweisende ‚Energie-
konzept’ erarbeitete, entwickelte gegenteilige Auffassungen. Die Forderung eines vierjähri-
gen Moratoriums wurde unter anderem so begründet, dass die Atomwirtschaft „auf die Länge 
eine rigorose soziale Stabilität“ erfordere, denn „einmal freigesetzte Radioaktivität muss dau-
ernd kontrolliert werden und für Jahrtausende überwacht werden“.802 So sah die Arbeitsgrup-
pe in der Atomenergie nicht nur ein technologisch-ökologisches, „sondern in erster Linie ein 
gesellschaftliches und politisches Problem“. Als das ‚Energiekonzept’ im Mai 1978 durch den 
Parteitag bestätigt wurde, waren derartige Bedenken bereits eine Selbstverständlichkeit ge-
worden.803 So hatte sich in der SPS während der Jahre 1977 und 1978 die Meinung durch-
gesetzt, dass die Atomkraftwerke nicht nur Energie, sondern ein nahezu grenzenloses Si-
cherheitsbedürfnis produzieren. „Die Überwachung von Atomanlagen ruft z. B. nach 
Überwachern der Überwacher – der Polizeistaat wird hier quasi systemimmanent geboren!“, 
brachte der SPS-Nationalrat Andreas Gerwig die verhängnisvolle Repressionsspirale auf den 
Punkt.804 Im Parteiprogramm von 1982 galt dann die Atomenergie wegen des Zwangs „zur 
jahrtausendelangen Überwachung der Radioaktivität“ als „untragbare Hypothek“.805 Weil also 
                                               
 
 
 
Autogesellschaft wurde […], die als selbstherrliche Männergesellschaft dominiert […].“ Entwurf zu einem POCH-
Manifest 1987, in: POCH-Zeitung, Nr. 14, April 1987, S. 5-8, hier S. 5. 
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805
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die „politischen Folgen derartiger grosstechnologischer Anlagen nicht abzusehen“ seien, 
sollte auf den Ausbau des Atomprogramms verzichtet werden. 
Einzelne Mitglieder der PdAS nahmen Jungks Befürchtungen erstmals im Frühjahr 1978 auf, 
als sich die Parteiführung nach quälend langer Zeit dazu durchringen konnte, die Atomener-
gie zumindest in Frage zu stellen. Der Tabubruch war endlich vollbracht, und auch in den 
Reihen der PdAS ging „die Angst vor einem Atomstaat Schweiz“ um.806 Am Parteitag von 
1978 machten die Kommunisten dann zum Thema, was auch andere schon formuliert hat-
ten: dass nämlich die „Bedrohung der Atomkraftwerke […] zum Vorwand werden [könnte], die 
demokratischen Rechte abzubauen“.807 Das Schreckbild eines autoritär-technokratischen 
‚Atomstaates’ war nun ein Grund, weshalb sich die PdAS einem Weiterausbau des Atompro-
gramms in den Weg stellen wollte. So sagten die Kommunisten voraus, dass zur Sicherung 
der Atomkraftwerke Polizeischutz, Verbote, Überwachung und Geheimhaltung zu einem 
weltweiten Sachzwang würden. 
Das diskursive Wirkungsfeld des ‚Atomstaates’ verbreiterte sich in der Schweiz insofern, als 
die entsprechenden Argumente gleich doppelt eingesetzt werden konnten: einerseits gegen 
die Weiterführung des Atomprogramms, andererseits auch gegen den Ausbau des Staats-
schutzsystems. Mit den repressiven Strukturen des ‚Atomstaates’ im Hinterkopf setzten sich 
die Linksparteien und die ‚radikalen’ AKW-Kritiker gegen die Verstärkung des Ordnungsappa-
rates zur Wehr. Dieser Widerstand war Ende 1978 insofern von Erfolg gekrönt, als die Schaf-
fung einer bundeseigenen Schutzpolizei zur Verstärkung der inneren Sicherheit verhindert 
werden konnte. 
Nun muss man wissen, dass 1935 mit der Bundespolizei keine eigentliche Bereitschaftstrup-
pe geschaffen wurde, die für ordnungsdienstliche Aufgaben ausgerüstet war.808 Wenn der 
Bund konkrete Sicherheitsmassnahmen erfüllen wollte, musste er die notwendigen Polizei-
kräfte von den Kantonen anfordern – oder sogleich die Armee aufbieten. Diese Situation 
schien dem Bund schon in den 1960er Jahren unhaltbar. Um die Lücke zu schliessen, wurde 
zunächst mit der Interkantonalen Mobilen Polizei (IMP) eine 600-köpfige Polizeitruppe ge-
plant, die aus kantonalen Einsatzkräften bestehen sollte.809 Das Polizeikorps hätte auch als 
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Ordnungsdienst wirken sollen, um Ruhe und Ordnung – etwa bei Demonstrationen – auf-
rechtzuerhalten. 
Dass die IMP zu Beginn der 1970er Jahre am Widerstand einzelner Kantone scheiterte, ha-
ben die zuständigen Behörden bald als umso schmerzlicher empfunden. Die innere Sicher-
heit schien nicht nur wegen des internationalen Terrorismus, sondern auch wegen der innen-
politischen Konfrontationen mehr und mehr bedroht. Insbesondere wegen der aufmüpfigen 
AKW-Gegner vertraten nun auch viele bürgerliche Parlamentarier die Meinung, dass die 
Exekutive einer bundespolizeilichen Kommandotruppe bedürfe.810 Tatsächlich hatte sich 
1975 in Kaiseraugst gezeigt, dass die kantonalen Polizeikräfte angesichts einer nationalen 
Widerstandsbewegung rasch an ihre Grenzen stiessen. Die Aargauer Sicherheitsdienste 
waren zur Räumung des Geländes nicht imstande, und manche Kantone verweigerten die 
polizeiliche Mithilfe.811 Angesichts dieser Schwierigkeiten ist davon auszugehen, dass die 
IMP in Kaiseraugst – und 1977 auch in Gösgen – zum Einsatz gekommen wäre.812 
Jedenfalls wagte der Bundesrat unter diesen Eindrücken den Versuch, mit der Bundessi-
cherheitspolizei (Busipo) ein eigenes Polizeikorps zu schaffen.813 Just im Juni 1977 – als die 
Gösgener Besetzungsversuche im Tränengas erstickt wurden – lag dann die Botschaft zum 
Erlass eines entsprechenden Bundesgesetzes vor. Demnach sollte die Busipo eine Kom-
mandotruppe sein, die sicherheitspolitische Bundesaufgaben erfüllt, aber aus kantonalen 
Polizeikräften besteht. In der Folge wurde diese Lösung vor allem unter dem Schlagwort der 
internationalen Terrorismusbekämpfung propagiert. Doch die Vorlage ging über die Vereite-
lung von Terrorakten, Geiselnahmen oder Sprengstoffanschlägen hinaus. Denn wiederum 
hätte der Bundesrat die Truppe als polizeilichen Ordnungsdienst einsetzen dürfen, um die 
Störung der inneren Sicherheit zu verhindern. 
Gegen die Verstärkung des staatlichen Ordnungsapparates setzten sich vor allem die linken 
Parteien und die ‚radikalen’ AKW-Gegner vehement zur Wehr. Als der Nationalrat Ende 1977 
die Busipo beriet, versuchten die Sozialdemokraten, den Ordnungsdienst aus der Vorlage zu 
streichen.814 Die PdAS opponierte erwartungsgemäss am schärfsten, schliesslich hatten sich 
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die bundespolizeilichen Aktivitäten während langer Zeit vor allem gegen sie gerichtet. Alle 
Gegenwehr aber war vergebens, und die bürgerliche Parlamentsmehrheit winkte im März 
1978 die Busipo problemlos durch. Der entscheidende Widerstand kam in der Folge von der 
Neuen Linken, die sich mit diversen Anti-AKW-Organisationen in einem Referendumskomi-
tee zusammengetan hatte.815 Die PdAS schloss sich dieser Vereinigung an, während die 
SPS in Eigenregie Unterschriften sammeln wollte. 
Die Motive allerdings waren die gleichen, denn allseits störten nicht die Antiterrorleute, son-
dern jene 1’000 Mann, welche zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung vorgesehen waren. 
Für die Opponenten war klar, dass diese Truppe auch gegen Streikende, Demonstrierende, 
Arbeiter oder Atomkraftwerkgegner eingesetzt werden würde.816 So lehnte man eine ‚natio-
nale Repressionspolizei’ ab, die jede unliebsame Oppositionsbewegung hätte bekämpfen 
können. Hinzu kam, dass manche Gegner mit der Busipo jene verhängnisvolle Entwicklung 
aufziehen sahen, die Jungk im ‚Atomstaat’ jüngst umschrieben hatte. Das Referendumskomi-
tee etwa sah in der Ordnungstruppe „nur die Spitze eines Eisberges“.817 So wurde die Vorla-
ge vor dem Hintergrund der Berufsverbote, der Bespitzelungs- und Überwachungsfälle, der 
Unterdrückung, ja „der Repression auf allen Ebenen“ gedeutet. Da die Busipo die Demokra-
tie notfalls mit Gewalt hätte unterdrücken können, galt sie als weiterer Schritt in Richtung 
eines vielgestaltigen Kontroll- und Repressionsapparates. Auch in den Reihen der PdAS 
vermochte man einen „Zusammenhang zwischen geplanten AKW und geplanter Sicherheits-
polizei“ zu erkennen.818 Und für den SPS-Nationalrat Andreas Gerwig stand fest: „Der ‚Atom-
staat’ produziert das gesteigerte Sicherheitsbedürfnis und dieses dann die ‚Lösungen’ wie 
z. B. eine ‚Sicherheits’-Polizei.“819 Aus dieser Perspektive wurde es zu einem wichtigen Ziel, 
durch die Verhinderung der Busipo die gefährliche Entwicklung zum starken Polizei- oder 
‚Atomstaat’ zu unterbinden. 
In der Abstimmung vom 3.12.1978 erwies sich die Verstärkung des Ordnungsapparates als 
unpopulär, und die Busipo wurde mit 56 % der Stimmen abgelehnt. Viele Abstimmende wa-
ren offenbar der Auffassung gefolgt, dass eine bundeseigene Schutzpolizei, die zur Bekämp-
fung innerer Unruhen eingesetzt werden kann, die Demonstrations- und Streikfreiheit tat-
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 Plattform des schweizerischen Komitees gegen die Busipo, in: POCH-Zeitung, Nr. 16. Mai 1978, S. 4. 
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 Atomkraftwerke: Maschinenstürmer?, in: Vorwärts, 16.3.1978. 
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sächlich zu beeinträchtigen drohe.820 So scheiterte nach der IMP auch der zweite Versuch, 
die bundespolizeilichen Kapazitäten im Namen der inneren Sicherheit auszubauen. Für das 
erwähnte Referendumskomitee war diese Ablehnung ein grosser Erfolg, denn in der Ab-
stimmungskampagne hatten sich alle bürgerlichen Landesparteien für die Bundessicher-
heitspolizei ausgesprochen. Zufrieden sein konnten selbstredend auch jene, welche die Vor-
lage im Lichte des ‚Atomstaates’ wahrgenommen hatten. Mit dem Nein zur Busipo wurde der 
Plan durchkreuzt, den Staatsschutzapparat weiter auszubauen. 
35 Jahre nach der Veröffentlichung des ‚Atomstaates’ lässt sich festhalten, dass Robert 
Jungks Horrorszenarien nicht eingetroffen sind. Zwar müssen die Atomkraftwerke zweifellos 
überwacht werden, und es ist wahr, dass die Sicherheitsfragen rund um die radioaktiven Ab-
fälle ungelöst geblieben sind. Dennoch hat die Atomenergie das gesellschaftliche Klima nicht 
in jener Form verdorben, wie dies der deutsche Zukunftsforscher 1977 vorausgesagt hatte. 
Nun lässt sich einwenden, dass die präventiven Überwachungstätigkeiten des Schweizeri-
schen Staatsschutzes selbst dann immer weiter ausgebaut wurden, als sich die Frontstellun-
gen des Kalten Krieges allmählich auflösten.821 Als dann 1989 mit der Fichenaffäre das eng-
maschige System des Staatsschutzes aufflog, fegte ein Sturm der Empörung durch die 
Schweiz.822 Jetzt kam die Sammelwut der Sicherheitsorgane ans Tageslicht. In der Öffent-
lichkeit und den Schweizer Medien war fortan vom ‚Überwachungsstaat’ die Rede. Tatsäch-
lich war die Dimension gewaltig: 900’000 Fichen wurden entdeckt, welche eifrige Beamte in 
jahrzehntelanger Kleinarbeit zusammengetragen hatten. Auf der Suche nach Staatsfeinden 
war ein Repressions- und Überwachungsapparat errichtet worden, der sich jenseits demo-
kratischer Prinzipien fast jeglicher Kontrolle entzog.823 Dabei drangen die Staatsschutzorgane 
immer weiter in den Schutzbereich der Grundrechte ein bis hin zur Verletzung der elementa-
ren Rechte betroffener Personen. 
Der politische Skandal rund um den Staatsschutz kann also nicht geleugnet werden, und 
dennoch hat die Fichenaffäre den ‚Atomstaat’ nicht bestätigt. Denn die Sicherheitsorgane – 
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 Andreas Gerwig in: POCH-Zeitung, Nr. 37, Oktober 1978, S. 1. 
820
 Die VOX-Analyse brachte denn auch zutage, dass sich das Nein nicht gegen die Antiterrortruppe, sondern 
gegen den Ausbau des ordnungsdienstlichen Polizeiapparates gerichtet hatte. Vgl. Georg Kreis et al. (Hgg.), 
Staatsschutz in der Schweiz, 1993, S. 595. 
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 Zum Schweizerischen Staatsschutz zwischen 1945 und 1990 siehe Georg Kreis et al. (Hgg.), Staatsschutz in 
der Schweiz, 1993, S. 257-611 und Urs Paul Engeler, Grosser Bruder Schweiz, 1990, S. 107-220. 
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 Vgl. Urs Paul Engeler, Grosser Bruder Schweiz, 1990, S. 209-220. 
823
 Die eingesetzte Parlamentarische Untersuchungskommission deckte Ende 1989 auf, dass die ungezügelten 
Staatsschutzorgane ebenso unstrukturiert wie umfassend vorgegangen waren. Klare Kriterien haben gefehlt, und 
nicht selten wurden willkürliche, unnötige oder unrichtige Informationen über jene zusammengetragen, die als 
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ob staatliche oder private – fürchteten in der Nachkriegszeit nicht den atomaren Zerfall, son-
dern die politische Zersetzung durch das Wirken linksradikaler Agitatoren.824 So war es denn 
auch diese geradezu paranoide Furcht vor der ‚Subversion’, die den Staatsschutzapparat 
politisch legitimierte. Auch in den 1970er und 1980er Jahren wurde die Überwachungstätig-
keit nicht zum Schutz des Atomprogramms, sondern aufgrund der alten Bedrohungsszenari-
en ausgebaut, die in den zuständigen Behörden fortlebten.825 Die Verwundbarkeit der Atom-
anlagen spielte in den Überlegungen der Sicherheitsorgane also nie eine wesentliche Rolle. 
Charakteristisch war auch das Interesse der Polizei gegenüber der Anti-AKW-Bewegung. Die 
Sicherheitsorgane wollten weniger den Schutz des Atomprogramms gewährleisten, sondern 
überwachten die Oppositionsbewegung vor allem wegen der politischen Gesinnung ihrer 
linken Exponenten.826 Noch vor Mitte der 1970er Jahre waren die zuständigen Behörden zur 
Auffassung gelangt, dass die Anti-AKW-Bewegung von linksextremen Kreisen unterwandert 
sei. Fortan war der Staatsschutz von der Sorge umgetrieben, dass die Angst vor der Atom-
energie für revolutionäre Zielsetzungen missbraucht werden könnte. Besonders die Neue 
Linke schien den Überwachungsbeamten verdächtig, denn diese galt als Trittbrettfahrerin, 
die über die Frage der Atomenergie lediglich linksextreme Anliegen transportieren wollte.827 
Zusammengefasst haben die freiheitsfeindlichen Tendenzen, welche die Linksparteien ab 
Ende der 1970er Jahre der Atomenergie zugeschrieben hatten, nicht irreversibel in einen 
totalitären Kontroll- und Überwachungsapparat geführt. Der Ausbau des Staatsschutzes war 
keine Reaktion auf das Atomprogramm, sondern eine Folge der überzogenen Feindbilder 
des Kalten Krieges. Deshalb teilten die AKW-Gegner das Schicksal der Bespitzelung mit 
vielen anderen, mit Pazifisten, Öko- und Drittweltgruppen oder Feministinnen. Bezeichnen-
derweise konnte die Fichenaffäre denn auch erst nach dem Zusammenbruch der kommunis-
tischen Ostblockstaaten ans Licht kommen. Der ‚Atomstaat’ wurde also nicht Realität, und 
vieles kam anders, als zu befürchten war. 
                                               
 
 
 
gefährlich taxiert worden waren. Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) vom 22. No-
vember 1989, Bern 1989. 
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 Reto Patrick Müller, Innere Sicherheit, 2009, S. 339-344; Georg Kreis et al. (Hgg.), Staatsschutz in der 
Schweiz, 1993, S. 257-281 und S. 365-383. 
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 Zu den Motiven und Befürchtungen der Staatsschutzorgane in den 1970er und 1980er Jahren siehe Georg 
Kreis et al. (Hgg.), Staatsschutz in der Schweiz, 1993, S. 385-397. 
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 Georg Kreis et al. (Hgg.), Staatsschutz in der Schweiz, 1993, S. 459-462. 
Da man die Anti-AKW-Bewegung vor allem als Agitationsfeld für fehlgeleitete Revolutionäre sah, war es nur 
schlüssig, die entsprechenden Karteikarten der Kategorie des ‚Linksextremismus’ zuzuordnen. Siehe zu dieser 
Zuordnung Georg Kreis et al. (Hgg.), Staatsschutz in der Schweiz, 1993, S. 399. 
827
 Die AKW-Gegner mussten aber nicht zwingend revolutionäre Zielsetzungen teilen, um vom Staatsschutz be-
spitzelt zu werden. Die Fiche von Alexander Euler etwa umfasste zwölf Karten, in welchen während 29 Jahren 
rund 130 Einzeleinträge verzeichnet wurden. Urs Paul Engeler, Grosser Bruder Schweiz, 1990, S. 200. 
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5.3.3 Ökologische Leitbilder vs. Fortschrittsversprechen der Atomenergie 
Die soziopolitische Dimension der Atomenergie 
1974 brachte die PdAS ihre pronukleare Haltung wie folgt auf den Punkt: „Wir sind der An-
sicht, dass jeder soziale Fortschritt und der Weg hin zu Sozialismus nur möglich ist bei voller 
Nutzung der Wissenschaft und Technik, einbezogen die vernünftige und kontrollierte Nutzung 
der Kernenergie.“828 In diesen Worten spiegelte sich nochmals jene Auffassung wider, welche 
die traditionelle Linke nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelt hatte. Damals war die Nutz-
barmachung der Atomenergie zum Königsweg erhoben worden, um die gesellschaftliche 
Entwicklung vorwärtszutreiben. So hatte man diese Energiequelle zur Garantin historischer 
Progressivität hin zu einer sozialistischen Gesellschaft erklärt. 
Durch den Anbruch der „1970er Diagnose“ aber wurden alle Utopien jäh in Frage gestellt, 
welche um die technoökonomische Entfaltung entworfen worden waren. Für die Linkspartei-
en wurde jetzt der marxistische Fortschrittsentwurf zum grössten Hindernis, das sie davon 
abhielt, frühzeitig in den Anti-AKW-Diskurs einzugreifen. Für die Linken war es nämlich ein 
absolutes Tabu, die technologische Entwicklung auch nur ansatzweise in Frage zu stellen. 
Daher durfte man selbstredend auch einer Energiequelle nicht den Weg versperren, welche 
im Einklang mit den überlieferten Überzeugungen so viel erhoffen liess. Unter den traditionel-
len Linken machten sich einige sogar daran, die Atomenergie wegen ihrer soziopolitischen 
Wirkungskraft zu verteidigen. Wie noch zu zeigen sein wird, spielte in diesen Versuchen das 
Bild des fehlgeleiteten Maschinenstürmers eine entscheidende Rolle. 
Auch die Neue Linke konnte sich nicht über den sozialistischen Lehrsatz hinwegsetzen, wo-
nach eine gerechte Gesellschaftsordnung ohne das bedingungslose Vorantreiben der tech-
nologischen Entfaltung ausgeschlossen sei. Zwar wollten POCH und RML die Frage der 
Atomenergie aufgreifen, weil sich in diesem Themenkomplex gesellschaftliche Spannungen 
aufbauten. Doch dieses Interesse wollte gut begründet sein, denn keinesfalls mochten die 
linken Aussenseiterparteien riskieren, als Maschinenstürmer stigmatisiert zu werden. Tat-
sächlich fürchteten die ‚fortschrittlichen’ AKW-Gegner kaum etwas mehr als das Odium der 
Technik- und Wirtschaftsfeindlichkeit. Als deshalb die POCH im Sommer 1974 einen Pro-
testmarsch zum Kaiseraugster Baugelände organisierten, wurde der Öffentlichkeit eiligst 
versichert, dass ihre Mitglieder keine „Maschinenstürmer, Fortschrittsfeinde, Ludditen etc.“ 
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 Arbeitspapiere zum 10. Parteitag vom 1.–3. Juni 1974, ausgearbeitet vom Zentralkomitee der PdAS, in: Vor-
wärts, 18.4.1974. 
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seien.829 Zwar räumte man ein, dass es unter den Opponenten Leute gebe, „welche aus 
Prinzip gegen A-Werke sind, weil die Kernspaltung der Natur zuwiderlaufe“. Davon grenzte 
sich die Partei aber vehement ab, denn sie wollte nicht Atomtechnologie an sich bekämpfen, 
sondern einzig „gegen die Profitplanung der Energiemonopole“ demonstrieren.830 Unter dem 
Schlachtruf „Gegen die Maschinenstürmerei!“ wollten die POCH also „für die volle Ausnüt-
zung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts“ einstehen, wie sie Ende 1974 nochmals 
versicherten.831 So sollte der Atomsektor verstaatlicht werden, um den „Energiebonzen“ die 
„Kontrolle über die Entwicklung der Produktivkräfte“ zu entreissen. 
Mitunter trieb der Zwang, den technologischen Fortschritt zu beschleunigen, seltsame Blü-
ten: Im Januar 1974 etwa lehnten die POCH das geplante Atomprogramm ab, weil die ‚pro-
fitgetriebene’ Elektrizitätswirtschaft veraltete Technologien einsetzen würde. Selber aber woll-
te die Partei auf „technisch höherstehende Reaktoren“ setzen, auf „Hochtemperaturreak-
toren“ oder auf „schnelle Brüter“.832 Am liebsten indessen hätten die POCH „die Energiege-
winnung aus Kernfusion“ abgewartet, weil dann Brennstoff und Energie in beliebigen Men-
gen zur Verfügung stünden. So sollten die Atomkerne nach der Jahrhundertwende nicht 
mehr gespalten, sondern durch Kernfusionsreaktoren miteinander verschmolzen werden. 
Auch in der RML zeigte sich gelegentlich die Tendenz, die Utopien des Atomzeitalters mit 
neuen Visionen zu übertrumpfen. So wurde in der Bresche Mitte 1975 die Möglichkeit skiz-
ziert, im Weltall ein 80 km2  grosses Sonnensegel zu setzen, wobei die Energie per Ultra-
kurzwellen auf der Erde übermittelt werden sollte.833 Aus der trotzkistischen Perspektive be-
trachteten die „bürgerlichen Behörden“ solche Chancen „wie Kuriositäten aus Science-
Fiction-Romanen“. Selber aber sah man die Möglichkeit, den technologischen Fortschritt 
weiter zu beschleunigen. Dieses ungebrochene Zukunftsvertrauen erklärt, dass sich die RML 
immer wieder von jenen AKW-Kritikern abgrenzte, welche aus ihrer Sicht das Rad der Ge-
schichte zurückdrehen wollten. So opponierte die RML gegen das schweizerische Atompro-
gramm, ohne deswegen der „Logik der Fortschrittsfeindlichen“ zu verfallen.834 Die marxisti-
sche Bejahung der technologischen Entwicklung verbot die romantischen Ideale, welche sich 
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 Fritz Witschi, Maschinenstürmerei?, in: Kolibri: Die Studentinnen-Zeitung, Nr. 25, 27. Mai 1974, S. 5-6, hier 
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 POCH-Zeitung, Nr. 23, Mai 1974, S. 3. 
Vgl. auch das Referat von Willi Gerster, Atomkraftwerke und Energiemonopole, gehalten am Volksmarsch nach 
Kaiseraugst am 15.6.74, StABS, Pa 933a G 4-1. 
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 Bresche, Nr. 49, Mai 1975, S. 5. 
Die derartig produzierte Elektrizität sollte den Stromverbrauch der Schweiz um das 2- bis 3-Fache übertreffen. 
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 André Froidevaux, Kaiseraugst (Schweiz), 1976, S. 173. 
Der Atomenergiediskurs  195 
 
die Aussteiger der Zurück-zur-Natur-Bewegung, die Alternativen oder die Nullwachstumsbe-
fürworter angeeignet hatten. 
Die Neue Linke stieg also in die Anti-AKW-Bewegung ein, ohne die grundsätzliche Skepsis 
gegenüber der modernen Zivilisation zu teilen. Deshalb suchte die RML bereits Mitte der 
1970er Jahre nach Alternativen, um die Entwicklung der Produktivkräfte auch jenseits der 
Atomenergie vorwärtstreiben zu können.835 Dabei verwies sie mit der Sonnen-, Wind-, Gezei-
ten- und der geothermischen Energie auf das technologische Potenzial der Zukunft.836 Mit 
der Propagierung dieser ‚neuen’ Energiequellen konnte man gegen die Atomkraft sein, ohne 
deswegen die technologische Entwicklung bzw. den gesamtgesellschaftlichen Fortschritt zu 
gefährden. Im Gegenteil: Es wurden alternative Wege skizziert, wie Wachstum und Techno-
logie selbst unter Einhaltung ökologischer Kriterien gesteigert werden könnten.837 So blieb 
die Neue Linke der marxistischen Fortschrittsphilosophie treu und konnte dem Stigma des 
Maschinensturms entgehen. 
Die PdAS hat sich lange und impulsiv gegen die Idee gewehrt, dass der soziopolitische Fort-
schritt von der Atomenergie entkoppelt werden könne. Dass in den 1970er Jahren besonders 
die altgedienten Kommunisten eisern an der gesellschaftlichen Bedeutung dieser Energie-
quelle festhielten, war nicht erstaunlich.838 Schliesslich hatten diese in den 1950er Jahren 
das anbrechende Atomzeitalter mit der kommunistischen Epoche gleichgesetzt. Dabei hatte 
die Atomtechnologie als grösste Revolution der Zeit gegolten, welche die Menschheit beson-
ders in sozialer und politischer Hinsicht voranzubringen versprach. 
Vom Bild des geschichtlichen Treibstoffes konnte sich die PdAS selbst unter dem Schock der 
„1970er Diagnose“ nicht ohne weiteres verabschieden. Im Gegenteil: Die AKW-Kritiker 
schienen den sozialistischen Transformationsprozess zu bedrohen, weshalb sie von den 
Kommunisten zu reaktionären Fortschrittsfeinden erklärt wurden. So hielt das Zentralkomitee 
am 10. Parteitag 1974 fest, mit dem Kampf gegen die Atomkraftwerke kehre man „wirklich zu 
dem zurück, das sich bei Beginn der industriellen Revolution vollzog, mit den verzweifelten 
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 „Wir wissen jedoch, dass die Kernenergie für das Wachstum der Produktivkräfte nicht unerlässlich ist und dass 
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 Jean Vincent etwa – er war seit 1944 mit der PdAS verbunden – blieb sein ganzes Leben lang von der Atom-
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Luddisten in England oder der Zerstörung von Textilmaschinen beim Brand von Uster“. 839 In 
solchen Statements wurden die AKW-Gegner der 1970er Jahre mit den Maschinenstürmern 
des frühen 19. Jahrhunderts gleichgesetzt, wobei alle als rückwärtsgewandte Ewiggestrige 
betrachtet wurden. Als solche standen die AKW-Opponenten im Verdacht, nicht nur gegen 
die Atomenergie, sondern „selbst gegen elektrische Haushaltsgeräte, das Farbfernsehen und 
letztlich gegen den technischen Fortschritt überhaupt“ zu sein.840 
Auch in der SPS gab es in den 1970er Jahren Befürworter, welche zur Verteidigung des 
Atomprogramms das symbolträchtige Bild des Maschinensturms beschworen. Ein anschauli-
ches Beispiel bietet einmal mehr Willi Ritschard, denn dieser war fest davon überzeugt, dass 
die Ängste der AKW-Gegner durch die Geschichte längst widerlegt worden waren. In einer 
Rede räumte er 1977 zunächst ein, es habe „zu allen Zeiten Menschen“ gegeben, welche 
„die technische Entwicklung kritisierten, die sie beklagten und auch bekämpften“.841 Doch der 
Innovationsprozess sei unverkennbar „ein Segen“, denn dieser habe es „dem Menschen 
ermöglicht, von den Bäumen zu steigen und die Höhlen zu verlassen“. Um zu zeigen, dass 
sich die Errungenschaften der Technologie – allen ursprünglichen Unkenrufen und Befürch-
tungen zum Trotz – noch immer als Fortschritt erwiesen hätten, griff der Energieminister auf 
die Vergangenheit zurück: „In einem Buch über die Anfänge der Eisenbahnen habe ich ein 
Bild gesehen, auf dem ein Priester der Lokomotive das Kruzifix entgegenstreckt, weil er auf 
ihr den Teufel reiten sieht. Heute steht diese Lokomotive im Verkehrshaus. […] Vor der Ei-
senbahn rennen die Leute zwar immer noch davon, aber nicht wegen des Teufels, sondern 
weil sie ein Auto haben.“ Der wichtigste Referenzpunkt indessen war jener des Maschinen-
sturms: „Am 22. November 1832 haben die Weber von Uster aus Angst vor Arbeitslosigkeit 
die ersten Webmaschinen zerstört und ihre Fabrik angezündet. Ihre Tat hatte vor der Ge-
schichte nicht Bestand. Man hat sie später belächelt. Die Webmaschinen haben das Los der 
Weber nicht verschlechtert. Sie haben es verbessert. Die Webmaschine hat sie von einer 
Arbeit befreit, die in heutigen Augen fast sklavisch anmuten würde.“ 
Der sozialdemokratische Energieminister hat stets betont, dass die AKW-Gegner ernst zu 
nehmen seien, da diese glaubten, „ihren Kampf der Menschheit schuldig zu sein“. In seinem 
eigenen Weltbild aber galten die Opponenten als naiv und unbedarft, denn die „Urangst vor 
dem Atom“ liess sich durch geschichtlich fundierte Argumente widerlegen. So sah sich der 
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Magistrat durch den Verlauf des historischen Prozesses in seinen pronuklearen Überzeu-
gungen bestätigt. 
Dass die linken Atombefürworter die AKW-Kritiker häufig mit dem Stigma der Maschinen-
stürmerei versahen, erstaunt wenig. Innerhalb der Arbeiterbewegung funktionierte der ent-
sprechende Begriff nämlich als Schimpfwort, um die Gegner des technologischen Fortschritts 
auszuschliessen. Das Kommunistische Manifest von 1848 hatte den Arbeitern geraten, die 
Maschinen nicht zu zerstören, sondern in Besitz zu nehmen. Seither galt der Widerstand 
gegen die technologisch-industrielle Entwicklung als reaktionär, weil damit der gesamtgesell-
schaftliche Emanzipationsprozess verhindert werde. Wer diesen sozialistischen Glaubens-
satz nicht beherzigen wollte, wurde fortan als ‚Maschinenstürmer’ disqualifiziert. Indem man 
nun die AKW-Gegner der Maschinenstürmerei beschuldigte, unterstellte man den Opponen-
ten eine unreflektierten Aversion gegen das Neue. Einerseits galt ihr Widerstand als irrational 
und unbegründet, weil er angeblich auf Aberglauben, Vorurteilen und Unwissenheit beruhte. 
Andererseits schrieb man ihnen rückwärtsgewandte Ziele und Motive zu, die sich gegen die 
moderne Welt, ja überhaupt gegen jeglichen Fortschritt richten würden. Mit dieser negativen 
Darstellung der Anti-AKW-Bewegung wurde das Atomprogramm als vermeintlich unabding-
bares Fortschrittsprojekt verteidigt. 
Weil sich die Neue Linke der Tradition der marxistischen Fortschrittsphilosophie verschrieben 
hatte, traf sie der Vorwurf der Maschinenstürmerei an einem wunden Punkt. So verkündeten 
diese Parteien zunächst in fast jeder Debatte über die Atomenergie, dass sie nicht als ver-
stocke ‚Fortschrittsfeinde’ zu betrachten seien. Bemerkenswerterweise wurden diese Beteue-
rungen ab Mitte der 1970er Jahre immer leiser, denn die politische Verortung der Atomener-
gie wurde derweil in verwirrender Weise auf den Kopf gestellt. Bereits Patrick Kupper stellte 
1998 fest, dass „sich bei der Etikettierung ‚fortschrittlich – rückständig’ eine „interessante 
Umkehr“ vollzogen hatte: „Wurden AKW-Kritiker zu Beginn der Kontroverse noch als Fort-
schrittsfeinde bezeichnet, gelten heute vielerorts diejenigen Kreise als rückständig, die wei-
terhin an der Atomenergie festhalten.“842 Tatsächlich hatte in der Nachkriegszeit kaum je-
mand grössere Hoffnungen an das Atom gebunden als die Linke. So war die „Begeisterung 
für die Atomkraft […] einst ein typischer Bestandteil progressiver Einstellungen“, wie der 
deutsche Historiker Joachim Radkau bestätigte.843 Skeptisch hingegen war bis 1964 die 
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 Patrick Kupper, „Kein blinder Widerstand gegen den Fortschritt, aber Widerstand gegen einen blinden Fort-
schritt!“ Die Auseinandersetzungen um die zivile Nutzung der Atomenergie, in: Mario König et al. (Hgg.), Dynami-
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 Joachim Radkau kommentierte die Umetikettierung wie folgt: „Im übrigen enthält der historische Rückblick 
manches Verwirrende. Die Begeisterung für die Atomkraft war einst ein typischer Bestandteil progressiver Einstel-
lungen, während lange Zeit niemand gegenüber den behaupteten Segnungen des Atoms skeptischer war als 
Der Atomenergiediskurs  198 
 
Schweizerische Elektrizitätswirtschaft, die den Visionen des Atomzeitalters nur wenig abge-
winnen konnte. Und die wenigen Kritiker der Atomenergie entstammten ausgerechnet dem 
rechtskonservativen Politspektrum. Im Laufe der 1970er Jahre aber änderte sich dies: Die 
Linksparteien gesellten sich nach und nach in das gegnerische Lager, während die bürgerli-
chen und konservativen Parteien das Atomprogramm der Energiewirtschaft gegen alle Wi-
derstände durchzusetzen gedachten. Je mehr nun die Atomenergie als ‚rückständig’, ‚kon-
servativ’ oder gar ‚reaktionär’ interpretiert wurde, umso weniger mussten sich die linken 
AKW-Gegner gegen den Vorwurf der Maschinenstürmerei verwahren.844 
Die POCH versuchten im Oktober 1977, diesen Umetikettierungsprozess weiter voranzutrei-
ben. In einer Erklärung liess die Geschäftsleitung verlauten, dass hinsichtlich der Anti-AKW-
Bewegung „von einem grundlegenden Konservatismus […] keine Rede sein [kann]“.845 Die 
Mehrheit der Opponenten sei nicht gegen die technoökonomische Entfaltung, sondern würde 
sich lediglich gegen eine Entwicklung wehren, die weder sozial- noch umweltverträglich da-
herkomme. Jene Linkskräfte hingegen, „die einem blinden Technik-Glauben verfallen“ seien 
und „der Volksbewegung Konservatismus und Maschinenstürmerei vorwerfen“, sollten ihre 
Haltung nochmals überdenken. Dass in „Sozialistischen Ländern AKW gebaut werden“, dürfe 
„selbständige, unabhängige und notwendigerweise kritische Positionen“ nicht verhindern. 
Innerhalb der Linken stiessen solche Forderungen zunehmend auf fruchtbaren Boden: Die 
Gewerkschaft Textil Chemie Papier (GTCP) etwa sah in den Atomkraftwerken „die Möglich-
keit eines Rückfalls in die Barbarei statt eines Schrittes vorwärts in eine befreite Gesellschaft, 
die sich die Technik dienstbar macht“.846 Und für den Vorwärts stand im Frühjahr 1979 im-
merhin fest, dass die Atomkraftwerkgegner „nicht mehr als Ausgeburten von Maschinenstür-
mern, Nihilisten, Linksextremisten und Spinnern“ übergangen werden könnten.847 Bis zum 
Ende der 1970er Jahre war sich die gesamte Linke einig, dass der soziopolitische Fortschritt 
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auch ohne die Atomenergie vorangetrieben werden könne, war doch die technoökonomische 
Bedeutung der Atomenergie im Zuge der „1970er Diagnose“ mit völlig neuen Vorzeichen 
versehen worden. Diese Neubeurteilung war nur selten von den untersuchten Parteien aus-
gegangen, doch waren sie zu stark, als dass sie von der Linken hätten ignoriert werden kön-
nen. Im Folgenden soll nun dargestellt werden, wie die Linksparteien ab Beginn der 1970er 
Jahre die wirtschaftliche respektive die technologische Dimension der Atomenergie neu aus-
zuloten begannen. 
Die ökonomische Dimension der Atomenergie 
In der SPS waren kritische Sektionen schon 1974 zu der Auffassung gelangt, dass von der 
„vielgepriesenen Wirtschaftlichkeit des Atomstroms“ nicht viel übrig geblieben sei.848 Wenn 
demnach die tatsächlichen Kosten in Rechnung gestellt würden – von der Entwicklung der 
Nukleartechnologie bis zur Endlagerung des radioaktiven Mülls – müsste die Atomindustrie 
sofort Bankrott anmelden. Da all diese Aufwendungen aber durch öffentliche Gelder gedeckt 
würden, sei der Atomenergie ein volkswirtschaftlicher Nutzen abzusprechen. In der Folge 
gerieten vor allem jene Kosten in den Fokus, die sich durch die Risiken der Atomenergie 
ergaben. Je mehr man die Wahrscheinlichkeit eines Unfalls ins Auge fasste, umso mehr 
musste sich das Atomprogramm auch in ökonomischer Hinsicht als unverantwortbares Wag-
nis erweisen. 
Was die Frage der Haftpflicht anbelangte, musste die Linke 1959 eine herbe Niederlage hin-
nehmen, denn das Atomgesetz war ganz nach dem Willen der Wirtschaftsverbände ausge-
staltet worden.849 Ursprünglich hatte der Bundesrat beabsichtigt, dass die Betreiber von 
Atomkraftwerken unbeschränkt haften, falls Mensch oder Natur zu Schaden kommen sollten. 
In der Vernehmlassung aber wurde dieses an sich selbstverständliche Prinzip durch die Ma-
schinenindustrie und die Elektrizitätswerke geschlossen bekämpft, denn so werde der Bau 
von Atomkraftwerken verunmöglicht. Dieser Wink genügte, damit der bundesrätliche Gesetz-
entwurf die maximale Haftpflichtsumme für jedes Atomkraftwerk auf 30 Millionen Franken 
beschränkte. Während der parlamentarischen Beratung bekämpften die Sozialdemokraten 
diese Haftungsbegrenzung vehement: „Wir sind der Meinung, dass die Privatwirtschaft, wenn 
ihr das Risiko zu gross ist, auch auf das Geschäft zu verzichten hat. Es geht nicht an, die 
Haftung der Gesamtheit des Volkes zu überbinden, die Gewinne aber einer Minderheit des 
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Volkes vorzubehalten.“850 Dass es das Atomgesetz letztlich bei einem Haftungsumfang von 
40 Millionen Franken bewenden liess, war gleich in doppelter Hinsicht bemerkenswert. Ers-
tens gab es im internationalen Vergleich wohl kein anderes Land, das lockerere Haftungsbe-
stimmungen erliess. Zweitens setzte der schweizerische Gesetzgeber die Haftpflichtgrenze 
paradoxerweise deshalb derart tief an, weil die Risiken der Atomtechnologie als unvergleich-
lich hoch erachtet wurden. 
Im Laufe der 1970er Jahre erinnerten sich die AKW-Gegner in- und ausserhalb der Linken 
daran, dass weder die Atomanlageninhaber noch die kapitalkräftigen Versicherungsgesell-
schaften bereit waren, das volle Risiko der Atomkraftkraftwerke zu übernehmen. Tatsächlich: 
Wenn in einem Katastrophenfall die vorgeschriebene Versicherungsdeckung von 40 Millio-
nen Franken überschritten worden wäre, hätten die Geschädigten und die Öffentlichkeit für 
die Kosten geradestehen müssen. Der Atomanlageninhaber aber hätte zur Schadensbewäl-
tigung keine eigenen Mittel aufbringen müssen, egal wie hoch die Unkosten auch ausgefal-
len wären.851 
Angesichts dieser opportunistischen Haftungsbeschränkung entlarvten die AKW-Gegner die 
Rede vom ‚billigen Atomstrom’ als Propagandalüge, weil sich dessen Risiken nicht im Markt-
preis widerspiegelten. Aus der betriebswirtschaftlichen Sicht der Anlageninhaber rechnete 
sich zwar die Produktion von Atomstrom – aber nur, weil andere mit ihrem Vermögen und 
ihrer Gesundheit dafür einzustehen hatten. Den Opponenten schien es widersinnig: Zwar 
betonte die Atomindustrie unablässig, dass der Betrieb von Atomkraftwerken ungefährlich 
sei. Dennoch wollte sie einen potenziellen Schaden nicht vollumfänglich versichern lassen, 
weil der Atomsstrom sonst nicht konkurrenzfähig sei. Nun war es wohl tatsächlich so, dass in 
der Schweiz aus wirtschaftlichen Gründen keine Atomkraftwerke hätten gebaut werden kön-
nen, wenn die nuklearen Risiken nicht weitestgehend der Allgemeinheit übertragen worden 
wären.852 Die Versicherungsprämien hätten sich für Atomanlageninhaber nämlich derart er-
höht, dass der Atomstrom viel zu teuer und damit wettbewerbsunfähig geworden wäre. 
Der Bundesrat versuchte im Sommer 1977 auf die Kritik an den ‚unterversicherten’ Atom-
kraftwerken zu reagieren, indem er die Haftpflichtsumme von 40 auf 200 Millionen Franken 
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erhöhte.853 Als aber im Frühjahr 1979 der Unfall von Three Miles Island die Welt erschütterte, 
kam wiederum die Frage des Versicherungsschutzes auf, und im März 1983 wurde das 
Kernenergiehaftpflichtgesetz (KHG) verabschiedet.854 Nun hafteten die Atomkraftwerkbetrei-
ber unbegrenzt, mussten ihre Anlagen aber lediglich für 1 Milliarde Franken versichern las-
sen. Weil auch diese Deckungssumme sowie das Eigenkapital der Betreiber bei einer gross-
flächigen Verstrahlung nicht einmal annähernd ausgereicht hätten, wurden die Risiken der 
Atomenergie weiterhin sozialisiert.855 Umgekehrt wurden die Atomkraftwerke immer noch 
indirekt subventioniert, weil die Lücke zwischen einem potenziellen Schaden und dem ge-
währleisteten Versicherungsschutz von der Allgemeinheit bzw. vom Steuerzahler geschlos-
sen werden musste. 
Angesichts des ökonomisch-ökologischen Schadenspotenzials war die SPS Ende der 
1970er Jahre zur Gewissheit gelangt, dass die Atomkraftwerke – unabhängig von der Höhe 
des Versicherungsschutzes – letztlich nicht zu verantworten seien. Da ihr die Folgen eines 
Atomunfalls als unkalkulierbar gross galten, entzog sich die Atomenergie einer ökonomi-
schen Risikoabwägung. „Ihre Wirtschaftlichkeit und Finanzierung ist längst in Frage gestellt“, 
hiess es deshalb im Parteiprogramm von 1982, und neben anderen Unwägbarkeiten seien 
auch die wirtschaftlichen Risiken der Atomenergie „nicht abzusehen“.856 So konnte der Stopp 
des Atomprogramms auch mit ökonomisch-strukturellen Argumenten begründet werden, wo-
bei diese diskursive Strategie darauf abzielte, die Atombefürworter mit ihren eigenen Waffen 
zu schlagen. 
Um die ökonomische Bedeutung der Atomenergie mit neuem Vorzeichen zu versehen, 
brachte die linke AKW-Gegnerschaft neben den vergesellschafteten Mehr- und Risikokosten 
auch die Arbeitsplätze zur Sprache. Diese Frage hatte Mitte der 1970er Jahre Priorität er-
langt, nachdem die Schweiz in eine Rezession geraten war. Nicht zufällig argumentierten die 
Wirtschaftsvertreter daher immer wieder, dass bei einem Stopp des Atomprogramms unzäh-
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lige Mitarbeiter auf die Strasse gesetzt werden müssten. In diesen Drohszenarien wurden die 
Atomkraftwerke nicht nur als tragende Pfeiler der schweizerischen Energieversorgung, son-
dern auch als Stützen des heimischen Arbeitsmarktes propagiert. Deshalb drohte der Stopp 
des Atomprogramms die schweizerische Wirtschaft massiv zu schädigen. 
„‚Entweder Atomkraftwerke oder Arbeitslosigkeit’“: Diese Parole führte die RML 1978 zu der 
Auffassung, dass die Atomlobby „eine gigantische Erpressungskampagne“ führe.857 Diesem 
politischen Druckmittel wollte die Neue Linke ein „propagandistisches Gegengewicht“ entge-
gensetzen, das die Argumentationskette der Atomlobby geradezu auf den Kopf stellte.858 
Grundlegend war dabei die Idee, dass zwischen der Atomenergie und den Arbeitsplätzen 
kein positiver Zusammenhang bestehe. Durch einen Mix von alternativer Energieerzeugung 
und Stromsparmassnahmen sollten im Gegenteil mehr Arbeitsplätze geschaffen werden, als 
durch den Stopp des Atomprogramms verloren gingen. Auch die SPS vertrat in ihrem ‚Ener-
giekonzept’ von 1977 die Auffassung, dass „der volkswirtschaftlich grösste Nutzen“ nicht im 
Ausbau der Energieproduktion, sondern in den Investitionen für eine „bessere und effiziente-
re Nutzung der Energie“ liegen würde.859 Durch die Nutzung der Abwärme, die Verbesserung 
der Gebäudeisolationen oder die Entwicklung energieeffizienter Nutzungstechniken hätte 
man demnach auf den Bau neuer Atomkraftwerke verzichten und zudem „mehr und sichere 
Arbeitsplätze“ schaffen können. Von solchen Energiekonzepten inspiriert, organisierte die 
PdA Zürich im Januar 1979 ein Podiumsgespräch mit der Frage, ob „ein Stopp des A-
Werkbaus die Sicherheit der Arbeitsplätze gefährde“.860 Nunmehr setzte sich auch unter den 
Kommunisten weitgehend die Meinung durch, dass die wirtschaftliche Entwicklung auch oh-
ne die Atomenergie gesichert werden könne. Dass mit dieser Entsagung Arbeitsplätze verlo-
ren gehen könnten, war jetzt nur noch ein „abgegriffenes ‚Argument’, das in die Katastro-
phentheorie unserer altbekannten Monopolfritzen passt“.861 
Bis Ende der 1970er Jahre hatte also die Gleichung ‚mehr (Atom-)Energie gleich mehr Ar-
beitsplätze’ in der gesamten Linken ihre Richtigkeit verloren. Der Atom-Stopp musste die 
konjunkturelle Entwicklung keinesfalls abwürgen, weil damit nicht weniger, sondern mehr 
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Stellen geschaffen würden.862 Mit diesem Konzept liess sich der Verzicht auf das Atompro-
gramm sogar als Mittel gegen die Arbeitslosigkeit propagieren. Durch Investitionen in regene-
rative Energieträger und stromsparende Technologien sollte eine nachhaltige Wirtschafts-
branche geschaffen werden, die vielen Menschen eine Beschäftigung gäbe. Mit einer neuen 
Energiepolitik sollten sich der Schweiz also ökonomische Perspektiven auftun, um Wert-
schöpfung zu generieren und die gesamte Volkswirtschaft zu stärken – jenseits der Atom-
energie wohlverstanden. 
Der volkswirtschaftliche Nutzen der Atomenergie konnte umso leichter in Abrede gestellt 
werden, als eine grenzenlose Energieproduktion im Zuge der „1970er Diagnose“ ohnehin 
ihren Sinn verloren hatte. Im Wirtschaftsboom der Nachkriegszeit hatte die Elektrizitätswirt-
schaft zu den entscheidenden Wachstumsbranchen gezählt. Der Energiekonsum war gera-
dezu explodiert, und die maximal mögliche Stromproduktion hatte sich zwischen 1950 und 
1970 mehr als verdreifacht.863 Dieser expansive Entwicklungskurs wurde von den Elektrizi-
tätsgesellschaften vorangetrieben, doch getragen wurde er von einem gesamtgesellschaftli-
chen Konsens, der auch die traditionelle Linke fest umschloss. Für diese war es selbstver-
ständlich, dass der Strombedarf in einem modernen Industriestaat – quasi einem 
Naturgesetz gleich – unablässig ansteigen musste. Mit einer solchen Wachstumsphilosophie 
war der Ausbau der Elektrizitätsversorgung nicht nur zwingend, er war auch erwünscht. So 
meinte das Volksrecht 1957, dass die Höhe des Energieverbrauchs den allgemeinen Ent-
wicklungsstand widerspiegle: „Je höher der Energiekonsum pro Kopf der Bevölkerung eines 
Landes ist, umso fortgeschrittener ist dessen ökonomisch-technische Entwicklung, und umso 
höher liegt der Durchschnitt des Lebensstandards.“864 Der Stromverbrauch war aus dieser 
Perspektive ein „‚Barometer des Reichtums’“, der im Zeichen von Wohlstand und Prosperität 
weiter hochgetrieben werden musste.865 Umgekehrt war die Zügelung des Energiehungers 
weder denk- noch wünschbar, weil dadurch die industrielle Entwicklung, die Volkswirtschaft 
und das allgemeine Lebensniveau stagniert hätten. Folglich ging es für die Linke in den 
1950er und 1960er Jahren einzig um die Frage, mit welchen Produktionstechnologien der 
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extrapolierte Elektrizitätsbedarf sicher und billig abgedeckt werden konnte. Bekanntlich war 
es für die SPS und die PdAS gerade die Atomenergie, welche das Ideal des ewigen Wachs-
tums am besten einzulösen verhiess. So zählten diese Parteien zu jenen optimistischen Pro-
pheten des Atomzeitalters, die ungeduldig auf die Umsetzung des nuklearen Zukunftspro-
gramms pochten. 
Mit der ökologischen Zäsur aber gerieten die wachstumsgeprägten Orientierungsmuster in 
die Kritik, und auch die Energieproblematik erfuhr eine entscheidende Umdeutung. Vielen 
Zeitgenossen wurde nun gewahr, dass sich die eigentlichen Zukunftsprobleme nicht nur 
durch einen Mangel an Energie, sondern im Gegenteil durch den exorbitant hohen Energie-
konsum ergeben mussten. Da man jetzt um die natürlichen Lebensgrundlagen fürchtete, 
verlor eine wachstumsorientierte Energiepolitik mehr und mehr ihre Berechtigung. Mit der 
Atomenergie geriet dabei vor allem jene Technologie in die Kritik, welche bis dahin den 
Traum vom ewig währenden Wachstum geradezu verkörpert hatte. 
In der SPS gab es schon um das Jahr 1972 einzelne Sektionen, die ausgehend von einem 
ökologischen Problemverständnis die Grenzen der Energieproduktion thematisierten.866 Da-
bei galt der Stromverbrauch bald nicht mehr als unhinterfragbare Gegebenheit, sondern als 
Grösse, die durch politische Steuerung in einem verantwortbaren Mass zu halten sei. Als 
Alternative zum simplen Prinzip einer stetigen Nachfragebefriedigung wurde nun eine Strate-
gie entwickelt, die einer grenzenlosen Energieproduktion geradezu entgegenlief: Energiespa-
ren. Bis 1975 hatte sich in der SPS der Standpunkt durchgesetzt, dass die Energieprognosen 
der Elektrizitätswirtschaft nicht mehr unbesehen hingenommen werden konnten. Stattdessen 
wurde nun vom Bund die Ausarbeitung einer energiepolitischen Gesamtkonzeption eingefor-
dert, welche durch die „Ausschöpfung aller Energiesparmöglichkeiten“ den ökologischen An-
forderungen Rechnung tragen sollte.867 Zu diesem Zeitpunkt standen die alten Ziele der so-
zialdemokratischen Energiepolitik bereits auf dem Kopf, denn nun ging es nicht mehr um die 
Steigerung, sondern um die Drosselung des Stromverbrauchs. Die Erhöhung der Energie-
produktion indessen wurde abgelehnt, da jede weitere Zunahme zusätzliche Umweltproble-
me geschaffen hätte. 
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Aus dem ‚Energiekonzept’ von 1977 war dann ersichtlich, dass ein hoher Energieverbrauch 
nicht mehr als Fortschrittsindikator und Wohlstandsbarometer betrachtet wurde. Im Gegen-
teil: Ein anschwellender Energiekonsum stand jetzt für Umweltzerstörung oder Gesundheits-
risiken und galt entsprechend als Bedrohung, welche Wohlfahrt und Lebensqualität, ja sogar 
die Zukunft gefährdete. Deshalb musste die Politik im Sinne der Existenzsicherung dafür 
sorgen, dass „der Energieverbrauch auf einem möglichst tiefen Niveau gehalten werden 
kann“.868 Je mehr sich diese Zielvorstellung verfestigte, umso unerwünschter erwies sich 
jene Mehrenergie, welche die Atomkraftwerke zu liefern versprachen. So setzte sich inner-
halb der SPS während der zweiten Hälfte der 1970er Jahre das Credo durch, dass anstelle 
des Baus weiterer Atomreaktoren weniger Energie zu verbrauchen sei. 
Mehr Mühe mit dem Ziel der Energiereduktion hatten die Kommunisten, schliesslich hatte 
sich die PdAS 1974 vorgenommen, „jede Verherrlichung von Wachstumseinschränkungen“ 
zu bekämpfen.869 Deshalb wollte die Partei auch nichts zu tun haben mit jenen AKW-
feindlichen Kampagnen, die „selbst eine Einschränkung des Verbrauchs an Elektrizität for-
dern“.870 Dahinter steckte die Ansicht, dass eine Gesellschaft der Gleichheit erst in einer Si-
tuation des Überflusses aufgebaut werden könne. So wurden in den Energiesparappellen 
fortschrittsfeindliche Forderungen erkannt, denen zu widersprechen war. Wenn der Strom-
verschleiss doch einmal thematisiert wurde, dann galt dieses Übel als „eine unvermeidliche 
Folge einer kapitalistischen Energiewirtschaft“, welches erst mit „der Sozialisierung des 
Energiesektors“ beseitigt werden könne.871 
Letztlich war der ökologische Diskurs aber zu wirkungsmächtig, als dass die PdAS dauerhaft 
am unbeschränkten Energiewachstum festzuhalten vermochte. Die Umkehr der Kommunis-
ten vollzog sich 1979: Im Aktionsprogramm „Vivre mieux et autrement“ sprach sich die PdAS 
für die Unterstützung aller Massnahmen aus, mit denen der Energieumsatz eingedämmt 
werden konnte.872 Unter dem Hinweis, dass ein „wachsender Energiekonsum […] eben nicht 
mit wachsendem Wohlstand oder gar besser Lebensqualität gleichzusetzen (ist)“, wurde die 
Stabilisierung des Energieverbrauchs zu einem ‚fortschrittlichen’ Ziel erklärt.873 
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Nun ging es weder für die SPS noch für die PdAS darum, mit den Energiesparmassnahmen 
die wirtschaftliche Entwicklung zu bremsen oder gar das verfemte ‚Nullwachstum’ anzustre-
ben. Die traditionelle Linke vertrat nämlich den Standpunkt, das Wachstum der Produktivkräf-
te könne auch ohne die Steigerung des Energieumsatzes vorangetrieben werden.874 Dahin-
ter steckte die Auffassung, dass die ökonomische Entwicklung vom Energieverbrauch 
abgekoppelt werden könne. Mit dieser Loslösung wies die Linke nun die Behauptung zurück, 
wonach eine Verbesserung von Lebensqualität und Lebensstandard zwangsläufig mehr 
Energie notwendig mache. Damit wurde in einem ansteigenden Energieverbrauch nicht mehr 
jener wirtschaftliche Treibstoff gesehen, ohne den ein weiteres Vorwärtskommen unmöglich 
ist. 
Angesichts der atomaren Mehrenergie kam die SPS im Laufe der 1980er Jahre sogar zu 
dem gegenteiligen Schluss. „Atomenergie schadet der Wirtschaft“, titelte die Rote Revue 
1984, denn diese sei teuer, verschärfe die Arbeitsplatzfrage und verzögere günstige Ener-
giespar- und Produktionsmethoden.875 Weil die „wirtschaftlichen Nachteile“ dieser Technolo-
gie „überwältigend“ seien, dränge sich eine Abkehr regelrecht auf, zumal dies der schweize-
rischen Wirtschaft internationale Wettbewerbsvorteile verschaffen müsse. Als dann die SPS 
am Jubiläumsparteitag 1988 ihr 100-jähriges Bestehen feierte, sagte Parteipräsident Helmut 
Hubacher in der Schlussrede: „Der Ausstieg aus der Atomenergie ist eine erstklassige Chan-
ce für die Wirtschaft. Unsere Zukunft liegt nicht im Atomkraftwerkbau, sondern liegt in vielen 
alternativen Möglichkeiten, um die ökologische Erneuerung der Volkswirtschaft zu realisie-
ren.“876 Weil demnach das Wachstum den erneuerbaren Energieträgern gehörte, sollte die 
Schweiz über den Atomausstieg auf diese verheissungsvollen Märkte setzen. 
Einst hatte sich die Linke vom Atomzeitalters eine glänzende Wirtschaftsepoche verspro-
chen, in welcher Strom – das Elixier des modernen Lebens – billig und unbegrenzt zur Ver-
fügung stehen sollte. Die ökologische Zäsur machte diesen Traum zunichte. Die wirtschaftli-
che Seite der Atomenergie wurde neu bewertet, und bald erschien ihre Nutzbarmachung als 
Irrweg, welcher teuer zu stehen kommen könnte. Am Ende der 1980er Jahre war es dann 
ausgerechnet der Ausstieg aus dem Atomprogramm, von dem sich die wirtschaftliche Wei-
terentwicklung erhoffen liess – und dies sogar unter Einhaltung ökologischer Kriterien. 
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Die technologische Dimension der Atomenergie 
Ist die Atomtechnologie wirklich sicher? Wer ab 1970 am Atomstrom festhalten wollte, kam 
um diese Frage nicht mehr herum, denn von da an wuchsen die Zweifel, ob man diese Pro-
duktionsmethode auch tatsächlich handhaben könne. Die Diskussion um die Zukunft der 
Energieversorgung war entbrannt, und die Sicherheitsproblematik wurde zum Dreh- und An-
gelpunkt des Atomenergie-Diskurses. 
Unter den Sozialdemokraten meinten zunächst einige, dass die Atomenergie von den AKW-
Gegnern zu Unrecht dämonisiert werde. Manche wagten sogar den Versuch, die Bevölke-
rung von der Gefahrlosigkeit der Atomkraftwerke zu überzeugen, war man doch der Ansicht, 
die Zweifel an der Atomspaltung seien lediglich theoretischer Natur. So sollte die Macht des 
Faktischen jegliche Vorbehalte beseitigen: „In den nahezu 200 Reaktoren, die weltweit der 
Stromerzeugung dienen, ist bisher noch in keinem einzigen Fall ein Mensch durch Strahlen-
einwirkungen getötet worden“, berichtete etwa 1978 ein Genosse am SPS-Parteitag. Und da 
„die immer wieder an die Wand gemalte Katastrophe […] niemals eingetreten“ sei, konnte 
auf einen hohen Sicherheitsstandard geschlossen werden. 
Solche Argumente zeigten das geringe Verständnis der linken Atomenergiebefürworter für 
die Sorgen der Skeptiker. Vielmehr wurde ein mit der Politisierung der Atomenergie einher-
gehender Rationalitätsverlust beklagt. So diagnostizierte ein sozialdemokratischer Redaktor 
bei den Atomkraftwerksgegnern „irrationales Denken“, weil doch eine Technologie „verket-
zert“ werde, „die in kommerziell betriebenen Kernkraftwerken noch keinen einzigen Strahlen-
toten zu verzeichnen hatte“.877 Wer aber im Namen der geforderten ‚Sachlichkeit’ argumen-
tierte, beurteilte die atomaren Risiken als akzeptabel. Zwar konnte das enorme 
Schadenspotenzial nicht ernsthaft in Abrede gestellt werden, doch wurde die Wahrschein-
lichkeit einer Atomkatastrophe als verschwindend gering erachtet. So blieben einige Sozial-
demokraten auch in den 1970er Jahren der Überzeugung treu, dass die inhärenten Gefahren 
der Atomenergie durch Schutzvorkehrungen und Gefahrenmodelle beherrscht werden könn-
ten. 
Die Kommunisten reagierten auf die Infragestellung der Atomenergie mit der Idee, dass die 
atomaren Risiken die Verstaatlichung des Energiesektors nötig machten. Demnach bedurfte 
es einer gesellschaftlichen Kontrolle, um die Atomenergie gefahrlos nutzen zu können. Die-
ser (ökosozialistischen) Logik folgend unterschied die PdAS bis in die 1980er Jahre hinein 
zwischen einer kapitalistischen und einer sozialistischen Kernspaltung. Im kapitalistischen 
Gesellschaftssystem galt die atomare Energiegewinnung als risikoreich und unverantwortbar, 
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da Sicherheitsaspekte den Profitinteressen untergeordnet würden.878 Entsprechend würden 
die Atomkraftwerke nicht von Fachleuten geleitet, sondern von Verwaltungsräten, welche 
lediglich Gewinne maximieren wollten. Daher forderte die PdAS immer wieder die Verstaatli-
chung des schweizerischen Atomenergiesektors.879 Im öffentlichen Besitz glaubte man vor 
den Gefahren der Atomtechnologie gefeit zu sein, weil die technologische Entwicklung einer 
gesellschaftlich legitimierten Richtung folgen sollte – und nicht dem Diktat der Wirtschafts-
monopole. „Dass die Gefahr nicht im wissenschaftlich-technischen Fortschritt, sondern im 
Kapitalismus liegt“, war für die PdAS deshalb „keine doktrinäre Deformation, sondern einfach 
die Feststellung einer Tatsache“.880 
Jene Sozialdemokraten und Kommunisten, welche von der Lösbarkeit der Sicherheits- und 
Entsorgungsfrage überzeugt blieben, versuchten gelegentlich, den Umweltdiskurs zur Pro-
pagierung der Atomenergie zu nutzen. Bereits im September 1971 war in der Zürcher AZ zu 
lesen, dass jeder Energieverbrauch die Umwelt aufheize, und auch ein Atomreaktor sei ein 
„‚Ofen’“.881 In puncto „Atmosphärenverschmutzung“ hätten Berechnungen indessen ergeben, 
dass „ein Atomkraftwerk 500’000 mal ‚sauberer’ sei als ein mit fossilen Brennstoffen betrie-
benes Kraftwerk“. Im Vergleich zu den konventionell-thermischen Kraftwerken galt die ato-
mare Stromgewinnung deshalb als „haushoch überlegen“, und man sah in ihr ein „Muster-
beispiel dafür, wie die Umweltbeeinflussung drastisch reduziert werden könnte“. Noch 1984 
gab es in der SPS ‚Atomgenossen’, welche nicht nur mit ökonomischen Argumenten, son-
dern auch „umweltpolitische(n) Überlegungen“ für die Atomenergie eintraten.882 Aus ihrer 
Perspektive war der Treibhauseffekt „das langfristige Umweltproblem Nr. 1“, da durch die 
Erwärmung der Atmosphäre „mit unübersehbaren Klimaveränderungen“ zu rechnen sei. Weil 
die radioaktiven Abfälle – anders als das Treibhausgas Kohlendioxid – von der Umwelt iso-
liert würden, galt die Atomenergie gegenüber den fossilen Brennstoffen als Weg, um die 
Umweltbilanzen zu verbessern. 
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In den 1970er Jahren haben auch einige Kommunisten versucht, die Nutzung der Atomener-
gie in ökologische Begründungsmuster einzubetten. Gemessen an der atomaren Stromge-
winnung galten Erdöl, Kohle oder Erdgas demnach als „viel gefährlichere und konstantere 
Quellen der Umweltverschmutzung“.883 Aus dieser Perspektive beschränkte sich das Prob-
lem des „biologischen Gleichgewichts“ nicht „auf die atomare Verseuchung“.884 „Eine ange-
messene friedliche Nutzung der Atomenergie“ galt vielmehr als Hoffnungsträgerin, um der 
Klimaerwärmung oder der Rohstofferschöpfung entgegenwirken zu können. 
All diesen Befunden war gemeinsam, dass das Postulat der Umweltgerechtigkeit nicht ge-
gen, sondern für die Atomenergie ins Feld geführt wurde. Dazu wurde die Umweltverträglich-
keit verschiedener Stromproduktionsmethoden gegeneinander abgewogen, wobei man die 
atomare Energiezeugung lediglich mit den Bilanzen thermisch-konventioneller Kraftwerke 
konfrontierte. Da Wind- oder Sonnenkraft als zu unbedeutend erachtet wurden, fielen alter-
native Energieträger stillschweigend aus den Vergleichen heraus. Letztlich jedenfalls obsieg-
te stets die Atomenergie, weil fossile Energieträger Luft und Wasser in verheerender Weise 
verschmutzten. Je mehr dann der klimaverändernde Treibhauseffekt zur Sprache gebracht 
wurde, umso leichter konnte die nukleare Strategie mit einem ökologischen Freibrief verse-
hen werden.885 Kein Wunder also, dass das CO2-Problem zum bedeutsamsten Umweltargu-
ment der Atomenergie-Befürworter avancierte.886 
Unter den Linken jedoch vermochte sich die Sicht der Atomspaltung als ökologischer Tech-
nologie im Laufe der 1970er Jahre nicht durchzusetzen. Dies hing zum einen mit den viel 
zitierten Wachstumsgrenzen zusammen, an welche auch die Energieproduktion zu stossen 
schien. Andererseits spielte es eine entscheidende Rolle, dass die Sicherheitsfrage aufge-
worfen werden sollte, noch bevor sich die ersten desaströsen Atomunfälle ereigneten. 
Nun muss noch einmal daran erinnert werden, dass auch den bestehenden Linksparteien 
das Gefahrenpotenzial der atomaren Energiegewinnung spätestens ab Mitte der 1950er Jah-
re bekannt war. Doch in einer Zeit des ungebrochenen Fortschrittsoptimismus warfen die 
Risiken lediglich einen leichten Schatten auf die Atomenergie. Durch die ökologische Zäsur 
aber veränderte sich das Vertrauen in die Verlässlichkeit technologischer Problemlösungs-
strategien. Der Glaube an die Omnipotenz der menschlichen Erfindungskraft wurde nachhal-
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tig erschüttert, weshalb die Möglichkeit eines Reaktorunfalls oder das Problem der radioakti-
ven Abfälle in einem völlig neuen Licht erschienen. So führten einige AKW-Kritiker schon zu 
Beginn der 1970er Jahre die Risikofrage in den Anti-AKW-Diskurs ein, wo sie mehr und mehr 
ins Zentrum rücken sollte. 
Unter den Linken schätzten manche die Gefahr einer radioaktiven Kontaminierung bald als 
unverantwortbar ein. Ein PdAS-Redaktor beispielsweise griff bereits im Sommer 1972 Si-
cherheitsbedenken auf, und die Neue Linke brachte ab 1973/74 die inhärenten Risiken der 
Atomenergie immer wieder zur Sprache, um gegen die kapitalistischen ‚Atombarone’ zu mo-
bilisieren.887 Mit Blick auf die Atomenergie machte es sich 1974 eine SPS-Sektion zur Aufga-
be, „der Mär von ihrer ‚Sauberkeit’ ein Ende zu bereiten“.888 Zwar habe es bislang noch keine 
katastrophalen Unfälle gegeben, doch im Fall „einer radioaktiven Verseuchung“ sei „ein 
schneller Tod das gnädigste Urteil“.889 
Die Auffassung setzte sich durch, dass komplexe Technologien wie die Atomspaltung un-
möglich gegen alle Unfallszenarien abgesichert werden könnten. Deshalb wurden den Be-
schwichtigungsversuchen und Prognosemodellen der Atombefürworter jene Gefahrenquellen 
entgegengestellt, die theoretisch denkbar waren. Dabei warf man das Risiko von Reaktorka-
tastrophen auf, denn einen störungsfreien Betrieb schien es wegen möglicher technischer 
Defekte, Verschleisserscheinungen, menschlichen Versagens, Flugzeugabstürzen, Terroran-
schlägen oder Naturphänomenen nicht geben zu können, ja sogar ein (Super)-GAU konnte 
nicht ausgeschlossen werden. Weiter brachten die Zweifler die Atomtransporte und das 
Atommüll-Problem zur Sprache, da auch bei der Verfrachtung bzw. der Entsorgung des 
hochgefährlichen Materials Radioaktivität entweichen konnte. Im Unterschied zu diesen viel-
gestaltigen Problemfeldern galten einzig die verheerenden Auswirkungen einer Atomhavarie 
als absehbar: Bei einer radioaktiven Verstrahlung drohten der dichtbesiedelten Schweiz die 
anhaltende Verseuchung von Mensch und Umwelt, Zwangsumsiedelungen, Krebstote, gene-
tische Anomalien und andere Folgeerscheinungen. 
In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre kam dann die gesamte Linke zu dem Schluss, dass 
alle Unwägbarkeiten ernst zu nehmen seien. Jetzt konnten auch die kleinsten Eintretens-
wahrscheinlichkeiten nichts mehr an der Auffassung ändern, dass die tatsächlichen Unfallfol-
gen katastrophale Ausmasse annehmen würden.890 So wurde die Sicherheitsproblematik 
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zum wichtigsten Argument, mit welchem die Neue Linke (1975), die SPS (1976) und die 
PdAS (1978) die Forderung eines vierjährigen Atommoratoriums begründeten.891 Als dann im 
US-amerikanischen Harrisburg im März 1979 radioaktive Gase und verseuchtes Wasser 
ungefiltert in die Umwelt gelangten, wurden die düsteren Vorahnungen bestätigt. Für die tra-
ditionelle Linke war jetzt definitiv klar, dass ein Ausbau des hiesigen Atomprogramms zu ver-
hindern sei, was die PdAS allerdings nicht davon abhielt, gelegentlich die Sicherheit einer 
‚sozialistischen’ Atomspaltung zu unterstreichen. Die Neue Linke andererseits stellte sich seit 
1977 auf den unzweideutigen Standpunkt, dass die risikoreiche Atomenergie selbst dann 
abzulehnen wäre, „wenn wir in einer sozialistischen Gesellschaft leben würden“.892 Konse-
quenterweise verlangten POCH und RML ab dem Ende der 1970er Jahre nicht nur ein Ver-
bot neuer Atomkraftwerke, sondern auch die Stilllegung der bereits bestehenden Reakto-
ren.893 
Da sich die Linksparteien im Laufe der 1970er Jahre von den risikobehafteten Atomkraftwer-
ken distanzierten, stellte sich ihnen die Frage konstruktiver Alternativen für eine umweltscho-
nende Stromversorgung. Mit den erneuerbaren Energieformen stiess man dabei auf Mög-
lichkeiten, welche eigentlich schon lange bekannt waren. Tatsächlich: Vor Beginn des 
Atomzeitalters im Jahr 1945 hatten die Kommunisten in der Sonnen- und Windenergie die 
„Energiequellen der Zukunft“ gesehen.894 Doch derartige Utopien verblassten mit dem An-
bruch der nuklearen Epoche, und auch in der SPS galt die Atomspaltung bald als die einzige 
Zukunftstechnologie, welche den steigenden Energiebedarf zu befriedigen versprach. Ange-
sichts dieser Fokussierung auf die Atomenergie geriet jegliche Alternative in Vergessenheit – 
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nicht nur innerhalb der traditionellen Linken, sondern auch im öffentlichen Bewusstsein oder 
bei den politischen Entscheidungsträgern.895 
Im Zuge der ökologischen Zeitenwende wurden die erneuerbaren Energiequellen wieder 
aufgegriffen, was vielen Zeitgenossen als eine Neuentdeckung erschien. Auch Vertreter der 
Linken brachten mit der Sonnen- und Windenergie, der Geothermie oder der Bioenergie bald 
alternative Produktionsmethoden zur Sprache, welche den Atomstrom substituieren soll-
ten.896 Nach einem 30-jährigen Unterbruch wurde diese Art der Energieerzeugung selbst 
unter Kommunisten wieder als die „eigentliche Zukunftsenergie“ bezeichnet.897 
Die Verfechter einer alternativen Stromgewinnung stiessen jedoch auf Skeptiker, die das 
Produktionsvolumen der Atomenergie gleichwohl für unverzichtbar hielten.898 Diese pronuk-
learen Stimmen redeten den energiepolitischen Spielraum insofern klein, als sie weder den 
regenerativen Energieträgern noch den energetischen Einsparmöglichkeiten zutrauen woll-
ten, die befürchtete ‚Stromlücke’ zu schliessen. Derartigen Einwänden hielt die Linke ab Mitte 
der 1970er Jahre offiziell die Auffassung entgegen, dass der technologische Fortschritt zu-
gunsten der erneuerbaren Energieformen zu beschleunigen sei. Im ‚Energiekonzept’ von 
1977 verlangte etwa die SPS ein Forschungs- und Entwicklungsprogramm, um die Nutzung 
umweltschonender Energieressourcen zu forcieren.899 Die Förderung alternativer Energien 
sollte eine ausreichende Stromversorgung auch ohne den Bau neuer Atomkraftwerke sichern 
können. 
In ökologisch-technologischer Hinsicht versprachen sich die Linksparteien von den erneuer-
baren Energieträgern das, was die Atomenergie offensichtlich nicht einzulösen vermochte: 
eine umweltverträgliche, sicher zu betreibende Lösung, eine dauerhaft zur Verfügung ste-
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 So schrieb Peter Hug, dass die „Fixierung auf das Nukleare“ dem Bundesrat Anfang der 1960er Jahre den 
Blick auf erneuerbare Energieformen versperrte – obwohl mit einer Studie über die Sonnenenergie alternative 
Vorschläge vorgelegen hätten. Peter Hug, Elektrizitätswirtschaft und Atomkraft, 1994, S. 181-182. 
896
 Bis in die Mitte der 1970er Jahre wurde gelegentlich auch die Kernfusion erwähnt. Dass diese Option dann 
fallengelassen wurde, hing zum einen mit den technologischen Schwierigkeiten, zum anderen mit der allgemei-
nen Diskreditierung atomarer Umwandlungsprozesse zusammen. 
Aus Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes kam für die Linke auch ein Ausbau der Wasserkraftwerke nicht 
in Frage. 
897
 Dossier Energie, in: Vorwärts, 4.12.1975. 
898
 So meinte noch 1979 ein Sozialdemokrat, „dass wir um die achtziger Jahre herum mit einer Energielücke zu 
rechnen haben werden. Diese lässt sich auch durch konventionelle Energieträger nicht mehr schliessen. Bis etwa 
Sonnenenergie in grossem Massstab gewonnen werden kann, bleibt auf Grund der gesicherten Uranvorräte die 
Kernenergie als einzige zuverlässige Energiequelle übrig. Die andere Alternative wäre Verzicht auf Energie-
wachstum, Rückkehr zum einfachen Leben und so Verzicht auf Wirtschaftswachstum. Wollen wir das?“ Richard 
Lienhard, Das Ja steht nicht im Parteiprogramm, in: Profil, Nr. 2, 1979, S. 33-38, hier S. 35. 
899
 SPS (Hg.), Konzept für eine neue Energiepolitik, 1977, 19. 
Im Sommer 1979 forderte dann die SPS die „Einführung einer zweckgebundenen Energieabgabe“, um über einen 
Fonds die Förderung alternativer Energieträger zu finanzieren. SPS-Resolution ‚für eine verantwortliche, sichere 
und umweltfreundliche Energieversorgung’, in: Beschlussprotokoll des ausserordentlichen SPS-Parteitages vom 
23.–24. Juni 1979 in Bern, Bern 1980, S. A56-57, SOZARCH Ar 1.116.18. 
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hende Form der Energiegewinnung, die nach menschlichen Massstäben unerschöpflich ist, 
weil sich ihre Quellen – im Gegensatz zu den fossil-atomaren Ressourcen – von selbst er-
neuern. So verpflichtete sich die Linke in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre einem Zu-
kunftsdiskurs, dessen Hoffnungen nicht mehr auf der Atomenergie, sondern auf den alterna-
tiven Energieträgern lagen. 
Die Dringlichkeit dieses Diskurses wurde 1986 geradezu zementiert, als die Folgen der bis-
lang verheerendsten Atomkatastrophe auch die Schweiz heimsuchten. Am 26. April barsten 
im sowjetischen Atomkraftwerk Tschernobyl Brennstäbe, der Reaktorblock explodierte und 
radioaktive Stoffe gelangten in die Atmosphäre. Die Strahlenwolke überwand Staats- und 
Systemgrenzen und schob sich nach wenigen Tagen auch über die Schweiz. Mit den radio-
aktiv verseuchten Niederschlägen kamen Angst und Panik auf. Schwangere und Stillende 
bangten um ihre Kinder, Bauern sorgten sich um Felder und Tiere, und alle verfolgten mit 
grösster Besorgnis die Prognosen über die Windrichtung. Während sich also die schlimms-
ten Befürchtungen des Anti-AKW-Diskurses bewahrheiten, ging noch einmal ein Ruck durch 
die Energiepolitik der traditionellen Linken. SPS und PdAS vollzogen eine neuerliche Wende 
und steuerten mit dem Atomausstieg auf jene Position zu, welche die Neue Linke seit Ende 
der 1970er Jahre vertreten hatte. 
Jene Kommunisten, welche die Sicherheit der atomaren Energiegewinnung krampfhaft an 
eine sozialistische Gesellschaft gekoppelt hatten, wurden durch dieses Drama eines besse-
ren belehrt. Die Havarie von Tschernobyl ereignete sich nicht in einer kapitalistischen ‚Profit-
wirtschaft’, sondern in der kommunistischen Sowjetunion. „Tschernobyl ist überall“, lautete 
jetzt das Fazit des Vorwärts, um die systemimmanente Sinnlosigkeit der Atomenergie zu un-
terstreichen.900 Bezogen auf die PdAS wirkte sich die Reaktorkatastrophe insofern aus, als 
diese auf den Kurs des Atomausstiegs einschwenkte. Da „kein Atomkraftwerk vor einem sol-
chen Unglück sicher“ sei, verlangte die Partei im Juni 1986 eine „alternative Energiepolitik, 
um Schritt für Schritt die bestehenden Atomkraftwerke ausser Betrieb zu setzen“.901 
An diesem Wendepunkt liess sich die PdAS zur Geschichtsklitterung verleiten und wollte in 
derselben Resolution daran erinnern, „dass sie sich immer gegen das Programm für den Bau 
von Atomkraftwerken ausgesprochen hat“.902 Zwar ist es unbestreitbar so, dass die PdAS 
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 Vorwärts, 13.6.1986. 
901
 Vgl. Für eine andere Energiepolitik, Resolution vom 7.6.1986, angenommen vom politischen Büro der PdAS, 
in: PdAS (Hg.) Für eine Wirtschaft des Friedens, 1987, S. 29-32, hier S. 31. 
Siehe auch Die Richtung ändern. Politisches Aktionsprogramm der PdAS für die Parlamentswahlen 1987, ange-
nommen vom 13. Parteitag 1987, in: PdAS (Hg.) Für eine Wirtschaft des Friedens, 1987, S. 21-28, hier S. 23. 
902
 Für eine andere Energiepolitik, Resolution vom 7.6.1986, angenommen vom politischen Büro der PdAS, in: 
PdAS (Hg.) Für eine Wirtschaft des Friedens, 1987, S. 30. 
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etwa das Atomgesetz von 1959 bekämpft hatte – aber nur, weil sie diese „source d’énergie 
tellement fabuleuse“ nicht der Privatwirtschaft ausliefern wollte.903 Mit derartigen Verkürzun-
gen wurde die vergangene Atomeuphorie kaschiert, ja die PdAS sollte sogar als die eigentli-
che Pionierin des Anti-AKW-Diskurses erscheinen. Wahr ist indessen, dass die PdAS 1978 
und 1986 zwei brüske Kehrtwendungen vollzog, die manche nur widerwillig mitvollziehen 
mochten. Deshalb können ihre Positionen nicht in ein Kontinuum eingebettet werden, ja eini-
ge Kommunisten liessen sich selbst durch ‚Tschernobyl’ nicht vom Glauben in den Segen der 
Atomenergie abbringen.904 Immerhin pflegten andere einen ehrlicheren Umgang mit der ei-
genen Geschichte: „Unsere Position aus den 50er und 60 Jahren ‚Vernichtet die Atombom-
ben – nutzt die Atomkraft friedlich’, ist durch bittere Erfahrungen überholt“, lautete im Som-
mer 1986 etwa ein Kommentar zur widerspruchsvollen Energiepolitik der PdAS.905 
Während die Haltung der PdAS uneinstimmig blieb, brachte der Tschernobyl-Fallout für die 
SPS konsensfähige Gewissheiten. „Atomkraftwerke“, so führte ihr Präsident Helmut Huba-
cher am Parteitag 1986 aus, „sind eine permamente Kriegserklärung an die Zukunft“, da „das 
Prinzip der absoluten Sicherheit“ nicht existiere.906 Und Otto Stich korrigierte die Utopien der 
Nachkriegszeit mit der bitteren Erkenntnis der Gegenwart: „In der Kernenergie liegt nicht die 
Zukunft“, sagte der Bundesrat, auch wenn die Sozialdemokratie genau davon einst „zutiefst 
überzeugt“ gewesen sei.“ 907 ‚Einstieg in den Ausstieg’ hiess jetzt die Parole, und die SPS 
versuchte, die Atomenergie zu Grabe zu tragen. So beschlossen die Delegierten mit über-
wältigender Mehrheit, eine Volksinitiative gegen die Nutzung der Atomenergie zu lancieren. 
Darin wurde einerseits die raschestmögliche Stilllegung der bestehenden Atomanlagen ge-
fordert.908 Andererseits sollte der Bund die „Erforschung, Entwicklung und Nutzung von de-
                                               
 
 
 
Noch ein zweites Beispiel: „Seit 1957 schon, seit der Unterbreitung eines ersten Verfassungsartikels, laufen in 
unserem Lande nun die Diskussion über die Kernenergie. […] Dazumal gab es keine Opposition, ausser jener der 
Partei der Arbeit natürlich. Nicht anders war es 1959.“ Energiedossier der VO Réalités, 19.6.1986, auf Deutsch 
wiedergegeben in: PdAS (Hg.) Für eine Wirtschaft des Friedens, 1987S. 33-36, hier S. 33-34. 
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 Jean Vincent, in: Sten. Bull. NR, Nr. 69, 1959, S. 603-606, hier S. 604. 
Bereits 1954 hatte der Vorwärts verlangt: „Die Atomwerke haben Volkseigentum zu sein!“ Vorwärts, 1.12.1954, S. 
1. 
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 Armand Magnin beispielsweise bekämpfte 1987 die Ausstiegsinitiative der SPS mit folgenden Worten: „Ich 
erinnere daran, dass sich die Partei nie gegen die friedliche Nutzung der Atomenergie unter bestimmten Bedin-
gungen und mit bestimmten Garantien ausgesprochen hat.“ Bericht des Politischen Büros vom 1. März 1987 
(Berichterstatter: Armand Magnin), in: PdAS (Hg.) Für eine Wirtschaft des Friedens, 1987, S. 41-52, hier S. 46. 
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 Vorwärts, 3.7.1986. 
906
 Rede von Helmut Hubacher, in: Wortprotokoll des SPS-Parteitages vom 21./22. Juni 1986 in Lausanne (ma-
schinengeschrieben), hier S. 5, Ar 1.116.28. 
907
 Vortrag von Otto Stich, in: Wortprotokoll des SPS-Parteitages vom 21./22. Juni 1986 in Lausanne (maschinen-
geschrieben), S. 8, SOZARCH Ar 1.116.28. 
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 Volksinitiative ‚für den Ausstieg aus der Atomenergie’, zitiert in: SPS (Hg.), Geschäftsbericht 1986/87, Schaff-
hausen 1988, S. 55. 
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zentralen umweltverträglichen Energieanlagen“ fördern. Diese politischen Forderungen fielen 
der SPS leicht. Erstens war ‚Tschernobyl’ ein Ereignis, das die vertrauten Argumentations-
muster des Anti-AKW-Diskurses bestätigte. Was bereits zuvor befürchtet werden musste, 
war zur Realität geworden. Zweitens war die Vorstellung des Ausstiegs mit der Utopie eines 
Neuanfangs verbunden: Der Ausstieg aus der Atomenergie galt als Einstieg in eine sichere, 
ökologisch und ökonomisch sinnvolle Art der Energieerzeugung. 
Nach ‚Tschernobyl’ waren sich die Linksparteien über das angestrebte Ende der Atomenergie 
und die Abschaltung bestehender Reaktoren einig. Zwar wurde am 23. September 1990 die 
SPS-Initiative ‚für den Ausstieg aus der Atomenergie’ von 53 % der Stimmenden abge-
lehnt.909 Dennoch hatte sich die Linke im Anti-AKW-Diskurs als politische Kraft positioniert, 
die nicht mehr ignoriert werden konnte. 
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 Immerhin wurde die von der Linken unterstützte Initiative ‚Stopp dem Atomkraftwerkbau’ angenommen, welche 
über die Atomkraftwerke einen 10-jährigen Baustopp verhängte. Diese Moratoriumsinitiative war im August 1986 
vom NWA gestartet und von zahlreichen Gruppierungen unterstützt worden. Am 23. September 1990 erreichte sie 
rund 55 % der Stimmen. 
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6 Bilanz und Schlusswort 
Die historischen Auffassungen der Umweltproblematik untersuchend, geht diese Studie der 
Frage nach, wie sich die ökologische Zäsur auf das Fortschrittsverständnis des sozialisti-
schen, linken Lagers auswirkte. Dazu wurden mit der SPS, der PdAS, den POCH und der 
RML vier Parteien in den Blick genommen, die sich in den 1970er und 1980er Jahren als 
politische Vertreterinnen der schweizerischen Linken verstanden. Den thematischen Rahmen 
der Untersuchung bildet das Aufkommen eines neuartigen Umweltbewusstseins, das um 
1970 der diskursiven Ordnung Risse zufügte und althergebrachte Gewissheiten brüchig wer-
den liess. In methodischer Hinsicht wird mit der Anlehnung an diskurstheoretische Überle-
gungen ein konstruktivistischer Ansatz gewählt, der auf die Kommunikation der untersuchten 
Akteure fokussiert. Rekonstruiert wurden dabei nicht gesamtgesellschaftliche Wirklichkeits-
wahrnehmungen, sondern jene Lernprozesse der Linksparteien, in deren Zuge die Begriffe 
‚Fortschritt‘, ‚Wachstum‘ und ‚Technologie‘ neu beurteilt wurden. Dazu wurde ein Quellenkor-
pus erstellt, mit dem sich die Denkpositionen, Argumentationsmuster und politischen Hand-
lungsweisen zum ökonomischen Entfaltungsprozess und zur Nutzung der Atomenergie erfor-
schen liessen. Die Studie setzt mit der Herausbildung der Neuen Linken im Zuge der 68er-
Bewegung und dem Anbruch der ökologischen Ära ein. Die Untersuchung endet Anfang der 
1990er Jahre, als Umweltfragen zumindest vorübergehend an gesellschaftlicher Dringlichkeit 
zu verlieren schienen. Zudem hörten um 1990 POCH und RML/SAP als selbständige Orga-
nisationen auf zu existieren. 
Wie zu Beginn der beiden Hauptkapitel gezeigt, stehen die nachkriegszeitlichen Positionen 
der traditionellen Linken zur Atomenergie bzw. zum Wirtschaftswachstum in einem Kontrast 
zu denjenigen nach dem ökologischen Umbruch. Die SPS wie die PdAS entwickelten in den 
1950er und 1960er Jahren eine unkritische Wachstumsphilosophie. In der Zeit des Wirt-
schaftswunders mehrten sich zwar die Anzeichen, dass der ungehinderte Expansionskurs 
einmal an seine Grenzen stossen könnte. Um aber das Fundament des Wohlstands weiter 
zu verbreitern, wollte die SPS die Akkumulationsdynamik bewahren. Da der materielle Auf-
schwung ein langanhaltender war, glaubten manche Sozialdemokraten bereits in der Ge-
genwart sozialistische Elemente erkennen zu können. Umfassendere Utopien wurden vom 
Wachstumsziel überdeckt und Fortschritt wurde vor allem als Ausbau des materiellen Reich-
tums verstanden. 
Übertroffen wurde die sozialdemokratische Wachstumsorientierung durch die Kommunisten. 
Für die PdAS war die angestrebte Gesellschaftsordnung ein säkulares Paradies, in welchem 
dank der Befreiung der Produktivkräfte ‚Milch und Honig fliessen’ sollten. Damit verhiess die 
kommende Gesellschaft nicht nur soziale Gerechtigkeit, sondern auch einen Zustand des 
allgemeinen Überflusses. Für die Umwelt freilich blieb im ökonomisch-utilitaristischen Den-
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ken der PdAS wenig Platz, sollte der allgemeine Wohlstand doch durch eine immer perfekte-
re Beherrschung der Naturprozesse gesichert werden. 
Dass die sozialistischen Zukunftsideale nach dem Zweiten Weltkrieg einer technoökonomi-
schen Wachstumsbegeisterung wichen, kam exemplarisch im Atomenergiediskurs zum Aus-
druck. SPS und PdAS sahen in der Atomspaltung eine Schlüsseltechnologie des Fortschritts, 
welche die technologische, ökonomische und soziale Entwicklung beschleunigen sollte. So 
glaubte die Linke an ein unbegrenztes Wachstum und an das Recht, die organische und an-
organische Natur sozioökonomischen Bestrebungen unterzuordnen. 
Trotz der weitum begrüssten Modernisierungsdynamik gab es einzelne Anhänger der PdAS, 
welche den massiven Raubbau beklagten oder, wie Pierre Jeanneret am Beispiel der Parti 
Ouvrier et Populaire Vaudois aufzeigte, Anstrengungen unternahmen, die bedrohte Natur zu 
schützen.910 So wehrten sich im Kanton Waadt während der 1950er und 1960er Jahre einige 
Kommunisten gegen die Verbauung der Gewässer oder sprachen sich offen gegen ein Flug-
platzprojekt aus. Doch solche Aktivitäten waren mit der offiziellen Parteidoktrin nur schwerlich 
in Einklang zu bringen. Stalin hatte 1934 die sowjetischen Naturschützer verhaften lassen, 
und auch in der PdAS galten die entsprechenden Leitsätze als ‚reaktionär’. Vielmehr sollte 
der Mensch die Umwelt bezwingen, um die Natur einem effizienten und zielgerichteten wirt-
schaftlichen Verwertungsprozess zu unterwerfen. 
Immerhin war der Vorwärts gelegentlich um eine antikapitalistische Note bemüht, indem die 
Naturzerstörung auf das bürgerliche Wirtschaftssystem zurückgeführt wurde. So stand für die 
Parteizeitung zu Beginn der 1950er Jahre fest, dass die „Plünderung der Natur“ erst durch 
den Kapitalismus zum System erhoben worden sei, weshalb sich ihr Schutz gegen das „kapi-
talistische Raffen“ richten sollte.911 Und in den 1960er Jahren wurden Phänomene wie die 
Verschmutzung von Gewässern und Luft zur Klassenfrage erklärt, da auch diese elementa-
ren Ressourcen dem privatwirtschaftlichen Geldstreben geopfert würden.912 Mit solchen Deu-
tungsmustern wurde nicht der technoökonomische Modernisierungsprozess an sich, sondern 
der Eigennutz des Bürgertums zum Problem erklärt. 
Sozialisten wie Leonhard Ragaz haben sich bereits in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
intensiv mit dem Verhältnis von Mensch und Natur auseinandergesetzt.913 Der Mitbegründer 
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 Pierre Jeanneret, Popistes, 2002, S. 522-526. 
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 „In allen bisherigen Gesellschaftsformationen galt bisher der ungehemmte Raubbau, die Plünderung der Natur 
ohne jede Ueberlegung. Besonders schlimm wurde es, als der Kapitalismus aufkam, der an sich Raubwirtschaft 
bedeutet und die Plünderung der Natur zu einem allgemeinen grossen System machte.“ Vorwärts, 22.8.1951. 
912
 Der Vorwärts interpretierte den Gewässerschutz „als klassisches Beispiel des Klassenkampfes“, während die 
„Reinheit der Luft dem industriellen Gewinnstreben“ geschuldet sei. Vorwärts, 18.10.1967; Vorwärts, 14.1.1965. 
913
 Leonhard Ragaz (1868–1945) wirkte als Pfarrer, Religionslehrer und Theologieprofessor, bis er sich ab 1921 
ganz der Arbeiterbildung und der religiös-sozialen Bewegung verschrieb. 1913 trat der Pazifist der SPS bei, gab 
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der religiös-sozialen Bewegung betrachtete die Schönheit der Natur als Teil der göttlichen 
Schöpfung, was den Menschen zu einem sorgsamen Umgang verpflichtete.914 In seinem 
bedeutendsten Werk, dem während des Zweiten Weltkrieges geschriebenen Buch ‚Die Bibel: 
Eine Deutung’, nahm Ragaz sogar den Umweltschock voraus, indem er der Verabsolutierung 
des Industriesystems ein fatales Ende voraussagte: „Die Technik ist der Moloch geworden, 
der Himmel und Erde, Wasser und Luft beherrscht. […] Wir beuten die Natur aus, vergewal-
tigen sie, zerstören sie in unserer gottlosen Gier und Brutalität – und werden dafür, wenn 
keine Wandlung eintritt, mit dem Tode und Untergang bezahlen.“915 Mit solchen Warnungen 
stand Ragaz aber quer zur sozialistischen Wachstumsideologie, wie sie die traditionelle Lin-
ke besonders in der Nachkriegszeit entwickelte. So hat die SPS seine gleichsam propheti-
schen Worte erst zu Beginn der 1970er Jahre wahrgenommen, als die Grenzen von Wachs-
tum und Technologie in aller Munde waren.916 
Warum aber war in den Parteiprogrammen, Resolutionen oder Druckschriften der traditionel-
len Linken viel von Produktivität, Wohlstand oder Wachstum die Rede, nicht aber von den 
zerstörerischen Folgen des Modernisierungsprozesses? Weshalb war der Schutz der Natur 
als linke Zielvorstellung bis zur ökologischen Zäsur praktisch inexistent? Ein wichtiger Grund 
lag im Naturschutzdiskurs selbst, der sich noch nicht durch einen globalen Horizont aus-
zeichnete. An der Stelle einer ökologischen Weltsicht stand bis um 1970 ein eher bürgerlich-
konservativer Wertekonsens. So war im 19. Jahrhundert das Fundament des Naturschutz-
diskurses fernab der Arbeiterbewegung geschaffen worden. Das galt zum einen für die äs-
thetisierende, auf einem bürgerlichen Kultur- und Schönheitsverständnis basierende Sicht 
der Natur, wonach diese wegen ihrer landschaftlichen Reize zu schützen sei.917 Zum ande-
ren waren auch die patriotischen Beweggründe des Naturschutzdiskurses auf freisinnige und 
                                               
 
 
 
1935 aber den Austritt, nachdem die Sozialdemokratie den Widerstand gegen die militärische Landesverteidigung 
aufgegeben hatte. Ausführlich zu Ragaz Biographie siehe Markus Mattmüller, Leonhard Ragaz und der religiöse 
Sozialismus: Eine Biographie, 2 Bände, Zollikon 1957-1968. Für kurze Übersichtsdarstellungen: Willy Spieler et 
al., Für die Freiheit des Wortes: Neue Wege durch ein Jahrhundert im Spiegel der Zeitschrift des religiösen Sozia-
lismus, Zürich 2009, S. 27-28 oder Ruedi Brassel-Moser, Ragaz, Leonhard, in: Historisches Lexikon der Schweiz 
(HLS), Version vom 12.1.2012, URL: http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D9059.php. 
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 Vgl. zum Folgenden Paul Schmid-Ammann, Die Natur im religiösen Denken von Leonhard Ragaz: Eine Studie, 
Zürich 1973 und Willy Spieler et al., Für die Freiheit des Wortes, 2009, S. 342-345. 
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 Leonhard Ragaz, Die Bibel: Eine Deutung, Band 2, Zürich 1947, S. 145, zitiert in: Paul Schmid-Ammann, Die 
Natur, 1973, S. 22. 
916
 So bedauerte die Rote Revue 1973, dass Ragaz’ Warnrufe lange Zeit ungehört geblieben waren. „Heute be-
ginnen wir zu merken, dass wir mit unserer technischen Besessenheit, mit unserem Aberglauben an die allmäch-
tige Technik die Welt in eine Wüste zu verwandeln im Begriffe sind, in der uns allen der Untergang droht.“ Profil, 
Nr. 12, 1973, S. 356. 
917
 Stefan Bachmann, Zwischen Patriotismus und Wissenschaft, 1999, S. 93-98 und S. 323-324. 
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bäuerlich-konservative Kreise zurückzuführen.918 Das Motiv der erhaltenswürdigen land-
schaftlichen Schönheit der Schweiz bildete bis weit über den Zweiten Weltkrieg hinaus den 
Kern des Naturschutzdiskurses. Vaterländische Beweggründe aber waren der internationalis-
tisch gesinnten Arbeiterbewegung seit jeher suspekt. Und wer mit sentimental-ideellen Moti-
ven die Naturschönheiten verteidigte, geriet innerhalb der Linken rasch in den Verdacht, von 
soziopolitischen Problemen ablenken zu wollen. 
Dass der Naturschutzdiskurs zur traditionellen Domäne ihrer Gegnerschaft wurde, ist natür-
lich auch mit dem Selbstverständnis der Linken zu erklären. Die Linke wollte nicht in ver-
meintlich rückwärtsgewandter Nostalgie das Vergangene bewahren, sondern die Zukunft 
gestalten und verändern. Dabei zielte sie auf einen gesellschaftlichen Umbau, der durch die 
technoökonomische Entwicklung vorangetrieben werden sollte. Ihrer soziopolitischen Per-
spektive wegen blieb das Verhältnis von Mensch und Natur weitgehend unbeleuchtet. 
Vor diesem Hintergrund traf der Umweltschock die Linke umso härter. Anfang der 1970er 
Jahre trat zutage, dass die Industriezivilisation nicht unbesehen zur Hoffnungsträgerin einer 
sozialistischen Alternative erklärt werden konnte. Die ökologische Grundsatzdiskussion um 
den Modernisierungsprozess ging über die Kapitalismuskritik hinaus: So war der Umweltdis-
kurs zum Teil radikaler, als dies mit marxistischen Denkkategorien je möglich gewesen wäre. 
Obschon sie sich im Zuge ihrer Theoriearbeit ganz den marxistischen Traditionen verpflichtet 
hatte, war es besonders die Neue Linke, welche in ihrer Politarbeit auf die ökologische Zäsur 
reagierte. Gerade die POCH setzten sich schon früh gegen die Wachstumsexzesse des Mo-
dernisierungsprozesses zur Wehr, bekämpften ‚Betonwüsten’ sowie die ‚Verkehrsflut’ und 
unterzogen die Atomenergie einer missbilligenden Analyse. Dann machten sich ihre Mitglie-
der für die Gleichstellung der Frauen stark, befassten sich mit dem Status sozialer Rand-
gruppen oder verlangten den Abbau gesellschaftlicher Hierarchien. Die Trotzkisten präsen-
tierten sich häufig als Vertreter der Arbeiterklasse, nahmen aber ebenfalls von Anfang an 
auch die Neuen sozialen Bewegungen in den Blick. Die RML intervenierte in der Umwelt-, 
der Anti-AKW- oder der Solidaritätsbewegung und griff damit in Diskursfelder ein, die nur 
schwerlich in das gängige Links-rechts-Schema einzuordnen waren. Dabei sollten antikapita-
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 Spätestens seit der Helvetischen Republik haben freisinnige Kräfte den ‚schönen’ Alpen eine Symbolfunktion 
als Grundlage einer eidgenössischen Identität zugeschrieben, während bäuerlich-konservative Kreise das territo-
riale Nationalbewusstsein gegen Ende des 19. Jahrhunderts auf die traditionellen Kulturlandschaften ausweiteten. 
Christian Pfister, Landschaftsveränderung und Identitätsverlust, 1997, S. 51-53; Ulrich Im Hof, Mythos Schweiz: 
Identität, Nation, Geschichte, 1291–1991, Zürich 1991, S. 106-111, S. 155-160, S. 222-227. 
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listische Deutungsmuster selbst in jenen Bewegungen verbreitet werden, die sich explizit als 
neu verstanden.919 
Die Neue Linke konnte die Debatten um Umweltschutz, Atomenergie oder Feminismus des-
halb so leicht aufnehmen, weil sie von Anfang an im Spannungsfeld verschiedener Bewe-
gungen stand. Die POCH und die RML waren ein Produkt der 68er-Bewegung, schrieben 
sich in die Tradition der Arbeiterbewegung ein und fühlten sich stets den Themen der Neuen 
sozialen Bewegungen nahe. Als ‚Hybrid’ verschiedener Bewegungen trug die Neue Linke 
das Potenzial in sich, an jene Diskurse der 1970er und 1980er Jahre anzuschliessen, die als 
postmaterialistisch bezeichnet werden können. 
Dass gesellschaftliche Aufbrüche in den 1970er Jahren vorwiegend ausserhalb der Arbeits-
welt stattfanden, hat das Selbstverständnis der POCH zunehmend beeinflusst. 1983 verab-
schiedeten sie sich definitiv vom Bild einer marxistisch-leninistischen Arbeiterpartei und sa-
hen ihre Aufgabe darin, dem gängigen Modernisierungsmodell ökologische Alternativen 
gegenüberzustellen. Die Entwicklung zu einem Bestandteil der links-alternativen Umweltbe-
wegung war nicht frei von Widersprüchen: In den 1970er Jahren schrieben die POCH mit 
dem Entwurf ökosozialistischer Deutungsmuster alle Missstände dem Kapitalismus zu. In 
den 1980er Jahren gelangten sie dann zu der Ansicht, dass sowohl das Ideengut des Sozia-
lismus als auch jenes des Liberalismus durch ein verhängnisvolles Fortschrittsideal gekenn-
zeichnet sei. Wachstum und Technologie hatten als unabdingbare Zukunftsfaktoren ausge-
dient, da der von Arbeit und Kapital vorangetriebene Modernisierungsprozess „die Gefahr 
der Selbstvernichtung“ heraufbeschworen hatte.920 „Das Projekt der Moderne ist auf halbem 
Weg steckengeblieben“, stellten sie 1987 fest und schlugen vor, „eine neue Richtung einzu-
schlagen“.921 
Angesichts der bitteren Erfahrungen, welche die Neue Linke mit der erlahmenden Arbeiter-
bewegung gemacht hatte, wäre ein Umschwenken auf einen grün-alternativen Kurs auch für 
die RML/SAP eine nachvollziehbare Konsequenz gewesen.922 Die Trotzkisten hielten jedoch 
lange an revolutionären Leitsätzen fest. Damit blieb die Partei auf ökosozialistische Orientie-
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 Zwei exemplarische Beispiele, wie die RML den feministischen Diskurs antikapitalistisch zu prägen versuchte: 
RML (Hg.) Frauenbefreiung und Kapitalismus. Artikel aus inprecorr und bresche, Zürich 1977; Keine Befreiung 
der Frau ohne Sozialismus – kein Sozialismus ohne Befreiung der Frau, Druckschrift der RML (ohne Orts- und 
Jahresangabe; vermutlich 1979), SOZARCH Ar 65.16.5. 
920
 Peter Mattmann, in: positionen, Nr. 45/46, Juni 1983, S. 20-27, hier S. 23. 
921
 Entwurf zu einem POCH-Manifest 1987, in: POCH-Zeitung, Nr. 14, April 1987, S. 5-8, hier S. 8. 
922
 Rückblickend meinte ein SAP-Mitglied 1986, man habe die „Zeitzeichen“ allzu lange überhört: „Mit der traditio-
nellen Arbeiterbewegung ist es bergab gegangen. […] Gleichzeitig konnten wir feststellen, dass die wichtigen 
Bewegungen nicht von der Arbeiterbewegung ausgegangen sind. Umweltbewegung, Friedensbewegung, Ju-
gendbewegung, Frauenbewegung haben ihre Wurzeln ausserhalb der Bewegung. […] Mit unserer Gewichtung 
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rungsmuster fixiert, obwohl diese zur Erhellung der Umweltkrise keine ausreichenden Erklä-
rungen boten. Erst 1987 war die trotzkistische Führung bereit, sich definitiv mit links-
alternativen Grünen zusammenzutun.923 
Abschliessend lässt sich zur Neuen Linken festhalten, dass ihre eigentliche Bedeutung nicht 
in der angestrebten Revitalisierung revolutionärer Traditionen liegt. Die trotzkistische Avant-
garde blieb  eine „Vorhut ohne Rückhalt“, und auch den POCH blieb eine breite Gefolgschaft 
verwehrt.924 Die Organisationen der Neuen Linken wurden also nie jene revolutionären Ak-
teure, wie von ihren Mitgliedern ab Ende der 1960er Jahre erträumt. Allerdings griffe es zu 
kurz, die Neue Linke lediglich an derartigen Zielsetzungen zu messen. Eine wichtige Rolle 
spielte die neulinke Demokratie- und Gesellschaftskritik etwa in den Neuen sozialen Bewe-
gungen, welche die 1970er und 1980er Jahre politisch prägten. Was den Umweltdiskurs be-
trifft, wirkten POCH und RML innerhalb der Linken als eine Art ‚ökologischer Katalysator’. Als 
solcher beschleunigten und beeinflussten sie den Meinungsumschwung der Linken – na-
mentlich in Fragen der ökonomischen Entfaltung oder der Nutzung der Atomtechnologie. So 
hat die Neue Linke nicht nur die Sozialpartnerschaft oder den Arbeitsfrieden attackiert. Sie 
kritisierte auch einen Fortschrittsbegriff, den die traditionelle Linke während der Nachkriegs-
zeit auf Wachstum und Technologie reduziert hatte. Bereits in den 1970er Jahren durch-
mischte sich die marxistische Rhetorik der Neuen Linken mit der Zivilisationskritik des Um-
weltdiskurses. Über die ökosozialistischen Orientierungsmuster hinaus fand im Verlauf der 
1980er Jahre ein ideologischer Szenenwechsel von ‚rot’ zu ‚grün’ statt. Dieser Übergang war 
keineswegs nur eine politische Überlebensstrategie. Er basierte auch auf Lernprozessen, 
welche besonders die POCH innerhalb des Umweltdiskurses durchgemacht hatten. Dass die 
Umweltbewegung das Erbe der ehemaligen Klassenkämpfer aufnahm, beeinflusste die GPS 
in geografischer und politischer Hinsicht.925 Die ökologische Zäsur bildete die Basis, auf der 
                                               
 
 
 
der Verbindung zur Arbeiterbewegung haben wir uns in diesen Bewegungen eher gebremst.“ 7. Kongress, Dis-
kussionsbulletin 1, Text Nr. 3, Mut zur Veränderung, Text vom 2.5.1986, SOZARCH Ar 65.10.4. 
923
 Immerhin hatte sich SAP ab den Nationalratswahlen 1983 offen für Wahlallianzen mit links-alternativen Partei-
gruppierungen gezeigt. Simon Jäggi, Vorhut ohne Rückhalt, 2007, S. 112. 
924
 „Vorhut ohne Rückhalt“ – so lautete denn auch der treffende Titel einer Lizentiatsarbeit: Simon Jäggi, Vorhut 
ohne Rückhalt, 2007. 
925
 Durch den schrittweisen Übertritt links-alternativer Grüner verlagerte sich das geografische Schwergewicht der 
GPS in die Deutschschweiz, und ihre Zielsetzungen wurden um drittweltsolidarische, feministische und armeekri-
tische Imperative erweitert. Mit diesen neuen Ausprägungen rückte die GPS politisch nach links. Zu den geografi-
schen Verschiebungen vgl. Markus Furrer, Die neue Opposition in der Urschweiz in den 1970er und 1980er Jah-
ren, Zürich 1992, S. 54 und S. 61; Madeleine Schneider, Die Grünen in Zahlen. Analyse der Wahlergebnisse 1975 
bis 2007, in: Werner Seitz, Matthias Baer (Hgg.), Die Grünen, 2008, S. 151-163, hier S. 155-156. Zum Linksrutsch 
siehe Andreas Ladner, Linksrutsch an der Basis. Die Mitglieder und Aktiven der Grünen, in: Werner Seitz, 
Matthias Baer (Hgg.), Die Grünen, 2008, S. 39-54, hier S. 48; Matthias Baer, Des einen Freud, des anderen Leid. 
Die gegenläufigen Konjunkturen von Grünen und SP, in: Werner Seitz, Matthias Baer (Hgg.), Die Grünen, 2008, 
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eine nationale Partei aufgebaut werden konnte. Die Neue Linke trug in diesem Kontext dazu 
bei, aus dem Umweltschutz ein eigenständiges Politikum zu machen. 
Die Umweltkrise stellte auch SPS und PdAS vor grosse Herausforderungen, wurde doch die 
sozialistische Zukunftsgewissheit durch das neue Umweltbewusstsein in Frage gestellt. Tat-
sächlich kam ein Lernprozess in Gang, der seine Spuren hinterliess. Durch den zentralen 
Stellenwert des neuen Problemkomplexes flossen ökologische Postulate früher oder später 
in die linke Programmatik ein. Und weil das Verhältnis von technoökonomischer Entfaltung 
und gesellschaftlicher Entwicklung neu definiert werden musste, begann sich das sozialisti-
sche Fortschrittsverständnis zu wandeln. Der Umweltdiskurs hat die traditionelle Linke also 
insofern geprägt, als die überlieferte Vorwärtsstrategie durch eine differenziertere Beurteilung 
des Modernisierungsprozesses abgelöst wurde. 
Dass die traditionelle Linke ab den 1970er Jahren einen tief greifenden Wertewandel vollzog, 
kam paradigmatisch in der Stellung zur Atomenergie zum Ausdruck. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg hatte die Linke Utopien einer besseren Zukunft mit der Atomkraft verbunden. Aus 
der neuen Perspektive der 1970er und 1980er Jahre aber erwies sich die einstige Hoffnungs-
trägerin als Risikotechnologie, die es aus ökologischen, (demokratie-)politischen, gesell-
schaftlichen und technoökonomischen Erwägungen abzulehnen galt. Die Vision einer siche-
ren, sauberen, billigen und schier unversiegbaren Energiequelle hatte sich als Trugbild 
erwiesen. Nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl stellten sich SPS und PdAS auf 
den Standpunkt, dass von der nuklearen Stromgewinnung abzusehen sei. Ziel war nun der 
Atomausstieg. 
Zunächst spielte die SPS lediglich eine unbedeutende Rolle, denn als sie sich 1976 mit der 
Moratoriumsforderung ins Lager der AKW-Gegner begab, hatte die ökologische Zäsur der 
Energiedebatte längst ihren Stempel aufgedrückt. Der Seitenwechsel der SPS war aber ge-
wichtig, da der Anti-AKW-Diskurs erstmals über eine Regierungspartei in die politische Arena 
Eingang fand. Diese Veränderung der Akteurkonstellation stärkte die Wirkungsmacht der 
antinuklearen Kräfte, und die AKW-Gegner konnten nicht mehr glaubhaft als linksextreme 
Revolutionäre oder alternative Spinner ausgegrenzt werden. Das alles war umso wichtiger, 
als die Gesellschaft angesichts der Atomenergie in zwei gleich grosse Lager gespalten wur-
de. Die SPS trug dazu bei, dass die AKW-Gegner ab der zweiten Hälfte der 1970er Jahre 
gegenhalten konnten. In diesem Tauziehen wendete sich die SPS spätestens 1986 mit der 
                                               
 
 
 
S. 73-88, hier S. 74-77; Werner Seitz, ‚Melonengrüne’ und ‚Gurkengrüne’. Die Geschichte der Grünen in der 
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Bilanz und Schlusswort  223 
 
Lancierung der Ausstiegsinitiative kompromisslos gegen die Atomenergie. Obwohl das 
Atomprogramm im 20. Jahrhundert nicht rückgängig gemacht werden konnte, trug die SPS 
doch dazu bei, dass nach dem Kernkraftwerk Leibstadt kein weiteres Atomkraftwerk mehr in 
Betrieb gehen konnte. 
Die PdAS hingegen schloss sich der Oppositionsbewegung zu spät an, um als glaubwürdige 
Gegnerin der Atomenergie wahrgenommen zu werden. Noch in der ersten Hälfte der 1970er 
Jahre hatten ihre Exponenten die AKW-Gegner als fortschrittsfeindliche Maschinenstürmer 
deklariert, und die Kaiseraugster Bauplatzbesetzung war erst nachträglich gebilligt worden. 
Selbst die 1978 vollzogene Kehrtwende war wenig überzeugend, weil sie gegen den Willen 
der Parteiführung durchgesetzt wurde. Die Meinung innerhalb der PdAS war also keines-
wegs einstimmig, und manche Kommunisten blieben trotz des 1986 beschlossenen Aus-
stiegs vom Nutzen der Atomenergie überzeugt. 
Das Zaudern der kommunistischen Atompolitik wird, verglichen mit der Entschlossenheit der 
Neuen Linken, umso offensichtlicher. POCH und RML verliehen dem Anti-AKW-Diskurs neue 
Impulse, indem sie die Atomenergie als Ausdruck der sozioökonomischen Machtkonstellation 
begriffen. Die Gegenbewegung profitierte auch von der Militanz der linken Aussenseiterpar-
teien, denn durch ihr Hinzukommen wurde die Mobilisierungskraft für direkte Aktionen erhöht. 
Allerdings nahm mit der Neuen Linken auch die politische Heterogenität der Bewegung zu, 
bis die Einheit an den Gegensätzen zerbrach. Dennoch trugen ihre Organisationen beson-
ders in den 1970er Jahren zur Stärkung des Anti-AKW-Diskurses bei. Innerhalb der Linken 
kam den 68er-Parteien sogar eine Vorreiterrolle zu: Mit der Forderung nach einem Moratori-
um oder dem Atomausstieg ebneten POCH und RML den Weg zu jenen Standpunkten, die 
später auch die Parteien der traditionellen Linken übernahmen. 
Neben der Atomenergie versahen SPS und PdAS auch den ökonomischen Entfaltungspro-
zess mit neuen Vorzeichen. Die Sozialdemokratie verabschiedete sich im Zuge eines langen 
Lernprozesses vom Wunschbild eines grenzenlosen Akkumulationsmodells. Die Produktivi-
tätssteigerung durfte nicht mehr das alleinige Ziels des ökonomischen Handelns sein, weil 
das nützlichkeitsorientierte Denken die Harmonie zwischen Mensch und Natur offensichtlich 
beeinträchtigte. So wurde die Wachstumsphilosophie der Nachkriegszeit ökologisch aufge-
brochen, alte Leitsätze wichen neuen Handlungsimperativen. Als die SPS 1982 ein neues 
Parteiprogramm verabschiedete, wendete sich die SPS programmatisch von der unbeding-
ten Wachstumsorientierung ab. Aus ihrer Sicht hatte sich gezeigt, dass der ‚Fortschritt’ nicht 
allein mit quantitativen Massstäben oder rein materiellen Kriterien zu messen sei. 
Auch die PdAS kam angesichts der ökologischen Zäsur nicht darum herum, den Glauben an 
ein unbegrenztes Wirtschaftswachstum zu hinterfragen. Sie setzte sich allerdings nur wider-
willig mit der eigenen Expansionsdoktrin auseinander, gingen die Kommunisten doch davon 
aus, dass eine herrschaftsfreie Gesellschaft erst unter der Voraussetzung einer materiellen 
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‚Überfülle’ aufgebaut werden könne. 1978 aber ging die PdAS zu einem quantitativen 
Wachstumsverständnis auf Distanz, indem sie die simple Gleichsetzung von Lebensqualität 
und Produktivitätssteigerung als irreführend beurteilte. Da die Partei über die Entwicklung 
ökosozialistischer Positionen nicht hinauskam, blieben im Verhältnis von Ökonomie und Öko-
logie viele Widersprüche undiskutiert. 
Gegen Ende der 1980er Jahre verlor der Umweltdiskurs an Virulenz, nicht nur innerhalb der 
Linken, sondern in der Gesellschaft überhaupt.926 Im Widerstreit zwischen materiellem Le-
bensstandard und ökologischen Erfordernissen setzte die Sozialdemokratie ab Beginn der 
1990er Jahre wieder vermehrt auf die Ökonomie, und es gibt etliche Hinweise dafür, dass 
das Wachstumsdenken seitens der SPS gegen Ende des 20. Jahrhunderts kaum noch 
grundsätzlich hinterfragt wurde.927 Dazu mag die Propagierung marktwirtschaftlicher Umwelt-
schutzinstrumente beigetragen haben, womit insgesamt eine ökonomische Logik die Ober-
hand zu gewinnen schien. Der eindimensionale Wachstumsduktus der Nachkriegszeit kehrte 
deswegen nicht zurück, denn das Denken in ökologischen Kategorien konnte nicht rückgän-
gig gemacht werden. 
Die Auseinandersetzung mit der Atomtechnologie und dem wirtschaftlichen Entfaltungspro-
zess lehrte die Linke im Zuge der „1970er Diagnose“, dass sich der technoökonomische 
Wandel nicht zwangsläufig zum Nutzen der Gesellschaft vollzieht. Eine differenzierte Be-
trachtung hatten SPS und PdAS in der Nachkriegszeit vermissen lassen, als Wachstum und 
Technologie mit gesamtgesellschaftlichem Fortschritt gleichgesetzt worden waren. Die öko-
logische Zäsur liess dann zutage treten, dass dieser Modernisierungsprozess in einer Sack-
gasse enden könnte. So schwand mit den ökologischen Leitbildern die sozialistische Fort-
schrittsgewissheit. Die optimistische Bejahung des technoökonomischen 
Entfaltungsprozesses wich einer kritischen, nüchternen Beurteilung, in der Risiken und 
Chancen der modernen Zivilisation gegeneinander abzuwägen waren.928 Dadurch wurde 
einerseits vieles komplizierter, denn eine deterministische Vorwärtsstrategie war durch ein 
komplexeres Fortschrittsverständnis zu ersetzen. Andererseits eroberte sich die Linke politi-
sche Handlungsspielräume zurück, indem vermeintliche Sachzwänge aufgelöst wurden. Die 
Vergangenheit wurde hinterfragt, das Kommende war offen und gestaltbar. Wenn Wachstum 
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 Manuel Eisner, Der Aufstieg und Niedergang des ökologischen Diskurses, 2003, S. 77-80. 
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 Matthias Baer, Des einen Freud, 2008, S. 75. 
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 In einem Vorentwurf für ein neues SPS-Programm schrieb etwa eine Arbeitsgruppe zu Beginn der 1980er 
Jahre: „Entscheidend ist bei alledem, dass wir von einem neuen Fortschrittsbegriff ausgehen: Fortschritt ist nicht 
eine gesellschaftlich und politisch blinde Vervollkommnung bestehender Wissenschaft und Technik […], sondern 
Fortschritt ist nur, was der Verbesserung der Lebensqualität und der Emanzipation des Einzelnen und des Volkes 
dient.“ SPS (Hg.), Programmrevision, 1981, S. 70. 
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und Technologie keine unhinterfragbaren und unbeeinflussbaren Faktoren mehr waren, 
konnte über wünschenswerte Zukunftsszenarien diskutiert werden, ohne den Modernisie-
rungsprozess bedingungslos weitertreiben zu müssen. 
SPS und PdAS lösten sich in den 1970er und 1980er Jahren also von der Idee grenzenloser 
Machbarkeit und gingen zu mechanistischen Wachstumsmodellen auf Distanz. Trotz der Ab-
sage an die Atomtechnologie oder das Produktivitätscredo verwarf die traditionelle Linke 
aber weder den technologischen Innovations- noch den ökonomischen Entfaltungsprozess 
grundsätzlich. Dass das Ziel einer besseren, sozialistischen Gesellschaft nicht ohne Wachs-
tum und Technologie zu erreichen sei, blieb im Grundsatz unbestritten. Trotz der ökologi-
schen Problematiken vergass die Linke nicht, dass der materielle Wohlstand und soziale 
Errungenschaften auf der technoindustriellen Zivilisation beruhten. Deshalb wollten SPS und 
PdAS die Moderne weder aufhalten noch rückgängig machen: Aus ihren Reihen wollte nie-
mand zu einem ‚technikbefreiten’ Leben zurückkehren, weshalb die Utopie einer vorindustri-
ellen, ‚natürlichen’ Gesellschaft breit zurückgewiesen wurde. Die Ablehnung richtete sich also 
nicht gegen Ökonomie und Technologie an sich, sondern vor allem gegen die Art und Weise 
ihrer Nutzung bzw. deren unbeabsichtigte Folgen im Verhältnis von Mensch und Natur.  
Anstatt das ‚Ende allen Fortschritts’ zu verkünden, ging es für die traditionelle Linke vielmehr 
darum, die moderne Gesellschaft in sozial- und umweltverträgliche Bahnen zu lenken. 
Wachstum und Technologie sollten nicht verworfen oder behindert, sondern kanalisiert und 
auf ökologisch wünschenswerte Anwendungen hin ausgerichtet werden, um weiterhin zum 
gesellschaftlichen Fortkommen beizutragen. Diese Grundidee vertrat die PdAS mit dem 
Konzept des Ökosozialismus, sollten damit doch alle relevanten Entscheidungen dem ge-
sellschaftlichen Willen unterworfen werden. In der SPS hingegen verloren ökosozialistische 
Deutungs- und Lösungsmuster im Verlauf der 1980er Jahre an Überzeugungskraft. Doch der 
Vorstellung, dass die „Sozialdemokratie als lenkende Kraft zur Beherrschung des Fort-
schritts“ zu wirken habe, blieb man treu.929 So entwickelte eine Arbeitsgruppe im Juni 1986 
ein Diskussionspapier, wonach es „die grundlegende Aufgabe der SP“ sei, „den wirtschaft-
lich-technologischen in einen gesellschaftlichen Fortschritt umzusetzen“.930 Die „soziale und 
ökologische Steuerung des Fortschritts“ wurde von einem Mitverfasser sogar als „neue histo-
rische Aufgabe“ der SPS bezeichnet.931 
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 Perspektiven der Sozialdemokratie (Juni 1986), 1988, S. 165 (kursiv im Original). 
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Die Neuorientierung der traditionellen Linken angesichts der ökologischen Zäsur stellte in-
dessen keine geradlinig verlaufende Entwicklung dar. Die Herausbildung eines neuen Fort-
schrittsverständnisses erwies sich vielmehr als ein spannungsgeladener Kommunikations-
prozess, der von Meinungsverschiedenheiten und Kontroversen geprägt war.932 In den par-
parteiinternen Konflikten prallten AKW-Gegner und Technokraten, Umweltbesorgte und 
Wachstumsbefürworter aufeinander und stellten damit SPS und PdAS vor eine Zerreisspro-
be. 
In der Sozialdemokratie drängten jene am ungeduldigsten auf eine ökologische Neuausrich-
tung, die auf ihrem ‚Marsch durch die Institutionen’ in der SPS gelandet waren.933 Dieser Zu-
lauf eines Teils der 68er-Bewegung hat die Partei offenkundig verändert. Zum einen ging 
damit die Wiederbelebung utopischer Ideale einher.934 Zum anderen wollte die junge SP-
Linke erstarrte Denkmuster auch aus einer ökologischen Perspektive aufbrechen. So brach-
ten diese Gegner der materiellen ‚Überflussgesellschaft’ mit dem Kampf gegen die Citybil-
dung, die Landschaftsbetonierung oder die Atomenergie ungewöhnliche Impulse ein. Teile 
der 68er-Bewegung wirkten also nicht nur über die Organisationen der Neuen Linken, son-
dern auch innerhalb der SPS als eine Art ‚ökologischer Katalysator’. 
Dass die Leitbilder der Nachkriegsjahre plötzlich als Irrtümer gelten sollten, konnten manche 
Genossen nicht akzeptieren. Besonders der gewerkschaftlich orientierte SPS-Flügel brachte 
für die postmaterialistischen Ansätze kein Verständnis auf. Dieses Lager blieb einer quantita-
tiven Wachstumsideologie treu und wollte sich auch von der Atomenergie nicht verabschie-
den. So gerieten die Interdependenzen zwischen dem gesamtgesellschaftlichen Emanzipati-
onsprozess und der Entwicklung der Produktivkräfte zur zentralen Streitfrage zwischen der 
jungen SP-Linken und der gewerkschaftsnahen Parteirechten. Die Konflikte spitzten sich 
Ende der 1970er Jahre zu, als die SPS gegen den Willen der parteiinternen AKW-
Befürworter die Atomschutzinitiative unterstützte. Ebenfalls war die Revision des Parteipro-
gramms beschlossen worden, um auf die ökologische Krise reagieren zu können. Der Ge-
werkschaftsflügel fühlte sich darob in die Ecke gedrängt und fürchtete um die Grundlage des 
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von ihm verteidigten Akkumulationsmodells. Auf nationaler Ebene konnte die Parteispaltung 
abgewendet werden, doch in einigen Kantonen machte sich der rechte Parteiflügel selbstän-
dig. 1982 setzte sich in Basel-Stadt die Demokratisch-Soziale Partei (DSP) ab, worauf es in 
Graubünden (1987) und im Kanton Freiburg (1989) zu weiteren DSP-Abspaltungen kam.935 
In der SPS wurde dadurch die ökologisch orientierte Parteilinke gestärkt, so dass im Partei-
programm von 1982 ein differenzierteres Fortschrittsverständnis verankert werden konnte. 
Die kommunistische Parteiführung versuchte in der ersten Hälfte der 1970er Jahre die kon-
fliktträchtigen Umweltdiskurse zu unterdrücken. Selbst in den eigenen Reihen kamen keine 
Debatten in Gang, sodass die PdAS ihre ‚alte’ Atompolitik unangetastet liess, während die 
Widersprüche ökosozialistischer Positionen nicht ausgeräumt werden konnten. Die Wende, 
welche die Partei dann Ende der 1970er Jahre vollzog, kam abrupt und unvermittelt. Der 
Widerstand gegen das Atomprogramm und die Abstriche am quantitativen Wachstumsver-
ständnis schienen eher taktischem Kalkül geschuldet als Ergebnis von Lernprozessen zu 
sein. Trotzdem hatte die PdAS eigene Tabus gebrochen. Die parteiinternen Auseinanderset-
zungen konnten somit nicht länger unter dem Deckel gehalten werden: Manchen schritt die 
Annäherung an den Umweltdiskurs nicht rasch genug voran, weswegen sie die Partei ent-
täuscht verliessen.936 Orthodoxen Kräften hingegen ging die Öffnung zu den gesellschaftskri-
tischen Bewegungen zu weit, weshalb 1988 in Basel-Stadt einige ‚Erneuerer’ ausgemustert 
wurden. Das wiederum wollte das PdAS-Zentralkomitee nicht hinnehmen, so dass die Basler 
Kantonalsektion im Herbst des gleichen Jahres in corpore ausgeschlossen wurde.937 Nun 
ging es bei all diesen Kontroversen, Austritten und Ausschlüssen nicht allein um die Frage 
des Umweltschutzes. Trotzdem zeigen die Dispute, wie schwer sich die PdAS mit der ökolo-
gischen Umorientierung tat. Nach aussen bekundete die Partei zwar ab Ende der 1970er 
Jahre ein neues Fortschrittsverständnis. Intern aber blieben die Atomenergie oder die 
Wachstumsfrage umstritten. 
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dergegeben in: Vorwärts, 4.8.1983. 
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stand, 2003, S. 650, S. 659-664. 
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Aufgrund all dieser Widersprüche waren die 1980er Jahre für die PdAS eine äusserst 
schwierige Zeit. Ein Wahldebakel folgte dem nächsten, und der Partei drohte der Absturz in 
die Bedeutungslosigkeit. Die Kommunisten hatten neben der ökologischen Fortschrittskritik 
auch andere gesellschaftliche Umbrüche verpasst, was sie mit einer schweren Krise büss-
ten.938 Anders als die wandlungsfähigen Organisationen der Neuen Linken gingen die Kom-
munisten aber nicht in der Umweltbewegung auf, sondern konnten ihre, wenn auch margina-
le, Eigenständigkeit bewahren. 
Wenn auch etwa hinsichtlich der PdAS unter gewissen Vorbehalten, so kann doch festgehal-
ten werden, dass die Linksparteien den Umweltdiskurs aufgriffen. Lange hatte sich die Linke 
den destruktiven Folgen der Moderne insofern verschlossen, als sie sich im Namen des ge-
samtgesellschaftlichen Emanzipationsprozesses die weitere Entfaltung der Industriegesell-
schaft zum Ziel gesetzt hatte. Im Zuge der ‚1970er Diagnose‘ aber verlangten neue Fragen 
nach neuen Antworten. Bereits 1975 meinte der damals in Zürich lehrende Philosoph Her-
mann Lübbe zur Linken, aus „Apologeten des Fortschritts“ würden „Kritiker einer Zivilisation 
der Fortschrittsnebenfolgen“.939 Während der ökologische Problemkomplex in das Blickfeld 
der Linksparteien geriet, gruppierten sich die in Umweltfragen engagierten Kräfte um. Heute 
werden Umweltfragen und postmaterialistische Werte gemeinhin mit linken Anliegen identifi-
ziert: Die Linke bezeichnet sich als ökologisch, und die Grünen positionieren sich mehrheit-
lich links. Es waren also die Linken, welche ab den 1970er Jahren das moderne Umweltbe-
wusstsein politisch zu prägen begannen.940 Eine ökologische Problemwahrnehmung – so die 
hier vertretene These – bildete dabei die Voraussetzung dafür, dass sich der Schutz der na-
türlichen Umwelt von einem bürgerlich-konservativen Anliegen zu einer linken Domäne ent-
wickeln konnte. Der traditionelle Naturschutz wollte das Erbe der Vergangenheit und die 
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bürger und die „neue“ Politik, 1983, S. 236. 
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schweizerischen Naturschönheiten konservieren, während der Umweltdiskurs darauf abziel-
te, die Zukunft des Planeten zu sichern. Erst mit dieser bedeutungsvollen Akzentverschie-
bung konnte der Schutz von Natur und Umwelt in den Radar der Linksparteien geraten. SPS, 
PdAS, POCH und RML nahmen die ökologische Zäsur zum Anlass, um vertraute Denk- und 
Orientierungsmuster zu revidieren, wobei die ursprünglich konservative Idee der Naturbe-
wahrung früher oder später als ‚fortschrittlich’ umgedeutet wurde.  
Rund 40 Jahre nach der ökologischen Zäsur ist die Umweltfrage immer noch ungeklärt, und 
hinsichtlich ihrer Lösbarkeit ist ein gewisser Pessimismus bemerkbar. Fatalismus und Resig-
nation sind aber keine zwingenden Konsequenzen. Immerhin hat diese Studie zur ökologi-
schen Umorientierung der Linken gezeigt, dass kollektive Lernprozesse möglich sind. 
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